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 (Wiederaufnahme um 9.00 Uhr.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir nehmen die Sitzung des Gemeinderats wieder auf. Ich wünsche einen schönen guten Morgen! 

Der erste Redner, Herr Mag Chorherr, ist auch schon eingetroffen.

Ich möchte Ihnen sagen, dass Herr GR Walter Strobl entschuldigt ist. 

Wir setzen nun die Beratungen des Voranschlagsentwurfs der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2002 und des Gebührenprüfungsantrags fort.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Einen schönen guten Morgen! Einen erneuten guten Morgen nach einer kurzen Pause, denn wir hatten ja heute in der Früh schon das Vergnügen, uns zu treffen. Vielleicht könnten wir einmal darüber diskutieren, ob in Zukunft Feldbetten, in den Klubs aufgestellt, auch spesenabzugsfähig sind. Das spart Taxirechnungen und die Zahnbürsten könnten wir zur Not mitnehmen. Zum Glück bin ich ein Morgenmensch.

Kommen wir zum wichtigen Kapitel über Planungs- und Verkehrsfragen. Ich möchte es in Umdrehung der meisten Diskussionen, die sich primär um Verkehrsfragen, in zweiter Linie um Planungsfragen drehen, heute bewusst umgekehrt machen und mich mit einem zentralen Vorschlag, mit einer zentralen Idee, mit einer zentralen Schwachstelle der Planung beschäftigen und das durchaus auch in einen Vorschlag gießen.

Um das nicht ganz allgemein zu halten, möchte ich es an zwei wichtigen Stadtentwicklungsgebieten ausführen. Bei einem habe ich das Gefühl, dass es eher besser läuft, und beim anderen habe ich das Gefühl, dass es ziemlich schief läuft. 

Das Grundproblem der Planung in Wien, wie ich es sehe, wie viele es sehen, wie viele Architekten es sehen, ist, dass bei Wettbewerben, sofern solche stattfinden, gesagt wird, ja, wir nehmen diesen städtebaulichen Entwurf auf Grund gewisser Qualitäten, und dann dauert es in der Regel fünf bis sieben Jahre - das ist zwangsläufig so -, bis es dann Schritt für Schritt für Schritt für Schritt mit unzähligen Magistratsdienststellen, unzähligen Bezirkswünschen, unzähligen Architektenvorschlägen, Bauträgerwünschen zu einem endgültigen Entwurf oder einer Umsetzung kommt. 

Das Hauptproblem - ich habe es bewusst vorweggenommen, weil es kein politisches Kampffeld Richtung Stadt ist, sondern ein Wunsch für Qualität - besteht darin, dass sich niemand dafür verantwortlich fühlt, dass die Qualitäten, dessentwegen ein Entwurf von Anfang an gewählt wurde, im Zuge des Prozesses, wo jeder seine Individualinteressen einbringt - die Wohnbauträger, die Straßenverwaltung, der Bezirk -, am Schluss gesichert sind. Lassen Sie mich das, wie gesagt, an zwei Beispielen ausführen.

Das schlechtere Beispiel ist die Vorgangsweise rund um den Höchstädtplatz im 20. Bezirk, immerhin 100 000 Quadratmeter, ein Großprojekt, und das bessere, aber auch noch verbesserungswürdige Beispiel ist die Vorbereitung und Umsetzung der Planung KDAG, Kabelwerk, im 12. Bezirk. Ich könnte jetzt sehr viele andere Beispiele auch noch nennen.

Ich fange mit dem Höchstädtplatz an. Es sollte Ihnen bekannt sein, meine Damen und Herren, dass hier immerhin rund 100 000 Quadratmeter bereits gewidmet sind, und zwar gewidmet - jetzt komme ich zum Kern der Sache - auf Grund eines Wettbewerbs, den in dem Fall Erich Raith mit seinem Team gewonnen hat. Warum hat er das gewonnen? - Weil im Herzen, im Kern eine großzügige Freiraumplanung, eine schöne, eine gute Freiraumplanung, ein Freiraumentwurf vorgeschlagen wird. 

Ich zitiere auch aus dem Juryprotokoll: "Basierend auf dieser Annahme konnte eine völlig neue, großzügige städtebauliche Konzeption entwickelt werden. Der Höchstädtplatz wird von einer vom Verkehr durchzogenen Restfläche zu einem attraktiven verkehrsberuhigten Großraum." Und so weiter und so weiter. Verschiedene lang gestreckte, großzügige, öffentliche Räume entstehen.

Das ist lange her. Nichts ist gesichert, sondern - und damit komme ich zum Kern der Sache, zum Kern meines Vorwurfs und zum Kern des Vorschlags - jetzt geht es darum, dass verschiedene Bauträger diese Fläche übernehmen sollen. Wer führt das Gesamtmanagement? - Ursprünglich war eine Überlegung, dass Siemens dabei ist, und es war durchaus denkbar - ich kritisiere das jetzt gar nicht -, dass Siemens da auch städtebauliche Vorstellungen einbringen kann. Siemens hat sich inzwischen verflüchtigt. Jetzt ist das Ganze beim WWFF gelandet. 

Meine Damen und Herren! Das kann es ja nicht sein! Wenn das jetzt im schlechten Sinne ausgeht, wird von den verschiedensten Bauträgern, denen die Grundstücke zugeteilt werden, jeder, wie wir es Hunderte Male in Wien gehabt haben, die Logik auf seinem Bauplatz umsetzen und sagen: Hoppala! Gesamter Freiraum? Was interessiert denn mich das! Ich soll das zahlen? Na, sicher nicht! Wie viel Nutzflächenwerte lassen sich aus einer Freiraumplanung, die ja auch etwas kostet, meine Damen und Herren, umsetzen? 

Noch einmal: Das ist jetzt kein politischer Vorwurf, kein Skandal, keine Enthüllung, sondern ein Dilemma von sehr vielen Planungen, dass wir niemanden haben, auch keine Stelle, auch keine Institution, die im Auftrag des Planungsstadtrats, im Auftrag des Bezirks, im Auftrag des Bürgermeisters, im Auftrag von wem auch immer, diese Schnittstellen - wo endet Planung, wo beginnt Wohnbauumsetzung, wo beginnt Umsetzung mit Geschäftsflächen - betreut und dafür sorgt, dass das umgesetzt wird.

Ich bringe nur einige sehr konkrete Ideen, die jetzt diskutiert werden, und wo ich frage: Wer ist der Adressat dessen? Ich bringe sie ausführlich, weil es mir in dem Fall ein großes Anliegen ist und wir - ich sage Ihnen das gleich jetzt -, so wie wir bei KDAG - das ist das bessere Beispiel - dranbleiben, auch beim Höchstädtplatz dranbleiben wollen. Worum geht es, auch von denen formuliert, die diesen Wettbewerb gewonnen haben? 

Es geht einmal ganz prinzipiell darum, nicht irgendwelche No-Names von Orten, sondern eine Marke zu entwickeln, einen Ort, wo man gerne wohnt, der auch im Bewusstsein der Bevölkerung verankert ist. Wer kümmert sich um eine gezielte Nutzungsmischung dort? Wer kümmert sich insbesondere um die immer wieder auftauchende Frage: Was ist mit den Freiräumen, was ist mit den Erdgeschossbereichen? - Da wird in den Juryprotokollen immer wieder die großzügige Ausgestaltung der Erdgeschossbereiche wunderbar gelobt. Na ja, das schreibt sich leicht in ein Juryprotokoll hinein. Politik heißt, das sicherzustellen. Und wenn ich mir jetzt anhöre, welche Planung es dort gibt, sage ich Ihnen: Den Müllraum im Erdgeschoss braucht man zwar, aber bitte das ist kein großzügiger Erdgeschossbereich, dass es eine Fahrradabstellanlage gibt, dafür bin ich total, aber das ist nicht die großzügige Erdgeschossnutzung, ebenso wenig der Kinderwagenaufbewahrungsraum und all das, was zwar notwendig ist, aber nicht eine Qualität einer Erdgeschossnutzung ausmacht. Wer übernimmt die Finanzierung? Wer übernimmt das Development? Wer nimmt allenfalls dafür auch Geld in die Hand? Wer sorgt dafür, dass es einen Branchenmix gibt? - Da muss man dahinter sein, meine Damen und Herren, und wenn nicht einer dahinter ist oder eine Institution, die auch mit einem gewissen Nachdruck ausgestattet ist, passiert das nicht.

Es geht zweitens - ich sage es noch einmal bewusst - um die Freiraumzonen. Ich habe gestern extra telefoniert, um zu fragen, was aus der Beauftragung der Freiraumplanung geworden ist. Ich sage Ihnen, was passiert ist. Der WWFF entwickelt das jetzt mit sehr, sehr geringem Engagement. Als Beleg sage ich Ihnen auch: Wir führen jetzt eine Stadtplanungs- und Stadtentwicklungsdebatte und selbstverständlich ist vom WWFF niemand da, denn das gehört ja zu einem anderem Ressort. Und das ist das Problem! Es war diese Freiraumplanung beauftragt, bis der WWFF gesagt hat: Nein, das ist nicht unsere primäre Aufgabe, das tun wir nicht! Der WWFF hat das unterlassen. Dann haben die Bauträger gesagt: Na hallo, wenn die Stadt mit dem WWFF das unterlässt, dann machen wir auch nichts dafür! 

Das heißt, dass jener großzügige Freiraumbereich, dessentwegen ein städtebaulicher Entwurf erst gewählt wurde, jetzt schrittweise den Bach runtergeht. Und dann werden wir einmal mehr feststellen: Schaut her, das war der Entwurf, und schaut her, das ist nun die Praxis! 

Meine Damen und Herren! Gehen Sie einmal mit dem Plan in der Hand über den Leberberg und schauen Sie sich die Freiraumplanung im Entwurf und die Freiraumplanung in der Wirklichkeit an. Überall dort, wo Sie die Sichtachsen haben, haben Sie jetzt Entlüftungsschächte der Garagen. Ich bräuchte mehr als 40 Minuten, um allein das zu schildern. Hier ist niemand verantwortlich. Wo ist das Zusammenführende? - Ich meine, das wäre Aufgabe der Stadtplanung, aber ich kann es mir auch woanders vorstellen. Wer hat eine Gesamtverantwortung für das Gebietsmanagement, der wirklich diese Qualitäten Schritt für Schritt für Schritt für Schritt durchsetzt? 

Ich spare mir jetzt zu schildern, wie der Entwurf bei dem Hochhauskonzept hinübergerettet wurde, aber ich komme zu einem weiteren ganz wichtigen rechtlichen Punkt, auch im Bereich KDAG, und da habe ich mich extra schlau gemacht, wie das in der Vergangenheit gehandhabt wurde. Zunächst ganz konkret zur Frage der Planwertabgabe und wie man das administrieren könnte. Dort wurden durch den Gemeinderat deutliche Aufzonungen vorgesehen. Das ist an diesem Standort auch vernünftig. Dort ist auch ein Hochhaus vorgesehen: Ich füge hinzu: Auch das halte ich an diesem Standort für vernünftig. Aber man kann jetzt nicht mit Nachdruck von den Bauträgern verlangen, dass sie wegen der beträchtlichen Wertsteigerungen, die durch diese vorgesehene Aufzonung entstehen - Beispiel Höchstädtplatz -, das und das und das und das auch noch finanzieren.

Welche Beispiele von solchen städtebaulichen Verträgen gibt es? - Ich gebe Ihnen eine Antwort: Keine! Sie werden mir sagen: Na hallo, in der Vergangenheit hat es das doch gegeben! Ja, das war so diese Wiener Art: Na ja, wir werden uns schon nicht die Augen auskratzen. Wienerberg: Wir bauen euch eh einen Kindergarten, also dürfen wir da hinauf. Das passiert so nebenbei. 

Das sollte man, so meine ich, auf eine saubere rechtliche Grundlage stellen und eines tun: jemanden dafür verantwortlich machen, jemandem die Verantwortung übergeben und ihm sagen: Du verhandelst jetzt für die Stadt. Ganz klare Vorgaben. Jetzt denke ich bewusst auch mit dem Kopf der Bauträger, denen es legitimerweise um eines geht, um Klarheit. Die Stadt sagt: Ja, du bekommst eine Aufzonung, wir wollen das, das, das, das und das von dir, aber wenn du das einhältst, dann haut das auch mit der Widmung hin, dann haut das mit anderen Fragen hin. Wo ist diese Institution? Wo ist diese Person am Beispiel Höchstädtplatz? - Nirgendwo! Damit, so fürchte ich, gehen die Qualitäten eines guten und richtigen städtebaulichen Entwurfs schrittweise den Bach hinunter, wenn nicht der Planungsstadtrat oder sonst irgendwer, der sich für Qualitäten verantwortlich fühlt, das Ruder in die Hand nimmt. 

Der Bezirk sagt: Ja. wir können uns etwas wünschen, aber was haben wir denn zu reden? - Niemand hat leider etwas zu reden, aber da geht es um ganz viele Fragen, auch Detailfragen. 

Ich habe mir den Entwurf angeschaut und da gibt es riesige neue Dachflächen. Da habe ich gefragt: Sagen Sie, was ist auf den Dachflächen geplant? - Antwort: Nix! Eine reine Begrünung einer Dachfläche bringt rentabilitätsmäßig nichts. Manche Bauträger machen es vielleicht, andere machen es nicht. Genau das sind die Dinge, von denen ich meine, dass sie verbindlich vereinbart werden müssen. 

Ich gebe auch eines gerne zu: Vom ersten Entwurf eines städtebaulichen Wettbewerbs bis zur Umsetzung kann und wird sich auch einiges ändern. Es ist absurd zu glauben, dass wir heute bis auf Punkt und Beistrich alles festschreiben, was in fünf, sechs, sieben, acht, zehn, zwölf Jahren gebaut wird. Aber wer managt diesen Prozess? Wer ist dafür verantwortlich? Ist es der Planungsdirektor? Ist es der Planungsstadtrat? Ist es der Bürgermeister? Ist es jemand, der dafür eingesetzt wird? Ja, wer ist das? - Am Höchstädtplatz, meine Damen und Herren, ist es niemand und so schaut der Entwurf auch aus. 

Ich könnte jetzt neben dem Höchstädtplatz noch eine Reihe von derartigen Projekten nennen, wo jede Abteilung - ich bringe jetzt keine Fäkalausdrücke, wie das Hunde machen - auf Grund ihrer Logik ihre Interessen wahrt. Das sind wahrscheinlich bis zur Realisierung 111 Institutionen und die Summe der Eigeninteressen von 111 Institutionen, meine Damen und Herren, ist kein Städtebau. Zu Recht beklagen daher auch Bauträger auf der einen Seite, dass ihnen das Gesamte fehlt, aber von der Stadt passiert das nicht. Also: Hallo, Planung! Warnung: GRÜNE bleiben beim Höchstädtplatz dran! Sie schauen sich das genau an, werden schriftliche Anfragen einbringen, werden fragen: Wo ist die Gesamtplanung? Wie ist das mit der Sicherstellung des Freiraums? Wer finanziert das? Wer nimmt die Bauträger in die Pflicht, dass sie etwas zahlen, nachdem sie dort beträchtliche Planwertgewinne eingesteckt haben? - Also Klarheit und Verantwortung in der Planung. Hier geht es um eine entsprechende Vorgangsweise. 

Besseres Beispiel - besser, aber noch lange nicht ausgereift -, wo man sich sehr bemüht hat: KDAG. Wettbewerb, Wettbewerbsüberlegungen, guter Entwurf und eine, wie ich meine, insbesondere sowohl vom Bezirk als auch von der MA 21 im Rahmen des Möglichen flexible Widmung, die eher in den Bereich geht, Strukturwidmungen vorzunehmen, Flexibilitäten vorzunehmen, eine durchaus ansehnliche Form einer Bürgerbeteiligung, bei der ich wirklich mehr als anerkennen muss, dass verantwortliche Beamte am Wochenende - das war vor einem Jahr, als es saukalt war, da gab es ja keine Heizung - eine Ausstellung gemacht, mit den Leuten diskutiert und Ziele erarbeitet haben - und jetzt wird es besonders interessant -, Ziele, wo sich regierende Sozialdemokratie, Bezirk, Anwohner bis hin zu Grünen einig sind, in welche Richtung das gehen soll. 

Und jetzt kommt die Kernfrage: Wie aber werden diese Qualitäten sichergestellt? - Ich bringe nur ein Beispiel. Im Vorfeld sind sich alle darüber einig gewesen, dass ein großer Bereich von Backsteinbauten erhalten bleiben soll. Jetzt steht das in der Widmung, ist also auch bestandsgewidmet. Nur, was heißt Bestandswidmung? - Bestandswidmung heißt: So hoch darf gebaut werden. Es könnten aber sofort, wenn die Widmung durchgesetzt ist, die Bauträger hingehen - und das tun sie bereits - und rechnen: Das sind Geschosshöhen von 3 Metern oder mehr. Wenn wir das wegputzen und neu bauen haben wir 1 200 Quadratmeter mehr. Also reißen wir es ab. 

Wer ist dafür verantwortlich, sicherzustellen, dass das nicht abgerissen wird? Und auf Grund welcher Rechtsgrundlage? - Gespräche mit dem Bezirk. Der sagt: Na ja, wir können uns ja was wünschen, er wird sich, hoffe ich, auch etwas wünschen. Aber wer setzt das um? 

Nächster Bereich: Wir haben sehr darauf gedrungen - der Kollege aus dem 21. Bezirk wird sich freuen -, dass nicht nur im 21. Bezirk eine autofreie Siedlung besteht, sondern dass im Kern auch die KDAG ein Ergänzungsprojekt bekommen soll. Das wurde auch mit den Stimmen der Sozialdemokratie und, ich glaube, sogar auch mit Stimmen der ÖVP beschlossen, dass, weil dort die Verkehrserschließung mit Autos sehr schwierig ist, im Kern ein autofreier Bereich gegeben sein soll, weil auch die öffentliche Erschließung über die U 6 durchaus fast besser ist als im 21. Bezirk. 

Jetzt sagen die Bauträger oder Teile der Bauträger: Nein, schon wieder autofrei, das wollen wir nicht, das brauchen wir nicht. Wer stellt das sicher? - Ich meine, dass bei der KDAG jetzt ein noch viel besserer Zeitpunkt ist. Bauträger wollen über die Widmung deutliche Planwertgewinne und wenn man sich diesen Entwurf anschaut, ist ja eine deutliche Wertsteigerung drinnen. Wer schreibt jetzt fest, Herr StR Schicker, dass diese Qualitäten eingehalten werden? Gibt es einen städtebaulichen Vertrag? Ja oder Nein? - Es gab so etwas bisher noch nicht. Wie soll so etwas umgesetzt werden? 

Anderes Beispiel - ich mache das jetzt durchaus mit Namen, weil das ja ohnehin kein Geheimnis ist, und nenne Kollegen Buchner von der MA 21, der in, das möchte ich jetzt wirklich hier sagen, vorbildlicher Art diese Flächenwidmung vorbereitet hat -: Die Bauträger sagen: Ja, wir brauchen so etwas wie ein Gebietsmanagement. Und die Stadt sagt das auch. Jetzt gibt es durchaus eine Diskussion darüber: Wie weit soll die Einflussnahme dieses Gebietsmanagements auf die Bauträger sein? Bis heute gibt es da keine Unterlage. Ich meine - und das sage ich jetzt auffordernd und pro futuro und durchaus jetzt in der Früh an dieser prominenten Stelle; ich sehe das nicht als Kampffeld; ich komme schon noch zum Verkehr, da werden wir ohnehin ordentlich streiten, aber in diesem Bereich ist es kein parteipolitisches Kampffeld -, stellen wir sicher, dass vor einer Widmung über eine Art städtebaulichen Vertrag festgelegt wird, welche Aufgaben Bauträger in der Umsetzung zu erfüllen haben, also Freiraumplanung, Gebietsmanagementaufgaben, wo und wie Garagen gebaut werden. 

Ein weiterer Punkt, der total interessant ist - damit leite ich jetzt schon ein bisschen über -: Es gibt dort die Möglichkeit - stellen Sie sich das vor, meine Damen und Herren! -, den gesamten Bauaushub mit der Bahn abzutransportieren. Nur damit Sie eine Vorstellung bekommen, wie viele Lkw-Fahrten das sind - ich sage das nur an die Kolleginnen und Kollegen vom 12. Bezirk -: Der Aushub eines einzigen Stellplatzes in einer Tiefgarage - Klammer auf, ich polemisiere jetzt nicht in Garagen, Klammer geschlossen - bedingt 12 Lkw-Fahrten. Also wenn dort zwischen, sagen wir, 800 bis 900 Stellplätze angedacht werden - eins zu eins wäre entsprechend mehr - und berücksichtigt wird, was sonst noch dort ist, so entspricht das 100 000 Lkw-Fahrten. 

Jetzt gibt es die Idee - nicht nur von uns, sondern durchgerechnet -, dass der gesamte Bauaushub dort über die Schiene abgewickelt wird. Es ist auf dem Grundstück sogar ein Bahnanschluss. Manche Bauträger sagen: Nein, das ist ein bisschen teurer, das wollen wir nicht. Diesen Zirkus haben wir bereits bei der HL-AG gehabt. Wo steht geschrieben, dass die Stadt sagt: Wir wollen von euch verbindlich festgelegt haben, dass ihr den Aushub und das Grobmaterial mit dem Lkw abtransportiert? Auch als Technologieentwicklung. 

Das im Wohnbauausschuss behandelte Rundbauprojekt haben wir morgen auf der Tagesordnung. Ich habe mich deswegen zu Wort gemeldet, weil ich es für ein vorbildliches Projekt der Stadt halte - ein vorbildliches Projekt, das sage ich nicht so oft -, aber jetzt geht es darum, das in der Praxis zu erproben, in einem Großprojekt. Wer schreibt das fest? - Es genügt nicht, dass alle sagen: Ja, das ist eine gute Idee, das machen wir, das machen wir!, wie es beim Höchstädtplatz der Fall war. Ich kenne einen Stadtrat "Mach' ma", der nicht immer alles umgesetzt hat. - Also: Wer stellt das sicher? 

Nächster Punkt ist auch dort die Freiraumplanung. Da gibt es sechs bis acht Bauträger, die untereinander nicht immer einig sind. Lassen Sie es mich einmal so sagen. Das ist ja nicht nur bei Parteien so, sondern auch bei Bauträgern. Klarerweise gibt es unterschiedliche Interessen. Jeder sagt: Na hallo, ich soll die Freiraumplanung machen, ich mache maximal meine. Da gibt es ein öffentliches EPK, da gibt es private Freiraumzonen. Wer stellt sicher, dass die gesamte Zone entsprechend umgesetzt wird und finanziert das auch, damit nicht am Schluss herauskommt, das macht sozusagen der Bezirk, und nach der Widmung kommt der Bezirk drauf: Huch. das ist aber ein großer Park - etwa der bei der U 6-Station Tscherttegasse -, wir können das nicht finanzieren.

Das ist die Aufgabe, das rechtzeitig sicherzustellen. Das wäre ein unglaublicher Fortschritt der Stadtplanung, nichts anderes zu tun, als vor einer Widmung mit einer gewissen rechtlichen Verbindlichkeit auch dem Gemeinderat zu sagen: Diese Qualitäten wünschen wir und so stellen wir uns die Durchsetzung vor. Das gab es bisher nicht und wenn es das gab, so ist es mir bei meinen Recherchen - und ich bilde mir ein, ich habe nicht so schlechte Beziehungen zu den diversen Teilen der Beamtenschaft - verborgen geblieben. Das wäre ein erster Durchbruch, aber selbst am Beispiel KDAG, wo man es ansatzweise mit einem Gebietsmanagement versucht, das möglicherweise beauftragt wird, dessen Kompetenzen aber völlig unklar sind, ist das nicht klar.

Es ist eine der seltenen Win-Win-Situationen, meine Damen und Herren: Bauträger haben mehr Klarheit, wissen auch, was sie zu finanzieren haben, und die Stadt hat eine Klarheit, dass die Wunschliste, die oft eine sehr lange ist, nicht irgendwo auf Goodwill angewiesen ist, sondern auch tatsächlich umgesetzt wird. 

Wir werden es uns beim KDAG anschauen. Ich glaube, kurz vor Weihnachten soll es im Bezirk beschlossen werden und kommt dann hierher. Ich glaube, diese beiden Projekte sind eine gute Möglichkeit, zu einer besseren Form der Durchführung von Qualitäten, zur Wahrnehmung von Verantwortung zu kommen. Ich glaube, dass es aber auch interessant wäre, Teilen der Beamtenschaft projektmanagementartige Verantwortlichkeiten zu übergeben und sie zum Beispiel mit Bauträgern über derartige Dinge verhandeln zu lassen und das in einer gewissen Transparenz dem Stadtrat oder dem Ausschuss vorzutragen, um hier zu neuen Qualitäten zu kommen.

Soviel zum unendlichen Bereich der Planung, aus dem ich bewusst jetzt nur diesen einen Punkt herausnehme, weil er mir ein wirkliches Anliegen ist und weil ich nicht glaube, dass es dagegen etwas Ernsthaftes einzuwenden gibt. Ich hoffe, dass Herr StR Schicker jetzt nicht sagt: Machen wir eh schon!, denn Sie selbst wissen, dass das noch nicht passiert - weder von der Bauträgerseite noch von Seiten der Stadt. Nehmen Sie das einfach als Anregung, etwas umzusetzen, von dem ohnehin jeder sagt, dass es passiert, nur - es passiert nicht. 

Ich leite über zu einigen Anmerkungen zur Verkehrspolitik. Erstens erlaube ich mir, einen Antrag einzubringen - ceterum censeo, jetzt wird es eine Spur weniger konsensual -, mit dem wir etwas tun, was Oppositionsparteien selten tun, nämlich sagen, woher Geld kommen kann. 

Ich sage noch einmal, meine Damen und Herren, auch im Anschluss an die frühmorgendliche Kulturdebatte: Ich sehe überhaupt nicht ein, dass Hunderte Millionen S jedes Jahr - Tendenz steigend -, die aus der Parkometerabgabe eingenommen werden, zweckgebunden für den Garagenbau gewidmet sind. Ich glaube, dass das in das allgemeine Budget fließen soll, auch ins Planungsbudget fließen soll, fließen kann und dann entschieden wird. 

"Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, zur Schaffung weiterer budgetärer Spielräume, die Zweckbindung der Parkometerabgabe im Wiener Parkometergesetz aufzuheben."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.

Meine Damen und Herren, vor allem von der Finanz, aber auch von der Planung! Ich weiß, dass es viele hier im Haus gibt, die für diesen Antrag sind. Ich fordere Sie jetzt auch auf - wenn man schon einem grünen Antrag schwer zustimmt -, zumindest in der Vorbereitung von Verhandlungen darauf hinzuwirken, immerhin 300 bis 500 Millionen S jährlich frei zu bekommen. Das kann auch heißen, dass man in der - sage ich jetzt - Garagenorientierung da und dort eine Garage subventioniert, aber jede Garage sollte von der Sinnhaftigkeit her mit anderen Zwecken konkurrieren müssen und nicht einen eigenen Topf haben - ich nenne das immer "Windschutzscheibenbudget" -, denn überall muss man sparen, nur im Garagenbereich passiert nichts. 

Wenn wir schon bei den Einnahmen sind, dann schlagen wir - das macht ja eine Opposition nicht oft - noch eine weitere Maßnahme vor, und es kommt noch ein weiteres Ceterum censeo: Wie wäre es denn, jetzt, da die Parkraumbewirtschaftung durchaus akzeptiert ist und ein Problem zwar nicht gelöst, aber deutlich erleichtert hat, sodass aus vielen Teilen der Welt Verkehrsplaner nach Wien kommen, um sich die Parkraumbewirtschaftung anzusehen, einen nächsten Schritt zu gehen, und zwar einen nächsten Schritt dahin gehend, dass zumindest in jenen Bezirksteilen, wo kein struktureller Unterschied zu den Innenstadtbezirken gegeben ist, die Parkraumbewirtschaftung maßvoll, aber klar ausgedehnt wird - dazu zählen Teile des 10., Teile des 12., Teile des 15. Bezirks -, um hier einen entsprechenden Anreiz zu setzen und - ich scheue mich nicht, es auszusprechen - damit auch - ja! - weitere Einnahmen für die Stadt zu lukrieren?

Ganz kurz zu einem sehr wesentlichen Punkt in aller Nüchternheit: Das sind die großen Straßenbauprojekte, die von der SPÖ in dem Verkehrsmasterplan vorgeschlagen werden. Wir werden uns bemühen, in den Jahren, die vergehen werden, bis die 6. Donauquerung und die so genannte Nordostumfahrung gebaut sind, jene auf unsere Seite zu ziehen, die wir zunehmend auf unsere Seite bekommen, nämlich Leute, die eins und eins zusammenzählen können und nicht von Wahnvorstellungen getrieben sind. 

Fakt ist: Der Stau auf der Tangente ist nicht durch die Lkw verursacht, die von Wladiwostok nach Glasgow fahren, der Stau auf der Tangente ist hausgemacht, meine Damen und Herren. Ob uns das passt oder nicht - hier muss ich in Ansätzen Herrn StR Schicker Recht geben, der das auch wieder gesagt hat, das wird nur gerne überhört von den Umfahrungsfetischisten -, der Umfahrungsring wird den Stau auf der Tangente in keiner Weise reduzieren. Es ist hausgemachter Verkehr, Verkehr, der in Wien fährt, Verkehr, der vom Umland nach Wien fährt, und Verkehr, der von Wien hinaus ins Umland fährt. - Erstens. Deswegen wird eine Nordostumfahrung nichts bringen. 

Zweitens - und da bitte ich Sie, Ihren eigenen Verkehrsplanern zu glauben -: Wenn man die Nordostumfahrung als Umfahrungsstraße konzipiert, kann sie und soll sie nicht gebaut werden - so sagen Ihre eigenen Verkehrsplaner -, denn dann fährt niemand darauf. Das rechtfertigt keine Umfahrung. Darum haben Sie selber vorgeschlagen, sie nicht weit nach Niederösterreich, sondern nach Wien hineinzuverlegen. So ist auch jetzt der Vorschlag.

Was bewirkt das, meine Damen und Herren? - Das bewirkt eine katastrophale Zerstörung der innerstädtischen Struktur. Das bewirkt, dass nicht nur im Süden der Stadt eine SCS, eine Motorcity, ein Multiplex und und und vorhanden sind. Ich bitte Sie, sich diese Siedlungsentwicklung einmal im Zeitraffer vorzunehmen. Schauen Sie sich an, wie der Süden Wiens vor 30 Jahren ausgeschaut hat, oder machen Sie Jahresfotos, da werden Sie sagen: Aha, das ist in den letzten 30 Jahren passiert. Überall auf der Welt, meine Damen und Herren, sind derartige Verkehrserschließungen Siedlungsimpulse. Sie ziehen die wirtschaftlichen Lebenselemente aus der Stadt hinaus. Das Geschäftsflächenwachstum, das jetzt schon deutlich stärker ist, als die Kaufkraft wächst - Zitat Walter Nettig -, wird sich auf die großen Konzerne am Stadtrand konzentrieren und das innerstädtische Geschäftesterben wird weitergehen.

Der Herr Bürgermeister lächelt (Bgm Dr Michael Häupl: Freundlich, wie immer!) freundlich. Es stimmt trotzdem. Es nützt nichts, Herr Bürgermeister - wenn ich Sie kurz ablenken darf bei einem wichtigen Thema -, dass Sie Pressekonferenzen machen und sagen: Huch! Es ist wieder Kaufkraft ins Umland abgeflossen!, wenn Sie selber die Voraussetzungen schaffen. Wenn solche Straßen gebaut werden, wird massiv weiter Bevölkerung abfließen und Kaufkraft abfließen.

Da gibt es eine Verantwortung dafür und das ist eine völlig verkehrte Stadtplanung. Wir haben das kurz im Arbeitsausschuss diskutiert, aber diese Frage haben Sie nicht beantwortet. Wenn Sie als eines der Hauptprobleme die Zersiedelung als Ursache einer schlechten Entwicklung ansehen, wie wollen Sie dem gegensteuern, wenn Sie massiv Siedlungsimpulse im Umland setzen? 

Also: Die Nordostumfahrung gefährdet die Lobau - es darf keine Lobau Autobahn geben -, fördert die Zersiedelung rund um Wien und beschleunigt das Geschäftesterben. Das ist eine falsche Entwicklung. 

Wir werden dem vehement entgegentreten, und zwar gemeinsam mit jenen, die zunehmend auch meinen, dass in Zeiten knapper Budgets Infrastruktur lieber in jenen Verkehr gehen soll, der der relevante Verkehr ist, das ist der Verkehr der Gehirnzellen, meine Damen und Herren, also die Voraussetzung dafür, dass Innovation nach Wien kommt, dass Fantasie nach Wien kommt, dass Kreativität nach Wien kommt, dass eine kulturelle Entwicklung stattfindet. Wir streiten im Kulturbereich um 5, 10, 20 Millionen S herum. Da geht es um 5, 10, 20 Milliarden S mit einer gefährdeten Entwicklung. Das sind falsche Prioritäten, denen wir vehement entgegentreten werden, und wir sind mehr als optimistisch, dass es zu dieser Lobau Autobahn nicht kommen wird. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Neuhuber gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Die Budgetdebatte lässt uns auch immer Zeit und Gelegenheit für eine kleine Retrospektive, so einer Art Betrachtung der Vergangenheit, und wenn ich mir da die letzten sechs Monate in der Stadtplanung ansehe, so weiß ich eigentlich nicht recht, ob ich lachen oder weinen soll: Lachen wäre vielleicht zu viel gesagt, aber verschmitzt lächeln darüber, dass meine Prophezeiungen, die ich in der Rechnungsabschlussdebatte hier eingebracht habe, leider - für Wien muss ich sagen: leider - eingetroffen sind, und weinen, wenn ich mir die bisherige Tätigkeit des Ressorts in den letzten sechs Monaten anschaue.

Ich habe damals beim Rechnungsabschluss warnend eingebracht, dass es von einer tiefen Symbolik ist, dass Herrn StR Schicker in seinem Ressort die "Zukunft", nämlich aus dem Namen, abhanden gekommen ist. Ich habe damals schon moniert, dass Verwalten alleine zu wenig wäre, dass Stadtplanung nicht nur ein technokratisches Ressort ist, sondern ganz entscheidend ist für die Zukunft Wiens. Ich habe damals weiter moniert, dass wir uns ein dynamisches Ressort statt einem statischen wünschen, das Visionen für die Zukunft Wiens entwickelt, dass man agieren und nicht reagieren muss.

Leider, meine Damen und Herren, sind die schlimmsten Befürchtungen noch übertroffen worden. Eine impulslosere, undynamischere und visionslosere Verwaltung - ich will gar nicht sagen Führung - des Ressorts wäre gar nicht vorstellbar gewesen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich will natürlich auch einige Beispiele dafür anführen, wieso ich zu diesem Schluss komme. Es ist mir relativ leicht gefallen, solche zu finden, und ich möchte sie in zwei Kategorien teilen. Die eine Kategorie: StR Schicker macht nichts, die andere Kategorie: StR Schicker macht zwar etwas, aber es nützt nichts oder es kommt nur Murks dabei heraus.

Ich beginne mit Letzterem. Beispiele gibt es genug. Da war schon im Sommer - Sie werden sich erinnern - Dauerstau auf der Tangente auf Grund von Baustellen. Zugegebenermaßen ist für den Stau natürlich nicht in allen Fällen der Stadtrat verantwortlich. Es wurde dann über Ideen nachgedacht. Was kam vom Ressort? - Die Idee eines Lkw-Fahrverbots. Sie wissen, diese Idee musste relativ rasch zurückgezogen werden. 

Der nächste Schildbürgerstreich war noch viel schlimmer. Es folgte die Roßau. Seither muss man fast glauben, dass "Flop" der zweite Vorname des Herrn Stadtrats ist. Genau das passiert aber, meine Damen und Herren, wenn man verwaltet und keine eigenständigen Entscheidungen trifft, sondern sich nur in die Geiselhaft von relativ erfolglosen Bezirkspolitikern begibt. Aber über die Roßau haben wir schon genug geredet und ich nehme an, es wird auch heute noch einmal von meinem Kollegen, GR Gerstl, kommen.

Das Dritte, worauf ich wirklich schon sehr gespannt war - das habe ich auch schon bei der Rechnungsabschlussdebatte eingebracht -, ist das Hochhauskonzept gewesen. Dazu bedarf es einer kurzen Einleitung. Wir Wiener haben, wie wir alle wissen, hier herinnen genauso wie draußen außerhalb dieses Hohen Hauses, ein sehr misstrauisches - sage ich einmal vorsichtig - Verhältnis gegenüber Hochhäusern. Das zieht sich quer durch alle Bevölkerungsschichten. Das mag mit der Bauhistorie, mit Kultur und Tradition Wiens zu tun haben, das mag auch damit zu tun haben, dass wir generell Neuem nicht immer so aufgeschlossen gegenüberstehen, das mag zum Teil auch vorauseilender Gehorsam sein, weil bekanntlich die größte Zeitung dieses Landes nicht besonders hochhausfreundlich ist. Also ein ganzer Mix von Gründen, wieso Hochhäuser immer sehr misstrauisch beäugt werden.

Tatsache ist aber auch genauso, meine Damen und Herren, dass Hochhäuser aus einem modernen Stadtbild, sei es in Wien oder in allen europäischen und Weltstädten, nicht mehr wegzudenken sind und dass sie heute quasi als Synonym für wirtschaftliche Dynamik stehen. Auch die Stadtplanung spricht auf der ganzen Welt davon, dass diese Verdichtung aus Ihrer Sicht notwendig ist, genauso wie die Verdichtung letztendlich auch aus ökonomischer Sicht auf Grund der Bodenpreise zum Teil schlicht und einfach unabdingbar ist.

Der "Falter" spricht in einer seiner jüngsten Ausgaben - und der ist, da werden Sie mir wohl Recht geben, relativ unverdächtig, das Leitblatt von Kapitalisten oder der Baulobby zu sein - wortwörtlich davon: "Wien braucht Hochhäuser, um überleben zu können, dort, wo sie städtebaulich benötigt werden."

Herr Stadtrat! Genau das geht mir im Hochhauskonzept ab: das klare Bekenntnis entweder dafür oder dagegen und somit der politische Wille. Ich hätte durchaus mit mir darüber diskutieren lassen, wenn Sie sagen: Nein, ab sofort wollen wir keine Hochhäuser mehr in Wien! und dann Gründe dafür anführen. Aber das, was jetzt beim Hochhauskonzept herausgekommen ist, ist ein Planungsallerlei, ein Wirrwarr, ein Überall und Nirgends, wo man in Zukunft in Wien Hochhäuser bauen darf oder nicht. 

Überall in den Eignungszonen. Da steht zum Beispiel: Im Radius 300 Meter von Schnell- und U‑Bahnen oder 200 von Straßenbahnen. Ganz ehrlich, das ist relativ bald wo der Fall. (GR Günter Kenesei: In der Donaustadt nicht!)

Nirgends: Da werden ellenlange Ausschlusszonen aufgezählt, etwa überall, wo Landschafts- und Stadtbilder beeinträchtigt werden. Das ist in Wien auf Grund unseres kulturellen Erbes auch relativ schnell wo der Fall. Verstecken kann man die Hochhäuser bekanntlich sehr schwer.

Das ist wirklich die zur Perfektion getriebene stadtplanerische Beliebigkeit, meine Damen und Herren.

Wir wollen hingegen eine genau Definition, wir wollen Hochhauszonen, wir wollen Räume, wo Hochhauslandschaften entstehen können. Stadtplanung heißt planen, nicht "try and error" für den Developer. Diese Beliebigkeit führt nämlich zur Geldverschwendung. Sie sagen den Investoren: Probiert es einmal! Schaut einmal, wo ihr bauen dürft! So können weiterhin durchaus auch im Stadtinneren, in der City "Zahnstocher", also einzelne Hochhäuser, entstehen, und genau das wollen wir in Zukunft verhindern. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber über das Hochhausprogramm werden wir sicher noch bei anderer Gelegenheit genügend diskutieren können. 

Einen weiteren Block, Herr Stadtrat, hat Kollege Chorherr gestern ja dramaturgisch durchaus ausgefeilt bereits dargestellt, nämlich Ihre demokratiepolitische Einstellung in der Stadtverkehrskommission zur Diskussion über das Verkehrskonzept. Dazu will ich mich weiter gar nicht mehr verbreitern, das hat Chorherr hervorragend gemacht. 

Jetzt schlage ich den Bogen zurück zum Budget, weil gestern so oft von der SPÖ eingebracht wurde, dass es überhaupt keine Kürzungen gibt. Also in Ihrem Ressort in der Stadtplanung findet sich leider ein Budgetposten, der dramatisch gekürzt wurde, der - möchte ich fast sagen - langsam umgebracht wird und der tut mir ganz besonders weh. 

Unter VBgm Görg hat sich sein damaliges Ressort, Ihr heutiges, ganz besonders um die Geschäftsstraßen und um die Belebung der Geschäftsstraßen angenommen. Er hat damals mit der Finanzstadträtin einen eigenen Sonderprojektrahmen für Aktivitäten in Geschäftsstraßen ausverhandelt und den dann für dortige Aktivitäten verwendet. Dieser war zuletzt im Jahr 2000 bei 545 000 EUR und jetzt, siehe da, meine Damen und Herren - jetzt kommen Sie bitte heraus und sagen, es wird in diesem Budget nicht grausam gekürzt -, finden sich noch ganze 100 000 EUR. Das ist nicht mehr als eine Sterbehilfe und ich prophezeie, dass das im Budget 2003 dann wahrscheinlich völlig verschwunden sein wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das trifft nämlich in den vom Aussterben bedrohten Geschäftsstraßen vor allem die Kleingewerbetreibenden, die kleinen Kaufleute, für die sich normalerweise Herr Kollege Vizepräsident GR Strobl - zu Recht, sage ich - immer besonders stark macht. Herr Kollege Strobl, bitte kommen Sie heraus. vielleicht schaffen wir es gemeinsam, den Herrn Stadtrat zu überzeugen, diesen Budgetposten nicht um zirka 80 Prozent zu kürzen, sondern zumindest gleich zu belassen, wenn nicht auszubauen im Dienste und sozusagen für die Wiener Wirtschaft. (Beifall bei der ÖVP.)
Kommen wir nun zur Kategorie: Herr StR Schicker macht gleich gar nichts. Ich gebe zu, die Aufzählung würde die Redezeit sprengen, aber einige signifikante Beispiele sind schnell gefunden. Fangen wir mit einem an, das mich - das sage ich auch ganz ehrlich - ein wenig persönlich betroffen macht und das ist der Wiener Prater. Da hat Wien mitten in der Stadt ein riesiges Naherholungszentrum, ein riesiges Gebiet, das für Sportaktivitäten dient, aber genauso für Unterhaltung und letztendlich auch wirtschaftlichen Zwecken, ein Gebiet, das ein wichtiges Asset ist, eine wichtige Grundlage für den Tourismus in der Stadt. Und wie gehen wir damit um? 

Wir wissen seit Jahren, der Prater, vor allem der Wurstlprater, tümpelt vor sich hin. Es wird seit Jahren über Aktivitäten in diesem Bereich, über eine Neuausrichtung gesprochen. Es ist leider ein - aus meiner Sicht - Musterbeispiel dafür, wie mühsam, zäh und träge Stadtverwaltung und Stadtplanung sein kann. Ich habe mich, da das ein wenig in meine Berufssphäre hineinreicht, anfänglich selbst um die Planungsaktivitäten dort angenommen. Es gab vor ein paar Jahren einmal eine Besichtigungsreise mit VBgm Görg, Präsident Nettig, StRin Ederer zu verschiedenen Entertainment-Parks in ganz Europa, und das war damals vor drei, dreieinhalb Jahren durchaus auch der geistige Nukleus für Ideen. Es waren damals eine ganze Reihe von Maßnahmen vorgesehen, wie denn in Zukunft der Prater zeitgenössischer, moderner, publikumswirksamer gestaltet werden sollte. Wie gesagt, das war vor über drei Jahren unter StR Görg und StRin Ederer. Mit StR Rieder im Finanzressort ist der erste Fuß bei der Praterplanung quasi eingeschlafen und mit StR Schicker dann der zweite, und die Praterplanung ist heute nicht mehr, als ein bewegungsloser Torso, meine Damen und Herren.

Wenn ich so sagen darf: Erde an StR Schicker! Bitte aufwachen! Der Prater harrt noch immer seiner neuen Bestimmung und seiner Entwicklung. Und wenn es noch eines Beweises bedarf, meine Damen und Herren, dass der Herr Stadtrat sich für den Prater nicht oder gar nicht interessiert, so ist der von mir leicht zu erbringen. Ich habe nämlich in der September-Sitzung des Gemeinderats eine schriftliche Anfrage an ihn eingebracht, in der ich nachgefragt habe, was denn in Zukunft aus seiner Sicht, aus der Sicht seines Ressorts, mit dem Prater passieren soll. Und da bekam ich auf drei Detailfragen eine sehr kurze und prägnante Antwort - ich zitiere -: "Fragen, die den Inhalt betreffen, sind an den WWFF zu richten." - Ich nehme zur Kenntnis, meine Damen und Herren, dass die Stadtplanung und der Stadtrat sich aus der Stadtplanung verabschiedet haben. In Zukunft soll man mit dem WWFF reden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich kann es nicht ganz glauben. Wirklich, Herr Stadtrat, ich kann es nicht ganz glauben, dass das Ihr Ernst ist, dass Sie dort keinen Input mehr bringen wollen, also würde ich sagen, es war irgendwie vielleicht eine Schlamperei, ein kleiner Fehler. Ich werde diese Frage daher vielleicht leicht akzentuiert und abgeändert noch einmal einbringen und dann schauen wir, ob Sie zum Prater wirklich gar nichts mehr zu sagen haben. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Aber dann ist es nicht mehr der WWFF, der dafür verantwortlich ist!) Dann ist es möglicherweise nicht mehr der WWFF, ich kann aber gern dazwischen auch einmal den WWFF fragen. Vielleicht schickt mich der wieder zurück zum Herrn Stadtrat oder irgendwo anders hin. Wir können ja dieses Spielchen durchaus einmal durchgehen. (GR Mag Christoph Chorherr: Am Praterdebakel sind Sie aber nicht ganz unschuldig!) Also, ich persönlich bin sicher nicht schuld. Mir wirst du das ja wohl nicht vorwerfen. (GR Mag Christoph Chorherr: Da gab es einmal einen Planungsstadtrat, habe ich noch in Erinnerung!) Ich habe gerade gesagt, unter StR Görg wurde das vorangetrieben. Das ist ja überhaupt keine Frage. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. - GR Mag Christoph Chorherr: Was ist da passiert? Was ist da vorangetrieben worden? - GR Godwin Schuster: Na was, glauben Sie, hat er vorangetrieben?) Da wurden doch die Vorschläge präsentiert. (GR Godwin Schuster: Können Sie mir sagen, was er vorangetrieben hat! Sagen Sie es mir doch!) Kannst du dich nicht mehr an den Masterplan erinnern? Ist dieser Masterplan für denn Prater an dir spurlos vorübergegangen? (GR Mag Christoph Chorherr: Was wurde vorangetrieben, bitte? Was war da? Was ist vorangetrieben worden?) Na, es ist doch das Konzept präsentiert worden. Ich war doch dabei. Selektive Wahrnehmung bei Kollegen Chorherr. Das muss ich auch zur Kenntnis nehmen. (GR Mag Christoph Chorherr: Nicht nur beim Kollegen Chorherr! - Zahlreiche weitere Zwischenrufe.) 

Ein weiteres Beispiel: die Verkehrsplanung, meine Damen und Herren. (Anhaltende Zwischenrufe.) In welche Richtung geht es jetzt? Jetzt habe ich ein bisserl ... (Weitere lebhafte Zwischenrufe. - GR Mag Christoph Chorherr: Was ist die Bilanz vom Görg? Was er gemacht hat? Sagst du es uns?) Noch einmal: Es liegt eine fertige Planung vor, welche Destinationen, welche verschiedenen Einteilungen - von Inseln wurde damals gesprochen - im Prater gemacht werden sollen. (GR Godwin Schuster: Was haben Sie da gemacht?) Er kann es ja nicht allein machen. Er braucht doch den Finanzstadtrat dazu, er braucht auch die StRin Laska dazu. Das wissen Sie doch ganz genau, wer dort überall seine Finger in dem Teig drinnen hat. Das muss ich Ihnen doch nicht erklären, Herr Kollege. Ich bitte Sie. (Beifall bei der ÖVP.)
Verkehrsplanung: Im Sommer gab es eine WIFO-Studie ... (GR Mag Christoph Chorherr: Bleiben wir noch beim Prater!) Wir werden über den Prater noch genügend reden können. (GR Godwin Schuster: Der Görg hat nichts gemacht!) Stundenlang! Das ist ein Lieblingsthema von mir. Wir werden stundenlang hier noch über den Prater reden. Wirklich. 

Im Sommer gab es eine WIFO-Studie über das Verkehrsaufkommen vor dem immer näher kommenden EU-Beitritt der Ostländer. Sie wissen, damals wurde gesagt, ein Verkehrsinfarkt droht, und zwar nicht nur auf Grund des EU-Beitritts - das muss man fairerweise auch dazusagen -, sondern natürlich auch auf Grund des steigenden Wohlstands in diesen Ländern. Wir hätten uns eigentlich erwartet, dass die Stadtplanung darauf vermehrt reagiert und zum Beispiel einen Maßnahmenkatalog vorschlägt, an welchen Rädchen denn überall zu drehen wäre, um diesen Verkehrsinfarkt zu vermeiden. Denn - das muss man fairerweise auch sagen - es ist ja nicht eine einzige Maßnahme, sondern so ein Katalog besteht ja aus den verschiedensten Maßnahmen: aus der Verkehrsvermeidung genauso wie aus der intelligenten Mobilität, aus der Parkraumbewirtschaftung, aus dem öffentlichen Verkehr, aus dem individuellen Verkehr und so weiter. 

Ohne jeden Zweifel eine der besten Maßnahmen, diesem Verkehrsinfarkt entgegenzuwirken, ist ein Ausbau des Wiener U‑Bahn-Netzes. Auch da war bisher im Ressort Schicker Schweigen im Walde und das ist natürlich besonders dramatisch nach dem großartigen U‑Bahn-Ausbauprogramm, das es unter StR Görg gegeben hat. Ich denke nur an die U 1-Verlängerung in Kagran, über den Beginn der U 2-Planung, über U 1- und U 6-Ausbau und so weiter und so weiter. 

Also es steht außer Zweifel, dass der U‑Bahn-Bau in Wien forciert werden muss. Wir haben daher vor kurzem einen Vorschlag eingebracht, wie die Strecken- und Trassenführung einer zukünftigen U 5 aussehen könnte, die von Dornbach über die Innenstadt zum Vienna Business Park am Wienerberg führen sollte, womit bisher weiße Flecken auf der U‑Bahn-Karte Wiens geschlossen würden. 

Wir sind gerne bereit, Herr Stadtrat, wenn es aus Ihrem Ressort dazu kommt - im Sinne einer effizienten Stadtverwaltung können Sie intelligent auslagern -, das für Sie zu übernehmen, überhaupt kein Problem. Diese Agenden können auch weiterhin von der ÖVP wahrgenommen werden. 

Herr Klubobmann Görg und ich bringen daher heute einen Antrag ein. Ich darf Ihnen nur den Beschlussantrag vorlesen:

"Der Wiener Gemeinderat spricht sich für einen sofortigen Beginn der Detailplanungsarbeiten für eine neue U‑Bahn-Linie, welche von Dornbach über die Innenstadt bis zum Vienna Business Park führen soll, aus, um für Finanzverhandlungen mit der österreichischen Bundesregierung raschest möglich konkrete Planungsunterlagen zur Verfügung zu haben." 

Wenn Ihnen also der U‑Bahn-Ausbau in Wien ein Anliegen ist, meine Damen und Herren von der SPÖ, dann würden wir uns freuen, wenn Sie diesem unserem Antrag beitreten würden. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)
Es gehört natürlich auch ein wenig zum Ritual unserer Debatten, dass man hier beim Budget kritisiert, manchmal, wie wir heute von Chorherr gehört haben, natürlich auch lobt. Für uns als Politiker ist das aber ganz normal hier herinnen. Ich möchte aber zum Abschluss noch ein paar sehr berufene Stimmen zu Wort kommen lassen, nämlich die, die jeden Tag mit Stadtplanung in Wien zu tun haben: Architekten und Developer. 

Da war vor einigen Tagen erst im "Standard" ein interessanter ganzseitiger Artikel, eine Diskussion über Architektur mit der Überschrift "Wir reißen uns den Hintern auf und verbluten". Da haben mit der "Standard"-Fachredakteurin Ute Woltron vier Journalisten und ein sehr großer Immobilienentwickler aus dem halbstaatlichen Bereich in Wien diskutiert und ich möchte jeden von diesen fünf mit einem ganz kurzen Satz nur zitieren. Da sagt der Eine - ich nenne keine Namen dazu -: "Offenbar mangelt es an gescheiter Organisation architektonisch städtebaulicher Prozesse, und es gibt einen eklatanten Mangel an Wertschätzung gegenüber der Arbeit, die Architekten zu erbringen imstande sind." Der Nächste sagt auf die Frage, ob es denn noch lange Wettbewerbe geben würde: "Das wäre ohnehin das Klügste, weil die sittliche Reife der Auslober fehlt." Und der Nächste sagt: "Eine vorbereitende Flächenwidmung gibt es nicht mehr, es gibt nur anlassbezogene." Da sagt der Nächste: "Die Stadtplanung ist zahnlos geworden, weil sie kein Geld hat." Und schließlich der Fünfte: "Ein übergeordnetes Verkehrskonzept ist in seinen Konturen nicht erkennbar."

Ich glaube, diesen berufenen Stimmen ist nichts mehr hinzuzufügen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Madejski gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Kurz ein Satz zu meinem Vorredner. Es ist ja nicht so, dass die Anlassflächenwidmung erst jetzt vom neuen Stadtrat erfunden worden ist, die hat es immer gegeben in Wien. Sie hat sogar unter Ihrem Stadtrat eine neue Blüte und einen Höhepunkt erlebt, das ist überhaupt keine Frage. Ob sie jetzt fortgesetzt wird oder nicht, wird an dem Herrn Stadtrat liegen. In der Zwischenzeit hat es einige Fälle von Anlassflächenwidmungen gegeben, aber die gehen nicht über jenes Maß hinaus, das auch unter der Regentschaft des Herr StR Görg damals schon Usance war. 

Und das Zweite zur U 5: Unser leider früh verstorbene Klubobmann und Parteiobmann Dipl Ing Pawkowicz hat das schon in den Siebzigerjahren moniert. Das Ganze gibt es aber auch schon in den ersten Plänen der Stadt Wien. Da ist eine fast identische oder gleiche Strecke hier eingezeichnet oder geplant, oder man war Willens, das irgendwann einmal durchzuführen. Es ist also keine ÖVP-Erfindung, sondern es ist in der Stadtplanung von uns allen eigentlich seit vielen, vielen Jahren gewünscht. Es war eine Prioritätenfrage. Mir ist nicht klar, warum diese Strecke erst irgendwann am Schluss geplant wird. Ich nehme das zur Kenntnis.

Mit der Bundesregierung und der Frau Minister brauchen wir überhaupt nicht zu verhandeln. Es gibt das 30‑Milliarden-Paket und innerhalb dessen kann Wien umschichten. Erst wenn das ausgelaufen ist, können wir neue Verhandlungen führen, daher brauchen wir bei diesem Antrag gar nicht dazu aufzufordern, mit der Bundesregierung zu verhandeln. - Das zu meinem Vorredner und nun zum eigentlichen Thema. 

Der Herr Stadtrat hat in der kurzen Zeit, in der er im Amt ist, einiges aufgewühlt. Er hat uns einige, was heißt einige, sehr viele Unterlagen zukommen lassen, die einen sehr pünktlich, die anderen etwas verspätet, manche vielleicht überhaupt nicht. Macht nichts. 

Ich möchte mich jetzt ein bisschen mit dem Masterplan beschäftigen. Der Masterplan sowohl in Kurzfassung als auch in Langfassung ist eigentlich nichts anderes, als eine Aufzählung von Verkehrsstrukturmaßnahmen, von Plänen, von Forderungen - ich weiß nicht, an wen die jetzt alle gestellt sind, ich nehme es einmal zur Kenntnis, dass es ein Wunsch des Herrn Stadtrats oder der Planungsabteilung ist -, die seit 20, 25 und manche sogar seit 30 Jahren eigentlich immer wieder in verschiedenen Akzentuierungen gestellt werden, und ich frage mich schon sehr ernsthaft, Herr Stadtrat, was ist eigentlich in den letzten Jahren tatsächlich passiert, wenn wir jetzt einen Masterplan in einem unheimlichen Umfang erstellen müssen, in dem durchaus sinnvolle und interessante Aspekte und Forderungen stehen, die wir aber alle schon seit 10, 15 oder 20 Jahren kennen? Wo ist denn die Durchsetzung Ihrer Stadtregierung damals in der SPÖ-Alleinregierung oder mit der ÖVP gemeinsam gewesen? 

Und bezüglich der Ausrede, die ich immer wieder höre, dass der entsprechende Minister in der großen Koalition ja immer ein Schwarzer war und dass man deshalb nichts machen konnte, erinnere ich Sie und auch die Kolleginnen und Kollegen von der Sozialdemokratie an das Einstimmigkeitsprinzip im Ministerrat. Das heißt, es konnte ja keine Maßnahme, sei es Schiene oder Bahn oder Wasser, ohne die Zustimmung des jeweiligen anderen Ressortkollegen gefasst werden. Also die Ausrede, dass wir auf der Straße nichts machen konnten, weil das ein ÖVP-Minister war, kann ich nicht gelten lassen. Tauschgeschäfte mögen schon gewesen sein, nur passiert ist nichts, und das möchte ich hier einmal anführen. 

Ein paar Beispiele zum Masterplan oder überhaupt einige wichtige Details und Punkte, die wir in Zukunft in Wien unbedingt angehen sollten und müssten. 

Das sind einmal die Bahnhöfe. Ich habe gestern vom Herrn Vizebürgermeister gehört: Wo sind denn die Gelder für die Sanierung der Bahnhöfe? - Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, was heißt: Wo sind die Gelder? Sind die Bahnhöfe seit März 2000 bis zum heutigen Tag eingestürzt, sind sie in eineinhalb Jahren so desaströs geworden? - Na, doch überhaupt nicht! Diese Bahnhöfe sind verfallen, sind verkommen, sind verludert unter Ihrer Regentschaft, unter Ihrer Koalition - so muss man das sehen -, und jetzt ist es billig zu sagen, die neue Bundesregierung soll die Bahnhofsinitiative und die Sanierung vornehmen. Wir werden das schon machen auf Grund unserer finanziellen Möglichkeiten, die allerdings beschränkt sind, weil Sie uns ein finanzielles Desaster überlassen haben. Also, die Frage ist vollkommen daneben! (Beifall bei der FPÖ.)
Zum Nordbahnhof sage ich diesmal überhaupt nichts, Herr Stadtrat. Über den Nordbahnhof brauchen wir eigentlich nicht lange zu reden. Da ist nichts passiert, da passiert nichts, da wird nichts passieren, da ist die Situation vollkommen verfahren. Ich möchte mich eher mit dem so genannten Zentralbahnhof beschäftigen. 

Der Zentralbahnhof ist im Jahre 1986 - ich habe das recherchiert - das erste Mal aufgetaucht, und zwar interessanterweise mit den Erstplanungen des so genannten damals noch "Wildschwein"- und jetzigen Lainzer Tunnels. Dieser Zentralbahnhof stand ganz eindeutig im Zeichen eines Zusammenspiels zwischen Lainzer Tunnel und eben diesem Zentralbahnhof. Da gibt es eine Menge von Gutachten, eines davon von Univ Prof Dr Schopf, der schon damals gesagt hat - ich zitiere -: "Der Vorschlag zum Bau eines Lainzer Tunnels tauchte erstmals 1986 im Zusammenhang mit der Realisierung eines Zentralbahnhofs für Wien auf. Untersuchungen zum Zentralbahnhof zeigten jedoch, dass dieser weder für den Hochleistungsverkehr noch für den Regionalverkehr noch für den innerstädtischen Verkehr von wesentlicher Bedeutung wäre." 

Wir haben an sich auch immer diese Meinung vertreten, haben immer gewartet auf Pläne des Zentralbahnhofs, und wenn ich mir jetzt den Masterplan anschaue - Seite 17, Herr Stadtrat -, dann lese ich dort unter anderem über die Bahnhofsinitiative, und da gibt es: Bahnhof Wien Hauptbahnhof, erste Phase: Nahverkehrsknotenpunkt Südtirolerplatz; Bahnhof Wien Hauptbahnhof, zweite Phase: Durchgangsbahnhof; Bahnhofsoffensive Wien West, Wien Süd, Wien Meidling. Ich vermisse hier die Aufzählung eines Zentralbahnhofs, denn Sie dürften jetzt offensichtlich nach 16 Jahren oder 17 Jahren draufgekommen sein, dass der Zentralbahnhof, überdimensioniert, wie er von Ihnen immer geplant wurde, überhaupt keinen Sinn macht.

Und daher frage ich mich schon: Gibt es eigentlich von Ihnen Alternativvorschläge, Sparvarianten, um dem gerecht zu werden, was 1986 viele Fachleute schon gesagt haben? 

Sind die Punkte 9 und 10 auf Seite 17 - eine Frage an Sie - bereits eine abgespeckte Version eines nicht mehr existierenden, auch in Gedanken nicht existierenden Zentralbahnhofs? Oder was sollen diese Bahnhofsinitiativen eigentlich darstellen? - Ich habe eher den Eindruck, dass hier eine Änderung der Linie plötzlich kommt. Ich habe den Eindruck.

Da gab es einige Veranstaltungen in letzter Zeit zum Westbahnhof und auch Gespräche mit Ihren Mitarbeitern und Verkehrsplanern deuten plötzlich in die Richtung: Na gut, wenn es den Zentralbahnhof nicht gibt in der Form, weil das nicht finanzierbar ist, dann bleibt uns ja noch immer der Westbahnhof. Das heißt , wir kommen wieder zurück zum alten Westbahnhof. 

Und dass diese Richtung eingeschlagen werden könnte, hat ein hoher ÖBB-Mitarbeiter in einer Diskussion auch zugegeben. Er hat nämlich gesagt, dass überhaupt kein Geleise vom Westbahnhof im Zuge einer Neuplanung entbehrlich ist, im Gegenteil, sie brauchen wahrscheinlich sogar noch ein oder zwei neue Gleise dazu. Er hat zwar nicht gesagt, für was, aber es macht skeptisch, wenn die ÖBB bereits im Westen, am Westbahnhof, plant, und alles andere, was Zentralbahnhof im Süden ist, ein bisschen in Vergessenheit gerät. Da wird man skeptisch und ich würde gerne eine Antwort von Ihnen haben: Ist geplant, dass man den Westbahnhof wieder zu dem macht, was er eigentlich einmal war, alles andere vergisst im Süden, man macht eine Sparvariante? - Ist nichts dagegen einzuwenden, ich will es nur gerne wissen. 

Nur, einen Nachteil hätte es, und da wird morgen unser Kollege Kowarik darauf eingehen. Der Nachteil wäre, dass sich die städtebaulichen Planungsvorstellungen im Westen Wiens, im 15. Bezirk, wenn man den Westbahnhof abgesiedelt hätte und nur einen etwas überregionalen Bahnhof beließe, erübrigt hätten. Es ist schade darum, aber auf das gehen wir morgen ein.

Da im Zusammenhang mit dem Zentralbahnhof auch der Lainzer Tunnel angesprochen ist, werden Sie verzeihen, dass ich den noch einmal anspreche. Ich weiß, Sie hören das nicht gerne. Nur, jetzt geht es ums Eingemachte, meine Damen und Herren. 

Und so, wie der Herr Bürgermeister es gesagt hat, die schleißigen oder schlampigen Beamten, die diese Bescheide ausgestellt haben, die sollen endlich g’schwind arbeiten und g’scheit arbeiten, na so geht es nicht. Denn ich erinnere Sie alle, dass viele, angefangen von Bgm Zilk, Häupl, Minister Scholten, Klima, Einem bis zu den StRe Swoboda und Görg, aber auch betroffene Bezirksvorsteher, mit unterschiedlichem politischen Druck auf die Beamten - und da bin ich mir ganz sicher, weil ich auch Gespräche geführt habe - eingewirkt haben, um die Bescheide zum Lainzer Tunnel, nämlich alle vier Bescheide, weil es Einzelbescheide waren, zu bekommen.

Heute stehen wir vor einem Desaster, meine Damen und Herren, und ich werde darauf jetzt etwas näher eingehen. 

Nur, vorher erlauben Sie mir, darauf hinzuweisen, dass wir immer gesagt haben, seit 1991: Die Trassen sind falsch eingereicht worden, Gutachten fehlen, es gibt falsche Gutachten, schlampige Stellungnahmen von Behörden, falsche oder fehlende Auskünfte und keine Umweltverträglichkeitsprüfung. 

Es ist von Ihnen immer weggewischt worden. Am Schluss bin ich oder sind die Freiheitlichen allein übergeblieben, weil ja auch die GRÜNEN hier abgesprungen sind. Jetzt stellt sich heraus - und ich werde das jetzt zitieren -, dass wir vollkommen Recht gehabt haben. 

Wie aufreizend und auch wirklich desinteressiert manche an die Stellungnahmen zu so einem wichtigen Projekt herangegangen sind, werde ich jetzt nicht zitieren. Aber ich war einer der ganz wenigen, glaube ich, der das im Schnellverfahren kurz einmal durchgelesen hat. Das sind nämlich die Verhandlungsschriften und die Bescheide zum Lainzer Tunnel, dritter Abschnitt. Daraus geht hervor, wie Recht wir gehabt haben. (Zwischenruf des GR Mag Christoph Chorherr.) Es geht nicht um mich, es geht um die Beamten. Der Herr Bürgermeister hat die Beamten angeschossen, dass sie vernünftig arbeiten, dass sie ordentlich arbeiten, schnell arbeiten und den Schaden schnell wieder beheben. So kann es nicht gehen. So habe ich das gesagt. 

Und jetzt möchte ich Ihnen vorlesen ... (Zwischenruf des GR Mag Christoph Chorherr.) Herr Chorherr, auf Sie gehe ich wirklich nicht ein. (Neuerlicher Zwischenruf des GR Mag Christoph Chorherr.) Nein, wirklich nicht. Sie sind ein Umfaller. Sie sind keine Grün-Partei, Sie sind der Steigbügelhalter der SPÖ, sonst überhaupt nichts. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte jetzt die Stellungnahme des Bezirks Meidling auf 765 Seiten kundtun und dass es ein sozialistischer Bezirksvorsteher nicht einmal der Mühe wert gefunden hat, eine Stellungnahme mit seinem Namen zu schmücken. Er hat einen Bezirksrat hingeschickt, den Herrn Karl Prosenitsch, und der hat folgende Stellungnahme zu dem Gesamtprojekt abgegeben: Stellungnahme von Herrn Karl Prosenitsch, Bezirksrat des 12. Bezirks, Schönbrunner Straße, 1120 Wien - nicht einmal die Adresse hat er angegeben. Der Satz lautet:

"Die Bezirksvorstehung" - was immer das ist, die gibt es nämlich rechtlich nicht, die Bezirksvorstehung, ich weiß nicht, was er damit meint - "stimmt der Vorstellung des Projekts mehrheitlich zu" - es gab nie eine Abstimmung - "und somit auch dem Gutachten der Amtssachverständigen." - Unterschrift Karl Prosenitsch.

Das ist die Stellungnahme eines Bezirks in Wien, der massiv, massivst betroffen ist vom Bau, und das zeigt, wie man sich wirklich hier beschäftigt hat mit dem. -Der Gerstbach in Hietzing hat zumindest eine Stellungnahme mit 8 Seiten abgegeben. 

Bei 765 Seiten haben viele Bürger und Bürgerinnen mehr als wir mit 40 Minuten hier aufgewendet und mehr, als dass wir nach Mitternacht da sitzen und mehr als unsere Arbeitszeit, sie haben viel Geld und Mühe investiert, um Stellungnahmen abzugeben. Die HL-AG hat 12 Seiten abgegeben. Wie gesagt, unser Bezirk hat zwei Sätze abgegeben. 

Und wenn man das genau beobachtet hätte und genau durchgelesen hätte, hätte man an sich meiner Ansicht nach diese Bescheide, weder den noch alle anderen, unterschreiben dürfen.

Und interessant ist: Es hat jemand einen Einspruch gemacht, und zwar hat Frau Madeleine Petrovic, Amalienstraße 29a, 1130 Wien, am 1.9.1998 einen Einspruch gemacht - ich lese nur den letzten Satz vor - : "Wie in der Verhandlung mündlich ausgeführt, bestreite ich die Zulässigkeit des eisenbahnrechtlichen Verfahrens und behaupte die Notwendigkeit der Durchführung eines UVP-Verfahrens, in welchem mir" - nämlich der Frau Petrovic, damals noch Klubobfrau im Parlament - "jedenfalls Parteienstellung zukommt."

Sie hat vollkommen Recht gehabt mit ihrem Einspruch, nur, die GRÜNEN hier im Rathaus, haben halt diese Linie, aus welchen Gründen auch immer, verlassen und haben sie hier nicht unterstützt, nicht nur sie, sondern andere, Hunderte Beeinspruchende.

Meine Damen und Herren! Das Tragische an der ganzen Geschichte ist, dass das wahrscheinlich gar nicht reparabel sein wird in Kürze und uns Hunderte Millionen S kosten wird. Hunderte. Aber nicht weil Bürger von ihrem Recht Gebrauch machen, einen Einspruch zu erheben, sondern weil tatsächlich die Beamten offensichtlich unter einem derartigen politischen Druck gestanden sind, von roten und von schwarzen Ministern, Stadträten und Bezirksvorstehern, dass sie gar nicht umhin konnten, diese Bescheide entgegen besserem Wissen zu unterschreiben. Das behaupte ich hier einmal, und ich werde Ihnen jetzt vorlesen, was der Verwaltungsgerichtshof dazu sagt. Und das sollte man eigentlich schon ernst nehmen.

Vielleicht vorher noch die Stellungnahme der HL-AG zu den zwei Punkten. Die HL-AG hat festgestellt, wie Frau Petrovic - und andere 750 Bürger auch - gesagt hat, wir brauchen eine UVP - zwei Sätze nur -: "Die gegenständliche Trassenverordnung für das Projekt wurde vor Inkraftsetzung des UVP-Gesetzes erlassen. Gemäß der österreichischen Rechtslage ist also keine Durchführung notwendig."

Der zweite Punkt, warum es aufgehoben worden ist: Die HL-AG hat immer behauptet, es seien vier Einzelteilstücke. Sie erinnern sich an meine Reden, wo ich immer gesagt habe: Das ist wirklich ein Wahnsinn, wenn man den ganzen Lainzer Tunnel mit 28 Kilometer filetiert, damit man unter Umständen nicht nur beim Baulosausschreiben günstiger wegkommt, sondern rechtlich etwas umgehen kann. Und Sie haben es ja versucht. Und da hat die HL-AG gesagt, ganz einfach: "Die im Verfahren verschiedentlich behauptete Aufstellung, dass der Lainzer Tunnel ein gemeinsames Projekt ist, ist unzutreffend." 

Beides wurde so zerpflückt vom Verwaltungsgerichtshof, meine Damen und Herren!

Ich darf Ihnen nur Folgendes sagen: Das Ministerium wurde jetzt aufgefordert, binnen kürzester Zeit nachzuweisen, dass gemäß den EU-Richtlinien, aber die schon vor 1994 gegolten haben, eine De-facto-Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wurde. Die HL-AG behauptet, und das ist ihr gutes Recht, sie müssen ja bauen, der mache ich gar nicht den großen Vorwurf, denn die müssen ja schauen, dass sie weiterkommen, der Vorwurf ist an den roten Ministern festzuhalten und an den roten Bürgermeistern, die hier den Druck gemacht haben, also die HL-AG sagt, sie hat bereits im ersten Trassenverfahren eine solche De-facto-Prüfung durchgeführt. Dieser Nachweis ist bis heute nicht gelungen, und ich sage Ihnen, meine Damen und Herren, er wird Ihnen, ob leider oder nicht leider, wir können es nicht verhindern, gar nicht gelingen, weil das, was der Verwaltungsgerichtshof fordert an minimalen Anforderungen, eine UVP-Prüfung laut EG-Gesetz, nicht im Bescheid drinsteht und auch nicht nachgeholt wird. 

Und ich habe schon vor zwei Monaten hier gesagt: Ich schaue mir an, welcher Beamte und wer, vor allem wer, diesen neuerlichen Bescheid - er muss neu ausgestellt werden, es gibt keine Gegenschrift, ist nicht zulässig - unterschreibt. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, dass wir Recht haben, wenn wir sagen: Hätten wir uns ein Jahr länger Zeit gelassen, hätten wir eine UVP gemacht, hätten wir besser geplant und nicht diesen politischen Druck ausgeübt, stünden wir heute nicht vor dem Desaster, dass uns Oberste Gerichte unsere Bescheide zurückwerfen. Und ich bin gespannt, wie wir aus dieser Situation herauskommen.

Meine Damen und Herren! Umfahrungen. Da hat Kollege Chorherr gesagt, er braucht die Nordwestumfahrung Lobau nicht, egal was auch immer, er braucht das alles nicht. (GR Mag Christoph Chorherr: Nordost!) Nordost, Nordwest, ist ja ganz egal! Das ist bei Ihnen vollkommen egal, das ist ja vollkommen Wurscht. Machen wir eine Nordwestumfahrung, setzen Sie sich dorthin. Der Herr Stadtrat hat letztes Mal in unserer Arbeitssitzung gesagt - Sie erinnern sich, Herr Chorherr -, ich sehe schon den Chorherr in der Lobau am Baum sitzen. Der Chorherr hat dazu gesagt: Ich freue mich, ich danke dir, dass du mir meinen Sitzplatz schon zugeordnet hast. (GR Mag Christoph Chorherr: Das ist falsch!) Genau so war’s! 

Aber der Chorherr wird nicht am Baum sitzen, weil hinauf wird er nicht mehr kommen. Er wird halt unten sitzen in der Lobau oder er wird im Nordwesten von Wien sitzen. Es ist vollkommen Wurscht, wo er sitzt, er wird alles verhindern wollen.

Das wollen wir nicht. Wir glauben, dass Wien selbstverständlich einen Umfahrungsring braucht, egal wo. (GR Mag Christoph Chorherr geht zum Schriftführer, um eine Wortmeldung abzugeben.) Er möchte berichtigen, dass er nicht am Baum sitzt, sondern vielleicht woanders. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Das ist schon möglich. 

Es ist ja ganz egal, Herr Stadtrat. Ich möchte von Ihnen die Prioritätensetzung der Umfahrungen wissen. Haben Sie Prioritäten der Umfahrungen? Wie schaut das wirklich aus? - Es steht nämlich da nicht im Masterplan. Sie haben vor allem bei der Nordostumfahrung gesagt, es gibt für Sie drei Optionen. Es gibt für Sie die Raffineriestraße, das ist die kleinere, die größere Variante die in Planung befindliche Donaubrücke und die Nullvariante. Es hängt vom strategischen Umweltgutachten ab, was hier herauskommen wird. 

Herr BV Lehner, Ihnen nicht unbekannt, hat mir bei dieser Arbeitssitzung, wie Sie sich erinnern können, Recht gegeben und hat gesagt: Eines kommt nicht in Frage - und dieser Meinung sind auch wir -, das ist die Nullvariante. Das kann es nicht geben. Es kann in Wien keine Nullvariante geben, sonst ist Wien eine der ganz wenigen oder sogar die einzige Stadt in Westeuropa, die überhaupt keinen, vom geschlossenen Ring will ich ja gar nicht reden, die aber überhaupt keine Ansätze einer Umfahrung hat. Ich möchte von Ihnen gerne hier die Prioritäten wissen. 

Und, sehr geehrter Herr Stadtrat, ich komme jetzt auch noch zum U‑Bahn-Bau. Gestern hat Kollege Juznic gesagt: Vergleich macht sicher. - Na, selbstverständlich: Vergleich macht sicher. 

Der Herr Bürgermeister hat gesagt, wie unser Klubobmann gemeint hat, man kann einen Audi nicht mit einem Peugeot vergleichen - wie auch immer -: Vergleich macht wirklich sicher. Und Sie haben nicht ganz Recht gehabt gestern, wie Sie gesagt haben, was alles in München dabei war und bei uns nicht dabei war oder umgekehrt.

Ich werde es Ihnen jetzt authentisch erklären. Ich habe mir nämlich die Unterlagen kommen lassen von dem - wie heißt es genau? - München - Baureferat U‑Bahn-Bau. Ich habe jetzt diese kompletten Unterlagen hier. Und jetzt werde ich Ihnen sagen, warum wir überhaupt auf die Idee gekommen sind, eine Untersuchungskommission einzurichten. Was mich wundert, ist, dass die Sozialdemokraten nicht mitgegangen sind, weil ja der Herr Bürgermeister gesagt hat, er sieht dem gelassen entgegeben. Na, wenn er gelassen entgegensieht, dann könnte er ja unter Umständen unterschreiben. Aber wir haben es zur Kenntnis genommen, dass das eben niemand will. Offensichtlich gibt es da einiges zu verbergen. Aber wir werden weiter in dieser Sache aktiv recherchieren. 

Wir sind deswegen skeptisch geworden, weil die Verlängerungen U 1 und U 2 vor allem eine Hochlage haben und die Baukosten mit 24 Milliarden S angesetzt sind. Im Budget 2002 sind jetzt einmal 3,4 Milliarden S vorgesehen. Das heißt, dass dort 1 Kilometer zirka 1,7 Milliarden S kostet. 

Es gab in der Planungsgemeinschaft Ost am 29. Februar 2000 einen Workshop. Hier wurde festgehalten, schriftlich im Protokoll, dass in Wien der U‑Bahn-Kilometer 1,5 Milliarden S kostet. Das ist ein bissel weniger. 

Die Frau Ederer hat bei der Eröffnung der U 3 gesagt, man hat es unheimlich gut kontrolliert, daher kostet dort der Baukilometer nur mehr 1,275 Milliarden S. Es ist nicht Wurscht, nur, in der Dimension ist es an sich egal. 

München baut auf jeden Fall um 540 bis 600 Millionen S - also das heißt wesentlich günstiger. Und da fragen wir uns schon - und jetzt kommen die Vergleiche -: Wie geht denn das? 

Jetzt sage ich Ihnen, was in München passiert. München hat insgesamt 92,7 Kilometer U‑Bahn, davon 88 Prozent unterirdisch. Wien hat 61 Kilometer - wesentlich weniger - U‑Bahn, davon 53 Prozent nur unterirdisch, der Rest in Wien, 47 Prozent, oberirdisch. Und wenn ich jetzt dazurechne, dass wir 20 Stationen schon gehabt haben - natürlich haben wir sie sanieren und anpassen müssen an die U‑Bahn -, dass ein ganz erklecklicher Teil der U‑Bahn - Sie wissen es ganz genau -, bei der U 6 oder bei der U 4, bereits vorhanden war, dann können die Kosten ja überhaupt nicht stimmen. 

Gehen wir es aber weiter durch: Die Zahl der Verknüpfungen mit der S‑Bahn. München hat elf. Und jetzt Fahrtreppen, Bahnzüge - ich habe alles aufgelistet. Und die Stationen sind selbstverständlich in München auch dabei. 

Und jetzt sage ich Ihnen die Prozentsätze: München hat insgesamt 52 Prozent mehr Kilometer, 10 Prozent mehr S‑Bahn-Anschlüsse, 7 Prozent mehr Bahnhöfe - wenn ich die Bahnhöfe auf der U 6 und auf der U 4 wegnehme, die eh schon existent waren, haben sie 29 Prozent mehr Bahnhöfe, 31 Prozent mehr Rolltreppen, 70 Prozent mehr Park-and-ride-Anlagen inkludiert in der U‑Bahn und 70 Prozent mehr Stellplätze. Und nur bei den Liften haben sie um 18 Prozent weniger. 

Also wenn das kein Vergleich ist, der mich sicher macht, dass wir wesentlich zu teuer bauen! Und das können nicht die Fliesen sein, das können nicht die Aufzüge sein und die sanierten Durchgänge! Da stimmt irgendwas nicht, meine Damen und Herren! Diese Prozentzahlen sprechen für sich, und ich verstehe nicht, warum man nicht untersuchen will, warum in Wien so teuer gebaut wird, jetzt dazu noch die U 1 und die U 2, die ja an sich oberirdisch gebaut werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich zum Ende kommen. Sie, die Sozialdemokraten, haben immer und in allen Reden die Regierung immer voll angegriffen. Das ist halt die Linie bei dieser Budgetdebatte. Es ist Ihnen nichts Besseres eingefallen. Es ist immer gut, wenn man auf einen anderen hinweist. 

Sie schieben Ihre Versäumnisse, Planungsfehler und Schlampereien auf die Bundesregierung. Und diese Bundesregierung ist die Erste, die es geschafft hat in der Zweiten Republik, ein großes Ministerium zu schaffen, Schiene, Wasser, Bahn, Luft zusammenzufassen. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Das sind wirklich die desillusionierten, frustrierten GRÜNEN. Sie schauen sich ja schon jeden Tag im Fernsehen an, wie es sie zerreißt in Deutschland. Ich freue mich ja, wenn es euch hier in Wien endlich auch so zerreißt. Das wird herrlich werden! (Heiterkeit und Beifall bei der FPÖ.) Darauf freue ich mich heute schon, wenn das Interview mit dem Chorherr kommt nach der nächsten Wahl: Herr Chorherr, wieso sind Sie in Wien rausgeflogen? Auf das freue ich mich heute schon. - Das sind also die Ersten. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Dieses Lachen ist ja ein Verlegenheitslachen. Der Ellensohn lacht ja ununterbrochen. Er ist ja ein lustiger Mensch an sich. Aber er lacht. Es ist ein Verlegenheitslachen. 

Überhaupt diese ganze Bank dort. Das ist ja diese Marxistenbank, die Dritte. Das ist die Marxistenbank dort. Also gut. (Heiterkeit und Beifall bei der FPÖ.)

Das ist also das erste Ministerium, das hier zusammengefasst hat. Und natürlich gibt es Anpassungsschwierigkeiten, natürlich gibt es Probleme damit, da brauchen wir gar nicht nachzudenken. 

Aber denken Sie an die Probleme der großen Koalition. Das Road-Pricing-System ist angegangen worden mit der Ausschreibung. Der Spatenstich der Umfahrung ist gemacht worden. Das Tunnelsicherheitskonzept mit 280 Millionen S wird durchgeführt. Der Generalverkehrsplan wird das erste Mal angegangen, denn der Masterplan von Ihren Ministern war ja nichts anderes als Schiene. Jetzt ist der Generalverkehrsplan Schiene und Straße. Sie reden jahrelang herum um die Planungen. Sie reden jahrelang mit Ihren eigenen Ministern. Was ist rausgekommen? - Die Bundesregierung hat einmal den Schutt weggeräumt und handelt rasch, verantwortungsbewusst den Österreichern gegenüber. 

Und wer so mit der Wahrheit beziehungsweise mit der Unwahrheit umgeht wie Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie, bei dieser Budgetdebatte, dem kann man, was Zahlen betrifft, ja schon überhaupt nicht glauben. Und daher müssen wir dieses Budget und dieses Kapitel ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Herr GR Mag Chorherr hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Man müsste vieles berichtigen. Zuerst nur eines, eher eine atmosphärische Sache, aber dann zu der Berichtigung. 

Es ist bezeichnend, dass Herr Madejski schon derartig desorientiert ist, dass er die Südost- und die Südwestumfahrung durcheinander bringt und auf meinen Zwischenruf sagt: Ist eh Wurscht. - Also das vielleicht nur zur Orientierung der Seriosität.

Nun zur Berichtigung, Herr Kollege Madejski. Sie haben gesagt: Der Chorherr freut sich schon, wenn er in der Lobau am Baum sitzt. - Tatsache war, dass in dem Arbeitsausschuss Herr StR Schicker gesagt hat, er freue sich schon darauf und er wolle eben nicht, dass die einen auf der Tangente sitzen und blockieren und die anderen, die GRÜNEN, in der Lobau sitzen. Und da habe ich gesagt: Wenn ich mir aussuchen kann, wo ich lieber sitze, auf der Tangente oder in der Au, dann weiß ich, dass ich lieber in der Au sitze. So schaut’s aus! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Reiter gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist ja wenig Überraschendes, was heute die Damen und Herren von der Opposition uns da geboten haben in der Debatte, wenig Überraschendes. Es ist eine monotone Kritik, es ist ein kleinkariertes Nörgeln an positiven Fakten. (Zwischenruf des GR Mag Christoph Chorherr.) Ich komme schon noch zu Ihnen, Kollege Chorherr, keine Angst. Ich komme schon noch zu Ihnen, nicht so nervös sein. Ich komme schon noch zu Ihnen. 

Und Kollege Neuhuber hat es ja auf den Punkt gebracht. Er hat offen und ehrlich gesagt, es ist ein gewisses Ritual und er hat es auch einbekannt. Also ich meine, mehr brauche ich dazu nicht zu sagen. 

Nun zu den einzelnen Debattenbeiträgen. 

Wenn die Planung, Kollege Neuhuber, ein bewegungsloser Torso ist, wie Sie gemeint haben, dann frage ich mich: Wer hat dieser Planung jahrelang Arme und Beine abgeschlagen? - Also diese Frage sollten Sie sich auch einmal stellen. Ich will da keinen Namen dazu sagen. 

Zum Kollegen Chorherr nur zwei Anmerkungen. Ich meine, der Ansatz war ja schon durchaus richtig, und zwar die grüne Anmerkung, bei den Widmungsgewinnen etwas zu machen. Über das Hochhauskonzept wird Kollege Christian Deutsch dann sprechen. Ich möchte nur die Widmungsgewinne ansprechen. Hier gibt es ja Konzepte auch im Hochhauskonzept drinnen, diese Zusatzleistungen, Gegenleistungen, diese Planungsgewinne auch darzulegen, was technische und soziale Infrastrukturen der Freiraumgestaltung betrifft. Das Kindertagesheim Wienerberg war ein erster Ansatz; hier müssen wir weiterarbeiten, das ist keine Frage.

Den Umfahrungsring spare ich mir für später auf, wenn es gestattet ist. 

Ich möchte vorerst einmal einbekennen, dass dieser Paradigmenwechsel der ÖVP - der wurde auch immer wieder vom damaligen Planungsstadtrat Dr Görg einbekannt, planerisch - jetzt wirklich da ist, er findet wirklich statt, indem sich nämlich die ÖVP - Kollege Pfeiffer hat das auch immer erwähnt - jetzt wirklich in das Triumvirat der vereinten Opposition nett eingefügt hat. Aber das war eigentlich ja auch klar.

Wenn bei der Präsentation eines wirklich richtungsweisenden Masterplans von StR Schicker - ich erinnere nur an den letzten Gemeinderat - die einzige Debattenbeitragsüberlegung der ÖVP war, das Ceterum censeo, Ceterum censeo, Roßauer Lände, Roßauer Lände, Roßauer Lände, Roßauer Lände, dann zeigt das wirklich von einer etwas eingeschränkten Wahrnehmung, das muss ich schon sagen.

Nehmen Sie zur Kenntnis, meine sehr geehrten Damen und Herren: Wir Sozialdemokraten, wir haben zukunftsorientierte, wir haben intelligente Programme, und die möchte ich Ihnen jetzt auch im Kapitel Verkehr darlegen. 

Zum 100‑Punkte-Programm für ein modernes Wien, zum Verkehrsmasterplan. Es ist ein Höchstmaß an Mobilität, an Freiheit bei der Verkehrsmittelwahl gewährleistet, und Wien soll - das ist durchaus richtig und anerkennenswert - zur Stadt der kurzen Wege werden. Das erfordert Vorrang für den öffentlichen Verkehr. Da bin ich durchaus auch bei den GRÜNEN und bei ihren Anmerkungen, dass der Modal Split hier verbessert werden muss. Das bedeutet Ausbau für die U‑Bahn, für die S‑Bahn, für die Schnellstraßenbahn, das bedeutet mehr Fahrkomfort, das bedeutet Ausbau des regionalen und des überregionalen Personennahverkehrs. Das bedeutet auch intelligente Verkehrssysteme, Car sharing, Mobilitätscard, Sammeltaxis und vieles andere mehr. Das bedeutet aber auch, dass man den notwendigen Parkraum schafft und Verkehrsberuhigungen in dieser Stadt durchführt. Das bedeutet weiters, Kollege Chorherr, dass ein sinnvoller entlastender Straßenbau aus meiner Sicht in dieser Stadt ebenfalls möglich sein muss. 

Und die Prinzipien sind eigentlich klar und deutlich. Sie bedeuten Verkehrsvermeidung, sie bedeuten Verkehrsverlagerung und Verbesserung des Anbots. 

Und die Ziele müssen gewährleistet sein, nämlich Sicherung des Wirtschaftsstandorts Wien. Das habe ich im letzten Gemeinderat bei der ÖVP überhaupt vermisst. Als so genannte Wirtschaftspartei ist sie überhaupt nicht darauf eingegangen und hat beim Masterplan nichts dazu zu sagen gehabt, dass nämlich der Wirtschaftsstandort Wien gesichert werden muss, was Straße, was Schiene, was Flugverkehr und was die Binnenschifffahrt betrifft, dass es eine Verbesserung des ÖV-Bedarfs - das habe ich schon gesagt - und eine Entlastung der Siedlungsgebiete in Form von Umfahrungsstraßen geben muss. Denn Wien muss seine Rolle als Zentrum auch im Städtenetzwerk Zentraleuropas wahrnehmen. Sie muss Knotenfunktion haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und jetzt zu dem Arbeitsausschuss, zur Stadtentwicklungskommission, weil der ebenfalls angesprochen wurde. Natürlich müssen diese Entscheidungen, die bevorstehen auf Bundesebene, auf EU-Ebene, aus Wiener Sicht ergänzt werden - das ist doch gar keine Frage - bei der Verkehrspolitik. Natürlich ist auch der Wunsch des amtsführenden Stadtrats anerkennenswert, rechtzeitig diese Forderungen Wiens gegenüber dem Bund darzulegen im Rahmen dieses Generalverkehrsplans, der dann beschlossen werden soll. Und darum auch diese wirklich dringende Beschlussempfehlung im Arbeitsausschuss der Stadtentwicklungskommission, das Modul 1 vorzuziehen, zu ergänzen, von mir aus von den Fraktionen. Bis 21. ist ja dieser Termin geplant. Aber einigen dürfte das nicht klar gewesen sein. Darum verstehe ich nämlich wirklich nicht, dass alle Oppositionsparteien gegen ein sinnvolles Modul 1 des Masterplans gestimmt haben. Aber das ist Ihre Sache, da mische ich mich nicht ein. 

Wir Sozialdemokraten werden nicht zusehen, wenn ein Jahr Bundesminister Forstinger gleichbedeutend ist mit einem verlorenen Jahr für die Infrastruktur und für die Verkehrspolitik in dieser Stadt. 

Aktuelles Glanzstück: der Lainzer Tunnel - über den wurde heute schon gesprochen -, die Einstellung dieses Baus wegen eines Bescheidfehlers. Frau Bundesminister Forstinger, sie hat die juristischen Schlampereien zu verantworten. Ihre ministeriellen Verfasser der Trassenverordnungen haben ja erreicht, dass in Zeiten erhöhter Arbeitslosigkeit jetzt die Bauarbeiter - der Hansi Driemer hat die Debatte lange verfolgt - nach Hause geschickt werden und der Tunnelbau eingemottet wird.

Und ebenfalls, beim TEN ist es so, dass der Bahnhof Wien und der Güterterminal Inzersdorf in weite Ferne gerückt sind. Ich kann nur sagen: Danke, Frau Minister! 
Im dringlichen Interesse der Stadt Wien muss es sein, die Wiener Positionen darzulegen, und das werden wir Sozialdemokraten uns von dem verlängerten Wiener Arm der Bundesregierungsparteien, wie sie da sitzen, nicht nehmen lassen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Aus Wiener Sicht sind Ergänzungen anzubringen. Es sind zwei zur EU-Verkehrspolitik. Ich habe es ansatzweise ja schon erwähnt. Das ist dieses hochrangige Straßennetz. Es fehlen die Verbindungen in die Slowakei und nach Tschechien. Es fehlt aber auch ein Umfahrungsring um Wien. Und bei den Eisenbahnmagistralen fehlen natürlich die Überlegungen, TEN aufzunehmen, Paris-München-Wien-Budapest und Berlin-Prag-Wien-Triest. 

Und zu den nationalen Verkehrsüberlegungen ist zu sagen: Das Road Pricing wurde heute noch nicht erwähnt, dass diese Mauthöhe progressiv gestaffelt werden soll. Wir denken da an mindestens 4 S mit Mitte 2003. Es ist eh schon zu spät. Ich will nicht anfügen, dass auch hier die Frau Bundesminister säumig ist, das will ich gar nicht sagen, aber es ist ja ein Wahnsinn, wenn ein 40‑Tonnen-Lkw, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Straße genauso belastet wie 60 000 Pkw, da muss man ja etwas tun. 

Und zu den Verländerungen der Bundesstraßen. Sie wissen ja, das Badner Abkommen der Landeshauptleute hat einmal im Ansatz grundsätzlich die Verländerung der Bundesstraßen akzeptiert. Aber was aus Wiener Sicht wirklich nicht zu akzeptieren ist, ist die Dotation. Es kann nicht so sein, dass die einzelnen Zahlen so bleiben, wie sie jetzt genannt wurden, so um die 450 Millionen S für den Ausbau und für die Erhaltung von Straßen. Das ist um mindestens 200 bis 250 Millionen S zu wenig. Hier muss am Finanzschlüssel noch gedreht werden. 

Ich habe zuerst schon gesagt: Zur Bevorrangung des öffentlichen Verkehrs ist einiges notwendig, das ist der U‑Bahn-Bau, der S‑Bahn-Bau natürlich auch. Die dritte Ausbauphase ist ja in Realisierung, die U 1 nach Leopoldau und die U 2 in den Raum Stadlau-Aspern. Wiener Verträge mit 50 zu 50 mit dem Bund sind wichtig und wesentlich, damit auch die Planungsarbeiten für die vierte Ausbaustufe Lainz-Süd und der U 6 Richtung Stammersdorf gesichert sind. 

Jetzt nur zwei Anmerkungen zum politischen Spektakel, den uns die Freiheitlichen und die ÖVP vorführen. Das eine sind Fakten, das andere ist eben dieses Spektakel. 

Die Forderung nach Einsetzung eines Untersuchungsausschusses ist ja jämmerlich gescheitert, hat Kollege Kabas gestern hier am Rednerpult zugeben müssen. Es ist nämlich wirklich so, dass man Wien und München, auch wenn Kollege Madejski ellenlang versucht hat, es zu erklären, nicht vergleichen kann. Es ist auch so, dass kein anderes Bauvorhaben in Wien so geprüft wurde wie die Wiener U‑Bahn. Es ist eine Tatsache, dass geografisch und geologisch andere Verhältnisse sind, dass es andere Systeme sind, dass die Stationen zum Beispiel in diese Rechnungen nicht einbezogen wurden. Das hat sogar der Rechnungshof gesagt. Das nur am Rande skizziert.

Und zur U 5 für die Profilierung des neuen Klubobmanns der ÖVP. Also, der Abend ist sicher klüger als der Morgen. Ich verstehe das schon. Aber wenn man weiß, dass wir in diesen Stadtentwicklungskommissionen die Prioritätenreihungen festgelegt haben, 3. und 4. - ich will mich da wieder nicht verbreitern -, und jetzt auf einmal zieht man eine U 5 aus dem Hut, über die man diskutieren kann, ob als U‑Bahn oder Schnellstraßenbahn oder Cable Liner, aber in weiter Ferne, dann ist das wirklich eigenartig. Hätte ihm auch früher einfallen können. Nur nebenbei bemerkt.

Aber eines muss ich als Großfeldsiedler schon sagen, denn das magerlt mich schon jahrelang, und jetzt ist Anlass, es auch zu sagen, weil ja die kritische Opposition ÖVP auch unserem neuen Planungsstadtrat - der jetzt leider nicht im Saal ist - gesagt hat: die U 1-Nord. 

Für die U 1-Nord hat es vor einigen Wochen den Spatenstich gegeben, das wissen alle, am Kagraner Platz. Und dann denke ich so nach - ich bin ja schon etwas länger im Gemeinderat -: Wie ist es zu dieser U 1-Nord gekommen? - Ja, es ist so, dass die in Hochlage geplant war bis zum Bahnhof Leopoldau, das muss man nur wissen, dass diese U 1-Nord sozusagen die Großfeldsiedlung durchschnitten hätte, dass diese U 1-Nord bei einem Pensionistenheim mit Hunderten alten, betagten Pensionisten vorbeigegangen wäre in Hochlage. Und das Ganze ist ganz stolz auf Flugzetteln der ÖVP gestanden, die den Planungsstadtrat zu einer Bürgerversammlung angekündigt haben. Das ist die Tatsache, das kann auch keiner hier "tatsächlich berichtigen", es ist so. Und ich möchte schon sagen, dass der Floridsdorfer Druck es veranlasst hat (Heiterkeit des GR Gerhard Pfeiffer.) - du lachst, das ist ein Zeichen der Zustimmung, dein wohl tuendes Lachen -, dass diese U 1 unter die Erde geschickt wurde ab der Julius-Ficker-Straße, wie es sich auch gehört.

Ausbau des öffentlichen Verkehrs: Der Trend zu den Öffis ist da. 33 Prozent Personennahverkehr ist international Spitze. Wir stehen zum öffentlichen Verkehr. Es muss aber daneben auch - Kollege Chorherr, jetzt wird es vielleicht für Sie interessanter - sinnvolle Straßenprojekte in dieser Stadt geben, ordentlich geplant, in Varianten gedacht, mit den Bürgern diskutiert, um Konsens bemüht, aber dann auch gebaut aus meiner Sicht.

Kürzlich hat hier der Startschuss für SUPERNAU - das ist nichts Chinesisches, sondern das ist die Strategische Umweltverträglichkeitsprüfung für den Nordostraum Wien - begonnen, auch für den 21. und 22. Bezirk, um hier wirklich Optimierungen zu bekommen, denn diese Bezirke haben steigende Einwohnerzahlen, diese Bezirke brauchen eine Optimierung in der sozialen, in der verkehrlichen Infrastruktur. 

Aus meiner Sicht wird sehr, sehr dringend auch dieser Umfahrungsring dort zu besprechen sein. Und nach diesem Startschuss für den Bau der B 301 ist die 6. Donauquerung, ist die Nordostumfahrung, um das genau zu definieren, der Ring um Wien vordringlich notwendig. Weil internationalen Verkehrsexperten kann man das überhaupt nicht erklären, dass durch eine Großstadt der Verkehr fährt, durch die Stadt, sprich: Tangente. Jede kleinere Ortschaft hat einen Umfahrungsring; wir führen den Verkehr durch die Stadt. 

Und wenn der Chorherr, der Herr Kollege Chorherr, der Herr Mag Chorherr, der Herr Klubobmann Chorherr sich am Anfang als Rechenkünstler betätigt hat, eins und eins, wenn ich das so richtig gehört habe, zusammengezählt hat, dann ist es doch so: Wenn ich eins und eins zusammenzähle und wenn ich weiß, dass im nächsten Jahrzehnt die A 5, die Nordautobahn, an den Grenzen Stammersdorfs sein wird - und das ist eine Tatsache und das ist keine Nullvariante -, dann muss ich eine Lösung anbieten. Ob das in der ersten Phase die Variante Raffineriestraße ist oder die Untertunnelung der Lobau, das sollen die Experten alles entscheiden, keine Frage. Ich bin ein kleiner Hauptschullehrer, ich werde das sicher nicht entscheiden, das sollen die Verkehrsexperten entscheiden. Aber eines weiß ich: dass die Umweltbedingungen für 10 000 Floridsdorfer verbessert werden müssen. Und für mich ist eines klar: dass diese SUPERNAU keine Zeitverzögerung sein darf, dass die Autophobie auch keine Probleme löst. Und mir ist vor allem klar, dass die Menschen im Norden, im Nordosten ein Recht haben auf ihre Lebensqualität. (Beifall bei der SPÖ und des GR Gerhard Pfeiffer.) 
Wichtig zu klären bei den brennenden Fragen ist auch eine Stadtumlandkooperation in Fragen der Verkehrs-, der Siedlungsentwicklung und der Standortpolitik, um hier auch die räumliche Entwicklung zu gewährleisten. So hat es vor einem Jahr einen Antrag gegeben zu einer Regionalmanagerin - in der Person der Frau Dr Ulla Kremsmayer ist sie auch gefunden worden -, die Vermittlerin sein soll zwischen grenzüberschreitenden Projekten, die Vermittlerin sein soll überhaupt in der Nordostregion. Sie ist eine qualifizierte Frau und ich wünsche ihr wirklich für ihre neue Tätigkeit viel Erfolg.

Wenn das Zersiedeln in diesen Umlandgemeinden ein Problem ist und der Wunsch der Wiener nach Grün und nach Wohnqualität wichtig und gut ist, dann muss man darauf reagieren. Eine Studie hat gesagt, dass 14 000 in etwa im Jahr abwandern. So ist die neue Siedlerbewegung ins Leben gerufen worden, die bedeutet, dass 2 000 neue Wohneinheiten geschaffen werden sollen in den nächsten fünf Jahren, also was Eklw-Widmungen betrifft, was GS-Widmungen betrifft und G 1-Widmungen. Bebauungsformen könnten sein Reihenhäuser, Atriumhäuser und Terrassenhäuser. Und eines muss klar sein: Dieser Wunsch der Wiener ist zu erfüllen. Auf der anderen Seite muss aber ebenfalls klar sein, dass der grüne Ring um Wien weiter gesichert werden muss, dass es keine Eingriffe in das Sww geben darf.

Die Wohnzufriedenheit der Wiener ist gut. Das wissen wir aus Befragungen. Und ob sie jetzt gerne im Grünen wohnen oder im Hochhaus wohnen - Kollege Christian Deutsch wird darauf dann noch zu sprechen kommen - oder in Themenstädten, wichtig ist, dass sie zufrieden sind. Drei Viertel der Wiener bekunden das. Wichtig ist auch, dass diese Wohnzufriedenheit korreliert mit den angebotenen Freizeiteinrichtungen und dass die Wohnzufriedenheit auch mit der Infrastruktur korreliert, mit der Wohnqualität und mit dem Wohnumfeld.

Also jetzt auf einen Nenner gebracht: Je besser diese Anlagen ausgestattet sind, je besser die Wohnumgebung ist, je besser die Nahversorgung ist, die Infrastruktur, die Freizeitmöglichkeiten, die Mobilität, desto höher ist diese Wohnzufriedenheit.

Wenn ich mir nur ganz kurz meinen eigenen Bezirk anschaue, was innovative Planung hier gebracht hat, thematische Projekte, wie - wirklich nur als Punktation, um nicht zu lang zu werden - autofreie Mustersiedlung, interkulturelles Wohnen, die Öko-Siedlung an der Brünner Straße, Frauen-Werk-Stadt, Kompakt-City und vieles andere mehr, dann meine ich, Kolleginnen und Kollegen aus den Bezirken könnten das durchaus aus ihren Bezirken noch ergänzen, dass die Stadtplanung auf dem richtigen Weg ist, die Wiener Stadtplanung unter der Führung eines wirklich beruflich dementsprechend ausgebildeten Fachmanns in der Person des Dipl Ing StR Schicker. Er ist nämlich ein Garant dafür, dass sich die Wiener in ihrer Stadt wohl fühlen und hier auch bleiben wollen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich komme schon zum Schluss. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wien ist eine Stadt, in der sich die Menschen im Großen und Ganzen - ich habe es gerade gesagt - wohl fühlen. Wien muss sich aber, um im Wettbewerb der Europäischen Zentralregionen bestehen zu können, auch positionieren. Auf Wien kommt in der erweiterten Europäischen Union eine wichtige, eine regionale, eine nationale und eine europäische Knotenfunktion zu, und zur Stärkung dieser Wirtschaftskraft und der Lebensqualität bedarf es der von mir erwähnten Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur.

Abschließend: Sollte der Bund, meine Damen und Herren von der Opposition, durch seine momentan aus meiner Sicht desorientierte Verkehrspolitik - ich habe es geschildert - die Region Wien gefährden, dann werden wir Sozialdemokraten, an der Spitze mit Bgm Dr Michael Häupl, vehement darauf aufmerksam machen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Cordon zum Wort gemeldet. Ich darf Sie darauf aufmerksam machen: Redezeit 20 Minuten.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Entwicklung einer Stadt ist sicher eine komplizierte Angelegenheit. Es müssen viele Interessen gewahrt werden und die Entwicklung sollte sicher gut geplant und durchdacht werden. Ein No-na-Satz. 

Ich habe allerdings schon in mehreren Fällen eine raschere Kopfüber-Entscheidung erlebt, als in diesem Fall, den ich Ihnen jetzt vorführen möchte. 

Beim Durchblättern meiner gesammelten Akte, was den Hakoah-Sportplatz betrifft, fiel mir wieder einmal auf, wie langsam die Stadt Wien sein kann, wenn es sich um Restitution handelt. 

Ich möchte Ihnen nur eine kleine Chronologie der Versprechungen, Ansuchen, Antworten auf Anfragen und Anträge geben, die alle die Restitution des einst von den Nazis aufgelösten und mit Gewalt weggenommenen Sportplatzes und der Sportanlagen des Hakoah-Sportvereins betreffen. 

Auf eine Anfrage der GRÜNEN im September 1998 antwortet Bgm Dr Häupl: "Obwohl Ansprüche von während der Zeit des NS-Regimes verfolgten Personen oder Vereinigungen gegenüber dem Bund geltend zu machen sind, ist die Stadt Wien sehr bemüht, eine gemeinsame Lösung zu finden, um dieses von den Nationalsozialisten begangene Unrecht spät, aber doch wieder gutzumachen und dem traditionsreichen Wiener Sportverein Hakoah ehestmöglich wieder zu einem eigenen Standort zu verhelfen." 

Auf eine Frage der GRÜNEN bezüglich des Angebots des Wirtschaftsministers betreffend Augarten antwortet Bgm Dr Häupl: "Ein derartiges Angebot des Wirtschaftsministeriums wurde der Stadt Wien nie offiziell mitgeteilt." Was das auch immer heißen mag in diesem Fall. "Dies ist auch nicht notwendig, da dies eine eindeutige Angelegenheit des Bundes ist." Erstaunlich. Der Vertrag mit der Hakoah vor 1938 war mit der Stadt Wien abgeschlossen und demnach war es wohl auch ein Grundstück der Stadt Wien. Aber gut. 

Jetzt frage ich mich wirklich: Was hat diese Antwort damals bedeutet? Kein Interesse der Stadt und der Stadtplanung. Aber dann hätte man es den Vertretern der Hakoah wirklich sagen müssen. 

Übrigens als Pikanterie: Laut Dr Muzicant kam die Idee für den Augarten nicht vom Bund, sondern aus dem Büro von Dr Häupl. Vielleicht reden die Beamten über solche Vorschläge nicht mit dem Bürgermeister. Das war vor gut drei Jahren. 

Im November 1998 drückt das LIF seine Unterstützung für die Rückgabe des ehemaligen Hakoah-Sportplatzes durch einen Antrag aus. Der ehemalige Hakoah-Sportplatz befindet sich östlich vom Stadion, also östlich hinter dem Stadion im Prater. Die Antwort aus dem Rathaus lautet: Die Restitution des ehemaligen Sportplatzes im Prater sei aus Kompetenzgründen einfach schwierig. Gut. Auf diesem Platz ist jetzt der Wiener Tennisverband, das Wiener E-Werk und, soviel ich weiß, das Finanzamt. Die Stadt Wien müsste hier Hallen, also Versprechen auf längere Nutzung, abgelten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wer hier bezahlen muss und soll, wenn er sich auf einem Sportplatz niederlässt, von dem man gewusst hat, dass er arisiert worden ist, das wird ja wohl festzustellen sein. Und irgendwem tut die Rückgabe eines zu Unrecht angeeignetes Gutes immer weh. - Am meisten wehtat es wahrscheinlich den Mitgliedern der Hakoah, denen man mit Gewalt diesen Platz weggenommen und den Sportplatz zerstört hat. Von anderen Zerstörungen will ich hier gar nicht reden. 

November 1998. Eine Aussage von Dr Haber: Der Bürgermeister hat ihm versichert, er blicke mit Wohlwollen auf diese Angelegenheit. - Ja, Wohlwollen scheint hier nicht gereicht zu haben. 

Am 7. Mai 1999, also ein halbes Jahr später, auf eine zweite Anfrage der GRÜNEN, wie weit die Verhandlungen betreffend Hakoah denn nun gediehen seien, antwortet der Bürgermeister Folgendes: "Nach Vorliegen einer Standortentscheidung im Sommer 1999 kann nach Einholung der erforderlichen Genehmigung und nach Abschluss der allenfalls notwendigen Verträge mit der eigentlichen Realisierung begonnen werden." 1999: "Die bislang mit den vorbereitenden Arbeiten betrauten Dienststellen des Magistrats werden auch weiterhin unterstützend tätig sein." Worin, war nicht wirklich festzustellen. 

Ich frage mich auch, es war mit keinem Wort hier angegeben: Wer entscheidet eigentlich? Wird die Sache jetzt doch vom Bund oder hätte sie 1999 doch von der Stadt Wien entschieden werden sollen? - Es ist nicht ganz klar. 

"Ansonsten", schreibt der Bürgermeister weiter, "gilt der einleitende Absatz in der Anfragebeantwortung vom 27.11.1998", also dass das Ganze Angelegenheit des Bundes ist, aber dass man natürlich von Wien aus die Sache unterstützen wird und dem Hakoah-Sportverein sobald wie möglich zu seinem Sportplatz verhelfen will. - Gut. Das war vor zwei Jahren. 

Am 26. August 1999 steht im "Standard": "Traditioneller jüdischer Sportklub bekommt einen Vereinsplatz im Augarten." Weiters lesen wir: "Aus dem Büro des Wiener Bgm Dr Häupl heißt es: An Details sei zwar noch zu feilen, der Platz als solcher sei aber so gut wie sicher, da der Bürgermeister die Angelegenheit vergangenen Jahres zur Chefsache gemacht hat." - Leider kann ich den Chef im Moment dazu nicht befragen. 
Daraufhin kommt im Jänner 2000 der Augarten, und zwar der gesamte Augarten, unter Denkmalschutz. Da frage ich mich schon: Wie war das zu vereinen mit dem vorher und mit der Chefsache des Herrn Bürgermeisters? - Das war wohl die Antwort des Bundes darauf. 

Jetzt passiert eigentlich ein volles Jahr überhaupt nichts. Der Direktor der Bundesgärten stellt am 24. April 2001 das neue Konzept für den Augarten vor. Es wird also eine Revitalisierung durchgeführt. Es wird einiges zurückversetzt sozusagen, also es ist ein englischer Teil, es wird der barocke Teil favorisiert. Gut. Aber das Karussell, in das man die Vertreter der Hakoah schickt, ist noch nicht abgeschlossen. 

Nun eine erfreuliche Mitteilung: Im Mai 2001 ernennt die Stadt Wien und der Bürgermeister Herrn Dr Kurt Scholz zum Restitutionsbeauftragten. Endlich hat man jemand gefunden, der sich mit dieser Sache eingehend beschäftigen wird. Er hat zwar keine wirkliche Entscheidungskompetenz, aber er kann sich damit eingehend beschäftigen.

Am 16. Mai 2001 erfahren wir aus dem "Kurier", dass Dr Häupl eine rasche Restitution betreffend den Hakoah-Sportplatz will. So etwas Ähnliches haben wir eigentlich schon 1998, 1999, 2000, also vor drei Jahren, gehört. 

Am 27. Juni 2001 liegt im Gemeinderat ein Geschäftsstück vor, in dem es heißt, Hakoah soll ein Grundstück bekommen, das dem entzogenen vergleichbar ist. Mit keinem Wort, welches Grundstück in Frage käme oder ob man mehrere zur Auswahl vorgelegt hat. Nichts. 

Vergleichbar ist der Augarten mit dem einstigen Grundstück sicher nicht. Er ist wesentlich kleiner und es müsste im Tiefbau das Ganze entstehen. Aber gut. 

Außerdem werden 58 580 349 S zur Errichtung zugesagt, falls der Bund dieselbe Summe bezahlen will. Auch gut. Falls der Bund dieselbe Summe bezahlt. 

Im August 2001 überantwortet Dr Scholz die Entscheidungsfindung mehr oder weniger dem 2. Bezirk. Auch der Bezirk hat nicht wirklich eine Entscheidungsgewalt, aber er kann Wünsche äußern. 

Anfang September 2001 gibt es einen Flächenwidmungsplan, bei dem die Fläche, die für die Hakoah vorgesehen ist, im Augarten nicht mehr grün ausgewiesen wird. Aber in der Stadtbaudirektion weiß man eigentlich von nichts noch. Ja, das waren einmal Vorschläge vor ich weiß nicht wie vielen Jahren, aber jetzt ist darüber eigentlich nicht gesprochen worden. Das ist auch interessant. 

Zu diesem Zeitpunkt, kommt noch hinzu, wissen weder die Bundesgärten etwas davon noch die Bundesgartendirektion noch die Augartenverwaltung, die dem Landwirtschaftsministerium unterstehen, wie Sie ja wissen, wohingegen der Augarten dem Wirtschaftsministerium gehört. Aber die scheinen auch nicht wirklich miteinander zu reden. 

Die Bundesgartendirektion macht sich frisch-fröhlich an die Revitalisierung des Augartens. Bis heuer im Sommer wurde also der Teil, der vorgesehen war für die Hakoah, neu gestaltet als englischer Teil. Hat immerhin 1,5 Millionen S gekostet. Ist im Übrigen sehr hübsch geworden. Und damit war einmal diese Sache erledigt. 

Ende August 2001 hatten Dr Muzicant und Dr Haber, der Präsident der Hakoah, einen Termin in der Bezirksentwicklungskommission des 2. Bezirks. Der 2. Bezirk - also nicht der ganze Bezirk, aber zumindest die Bezirksvorstehung, die SPÖ - war mit der Idee durchaus einverstanden, hatte gar keine Fragen dazu. 

Die GRÜNEN, muss ich sagen, haben 26 Fragen vorgestellt, die sehr wohl vor der Entscheidung geklärt hätten werden müssen, denn es sind einige gravierende Fragen, wie zum Beispiel das Grundwasser im Augarten, das ab 4 Meter bereits zu finden ist, wohingegen der Bau 10 Meter hinuntergehen würde. Aber gut. Das hat man auch noch nicht eruiert und viele andere Fragen, die noch dazugekommen wären. 

Ende Oktober hat man Dr Muzicant und Dr Haber wieder in den 2. Bezirk eingeladen. Die Fragen wurden so mehr oder weniger halbherzig beantwortet von allen Seiten.

Dann allerdings schlug die SPÖ einen ziemlichen Haken in ihrer ursprünglichen Meinung und stellte einen Antrag an die zuständigen Stellen, wen immer man damit gemeint hat, und hatte jetzt sehr wohl einige Fragen. "Die Bezirksvertretung hat große Bedenken", steht da, "dass bei einer weiteren Verbauung noch weniger Freifläche für die Bevölkerung zur Verfügung steht." Das fällt Ihnen erst ein, nachdem man wirklich zuerst mit Begeisterung zusagt, die Leute im Kreis schickt, dann fällt Ihnen ein, dass womöglich Grünfläche nicht mehr zur Verfügung stehen könnte. Das war besprochen. Aber ursprünglich hatten Sie keine Fragen. Ist schon interessant. Arbeiten ein bisschen langsam. (Zwischenruf der GRin Mag Sonja Wehsely.) Die Fragen kommen schon. Die Fragen, die hätten Sie längst früher stellen müssen. Aber ich will Ihnen gar nicht alle Fragen vorstellen, denn wahrscheinlich kennen Sie sie. Okay. (GR Godwin Schuster: Im 2. Bezirk 21 Fragen zum Beispiel!) So viele Fragen hätte es gegeben, die die SPÖ nicht gestellt hat. Und im zweiten Anlauf bringen Sie dann 8 Fragen zusammen, die man längst hätte stellen können. (GRin Mag Sonja Wehsely: Wünsche!) Ja, Wünsche. Bitte. Wünsche sind in dem Fall Fragen.

Also ihr habt keine Fragen, sondern, was habt ihr dann? - Bedenken. "Bedenken", steht da, und die Bedenken hätten Sie auch vorher äußern können, bevor man die Leute im Kreis schickt. (GRin Ursula Lettner: Die haben Sie ja auch!) Nein, wir haben keine. Wir haben Fragen gestellt, die vorher geklärt werden müssen, denn wenn es so weit ist, dass man ein Grundstück bearbeitet, es als Baugrund vorsieht und dann mit den Fragen anfängt, die vielleicht eine Realisierung nicht ermöglichen, was sagen Sie dann dazu? - Das ist wesentlich betrüblicher, wenn Sie so arbeiten, und anscheinend arbeiten Sie so. - Gut. 

Ich habe Ihnen nun in großen Zügen gezeigt, wie man seit 1998 die Leute der Hakoah im Kreis schickt. 

Wir stellen daher einen Antrag, in der Angelegenheit Hakoah so schnell wie möglich eine klare Entscheidung zu treffen bezüglich des Standorts, um nach jahrelangem Warten endlich eine Sportanlage für die Hakoah zu ermöglichen. (Beifall bei den GRÜNEN.) Denn die vorher angeführte Vorgangsweise, meine sehr geehrten Damen und Herren, finde ich der Stadt Wien und dem Land Österreich unwürdig und eine Zumutung für die Menschen, die nichts als das wollen, was ihnen seit Jahren versprochen worden ist und auch zusteht. - Ich danke Ihnen. (Anhaltender Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Mag Gerstl zum Wort gemeldet. - Bitte. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! 

Herr Kollege Reiter hat zuvor über das Programm gesprochen, das sich diese Regierung gegeben hat, und mein Vorredner Axel Neuhuber hat hier auf die wesentlichen Erfordernisse für die Geschäftsstraßen aufmerksam gemacht.

Wir wollen aus diesem Grund auch gleich einen Antrag einbringen, denn die wahren Zahlen dieses Budgets sprechen etwas anderes als die, die offensichtlich in den Leitlinien vorgegeben werden. 

Im Budget 2002 sind für die Geschäftsstraßen nur mehr 100 000 EUR veranschlagt, während für das Budgetjahr 2001 noch 545 000 EUR veranschlagt waren. 

Wir stellen daher den Antrag, dass der Herr amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr aufgefordert wird, mit dem amtsführenden Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke in Verhandlung zu treten, um die Fördermittel für Planungsaktivitäten in den Wiener Geschäftsstraßen zumindest auf das Niveau vom Budgetvoranschlag des Jahres 2001 anzuheben, um für die kleinen und mittleren Handels- und Gewerbebetriebe durch Attraktivierung der Geschäftsstraßen weiterhin wirksame und starke Impulse zu setzen. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir sind davon überzeugt, dass man mit dem Zugang zu diesen Mitteln, mit diesem Zugang auch wertvolle Impulse setzen kann, gerade in einer Zeit, wo Rezession nicht gerade angesagt ist, aber wo man sich auch nicht darüber hinwegtäuschen kann, dass die Wirtschaftssituation einfach schwieriger geworden ist. 

Nunmehr komme ich zum Thema Verkehr. Der Herr Stadtrat - sorry, er ist noch nicht Stadtrat -, der Herr Landtagsabgeordnete GR Reiter hat über die Absichten im Verkehrsmasterplan gesprochen. Er hat schöne Worte verwendet, die er offensichtlich aus der Regierungserklärung des Herrn Bürgermeisters herausgenommen hat. Und was heißt das in einem Budget? - Ein Budget ist dafür da, um diese Regierungserklärung nun auch danach abzutesten. Ein Budget ist das in Zahlen gegossene Regierungsprogramm und das möchte ich gerne überprüfen. 

Die Verkehrsinfrastrukturen zu verbessern, die Schieneninfrastrukturen zu modernisieren, die Wiener Bestandteile der Magistrale für Europa müssen ausgebaut werden - jawohl. Der Lainzer Tunnel muss gebaut werden, der Bahnhof Wien muss gebaut werden, der Flughafenanschluss für den Schienenfernverkehr - ja, das sind richtige Momente, ganz wesentlich.

Ich möchte zu jedem Punkt drei Anmerkungen machen:

Lainzer Tunnel: Ich bitte Sie, meine Damen und Herren und auch den Herrn Stadtrat, dass die aktuelle Entwicklung in dieser Frage nicht zum Anlass genommen wird, parteipolitisches Kleingeld zu machen, denn der Lainzer Tunnel ist zu wichtig für den Nahverkehr, für den Fernverkehr noch viel, viel mehr und insbesondere für die Wirtschaftspolitik in dieser Stadt und in diesem Land. Wenn wir nicht an die großen Verkehrsverbindungen Europas angebunden werden, wenn wir das nicht in Kürze schaffen, wenn wir hier nicht mehr Druck ausüben, dann wird das besondere Nachteile nicht nur für die Wirtschaftspolitik, sondern besonders auch für die Menschen dieser Stadt bringen und daher werden wir uns für den raschen Bau des Lainzer Tunnels besonders einsetzen. Ich bitte Sie hier, bei allem mitzuhelfen, dass die Verfahrensfehler, die begangen worden sind, in Kürze zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger behoben werden können. 

Das sage ich auch ganz besonders als Penzinger Mandatar. Als Mandatar, der den Aufschrei der Bürger unmittelbar bekommen hat, die darunter leiden, dass dort nunmehr ein Baustopp eintritt, wo sie mehr als ein Jahr wirklich jeden Tag und vor allem jede Nacht mit dem Baulärm konfrontiert wurden. Die Anrainer wollen, dass rasch weitergebaut wird. Ich nehme an, das ist auch in Ihrem Interesse, Herr Kollege Madejski, dass diese Bürger nicht länger unter der derzeitigen Situation leiden müssen. In dem Sinne bitte ich Sie um Ihre Unterstützung. (Beifall bei der ÖVP.)
Der Bahnhof Wien. Der Bahnhof Wien steht in Ihrem Positionspapier, Herr Stadtrat, zum Thema Masterplan als einer, der als Durchgangsbahnhof erst 2011 bis 2020 in Betrieb gehen soll. Hier würde ich Sie wirklich bitten, dass Sie sich auch auf Bundesebene dafür einsetzen, dass der Bahnhof Wien, der für diesen Knotenpunkt, für diese transeuropäischen Netze, für die Anbindung an diese transeuropäischen Netze so wichtig ist, rascher gebaut wird, viel, viel schneller gebaut wird, denn das ist notwendig, um diesen Verkehr auch zu ermöglichen, den auch Sie gerne fließen lassen wollen. Wenn Sie in Ihren Regierungserklärungen sagen, er muss fließen können, wir sollen ihn nicht verhindern - ja, dann müssen Sie sich auch für diesen Schienenverkehr entsprechend einsetzen und sich dafür auch wirklich voll motivieren und nicht einfach mit ein paar Beamten zur Verhandlung gehen, sondern da erwarte ich mir wirklich ganz, ganz offen, dass sich auch der Herr Bürgermeister persönlich zur Frau Infrastrukturministerin begibt und mit ihr persönlich die wesentlichen Schritte, die für Wien notwendig sind, verhandelt. Und dass er sich persönlich dieser Sache annimmt und nicht erst ganz zum Schluss, wenn die Zeitungen wieder schreiben, dass es so nicht geht, bequemt, sich hinzubegeben und Verhandlungen zu führen. Versuchen wir einmal, im Vorfeld Lösungen zu treffen und nicht nur im Nachhinein Schaden zu begrenzen. (Beifall bei der ÖVP.)
Nächster Punkt Flughafenanschluss für den Schienenfernverkehr und auch Ausbau der S 7. Ja, meine Damen und Herren, ich glaube, das ist ein ganz, ganz wesentliches Thema, den Flughafenanschluss an den internationalen Fernverkehr zu schaffen. Das ist etwas, was in ganz Europa schon gang und gäbe ist, und es ist ja auch gelungen, dass die S 7 nun rasch ausgebaut wird. Aber vergessen wir dabei nicht, dass es Bürgerinnen und Bürger gibt, die diesen Nahverkehr auch persönlich benötigen, dass sie auch einen Anspruch darauf haben, dass ihr Nahverkehr sichergestellt wird und nicht, dass es nur eine Fernverkehrsverbindung vom Bahnhof Wien Mitte zum Flughafen gibt, wo man dann ungefähr 100 S für ein Ticket zahlen wird. Das ist für diejenigen, die ausschließlich den Flughafen nutzen, sehr, sehr wesentlich. Aber vergessen Sie bitte nicht diejenigen, die an dieser Linie liegen, diejenigen, die in Wien und auch außerhalb von Wien an dieser Linie liegen, dass die mit einem normalen Fahrschein im Verkehrsverbund Ostregion auch damit fahren können. Vergessen Sie nicht die kleinen Leute, die an dieser Linie liegen. Bitte, tun Sie das. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie schreiben, oder der Herr Bürgermeister hat, glaube ich, auch in seiner Regierungserklärung groß angekündigt, dass er, damit dieser Verkehr fließen kann, 50 000 neue Parkplätze schaffen möchte. 50 000 Parkplätze! Da denkt man sich, das wird sich doch in dem Budget irgendwo niederschlagen. Das werde ich im Budget finden. Jetzt gebe ich zu, ich bin ein Neuling in diesem Haus. Ich nehme mir dieses Budget einmal her und versuche, diese Positionen zu finden - keine Chance. Danke. Man findet dann zwar Positionen. Die sind aber sehr, sehr niedrig. Man versucht in Gesprächen herauszufinden: Wie schaut denn das wirklich aus? Das gibt's doch nicht! Es haben doch alle erklärt: 50 000 neue Parkplätze! Na ja, da gibt's viele Erklärungen, die heißen dann: Es wird sowieso nicht weniger, es bleibt schon so wie es war. Aber die Zahlen sprechen eine andere Sprache. Sowohl bei den Darlehen für die Garagenförderung als auch bei den Zuschüssen für die Garagenförderung gibt es überall Rückschritte, überall wird es weniger, und zwar insgesamt. Können Sie sich vorstellen, um wie viel es weniger wird? Wenn wir 50 000 Parkplätze mehr schaffen wollen, dann denkt man sich, es müsste eigentlich mehr werden. Aber was passiert? - Die Garagenförderung wird in ihren Ansätzen um 60 Prozent reduziert! Um 60 Prozent reduziert! Stellen Sie sich das vor! 

Der Herr Bürgermeister hat das hier auch vor einigen Monaten erklärt, dass er dafür eintritt, dass die Volksgaragen - und ich möchte den Begriff schon wieder vergessen haben, weil er kein glücklicher Begriff ist, sagen wir die Anrainergaragen - nicht nur pro Bezirk eine gefördert wird, sondern dass mehrere gefördert werden. Ja und in diesem Sonderprogramm, aus dem die finanziellen Mitteln genommen werden, erfolgen die Kürzungen von 27,6 Millionen EUR auf 9,9 Millionen EUR. Ja, wie soll denn das gehen, wenn wir gleichzeitig das Programm ausweiten wollen und die Budgetansätze kürzen? - Na ja, jetzt könnte man vielleicht sagen, das Geld ist irgendwo in Transferzahlungen oder in Kapitalzahlungen, in Unternehmen, vielleicht bei den Wiener Stadtwerken, versteckt. Aber dort ist es nicht ausgewiesen. Man wird vertröstet: "Warten Sie auf den Rechnungsabschluss zum Jahr 2002. Dann werden Sie sehen, ob es drinnen war. Wir werden uns schon darum kümmern." - Aber meine Hoffnung ist nicht groß, denn dann ist es zu spät, wenn es dann nicht drinnen war. 

Wir sollten es, glaube ich, vorher wissen. Ich bitte Sie, wenn Sie es wirklich geplant haben, dann schreiben Sie es ins Budget hinein und belügen Sie uns nicht oder bemogeln Sie uns nicht! Herr StR Rieder hat ja gestern gesagt, es ist kein Mogelbudget. Aber dann gibt es nur zwei Gründe: Entweder es ist ein Mogelbudget oder es stimmt, was hier steht. Das ist der Punkt. Wenn es stimmt, was hier steht, wenn es nämlich kein Mogelbudget ist, wie Herr StR Rieder gesagt hat, dann wird die Garagenförderung reduziert und wir werden weniger Parkplätze in Wien bekommen und nicht mehr! Das ist die Tatsache und dagegen treten wir natürlich auf. (Beifall bei der ÖVP.)
Der Straßenbau ist ein wesentlicher Moment auch für die Bezirke. Sie lassen die Menschen im Glauben, dass es allen in Wien mit Ihrem Budget besser gehen wird. Ich weiß nicht, ob das die entsprechenden Bezirke auch schon gesehen haben. Wenn Sie sich das anschauen, dann werden die gesamten Bezirksvoranschläge um 3 Prozent gekürzt. Na ja, da können Sie noch sagen, das ist vielleicht im Rahmen des normalen Sparbudgets, 3 Prozent minus, das ist okay. Aber wo sind die größten Auswirkungen? - Im Straßenbau. Das ist einer der wesentlichsten Momente für die jeweiligen Bezirke, denn dort können Sie die unmittelbaren Bürgeranliegen erfüllen, wo sie ihre Straßen instand gehalten haben wollen, wo sie ihre Verbesserungen geschaffen haben wollen, wo es die Menschen in dieser Stadt wirklich berührt und sie es auch gerne spüren wollen, dass sich die Stadt um sie kümmert. Doch in diesen Bezirksmitteln für den Straßenbau im Topf 3 haben Sie von 8,2 auf 5,2 gekürzt. Also Sie haben hier um 40 Prozent gekürzt. In den Mitteln, wo Sie vielleicht noch übersteuern könnten, in den so genannten überregionalen Straßenbaumitteln, wo der Herr Stadtrat dann die Möglichkeit hat, noch Ausgleiche zu gewähren, da haben Sie von 10,1 Millionen auf 7,8 Millionen EUR gekürzt, also um 20 Prozent. Ich kann mir nicht vorstellen, wie es wirklich besser werden kann, wenn immer weniger Geld vorhanden ist. Das ist mir wirklich nicht erklärlich. 

Das einzig Positive, das man hervorheben kann, ist, dass die Mittel für die MA 46 ziemlich gleich geblieben sind und dass diese Instandhaltungsmaßnahmen im verkehrstechnischen Bereich für die MA 46 gesichert sind. Aber im Straßenbau, in der Garagenförderung - nein! 

Ganz besonders wird es hier die gesamte Siedlungsentwicklung, die Donau City und den Nordbahnhof treffen. All die Straßenbauentwicklungen dort werden ganz besonders leiden. Auch die Projektierungen gehen dabei zurück. Das heißt, auch für das kommende Jahr, nämlich für 2003, werden jetzt schon weniger Projektierungen angedacht. Das bedeutet, dass ich dann auf der anderen Seite natürlich auch 2003 weniger bauen kann. Also wir können uns jetzt bereits darauf einstellen, dass wir im Tiefbaubereich weniger Ausgaben haben werden und damit auch keine Belebung in diesem Bereich im Rahmen der Wiener Wirtschaftspolitik sehen können. Da sagen Sie etwas anderes als die Zahlen sprechen. 

Nun komme ich zu den öffentlichen Linien. Ich rechne dem zuständigen StR Rieder hoch an, dass er diesmal den Investitionszuschuss auch bei den WIENER LINIEN aufgenommen hat. Das dient zur Klarheit und zur Sicherstellung, damit alle klar wissen, wie viel die WIENER LINIEN bekommen. Aber wir haben im nächsten Jahr damit zu kämpfen, dass wir einen öffentlichen Personennahverkehrsvertrag im letzten Gemeinderat mit den Stimmen der SPÖ und der FPÖ genehmigt haben, der dazu führen wird, dass es für die Leute nicht besser wird, sondern dass sich nicht nur nicht die Angebote verbessern werden, sondern dass sie gleichzeitig auch mit Gebührenerhöhungen rechnen müssen. Ich habe StR Rieder schon vor Monaten angeboten, eine Wette abzuschließen, dass im nächsten Jahr die Gebühren für die WIENER LINIEN erhöht werden. Er hat gestern hier gesagt, es wird zu keinen Gebührenerhöhungen kommen. Meine Wette steht, ich bleibe dabei. Ich bin 100‑prozentig davon überzeugt, dass nach Ablauf der EURO-Umstellungsfrist diese Erhöhung kommen wird. Wenn sie nicht kommt, dann werden wir mit Einschränkungen zu rechnen haben, denn die WIENER LINIEN haben ihr Programm schon so gestaltet, dass sie sich genau auf die Fixsumme, die sie bekommen, eingestellt haben, und der Rest ist eben nicht da. Aha, da haben wir weniger Geld, und wenn wir weniger Geld haben, dann dünnen wir entweder den Betrieb aus oder wir machen Fahrpreiserhöhungen. Weniger Betrieb bedeutet, dass zum Beispiel der 5er nicht mehr zur Gänze in der Form geführt wird, wie er noch vor einem drei viertel Jahr geführt worden ist. Der 5er ist eine ganz, ganz wesentliche Querverbindung in dieser Stadt, die eine ganz besondere Bedeutung hat und der von vielen Menschen angenommen wird, besonders von Jung und Alt. (GR Godwin Schuster: Na ja, er fährt ja doch!) Der von denen angenommen wird, die sonst die öffentlichen Linien weniger annehmen. Ich lade Sie ein, Herr Kollege Schuster, mit mir hinzufahren, damit Sie sehen, dass, wenn Sie um 20 Uhr 45 am Westbahnhof stehen, keiner mehr geht und nicht glauben, er geht noch immer. (Beifall bei der ÖVP.)  

Das Schwierigste beim Verkehrsthema in Wien ist, dass es kein Verkehrsmanagement gibt. Es gibt kein Verkehrsmanagement zwischen den Verantwortlichen der Polizei im Bereich Verkehr, den Verantwortlichen im Magistrat für den Verkehr und den Verantwortlichen der WIENER LINIEN. Es gibt keine Verkehrsleitzentrale, keine, die von einer Hand geführt und gesteuert wird. Damit sind wir die letzte Großstadt in Europa, glaube ich, die das nicht hat, die über solche Einrichtungen nicht verfügt. In allen anderen Großstädten in Europa bekommen Sie bereits am Stadtrand die entsprechenden Verkehrsleitsysteme, die überregional geordnet sind, die zusammengefasst sind und wo es klare Kompetenzen gibt. Aber bei uns gibt es selbst in der eigenen Stadt die unterschiedlichen Kompetenzen zwischen VBgm Rieder und dem Stadtrat für Verkehr, dass die nicht einmal selbst ein Gebiet gemeinsam planen können. Das alles auf dem Rücken der Bürgerinnen und Bürger! Die Staus, die wir haben, haben wir diesen Planungen zu verdanken, nämlich denen die eben nicht da sind. Das sind die Punkte, über die wir uns auch einmal den Kopf zerbrechen sollten.

Aber heute ist über die Prioritäten im großen Straßenbau und auch über die Prioritäten im öffentlichen Verkehr schon sehr, sehr viel gesprochen worden. Dem kann ich mich nur in vielen Bereichen anschließen. Im Straßenbau natürlich nicht der Meinung der GRÜNEN, das ist keine Frage, sondern hier ganz klar, dass die Prioritäten einmal auf den Tisch gelegt werden, wo aus der Sicht der Stadt die großen Transversalen im Autobahnbau rund um Wien wirklich erfolgen sollen.

Aber ein Punkt ist überhaupt noch nicht genannt worden. Ein wesentlicher Verkehrsteilnehmer ist der Fußgänger und über diesen Fußgänger ist hier überhaupt noch nicht gesprochen worden. Wenn Sie über Verbesserungen des Modal Split reden wollen, dann werden Sie gleichzeitig auch Angebote machen müssen, den Fußgängerverkehr in Wien sicherer zu machen. Dazu gibt es bereits ein EU-Programm. Wir haben in der Unfallverkehrsstatistik bei den Kindern in Wien die höchste Anzahl der Verletzten von ganz Österreich. Ich glaube, das ist Anlass genug, dass wir uns sehr, sehr rasch um die Fußgänger kümmern müssen, für die Fußgänger auch Angebote machen und hier Sicherstellungen treffen. Vergessen Sie nicht, das ist eine ganz, ganz wesentliche Gruppe von Verkehrsteilnehmern in dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)
Nun zum Schluss kommend, möchte ich Ihnen noch etwas zum Stil sagen, weil es, glaube ich, nicht nur um Positionen geht, sondern es geht auch darum, wie man miteinander kommuniziert und wie man miteinander arbeitet. 

Ich möchte noch einmal, weil Herr Kollege Reiter als mein Vorredner auf die Arbeitsgruppe der Stadtentwicklungskommission hingewiesen hat, darauf zurückkommen. Sie haben gesagt, dass es wesentlich war, dass darin die Positionen diskutiert wurden. Nun, Herr Kollege Reiter, geben Sie zu, da wurden keine Positionen diskutiert. Dort hat sich das so abgespielt, dass zwei Abteilungsleiter ihr Programm vorgetragen haben, ein Programm, das wir als Mandatare mehr oder weniger schon einmal vorgelegt bekommen haben. Dann haben die Oppositionsparteien jeweils einen Redner dort gehabt, der geredet hat, und sonst war nichts. Diskussion war keine. Im Vorfeld bekamen wir eine Unterlage, und aus dieser möchte ich jetzt vorlesen, weil das auch der Kollege Chorherr noch nicht getan hat und vielleicht wissen es manche Mitglieder von Ihnen noch nicht, nämlich den Punkt, wo drinnen gestanden ist: "Die Stadtentwicklungskommission nimmt die beiliegenden Positionen und Maßnahmen zur europäischen und nationalen Verkehrspolitik zustimmend zur Kenntnis" - zustimmend, und das bekamen wir vor der Sitzung ausgeteilt! - "und ihre Mitglieder erklären sich bereit, die darin enthaltenen Forderungen der Stadt Wien gegenüber Dritten nach besten Kräften zu unterstützen." 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Gerstl, Ihre Redezeit.

GR Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Also, das bekommt man gleich zu Beginn. 

Ich bin damit am Ende der Stilfrage, am Ende des Umgangs mit den Bürgerinnen und Bürgern und ich bitte Sie, gerade diesen zu ändern. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Hora gemeldet. Drei Minuten.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Liebe Frau Kollegin Cordon, darf ich Sie berichtigen? - Es waren nicht 26 Fragen, es waren nur 21 Fragen, und wie ernst die GRÜNEN das gemeint haben, möchte ich Ihnen an Hand einer einzigen Frage erklären: Wie soll die der Öffentlichkeit neu zugängliche Fläche ausgestaltet werden oder was soll mit dem beim Eingang Klanggasse befindlichen und von den Kindern sehr ausgiebig genützten Kinderspielplatz geschehen? - Wer die Örtlichkeit kennt, weiß, dass die Klanggasse mit der Fläche nicht direkt etwas zu tun hat, sondern ein wesentlicher örtlicher Unterschied ist. Aber scheinbar hat die grüne Gemeinderatsfraktion mit der grünen Bezirksratsfraktion nichts Gemeinsames oder nichts mehr zu tun, weil sonst könnte ich mir nicht erklären, warum die GRÜNEN das vom Bezirksvorsteher der Leopoldstadt der grünen Fraktion vorgelegte gemeinsame Papier natürlich abgelehnt haben. 

Was sie noch gemacht haben, spiegelt sich in der Tatsache, dass die GRÜNEN bei der Bezirksvertretungssitzung, wo das Positionspapier der SPÖ vorgelegt wurde, das darauf hinweist, welche Forderungen man grundsätzlich stellt, wenn das für die Hakoah kommen soll, nichts Besseres zu tun gehabt haben, als das Ganze wieder zurück an die Bezirksentwicklungskommission zu beantragen, damit die Sache vom Tisch ist und um das noch länger hinauszuziehen.

Also das, was Sie vorgehalten haben, ist in Wirklichkeit eine Verlängerungstaktik im Bezirk. Aber wie gesagt, Frau Kollegin Cordon, es ist auch einem Gemeinderat nicht verboten, bei einer Bezirksvertretungssitzung unter den Zuschauern teilzunehmen. Wenn Sie Ihre Bezirksfraktion nicht richtig informiert, können Sie sich dann hier in der öffentlichen Sitzung informieren. 

Ich glaube, das ist von den GRÜNEN kein Umgang mit Restitutionsfragen, sondern eine neue Hinhaltetaktik, nur halt auf Bezirksebene. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Trammer, setzen Sie sich bitte nieder, es geht jetzt noch weiter. 

Eine tatsächliche Berichtigung von Frau GRin Cordon. Ich habe dann noch eine. – Bitte schön, drei Minuten.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Gut. Die Berichtigung von 26 auf 21 lasse ich gelten. 

Aber was Sie mir vorwerfen (Aufregung bei der SPÖ.), dass wir hier Fragen haben befindlich des Grünareals, die Klanggasse - Sie wissen ganz genau, dass diese Fläche in diesen Plan mit einbezogen war, dass bis zur Klanggasse die neue Wiese, der englische Teil (Weitere Aufregung bei der SPÖ. - GRin Mag Sonja Wehsely: Das stimmt doch nicht! - GR Godwin Schuster: Ihre Verzögerungstaktik!), mit inbegriffen ist! Dann reden Sie doch einmal mit dem Bundesgartendirektor! Vielleicht werden Sie dann schlauer, meine Damen und Herren! Noch dazu haben Sie hier Fragen, die Ihnen sehr spät eingefallen sind, Bedenken, Anträge! Mit was klären Sie denn Ihre Bedenken? Mit was denn? Wollen Sie es nicht hinterfragen oder hinterfragen lassen? (GR Godwin Schuster: Das ist Ihre Verzögerungstaktik!) Dann werden Sie nie eine Antwort drauf kriegen. Und was für Antworten? - Ich meine, Einbindung der Anwohner fällt Ihnen früh ein! Sie wissen genau, was für Probleme das dann geben wird! Ist okay, aber das fällt Ihnen jetzt erst ein? - Na gute Nacht, langsam ist Ihr Zugang zur Bevölkerung, kann ich nur sagen. (GR Godwin Schuster: Ihre Verzögerungstaktik ist das!) 

Grünbilanzausgleich, das ist so ähnlich, wie das, was wir uns überlegt haben. Sie wollen auch einen Grünbilanzausgleich. Da fragen Sie jetzt? (GRin Mag Sonja Wehsely: Das ist eine Forderung?) Ja, das ist eine Forderung an den Bund, oder an wen denn, an wen? (GRin Mag Sonja Wehsely: Eine Forderung an den Bund!) Ja, gut, Sie wissen ganz genau, dass Ihre Vorgangsweise sehr, sehr zu hinterfragen ist. (Aufregung bei der SPÖ.) Wir haben sehr wohl eine Frage zu stellen (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie wollen die Restitution nicht!), weil Sie sich so aufregen, liebe Frau Kollegin, wie betroffen Sie das Ganze macht. (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie wollen die Restitution ja gar nicht! - Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Eine weitere tatsächliche Berichtigung kommt von Herrn GR Reiter, bitte. (GR Kurth-Bodo Blind: Sehr liberal! - GR Michael Kreißl: Wirklich, sehr liberal! - Heiterkeit bei der FPÖ.)
GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Nur ganz kurz zur Stilfrage, die der Kollege ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Ein Liberaler hält mir Liberalität vor? (Allgemeine Heiterkeit.) 
GR Günther Reiter (fortsetzend): Herr Vorsitzender, darf ich meine tatsächliche Berichtigung wahrnehmen? - Danke schön. 

Ganz kurz nur Stilfrage, die Kollege Gerstl in seinem letzten Absatz des Debattenbeitrags erwähnt hat. Arbeitsausschuss statt Entwicklungskommission, na selbstverständlich. Ich war ebenfalls dort anwesend und der Herr Stadtrat hat in einem Zusatz zu dieser Passage - und die haben Sie jetzt nicht erwähnt - bekundet, dass die Oppositionsparteien bis 21. Juni ihre Überlegungen einbringen können, damit dann zeitgerecht die Stadtentwicklungskommission informiert ist. Das haben Sie jetzt leider nicht erwähnt. (GR Mag Wolfgang Gerstl geht zum Vorsitzenden. - Heiterkeit bei der SPÖ und bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Gerstl, mach' ma gleich weiter. Na, da brauchen'S ja kein Manuskript. (Allgemeine Heiterkeit.)
GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! 

Herr Kollege Reiter, Sie haben mich jetzt leider herausgefordert, noch einmal das Ganze richtig zu stellen. Es ist sowohl richtig, was Sie gesagt haben, als auch das, was ich gesagt habe. Aber wir müssen es gemeinsam sehen, nämlich: Die Arbeitsgruppe hat beschlossen, und davon sind Sie bei der Formulierung nicht abgegangen, und der Herr Stadtrat hat in diesem Bereich keine Möglichkeit gegeben, eine andere Entscheidung zu treffen. Wir mussten weiterhin zustimmend zur Kenntnis nehmen und gegenüber Dritten nach besten Kräften zu unterstützen. Das haben Sie weiterhin aufrecht erhalten. 

Nur zusätzlich erhielten wir die Möglichkeit, wie es heißt: "Die politischen Fraktionen werden ersucht, bis 21. November" - das heißt bis morgen - "eigene Vorschläge dazu noch einzubringen." Das ändert aber nichts an der grundsätzlichen Zustimmung des Papiers. Das heißt, diese Vorschläge, die wir noch einbringen hätten dürfen, sind in Wirklichkeit für die Katz'. - Danke für die Möglichkeit der weiteren Richtigstellung. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So und nun ist es so weit. Frau GRin Trammer, das Podium gehört für 20 Minuten Ihnen. 

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Budgetdebatte zweiter Tag, Budgetvoranschlag 2002. Nun, mir liegt ein Märchenbuch vor. Für die einen soll dieses Papier wohl ein Budget sein, für die anderen und für mich allerdings ist es eine Märchengruselgeschichte, Autor: Finanzstadtrat Rieder. Soll man Nachsicht walten lassen, weil dies sein erstes Budget ist, für das er sich verantwortlich zeigt? - Nun ich denke nicht. Dafür ist der Herr Vizebürgermeister schon zu lange in der Politik. Aber warum Gruselgeschichte? - Weil die alte Stadtregierung an der Budgetsanierung in Wahrheit gescheitert ist und vor den Wahlen echte Strukturreformen versäumt hat. Es ist keine Strukturreform, wenn 1 EURO-Milliarde budgettechnisch zu den einzelnen Ressorts verschoben wird und man dann sagt: Toll, wie die hier eingespart haben und wie wir uns jetzt hier feiern lassen können.

Das Wiener Belastungspaket der SPÖ beinhaltet die Einführung einer neuen Stromsteuer, eine massive Verteuerung beim Wohnen, kräftige Erhöhungen im Sozialbereich, nämlich der Pflegedienste einerseits und Leistungskürzungen im Gesundheitsbereich andererseits. Frau StRin Pittermann hat das auch rechtzeitig erkannt und in ihrem Brief an Freund Rieder die eklatanten Missstände vorzeitig aufgezeigt, gruseln in den eigenen Reihen sozusagen. Auch die Presse geht nicht sehr wohlwollend mit diesem Budget um. Vor einer Woche stand da: "Dieser Voranschlag ist eine Rechnung mit vielen Unbekannten". Heute lesen wir sogar von einer Mogelpackung. 

Dieses Trickbudget, Herr StR Rieder, das ist wirklich Ihr Baby und sich ausreden auf die Bundesregierung, halte ich für wirklich armselig. Ich fordere Sie auf, übernehmen Sie doch endlich Verantwortung für Ihr Ressort und verstecken sich nicht immer hinter dem Rockzipfel des Finanzministers! (Beifall bei der FPÖ.)  

Missstände und budgetäre Fehlplanungen gibt es besonders im Bereich der Stadtentwicklung und des Verkehrs. Die U‑Bahn-Investitionen liegen noch immer 73 Millionen EUR unter dem Investitionsvolumen von 1974, Entschuldigung 1994. 

Der Straßenbau wird im Jahr 2002 Kürzungen von 27 Millionen EUR im Vergleich zu 1994 hinnehmen müssen. Im neuen Verkehrsmasterplan fehlt ein Zeitplan für die neuen U‑Bahn-Planungen.

Herr StR Schicker! Sie schreiben in der Einleitung zum Verkehrsmasterplan für Wien - ich zitiere - : "Im Jahr 1994 hat die Stadt Wien zum letzten Mal ein gesamtstädtisches Konzept erstellt. Viele der im Konzept festgelegten Grundsätze gelten immer noch."- Ich frage Sie: Wie wollen Sie die ausständigen Maßnahmen denn finanzieren, wenn Sie die Investitionen so drastisch senken? 

Herr StR Schicker! Erinnern Sie sich noch an die Umfahrung Breitenlee? Wenn Sie sich erinnern, warum haben Sie meine Anfrage, meine schriftliche Anfrage vom 23. Juni dieses Jahres bis heute noch immer nicht beantwortet? - Wenn Sie sich nicht erinnern, dann ein kleiner Tipp: Lesen Sie meine Anfrage gut durch und veranlassen Sie endlich die notwendigen, bereits seit 1996 geplanten Maßnahmen für die betroffenen Bürger in Donaustadt, in Breitenlee.

Aber das könnte natürlich schwierig werden bei den Investitionskürzungen im Straßenbau. Ich bin gespannt, wie Sie den Spagat zwischen Finanzkürzungen im Straßenbau und Wahlversprechen schaffen werden.

Ich bleibe auch gleich in Donaustadt, weil da geht das Gruseln weiter. Stichwort Ausbau der S 80. Die geplante zweite Ausbaustufe der S 80, der 15‑Minuten-Takt, ist sinnlos und verschlingt geschätzte 2,5 Milliarden S. Zwei neue Brückenbauten, nämlich eine zweite Ostbahnbrücke und eine zusätzliche über den Donaukanal, sind dazu notwendig und helfen lediglich der ÖBB, dem Gütertransport, und nicht den Bürgern in Hirschstetten, die rasch zu ihrer Arbeitsstätte kommen möchten. Alle 15 Minuten ein Zug, das ist wahrlich kein Hit. In Ihrem Masterplan liest man die geplante Fertigstellung im Jahre 2020. Das ist eine schöne lange Zeit für die Bürger, die schnell in die Stadt wollen und arbeiten möchten.

Wenn Sie das als die ultimative stadtplanerische Revolution ansehen, dann "Gute Nacht Donaustadt". Und Sie ziehen dem Steuerzahler 2,5 Milliarden S aus der Tasche.

Da kann man natürlich schon den Eindruck haben, dass aus diesem kleinen gallischen Dorf - Sie kennen das alle - der Planix und der Kalkulirnix hier am Werke sind.

Der 20‑Minuten-Takt der S 80 wurde ja bereits mit dem Infrastrukturministerium ausgehandelt. Diese Kosten belaufen sich auf zirka 800 Millionen S. 400 Millionen S für die Verknüpfungsstation der U 3 Simmeringer Hauptstraße und noch einmal zirka 400 Millionen S für die Verknüpfungsstation der U 2 Stadlau. 

Wie erklären Sie, Herr Stadtrat, dem Bürger, dass ein 20‑Minuten-Intervall 800 Millionen S kostet, ein 15‑Minuten-Takt aber 2,5 Milliarde S? - Umkehrschluss: 5 Minuten Zeitersparnis kosten 1,7 Milliarden S und das voraussichtlich im Jahre 2020. 5 Minuten Zeitersparnis 1,7 Milliarden S Steuergeld.

Ich fordere Sie auf, gehen Sie von diesem sinnlosen Planungsvorhaben ab und verlängern Sie lieber die geplante U 2 um 1 Kilometer bis zur S 80 der Station Hirschstetten. Selbst in Anbetracht der Tatsache, dass Wien überhaupt den langsamsten und den teuersten U‑Bahn-Bau im Vergleich zu anderen Städten hat, wäre 1 U‑Bahn-Kilometer, noch dazu in Hochlage und auf freiem Felde, wahrscheinlich immer noch billiger und für die leidgeplagten Bürger in dieser Region wesentlich effizienter. (Beifall bei der FPÖ.) 
Aber ich darf Sie doch noch einmal daran erinnern, dass 1994 der Rechnungshof eine Fülle von Planungsfehlern im U‑Bahn-Bau festgestellt hat. Nehmen wir die U 3. Die Strecke U 3 von Ottakring nach Simmering hat 13 Kilometer. Für diese 13 Kilometer hat man, so hat der Rechnungshof festgestellt, 16 Jahre gebraucht und für 1 U‑Bahn-Kilometer musste der Bürger 3 Milliarden S zahlen. 3 Milliarden S pro 1 U‑Bahn-Kilometer! Jetzt kann ich mir natürlich auch vorstellen, warum Sie diesem Untersuchungsausschuss, besser Untersuchungskommission, nicht zugestimmt haben, weil da doch einiges an Planungsfehlern und an Missständen aufgedeckt werden könnte und das wollen wir hier nicht.

Außerdem existiert seit 30 Jahren ein U‑Bahn-Vollzugsausschuss. Haben Sie das gewusst? Kennen Sie ihn? - Nein, wahrscheinlich nicht. Denn seit zehn Jahren hat er nicht mehr getagt.

Dieser U‑Bahn-Vollzugsausschuss sollte nämlich auch die Kostenentwicklungen im U‑Bahn-Bau unter die Lupe nehmen. Vor zehn Jahren wurde das auf Eis gelegt und jetzt wissen Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Bürger und Bürgerinnen der Stadt Wien, warum Wien den teuersten U‑Bahn-Bau im Vergleich überhaupt hat und warum sich die Stadtregierung weigert, diesen zu senken und zu untersuchen. Peinlichkeiten könnten herauskristallisiert werden.

Aber kommen wir doch noch einmal zurück nach Donaustadt. Stellen Sie sich vor, man könnte im 2‑Minuten-Takt mit der U 2 von der Station S 80 Hirschstetten in die Innenstadt gelangen! Nein, das wollen die Stadtplaner nicht. Sie verordnen den Bürgern nämlich dort lieber ein wenig Frischluft auf dem zugigen Bahngleis. Wer jetzt einen Parkplatz auf dem jetzigen Park-and-ride-Platz der S 80 sucht, wenn man da so von Schlagloch zu Schlagloch hüpft und keinen Parkplatz findet und dann die S 80 verpasst und dann noch einmal 20 Minuten in der Kälte steht - es ist wirklich eine großartige Errungenschaft um 800 Millionen S. Gratulation an den Herrn Stadtrat! Die Stadtplanung ist wirklich unglaublich.

Wie wäre es denn, wenn die U 2 diesen 1 Kilometer von diesem Gurkenfeld, wo sie jetzt endet, weitergeführt wird, dann würde - und da liegt, glaube ich, auch der Knackpunkt - die Stadt Wien nämlich 50 Prozent der Kosten übernehmen müssen. Deswegen bleibt diese U‑Bahn 1 Kilometer vor dem Bahnhof Hirschstetten stecken. 50 Prozent der Kosten übernimmt die Stadt Wien bei einem U‑Bahn-Bau und 50 Prozent der Bund. Aber beim Ausbau der Schnellbahn schaut es ganz anders aus. Da ist das Verhältnis 20 Prozent Wien, 80 Prozent Bund, und das ist ja viel billiger. Daher werden wir diese Anbindung wahrscheinlich unter dieser Stadtregierung nie bekommen. Daher wurde auch gegen die Bequemlichkeit des Bürgers entschieden.

Allerdings müssen aber die Sozialisten für die Kapazität aus dem daraus entstehenden Finanzbedarf noch mit den ÖBB verhandeln. Alles auf das Infrastrukturministerium abschieben, kann man nicht. Das Infrastrukturministerium hat die 800 Millionen S für die Verknüpfungsstationen bereitgestellt. Den Rest muss die Gemeinde Wien selber tun. Und wie viel Zeit die Verhandlungen mit den ÖBB in Anspruch nehmen, das weiß jeder. So könnte sich die vereinbarte 20‑Minuten-Taktverdichtung noch in die Länge ziehen. 

Schuld an dieser ganzen Misere ist in Wirklichkeit die Geschenkspolitik und die Verschwendungssucht der früheren SPÖ-Regierung. Die haben nämlich dazu geführt, dass wichtige Nahverkehrsausbauvorhaben verzögert wurden. Und das, meine Damen und Herren, ist aus Umweltschutzgründen unerträglich und für die Mobilität jener Menschen, die willens sind, öffentliche Verkehrsmitteln zu benutzen, ein schwerer Nachteil. 

Ich fordere die verantwortliche Stadtregierung daher auf, endlich richtige Prioritäten beim Ausbau des öffentlichen Verkehrs zu setzen und die notwendigen Finanzmittel dafür zur Verfügung zu stellen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Deutsch, bitte schön.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Mit dem vorliegenden Budget setzt Wien der aktuellen schwachen Konjunkturlage ein sehr wirkungsvolles Investitionsprogramm entgegen. Denn, Kollegin Trammer, während auf Grund der Maßnahmen des Bundes, nämlich der Rücknahme öffentlicher Investitionen und dem Schnüren von Sparpaketen, Österreich nunmehr die höchste Arbeitslosenrate seit mehr als fünfzehn Jahren hat, die höchste Steuer- und Abgabenquote seit den Fünfziger Jahren und die höchste Inflationsrate seit rund zehn Jahren, schafft Wien durch Investitionsmaßnahmen der öffentlichen Hand nämlich sehr wohl Impulse für die Wirtschaft und für den Arbeitsmarkt. Damit kann auch dem dramatischen Anstieg der Arbeitslosigkeit durch Investitionen in die Infrastruktur, die unverzichtbar sind, entgegengewirkt werden und auch Arbeitsplätze geschaffen werden. (Beifall bei der SPÖ.)

Wichtig für den Wirtschaftsstandort Wien - und ich habe von meinen Vorrednerinnen und Vorrednern das Wort "Wirtschaftsstandort" in den letzten Stunden nicht gehört - und die gesamte Ostregion ist eigentlich die Realisierung eines Verkehrsinfrastrukturpakets. Sie wissen, im Jahr 2002 werden sowohl auf europäischer als auch auf nationaler Ebene sehr wesentliche Entscheidungen getroffen, mit denen sowohl für die Stadt als auch die Region Wien verkehrspolitische Weichenstellungen vorgenommen werden. Da soll man nicht so tun, als würde dies ausschließlich in der Kompetenz der Stadt Wien liegen, weil auf Grund von EU-Richtlinien, auf Grund von nationalen Gesetzen aber auch internationalen Verträgen, Wien natürlich darauf angewiesen ist, dass die Positionen auch durch die Bundesregierung im eigenen Wirkungsbereich, aber auch gegenüber der Europäischen Kommission entsprechend vertreten werden. 

StR Schicker hat daher die aktuellen Positionen Wiens entsprechend formuliert, in der Gemeinderatssitzung Ende Oktober auch vorgelegt und hat die entsprechenden Gespräche und Verhandlungen mit dem Bund aufgenommen, weil eben die Investitionen in die geeignete Infrastruktur auch unter der Berücksichtigung der Integration des europäischen Wirtschaftsraums wesentliche Dinge sind. Hier ist der Bund gefordert und hier kann sich der Bund auch nicht verabschieden, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)

Die bevorstehende EU-Erweiterung - und ich würde Sie bitten, auch das im Zusammenhang zu sehen - rückt Wien dadurch nicht nur geografisch ins europäische Zentrum, sondern besitzt auch das Potenzial, dass Wien eines der wichtigsten ökonomischen und verkehrlichen Zentren Europas wird, und diese stellt auch neue Herausforderungen an die Wirtschafts- und Verkehrspolitik. Mit der Erweiterung der EU haben wir davon auszugehen, dass das Verkehrsaufkommen stark anwachsen wird. Verkehrsexperten gehen davon aus, dass der Anstieg des Güterverkehrsaufkommens bis zum Jahr 2015 im Bereich von 50 Prozent, im Ostverkehr um 100 Prozent liegen wird, und zusätzlich zeigt sich in den Kandidatenländern ein eindeutiger Trend zur Straße, weil die Erneuerung und Modernisierung der sehr weit verzweigten Bahnnetze im Osten auch die Staatsfinanzen der jungen Demokratien überfordern würde. Daher sind dringend Maßnahmen erforderlich - Road Pricing ist heute auch schon gefallen -, die zu einem Beitrag zur Entlastung der Straße und zu einer Verlagerung des Güterverkehrs von der Straße auf die Bahn führen. (GR Dr Herbert Madejski: Ja und die Planung und die Finanzierung?) Verzögerungen durch den Bund würden ein massiver Nachteil für den Standortwettbewerb sein, weil internationale Konzerne sehr wohl zu unterscheiden wissen. In der Entscheidung, Herr Kollege Madejski, ob sie sich in Wien ansiedeln oder nicht, ist diese Frage ein sehr wesentlicher Standortfaktor. Auch hier ist der Bund gefordert, weil Sie vorhin die Frage nach dem Geld gestellt haben. 

Ich darf einen sehr unparteiischen Schiedsrichter in diesem Zusammenhang zitieren, nämlich das Wirtschaftsforschungsinstitut WIFO, das in seinem Monatsbericht vom Oktober dieses Jahres auf diese negativen Auswirkungen einer mangelhaften Investitionspolitik des Bundes aufmerksam gemacht hat. Ich zitiere: "Doch auch der Straßen- und Eisenbahnbau schrumpfte im zweiten Quartal. Dies überrascht deshalb, weil in diesen Bereichen erheblicher volkswirtschaftlicher Bedarf besteht. Die Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur ist nicht nur eine längerfristig bedeutende Determinante der Attraktivität eines Wirtschaftsstandorts, sondern bildet auch eine unmittelbare Herausforderung im Zuge der bevorstehenden Erweiterung der EU." - Ende des Zitats. 

Verkehrspolitisch höchste Dringlichkeit hat daher der Bau von Terminals, die gewährleisten, dass die Güter von der Straße auf die Schiene übertragen werden, wie zum Beispiel der Güterterminal - und auch das können Sie im Masterplan nachlesen - Wien Nord-Ost, der Güterterminal Hafen Freudenau, wo eben auch Güter auf die Wasserstraße übertragen werden können, oder der Güterterminal Wien-Inzersdorf. Zu Wien-Inzersdorf ist anzumerken, dass natürlich von Seiten der Stadt hier auch weiterhin großes Interesse an einer raschen Realisierung dieses Vorhabens besteht, der Vollausbau dieses Standorts auch wesentlich sinnvoller ist, als die Verlagerung des Logistikzentrums zum Frachtenbahnhof Matzleinsdorf und dies auch stadtstrukturellen Überlegungen oder verkehrsorganisatorischen Anbindungen oder Anforderungen widersprechen würde. Das heißt, durch die Errichtung von drei großen und mit modernster Logistik ausgestatteten Güterbahnhöfen können ökologische Alternativen zum Wirtschaftsverkehr geschaffen werden. 

Aber, und ich kann hier an Kollegen Reiter anschließen, der hier schon eine große Fülle von Maßnahmen aufgezeigt hat, die rasche Modernisierung und Aufwertung der Wiener Fernbahnhöfe, nämlich des Westbahnhofs und des Südbahnhofs, der zentralen S‑Bahn-Stationen, wie Wien-Nord, Wien-Mitte, Hütteldorf und Heiligenstadt, sind ebenso besondere Wiener Anliegen, wie der Ausbau der Pottendorfer-Linie, nämlich als Voraussetzung für die Entlastung der Südbahn vom Güter- und vom Personenfernverkehr, die Anbindung des Flughafens Wien an das Fernbahnnetz und natürlich auch der Bau von Park-and-ride-Anlagen. 

Und weil Kollege Gerstl auf die Frage der 50 000 Stellplätze zu sprechen gekommen ist: Im Frühjahr nächsten Jahres werden mit dem Bau der Park-and-ride-Anlage Liesing am Liesinger Platz zum Beispiel 320 weitere Parkplätze geschaffen. Dies ist genauso ein Teil dieses umfangreichen Parkplatzprogramms wie natürlich auch das Sonderförderungsprogramm für die Garagen und in Verbindung mit dem Wohnbau.

Eine Voraussetzung für den Güterbahnhof Inzersdorf und die Errichtung des Bahnhofs Wien ist natürlich auch der Bau des Lainzer Tunnels. 

In Ergänzung zu diesen wesentlichen Fragen der Erreichbarkeit des Wirtschaftsstandorts, die für internationale Firmen eine sehr wesentliche ist, geht es aber auch darum, dass auch die Hochhausarchitektur - und der Kollege Reiter hat mit dem Hochhauskonzept bereits darauf hingewiesen - für die Ansiedelung internationaler Konzerne ein Standortvorteil für Wien sein kann.

StR Schicker hat daher das Wiener Hochhauskonzept vorgestellt, das städtebauliche Leitlinien und Richtlinien für die Planung und Beurteilung von Hochhausprojekten enthalten soll, wo es eben auch Spielregeln für Investoren geben soll und das bewusst keine Verordnung sein soll, Kollege Neuhuber, wo festgelegt wird, an welcher Stelle ausschließlich Hochhäuser errichtet werden können oder gar wie diese Hochhäuser aussehen sollen, sondern es sich eigentlich um Richtlinien für die Bürgerinnen und Bürger, die Verwaltung, aber auch für potenzielle Investoren handeln soll. Denn das im Verlauf zum Stadtentwicklungsplan 1994 erstellte Hochhauskonzept, damals von Coop Himmelblau im Jahre 1991, nahm zwar auf die aktuellen Stadtentwicklungsgrundsätze Bedacht, hat jedoch im Wesentlichen nur im engeren Planungsbereich der U 1-Entwicklungsachse seinen Niederschlag gefunden. Aber auch bereits in den Sechziger- und Siebzigerjahren hat es beim peripheren Stadtwachstum eine bewusste Erhöhung von Gebäudehöhen in einigen Aufschließungszonen gegeben. Ich denke hier zum Beispiel an die Mitterhofergasse oder an Alt-Erlaa. Aber nichtsdestotrotz ist Wien auch heute noch weit davon entfernt, eine Hochhausstadt zu sein. Es gibt insgesamt 13 Bauten, die höher als 90 Meter sind. 

Mit dem neuen Wiener Hochhauskonzept sollen daher klare und auch längerfristigere Orientierungslinien für eine städtebauliche Entwicklung geschaffen werden. Dazu gibt es einige Kriterien, wie zum Beispiel eine optimale Anbindung an den öffentlichen Verkehr, keine Beeinträchtigung historischer Stadtkerne oder Grünräume, die Sicherung von Sichtachsen, von Landschaftsschutzgebieten und großräumigen Grüngebieten sowie Aussichtspunkten und Stadtpanoramen und - was ich für ganz, ganz wesentlich halte - die frühzeitige Einbindung der betroffenen Bevölkerung in den Planungsprozess. Denn während derzeit eigentlich erst in den rechtlich relevanten Planungsphasen, bei der Erstellung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans beziehungsweise bei den baubehördlichen Genehmigungen, die Öffentlichkeit und die betroffenen Anrainer verpflichtend eingebunden werden, wird jetzt im Sinne einer sozialen Verträglichkeit vorgeschlagen, dass bei Großbauprojekten vor der Einleitung eines Widmungsverfahrens die Öffentlichkeit und die betroffenen Bürger in den Planungsprozess einzubinden sind. Das heißt, einmal durch öffentliche Präsentation des Projekts, aber auch durch Darstellung des sozialen und öffentlichen Nutzens wie zum Beispiel, ob Freiflächen gewonnen werden können beziehungsweise welche zusätzlichen kulturellen Einrichtungen oder Gestaltungsmaßnahmen es im Umfeld geben kann. Das kann sein durch ein Hearing, durch eine Ausstellung oder auch durch eine Diskussion im Bereich des Internets. Wichtig ist auch, dass die Bauträger beauftragt werden, dass dann nach dem Beschluss der Flächenwidmung auch eine Informationsstelle für die Öffentlichkeit am geplanten Ort eingerichtet wird. 

Das heißt, planen als öffentlicher Prozess ist für uns Sozialdemokraten ein sehr wichtiges politisches Anliegen. Mehr Information und Mitbestimmung beim Planen soll aber auch unter dem Einsatz modernster Kommunikationsmittel erfolgen, das heißt, während derzeit beispielsweise in Expertengruppen auf einer breiteren Basis die Entwicklung des Wiener Hochhauskonzepts diskutiert wird, haben gleichzeitig Interessierte die Möglichkeit, im Internet nicht nur aktuelle Informationen zum Hochhauskonzept abzuberufen, sondern auch in einem Diskussionsforum mitzudiskutieren. Wenn man sich die Mühe macht und sich die Stellungnahmen in diesem Diskussionsforum ansieht, so ist es sehr interessant zu sehen, dass dieses Konzept durchwegs als in Ordnung befunden wird und auch die Zielsetzung, nämlich dass Qualität vor Quantität gehen möge, unterstreicht. (Beifall bei der SPÖ.)  

Ein weiteres Beispiel einer modernen Bürgermitbestimmung zur bewussten Gestaltung des Wohnumfelds unter der Berücksichtigung von ökologischen, sozialen und ökonomischen Aspekten ist auch das Pilotprojekt der lokalen Agenda 21 im 9. Bezirk, wo auch im nächsten Jahr dieser Prozess fortgesetzt werden soll, wo auch bereits eine Reihe von Anträgen aus anderen Bezirken vorliegt und derzeit von einer Arbeitsgruppe an einem Modell für die Organisation eines letztlich gesamtstädtischen lokalen Agenda 21-Prozesses gearbeitet wird. Hier wird budgetär auch vorgesorgt. Es wurden nämlich für das Jahr 2002 500 000 EUR für die koordinierte Durchführung dieser Prozesse vorgesehen.

Um noch ein weiteres Beispiel an gemeinsamer Planung mit der Bevölkerung anzuführen - und das kann gehen von Diskussionsveranstaltungen bis zur aktiven Mitarbeit am Planungsprozess im Rahmen von Beteiligungsverfahren -, soll auch das von StR Schicker entwickelte 50 Orte-Programm umgesetzt werden. An Hand von durchwegs kleineren Grätzlprojekten soll öffentlicher Raum zurückgewonnen werden und als Lebens- und Kommunikationsraum dargestellt werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich komme damit zum Schluss meiner Ausführungen und darf abschließend stellvertretend für die vielen Arbeitsschwerpunkte der Abteilungen der Geschäftsgruppe im kommenden Jahr noch auf Projekte im Bereich der Verkehrsorganisation und technischen Verkehrsangelegenheiten zu sprechen kommen. Nachdem es nämlich das Ziel der Stadt ist, den Anteil des öffentlichen Verkehrs von derzeit einem Drittel auch deutlich in Richtung 50 Prozent zu steigern, wird es wahrscheinlich auch darum gehen, im Zuge der Festlegung von Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen auch die Siedlungsstruktur so zu wählen, dass sie mit dem öffentlichen Verkehr entsprechend erschlossen werden kann, denn wenn die Anbindung an das Verkehrsnetz wirtschaftlich nicht möglich ist, darf man sich nicht wundern, wenn dadurch verstärkt das Auto in Anspruch genommen wird. Wir haben uns das auch am Beispiel der Liesinger Brauereigründe angesehen, wo zu Jahresbeginn ja auch ein städtebauliches Gutachterverfahren stattgefunden hat und wo auch ein schlüssiges Verkehrsgutachten von den Teilnehmern der Jury und auch vom Bezirk verlangt wird, nach dem sich dann im Anschluss die Wohnungszahl beziehungsweise die Büro- und Einkaufsflächen richten sollen, wo auch Anrainerwünsche berücksichtigt werden und wo das Projekt nicht isoliert betrachtet, sondern gemeinsam mit der Umgebung in die Gesamtplanung einbezogen wird. 

Das heißt, öffentlicher Verkehr bietet natürlich auch die sicherste Mobilität. 

Kollege Gerstl hat hier vorhin in seinem Beitrag die Unfallstatistik angesprochen. Wenn Wien natürlich im nationalen und internationalen Vergleich eine sehr sichere Stadt ist, so ist dennoch die Unfallbilanz des ersten halben Jahres alarmierend, weil Wien zwar von allen Bundesländern die geringste Anzahl an Verkehrstoten hat, allerdings ist deren Zahl gegenüber dem ersten halben Jahr 2000 gestiegen, und überproportional daran beteiligt waren Alkoholisierte und Schnellfahrer. Das zeigt aber auch, dass effiziente Verkehrskontrollen unabdingbar sind. Aus dieser Sicht ist das Einsparen von Dienstposten bei der Wiener Polizei, meine sehr geehrten Damen und Herren, oder einfach das Nicht-Nachbesetzen dieser Dienstposten sehr gefährlich. Das ist ein Sparkurs auf Kosten der Verkehrssicherheit, den wir ablehnen! (Beifall bei der SPÖ.)  

Wien setzt mit dem Budget 2002 hingegen Maßnahmen in Richtung einer integrierten Verkehrssteuerung und auch Verkehrsinformation mit dem Ziel, dass eben Daten zentral verfügbar sind. Aber auch neue Fernsehkameras sollen in Zukunft auf den Bundes- und Hauptstraßen in Wien zum Einsatz kommen. Das Wiener Parkleitsystem wird erweitert. Die Sicherheitsaktion für einspurige Verkehrsteilnehmer und das Lückenschlussprogramm für die Wiener Radwege sollen entsprechend vorangetrieben werden, sodass das überregionale Radwegenetz in den nächsten Jahren auch fertig gestellt werden kann. Erfreulicherweise ist es gelungen, bereits im September dieses Jahres auch den Radweg auf der 2er-Linie zu schaffen. Aber auch der verstärkte Einsatz des mobilen Prüfzugs, wenn es um die Frage der Sicherheit geht, für die technische Fahrzeugprüfung an Ort und Stelle im Zusammenhang mit der Exekutive, wird zu einer Hebung der Verkehrssicherheit auf Wiens Straßen führen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Stadtentwicklung und Verkehrsorganisation ist ein permanenter Prozess und Tausende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Abteilungen setzen sich dafür auch ein. Dafür möchte ich mich abschließend auch sehr herzlich bedanken. Wir werden auch in der Zukunft gemeinsam mit der Bevölkerung die Planungs- und Verkehrspolitik weiterentwickeln. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Gerhard Pfeiffer. Ich erteile es ihm.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die unverhofft freudige Überraschung, mich hier zu sehen, muss ich dämpfen. Ich werde ganz kurz sein und werde nur einen Resolutionsantrag einbringen, von dem ich aber glaube, dass er wichtig ist für unsere Arbeit hier und insbesondere bei den Diskussionen zum Budget und zum Rechnungsabschluss. 

Beginnen möchte ich damit, Sie zu fragen: Wer von Ihnen kennt die Arbeitsschwerpunktberichte der Magistratsabteilungen? Jetzt nicht die Beamten, die hinten stehen, die wissen es, aber wer von Ihnen kennt so etwas? - Na, das Echo sagt mir, dass Sie das alle (GRin Renate Winklbauer: Es ist keine Fragestunde!) nicht sehr gut wissen, denn diese Arbeitsschwerpunktberichte sind einerseits die Grundlagen für Detailvoranschlagsentwürfe und andererseits die Begründung für die Mittelzuteilung. Das heißt, vor allem steht dort jedes einzelne Projekt jeder Magistratsabteilung drinnen und das noch dazu mit Zahlen versehen. 

Das ist eine hochinteressante Geschichte und würde unsere Diskussion hier in einem ganz anderen Licht erstrahlen lassen, wenn wir zu Sachen, zu Projekten, zu objektiven Kriterien sprechen würden und nicht nur über allgemeine politische Dinge. 

Das Budget, so wie es vorliegt, entspricht der VRV, das ist die Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung des Bundes, und sagt bei den politisch relevanten und interessanten Posten eigentlich gar nichts aus. Ich erinnere an 728 - Entgelte für sonstige Leistungen. Da steckt der gesamte Sachaufwand einer Magistratsabteilung drinnen. 729 - sonstige Ausgaben. Da ist so viel verborgen drinnen. Man weiß es nicht, man kann eigentlich nur raten und das kann es ja nicht sein. Oder die Postenpositionen für laufende Transferzahlungen und Gebühren. Auch hier wäre es doch sehr interessant, was eigentlich mit diesem Geld gemacht wird. Es gibt solche Projektausweise im Anhang des Budgets jetzt auch schon. Aber leider Gottes nur für die Aufschließungsgebiete und Stadterweiterungsgebiete für den Wohnbau und für die Infrastrukturmaßnahmen. Da sieht man dann ganz genau: Aha, in der Straße X wird soundso viel für die MA 28 und soundso viel für andere Abteilungen eingeplant.

Ja, beim Bund ist diese Form der VRV, diese Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung, gescheit. Dort gibt es die strenge Trennung zwischen Legislative und Exekutive und das ist eigentlich die Grundlage unserer demokratischen Verfassung. Das ist in Ordnung.

Aber in einer Gemeinde - und die Wiener Stadtverfassung sagt es auch ganz genau und normiert das im § 8 - ist der Gemeinderat ein Organ zur Besorgung der Aufgaben der Stadt Wien. So steht es genau drinnen. Und im § 86 steht: "Der Gemeinderat hat den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben für jedes Verwaltungsjahr festzustellen." Ja, aber feststellen kann man doch eigentlich nur das, von dem man etwas weiß. Eine Position "Allgemeine Ausgaben" - es kann ja nicht sein, dass das die Feststellung ist, denn da müsste im Grunde genommen auch begründet sein, was hier geschieht. Und für diese Feststellung gibt es eine Grundlage und das sind genau diese Arbeitsschwerpunktberichte. Zur Einschätzung der Wirtschaftlichkeit, Angemessenheit, Zweckmäßigkeit von Budgetansätzen müssen neben den Projektausweisen für diese Investitionen, die ich schon gesagt habe, sinnvoller Weise auch die Arbeitsschwerpunktberichte der Magistratsabteilungen dabei sein. Dann kann man damit etwas anfangen, dann kann man objektiv diskutieren. Das ist eine ganz wichtige Maßnahme, die es einerseits der Opposition ermöglicht festzustellen, was wollen die im nächsten Jahr tatsächlich angehen, um dann beim Rechnungsabschluss auch festzustellen, wie viel davon erledigt werden konnte, und das andererseits von der Regierungsseite her ganz klar und deutlich macht, das wollen wir durchziehen, um dann im Rechnungsabschluss darauf zu verweisen: Jawohl, wir haben das in dieser Art und Weise durchgeführt.

Ich stelle daher gemeinsam mit unserem Klubobmann Dr Matthias Tschirf den Beschlussantrag:

"Der zuständige Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke möge Sorge tragen, dass die Arbeitsschwerpunktberichte der Magistratsabteilungen hinkünftig dem Budget als Anhang beigefügt werden."

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den GRA für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt.

Ich sage, ich habe den Antrag nur deswegen jetzt und hier eingebracht, weil ich als Vorsitzender diese Zahlen gesehen habe und gemerkt habe, wie wichtig und wie gut und wie angenehm es ist, wenn man informiert ist, was diese Regierung und was jede dieser Regierungen, wie sie der Reihe nach halt sind, wirklich vorhaben und nicht, wenn man nur Allgemeine Positionen, Laufende Transferzahlungen liest, eigentlich nicht weiß, was dahinter versteckt ist.

Ich würde Sie ersuchen, im Sinne einer wirklich ordentlichen und sinnvollen Diskussion, die andere Maßstäbe hat, als das sonst und routinemäßig hier der Fall ist, dem zustimmen zu wollen, zumindest einmal, dass es im Ausschuss überlegt wird. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte zu den Aufgaben und Arbeitsbereichen meiner Geschäftsgruppe nichts mehr Wesentliches dazufügen. Es haben die Diskussionsredner ja sehr gut darauf Bezug genommen. 

Ich möchte aber doch auf einige der Wortmeldungen eingehen und ein paar Kommentare dazu abgeben, denn manches ist erklärungs- und diskussionswürdig.

Lassen Sie mich mit dem Bereich Hakoah beginnen, der mir wesentlich wichtiger ist, als das Frau Cordon versucht hat, darzustellen, die die Antwort offenbar nicht mehr abwarten konnte und nicht mehr im Saal ist. 

Mir geht es bei dieser Frage der Restitution sehr wohl darum, dass wir sie rasch, sorgfältig und mustergültig für diese Stadt Wien und für Österreich erfüllen und durchziehen und dass es nicht darum gehen kann, dass wir kleinliche Diskussionen darüber abführen, ob jetzt jeder einzelne Anrainer, ob jetzt jeder einzelne Grundbesitzer in dieser Gegend wirklich zufrieden gestellt ist, sondern mir geht es darum, dass man die Restitution an den Sportklub Hakoah in einer Form abführt, die dieser Stadt würdig ist, die die Ehre dieses Vereins wiederherstellt, die die Ehre auch der Stadt Wien wiederherstellt und dieser Republik. Mir geht ... (Beifall bei der SPÖ.) 

Mir geht es darum, dass wir das, was für den Verein die beste Lösung ist, herausnehmen und gemeinsam mit diesem Verein eine Lösung zustande bringen.

Ich habe dir, Klubobmann Chorherr, die Möglichkeiten, die die Stadtplanung aufgezeigt hat, zur Verfügung gestellt. Du hast sie mit dem Planungsdirektor auch durchgegangen. Du weißt, wie problematisch jeder einzelne der möglichen Standorte ist. Du weißt, welche Vorteile und Nachteile jeder dieser Standorte hat. Du weißt auch - und das zur Korrektur zur Frau Cordon -, dass die Auswahl dieses einen von der Hakoah gewünschten Standorts nicht durch die Stadtregierung erfolgt ist, nicht durch den Bürgermeister erfolgt ist, schon gar nicht durch den Bezirksvorsteher, sondern durch die Gremien der Hakoah und durch die Kultusgemeinde erfolgt ist. Also lassen wir das so stehen, wie es wirklich war. Die Auswahl des gewünschten Standorts ist vom Verein Hakoah gemeinsam mit der Israelitischen Kultusgemeinde erfolgt.

Dass wir mit einzelnen Punkten dort nicht einverstanden sein können, dass wir mit einzelnen Projektteilen nicht einverstanden waren, das ist dokumentiert und nachvollziehbar, und es hat gravierende Veränderungen bei dem Projekt gegeben. Wir haben dieses Gebiet seit drei Jahren für die Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung vorbereitet. Wir haben dort den Gründruck in Diskussion gehabt. Wir haben dort in diesem Monat den Fachbeirat mit diesem Areal befasst und der Fachbeirat für Stadtplanung hat in seiner Stellungnahme auch auf eine mögliche Ansiedelung des Sportplatzes Hakoah im Gebiet des Augartens Bezug genommen und hat festgestellt, dass das derzeit von Hakoah betriebene Projekt unter gewissen Rahmenbedingungen sehr wohl an diesem Standort realisierbar wäre.

Also, Frau Cordon, nehmen Sie zur Kenntnis, dass innerhalb der Stadtplanung und dass, zumindest seit ich dieses Ressort leite, hier tatsächlich alles darangesetzt wird, die Restitution auch umzusetzen und herbeizuführen, dass Hakoah wieder zu seinem Sportplatz kommt. Und nehmen Sie bitte auch zur Kenntnis, dass es kein Abschieben auf einen Bezirk, auf einen Bezirksvorsteher oder auf eine Bezirksbaukommission oder eine Bezirksentwicklungskommission ist, sondern dass es zum legitimen Recht der Bezirke gehört, zu Flächenwidmungsangelegenheiten Stellung zu nehmen, und zwar in einer Form Stellung zu nehmen, dass die Inhalte dieser Stellungnahme auch zu würdigen sind. Und genau darum geht es, wenn der 2. Bezirk hier eingeschalten wird und nicht um ein Abschieben von irgendwelchen Entscheidungsfindungen. 

Nehmen Sie bitte auch zur Kenntnis, dass es der grünen Fraktion im 2. Bezirk gut anstehen würde, diese Entscheidungsfindung so rasch wie möglich und im Sinne der Restitution voranzutreiben und nicht lange herumzudiskutieren, ob denn dieses eine kleine Detail passt oder nicht. Wenn Sie mit uns übereinstimmen, dass die Restitution schnell erfolgen soll, wie Sie das auch in dem Antrag hier zum Ausdruck bringen wollen - offensichtlich, um diese Fehlleistungen einzelner Teile Ihrer Bezirksfraktion zu kaschieren oder jetzt endlich einmal zu beseitigen, wo ich sehr froh wäre, wenn das behebbar ist. Nehmen Sie bitte auch zur Kenntnis, dass es eine Angelegenheit des Grundbesitzers ist, dort auch dann dafür Sorge zu tragen, dass wir in der Stadtplanung endgültig die Festlegung treffen können, dass dort der Sportplatz Platz greifen kann und dass es nicht eine Angelegenheit der Stadt Wien ist, bei diesem Grundeigentümer die schwierigen Verhandlungen zwischen Wirtschaftsministerium und zwischen Landwirtschaftsministerium zu einem gültigen Ende zu bringen, denn die Republik Österreich ist Vertragspartner der Vereinigten Staaten von Amerika, was die Restitutionsangelegenheiten betrifft, und wir sind dort als Stadt Wien - da haben Sie vollkommen Recht - für die Restitution verantwortlich sind. Aber Vertragspartner ist die Republik Österreich und die Republik Österreich hat mit ihren Organen auch dafür Sorge zu tragen, dass die Restitution ermöglicht wird. Wir sind dabei, die Vorbereitungen zu treffen. Wir könnten das soweit auch zur Verfügung stellen, aber es liegt an der Republik Österreich und ihren Ministerien. 

In diesem Sinne sehen wir auch kein Problem, diesem Antrag zuzustimmen, und seien Sie versichert, Frau GRin Cordon, im Budget 2002 sind die Mittel dafür sehr wohl vorgesehen. In der Geschäftsgruppe Laska sind die Mittel für diese Restitution, diese 58 Millionen, sehr wohl vorgesehen und enthalten. Es ist schwierig, der Kollege Pfeiffer hat natürlich Recht, dass die VRV nicht wirklich die Transparenz schlechthin in einem Budget ermöglicht, aber letztlich sitzt seine Partei in der Bundesregierung. Er kann ja dort die Änderungen einer Verordnung des Finanzministeriums betreiben. Wozu er da einen Antrag in der Stadt Wien stellt, ist mir sowieso nicht ganz klar. 

Ich hoffe, dass ich hinlänglich den Stand der Verhandlungen zum Sportplatz Hakoah und die Möglichkeiten, die die Stadtplanung unternimmt und betreibt, geklärt habe, damit hier rasch die Restitution möglich wird und wir eine verdammt lang zurückliegende Schuld endlich begleichen können. 

Zur zweiten Frage: Stadtplanung. Es haben zur Stadtplanung ja nicht sehr viele Redner tatsächlich Stellung genommen. Es sind dies Christoph Chorherr gewesen und Kollege Neuhuber. Beim Kollegen Neuhuber habe ich nichts mehr vernommen, als das, was er schon gesagt hat, wie das Hochhauskonzept erschienen ist, nämlich auf gut Deutsch - ich übersetze das jetzt -, er kennt sich nicht aus, denn das, was er einfordert, steht drinnen. Wir schreiben da ganz genau, wo wir uns vorstellen können, dass wir Hochhausstandorte haben. Wir beschreiben da drinnen ganz genau, wo wir sie aber auch nicht haben wollen. Und, Herr Kollege Neuhuber, seien Sie mir nicht böse, aber Sie hatten einen Ihrer Fraktionskollegen, Ihren jetzigen nominellen Klubobmann, als Stadtrat für Stadtplanung. Unter seiner Zeit haben die Dienststellen zum Beispiel nichts dagegen gefunden - und die haben ihm das vorgetragen und da bin ich überzeugt davon, denn mir tragen es auch alle vor - und haben keine Notwendigkeit gesehen, zum Beispiel gegen ein Hochhausprojekt im Nahbereich des Schlosses Schönbrunn zu sein. Auf einmal wurden frank und frei die Möglichkeiten eröffnet, dass man auf den Fiat-Gründen Hochhäuser errichtet. Das war unter Ihrem Stadtrat, nicht in meiner Zeit! Ich kann das jetzt reparieren und versuchen zurückzuschrauben, dass wir die Sichtbeziehungen rund ums Schloss Schönbrunn erhalten können. Und wenn Sie mir da vorwerfen, dass wir da nicht genau drinnen sind - seien Sie mir nicht böse, so etwas Genaues wie dieses Hochhauskonzept hat es vorher noch nie gegeben. Es gab zwar eine Veranstaltung im Museum für angewandte Kunst. Dort ist groß geredet worden, aber zu Papier gebracht hat man nix! Und jetzt geht es darum, diskutieren wir das. Wir diskutieren das mit den Fachleuten, wir stellen es der politischen Diskussion in der Stadtentwicklungskommission und stellen es zur öffentlichen Diskussion ins Internet. Ich erwarte mir, dass wir das, was man zur Diskussion bekommt, weil sonst beschwert sich ja die Opposition immer, dass sie nichts zur Diskussion bekommt und jetzt stellen wir es zur Diskussion. Ich habe keinen einzigen substanziellen Vorschlag, weder in der Stadtentwicklungskommission, noch heute hier, noch über irgendwelche Presseaussendungen oder Pressekonferenzen von der ÖVP, bisher erhalten. (GR Dr Herbert Madejski: 30. November! Am 30. November!) Ich habe bisher noch überhaupt nichts erhalten und der Kollege Neuhuber weiß ganz genau, dass offensichtlich da drinnen nur ein Durcheinander ist. Also gut, wenn nur Durcheinander ist, dann erwarte ich mir, dass die ÖVP ein Konzept hat, das weniger Durcheinander bietet als meines. Ich bin überzeugt davon, das wird es nicht wirklich geben. 

Lassen Sie mich noch ganz kurz zur Frage Stadtplanung, auch zu den Stadtplanungsfragen, die Kollege Chorherr aufgeworfen hat, Stellung nehmen. Er fordert die Qualitätssicherung bei städtebaulichen Konzepten ein und trifft damit einen sehr wunden Punkt meines Vorgängers. Mein Vorgänger hat sich offensichtlich darauf beschränkt gehabt, ausschließlich zu dokumentieren. Er hat einen Flächenwidmungsplan in den Gemeinderat gebracht und damit ist seine Arbeit vorbei. Mit den meisten Bereichen, ob das jetzt der Hochstädtplatz ist oder ob das viele andere Bereiche in dieser Stadt betrifft, dort war dann Endstation. Sie wissen ganz genau, dass wir andere Vorgangsweisen auch kennen und diese auch wahrnehmen und auch weiterhin wahrnehmen werden und stärker wahrnehmen werden als bisher. 

Es gibt im Bereich Erdberger Mais das Projektmanagement, sowohl was die Planung betrifft, als auch was die Errichtung der technischen Infrastruktur betrifft. Es gibt dasselbe was die Donauplatte betrifft, es gibt dasselbe bei vielen, vielen anderen Projekten, auch bei den von Ihnen wenig geschätzten Wienerberg-Projekten und bei den ganz wenig geschätzten Projekten Schmidtstahlwerke und Porr-Platte. Überall gibt es die Koordinatoren, die versuchen, das umzusetzen, was den Planungen zugrunde gelegen ist. 

Wenn Sie einfordern, dass wir zu wenig oder keine städtebaulichen Verträge machen: Sie haben sehr richtig darauf hingewiesen, dass wir dafür zurzeit keine gesetzliche Grundlage haben. Aber ich warne davor, ein Modell zu übernehmen, das in irgendeiner anderen Stadt Europas in irgendeinem anderen Staat Europas funktioniert hat. Was nämlich herauskommt, wenn ich das städtebauliche Vertragsmodell von München übernehme, zum Beispiel um eines zu nennen, dann bedeutet das, dass ich dem, der mehr zahlen kann, mehr Kubatur schenke. Das kann doch keine Stadtplanung im sozialen Sinne sein! Das kann keine Stadtplanung im Sinne einer geordneten Stadtentwicklung sein! Das wäre die Stadtplanung im Sinne des Kapitals schlechthin! Der, der mehr zahlt, darf mehr bauen, und dafür zahlt er der Stadt halt ein bissel mehr und dann wäre alles in Ordnung. Das ist nicht Stadtplanung! Stadtplanung ist etwas anderes. 

Stadtplanung ist Zielsetzungen zu setzen, Ziele zu definieren, diese Zielsetzungen dann auch im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan, so weit das möglich ist, zu verankern und nachher dafür zu trachten. mit Projektmanagement, mit Gebietsmanagement und mit Stadtteilentwicklungsplänen, dass diese Umsetzung auch erfolgt. 

Herr Kollege Neuhuber, wenn Sie schon alles da drinnen in diesem Hochhauskonzept vermissen - genau die Frage der Stadtteilentwicklungspläne steht in dem Konzept als ganz wichtiger Punkt drinnen, wie Hochhäuser in die Umgebung, in das städtische Umfeld eingebunden werden können. Das ist ein ganz wichtiger Punkt für mich. Genauso wie die Frage der Bürgerpartizipation und der Bürgerbeteiligung bei solchen Fragen. 

Was die Frage der Abschöpfung von Planungsgewinnen betrifft. Herr Klubobmann Chorherr, genau diese Frage haben wir x‑fach seit den Siebzigerjahren in Diskussion. Das Modell, das offensichtlich am besten funktioniert, ist jenes des bargainings mit denen, die dort Investitionen treffen wollen. Wenn Sie sagen wollen, es gibt so etwas nicht in Wien, dann gibt es das vielleicht mit dieser Überschrift nicht, aber die Bundesbahn, wo wir beim Nordbahnhofareal endlich die Einigung über die Grundstückstransaktionen gefunden haben, sichert uns den Leopoldpark, die Bundesbahn sichert uns die Grundstücke für die schulische Infrastruktur. Wir haben von den Investoren des Towers den Shuttlebus hin zur U‑Bahn-Station am Schedifkaplatz. Wir haben in vielen, vielen anderen Fällen, zum Beispiel bei der Widmung, die morgen zur Diskussion kommt, bei der Brachmühle, nicht nur abgesichert, dass dort die verkehrsorganisatorische Lösung finanziell so abgedeckt ist, nämlich von den Investoren, dass wir eine Entflechtung eines bisher sehr fürchterlichen Verkehrsknotens bei der Julius-Ficker-Straße und bei der Seyringer Straße zustande bringen. Dort gehen bis in Summe dreistellige Millionenbeträge von den Investoren zu Projekten, die die Stadt dann verwirklicht. Dieselbe Situation findet zum Beispiel auch bei der Überbauung des U 3-Bahnhofs Erdberg statt. Dort gehört es einfach dazu, wenn der Projektantritt was realisiert, dass all das, was sowohl die verkehrsorganisatorischen Maßnahmen, die Straßenbaumaßnahmen als auch die Verbesserungen im Wohnumfeld oder im städtischen Umfeld betrifft, von den Investoren mitbezahlt wird.

Glauben Sie mir, es ist ein schwieriger Weg, das so zu verankern, dass nicht durch Grundeigentümerwechsel das alles auf einmal wieder verschwindet. Wir sind dabei und haben das in einigen Fällen so weit schon verankert, dass es keinen Weg mehr gibt, sich aus dem durch Gesellschaftsveränderungen wieder hinauszuschwindeln. Genau das ist der Punkt, wo Stadtplanung beginnt, nicht in plakativen Dingen, die man vorstellen kann, die ganz lustig sind, wie bei KDAG mit der Bonuskubatur, und auch da, auch wenn diese Investoren durch einzelne Vertreter und Vertreterinnen als sehr engagiert anzusehen sind. Aber auch dort muss man dahinter sein und deswegen wird es den Projektkoordinator aus der Abteilung 21B geben. Dort muss man auch dahinter sein, denn so engagiert ist nie ein Investor, dass er, wenn er höhere Renditen sieht, auf einmal darauf freiwillig verzichtet und das tut, was der Stadt gut tut. Das muss man sich jedes Mal erkämpfen und das ist der Weg, den die Stadtplanung unter meiner Führung jedenfalls zu gehen haben wird. 

Zur Verkehrspolitik. Lassen Sie mir noch zur Stilfrage etwas sagen, weil Kollege Chorherr das gestern angesprochen hat und Kollege Gerstl das heute auch noch einmal zitieren musste. Wahrscheinlich hat ihm der Gag vom Chorherr gestern so gut gefallen, dass er ihn wiederholen hat müssen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Spaß beiseite, mir ist der Masterplan Verkehr zu ernst. Wir haben in dieser Stadt ein Instrument, das ist die Stadtentwicklungskommission, die dafür zuständig ist, die Stadtentwicklungsfragen zu diskutieren und für die Stadtentwicklung auch die richtigen Weichenstellungen zu setzen. Diese Stadtentwicklungskommission hat einen Arbeitsausschuss. Dieser Arbeitsausschuss ist zusammengetreten, um über dieses Projekt zu beraten. Ich frage Sie jetzt, was Sie so schätzen, wie viele substanzielle, nämlich inhaltliche Korrekturen zum Verkehrsmasterplan am Arbeitsausschuss denn eingebracht worden sind? - Sie brauchen nicht lange zu raten, es waren Null. (GR Mag Christoph Chorherr: Das stimmt doch überhaupt nicht!) Genau das ist der Punkt! (GR Mag Christoph Chorherr: Das stimmt überhaupt nicht!) Es hatte der Klubvorsitzende Chorherr die Möglichkeit (GR Mag Christoph Chorherr: Das ist unter Ihrem Niveau!) der schriftlichen Stellungnahme. Ich habe bisher noch nichts bekommen, vielleicht bekomme ich es bis morgen. Bisher und in der Sitzung (GR Dr Herbert Madejski: Das stimmt aber nicht!) gab es keine einzige Anmerkung, die dazu geführt hätte, dass wir das Konzept in einem Punkt ändern müssen. 

Der Kollege Gerstl setzt sich zu einer Pressekonferenz und kündigt dort groß mit meinem Vorgänger - das ist meinem Vorgänger die ganze Zeit, wie er Stadtrat war, nicht eingefallen - die U 5 an. Ich denke mir: Super, da werden wir wenigstens einen Punkt finden, den wir im Verkehrsmasterplan zur Korrektur bekommen werden. Nein, mitnichten, der Kollege Gerstl ist dort die ganze Zeit gesessen, wie wir den Verkehrsmasterplan diskutiert haben, und hat kein Wort gesagt! Was dazu führt und ich deute das daraus: Sie sind mit der U 5 auch nicht ganz so einverstanden. Ist okay, ich nehme es zur Kenntnis. Das war offensichtlich etwas, was Herr Görg sich aus den Unterlagen, die er als Stadtrat hatte, mitgenommen hat und die er damals nicht herzeigen wollte. 

Lassen Sie mich zu dem nur ein Wort sagen: Wenn man das wirklich so sieht, dass man Verkehrspolitik nicht als Stadtrat machen kann, sondern dann als ÖVP-Politiker eine U‑Bahn-Trasse veröffentlicht und zur Diskussion stellt, dann frage ich mich, wem man nun Parteipolitik vorwerfen kann. Ob das nicht der ÖVP vorzuwerfen ist, die das immer an uns adressiert! (Beifall bei der SPÖ.)  

Ein paar Worte zu der Diskussion rund um die Geschäftsstraßen. Ich gebe dem Kollegen Pfeiffer vollkommen Recht. Ein Budget ist unglaublich kompliziert zu lesen und die Unterschiede zwischen Bundesbudget und Landesbudget oder Gemeindebudget sind, dass man meistens für ein Gemeindebudget noch viel mehr herausholen kann und herauslesen kann, denn die von ihm zitierte Post 7280, bei uns heißt sie 728, gibt es im Bundesbudget genauso. Wenn dann ein Ressort von der Gesundheit bis zur Außenpolitik alles beinhaltet, dann steht dort auch der gesamte Sachaufwand unter der 7280 und Sie können wesentlich weniger erkennen. Bei uns gibt es mit den Ausschüssen immer noch die Möglichkeit, bei jeder einzelnen Ausgabe am Beschluss beteiligt zu sein und zum Beschluss zu diskutieren. Das ist der Bereich, wo man das durchführen kann, wo man das tun sollte. 

Nur, Sie können dadurch auch nicht, Herr Neuhuber, im Budget drinnen finden, was es an Möglichkeiten für die Geschäftsstraßenförderung gibt. Wenn Sie die Geschäftsstraßenförderung hier monieren und damit begründen, dass wir den kleinen Kaufleuten damit schaden, indem diese Geschäftsstraßenförderung in der Dotation, im Budget, nicht mehr so deutlich hervorkommt, dann ist es schlicht und einfach falsch. Wenn Sie mir erklären - und das konnten schon viele der Mitdiskutanten der StRin Ederer damals nicht erklären -, wie ich einem Geschäftsmann helfe, indem ich ihm einen neuen Asphalt vor die Tür klatsche, dann ist das okay. Aus meiner Sicht ist Geschäftsstraßenförderung etwas anderes, als nur den Asphalt herrichten und ein paar Poller aufstellen, sondern das ist das Zusammenspiel der Kaufleuteorganisation, das ist das Zusammenspiel der Wirtschaftsförderung, das ist das Zusammenspiel der Stadtplanung, der Verkehrsplanung und des Straßenbaus und kann nicht allein an dem aufgezäumt werden, was im Straßenbau gemacht wird.

Sie wissen ganz genau, dass mittlerweile wesentliche Geschäftsstraßen saniert sind, dass wir bei der Praterstraße und bei der Landstraßer Hauptstraße diese Sanierungen vorgenommen haben, und dass die Hernalser Hauptstraße und die Wipplinger Straße vor der Tür stehen. Also, was Sie hier noch einfordern wollten, ist mir nicht ganz klar. Die Bereiche, die auch mein Vorgänger damals genannt hat, sind jedenfalls drinnen und werden in die Realisierung genommen. Also, ich verstehe die ganze Aufregung nicht, aber bei mir geht es um den Straßenbau, um die Gestaltung der Verkehrsoberfläche. Säumig sind dann jene, die gemeinsam mit den Unternehmen die bessere Bewerbung dieser Straßen, möglichst einheitliche Öffnungszeiten, möglichst einheitliches Werbepotenzial und so weiter machen. Sie wissen sicher, dass dieses nicht in meiner Geschäftsgruppe, sondern in der Regel bei der Wirtschaftskammer und deren Organisationen zu finden ist. (GR Gerhard Pfeiffer: Aber eine ordentlich möblierte Straße, das gibt es!) 

Lassen Sie mich noch ein paar Punkte zum Prater sagen. Sie behaupten, beim Prater sei überhaupt nichts weitergegangen. Nun, ich finde das nett, aber Sie haben vor kurzem von der Messebetreibergesellschaft Reed gehört und Sie werden es diese Woche auch noch vom Bürgermeister hören, dass wir mit der Messe AG so weit sind, dass der Bereich Messe Neu in Bau gehen kann und dass wir die Flächenwidmungs- und Bebauungsbestimmungen so weit haben, dass die Beschlussfassung jederzeit möglich ist. Warum Sie dann immer behaupten, es ginge dort überhaupt nichts weiter, verstehe ich nicht. Ich verstehe auch die von Ihnen zitierten Fachleute und Experten überhaupt nicht, die behaupten, wir hätten für das Konzept Bahnhof Praterstern überhaupt keine Grundlagen geliefert.

Wissen Sie, auf welchen Grundlagen der Herr Steiner von der Bundesbahn seine Ausschreibungen gemacht hat? - Auf denen der Stadt Wien und denen der Stadtplanung der Stadt Wien und die hat er schon vor drei Jahren bekommen! Ich frage mich, wie man dann so was in der Zeitung behaupten kann und wie Sie dann, wo Sie damals den Stadtrat gestellt haben, auch jetzt noch solche Äußerungen da heraußen von jemandem zitieren, der offensichtlich seine eigene Unfähigkeit damit kaschieren wollte! (Beifall bei der SPÖ. - GR Gerhard Pfeiffer: Aber wer war denn vor drei Jahren dort?)  

Zur Frage der Bahnhöfe, weil wir gerade dabei sind. Herr Kollege Madejski, ich habe Ihnen schon klargestellt, der Nordbahnhof ist mittlerweile mit der Bundesbahn so weit verhandelt, dass das dort weitergehen kann. Sie werden im nächsten Ausschuss den Antrag dafür sehen, wie wir dort die Detailplanung fortführen und wir werden dort sukzessive in die Flächenwidmungsabschnitte hineinkommen. Wir haben zusätzlich die Mittel aus der Europäischen Union mit Ziel 2, um dort die Realisierungen zu machen.

Was den Zentralbahnhof angeht: Hier geht es um keine Sparvariante. Es gibt seit mehreren Jahren ein fix und fertiges Konzept, das vorsieht, dass es ein Nahverkehrsgeschoss gibt und das vorsieht, dass es ein Fernverkehrsgeschoss gibt. Beide zusammengenommen sind acht Gleise und diese acht Gleise hat es früher einmal an der Oberfläche gegeben und das wäre verkehrsorganisatorisch viel schlechter zu lösen gewesen. Diese Trennung in Nahverkehrsgeschoss im Untergrund ermöglicht den Anschluss an die U 1 und das Einbinden ins innerstädtische Verkehrsnetz viel besser. Genau an dem bauen wir und genau das ist ein Teil der Vereinbarung mit dem Infrastrukturministerium und wird in die Realisierung gehen.

Der zweite Teil betrifft den Bahnhof an der Oberfläche, das Durchgangsgeschoss. Da hatten wir bis vor kurzem die Aussagen von führenden Herren und auch Damen, die meinten, der Westbahnhof ist eigentlich viel besser und der Westbahnhof soll das alles erfüllen. Nur das Problem ist, wenn man am Westbahnhof diese Konzentration durchführt, dann ist das Ergebnis, dass wir ausschließlich westorientiert sind und dass wir dort, wo die großen, wirtschaftlichen Chancen liegen, nämlich Richtung Mittel- und Osteuropa, diese eindeutig auch schon in der Signalisierung, in der Orientierung des Bahnhofs Wien vergessen und damit die Drehscheibenfunktion, die die wirtschaftliche Entwicklung Wiens auf Jahrzehnte hinaus stärken und sichern kann, nicht im Auge behalten würden. Deswegen gibt es keine Sparvariante für den Zentralbahnhof. Deswegen gibt es eine Variante, die wir im Nahverkehrsbereich rasch realisieren können und im Fernverkehrsbereich relativ rasch realisieren werden können. Glauben Sie mir, die Jahreszahlen, die da drinnen stehen, sind mit dem Generalverkehrsplan akkordiert. Und das ist der Grund, warum dort als Endergebnis 2020 steht und nicht ein früherer Zeitpunkt. 

Wenn ich mich so zurückerinnere, dann möchte ich die ÖVP schon fragen: Jahrelang haben Sie den Planungsstadtrat gestellt. Und eine meiner ersten Fragen an den neuen Planungsstadtrat war damals, daran kann ich mich noch gut erinnern: Wann wird es mit dem Bahnhof Wien weitergehen? - Damals hat er hier von diesem Pult verkündet: Wir werden dort 2006 bis 2007 fertig sein. Was hat er dafür getan? Was hat er dazu unternommen? - Nichts. Und von so einem muss ich mir jetzt vorwerfen lassen, ich hätte in dem halben Jahr noch nichts weitergebracht!

Vergleichen Sie viereinhalb Jahre dort, ein halbes Jahr hier. Wer macht was und wer tut nix? (Beifall bei der SPÖ.) 
Zur Nordostumfahrung. Bei der Nordostumfahrung handelt es sich um ein Projekt, das ich ganz bewusst in eine strategische Umweltprüfung eingebunden habe. Nicht aus Jux und Tollerei und weil ich das verzögern möchte, sondern weil es die einzige Möglichkeit ist, die Abwägung von konfliktierenden Zielen durchzuführen und bei der Auswahl dann die Sicherheit zu gewinnen, dass man entweder der Umwelt nicht schadet oder dem Verkehr nicht schadet oder beides unter einen Hut bringt. Das Ziel kann doch nicht sein, dass Wien als Großstadt, die stolz darauf ist, einen Nationalpark in ihren Grenzen zu haben, dann hergeht und sagt, das ist mir alles Wurscht, ich brauche eine Straße dort, sondern das Ziel kann doch nur sein, dass wir hergehen und beide konfliktierenden Zielsetzungen so gut wie es möglich ist unter einen Hut bekommen, nämlich einerseits die berechtigten Naturschutzinteressen und auf der anderen Seite zur Kenntnis nehmen, dass wir 30 Prozent mehr Einwohner jenseits der Donau in einem Bezirk in der Donaustadt haben und dass die Menschen, die dort leben und wirtschaften, auch ein berechtigtes Interesse haben, besser über die Donau zu kommen, als nur über die A 23. Genau darum geht es jetzt, bis Ende 2002 das herauszuarbeiten und klarzustellen, welche der Varianten geht. Da gehöre ich wirklich zu keinem und kann weder den Freiheitlichen noch den GRÜNEN wirklich beipflichten. 

Es kann nicht so sein, dass ich für eine strategische Umweltprüfung von Haus aus erkläre, diese eine Trasse kommt nicht in Frage, wie das Christoph Chorherr heute hier heraußen getan hat. Man muss so ehrlich sein, so offen sein, dass man das auch diskutieren kann, was einem zunächst als denkunmöglich erscheint. Hier hat er leider in seiner Rede Weichen gestellt, die diesem Prozess absolut nicht gut tun und die nur zeigen, dass man manches halt mit den GRÜNEN nicht diskutieren kann. Deswegen wirst du heute von mir auch keine Festlegung hier hören, welche der Trassen, ob Raffineriestraße oder Lobau oder eine Alternativvariante, von mir präferiert wird, sondern ich warte darauf bis ich die strategische Umweltprüfung vorliegen habe und werde erst dann meine Meinung dazu äußern, in welche Richtung wir vorgehen werden.

Zum Budget. Parkometerabgabe. Das ist natürlich ein Thema, ja! Die SPÖ schreibt in ihr Wahlprogramm und dann ins Regierungsprogramm: Wir schaffen 50 000 Stellplätze. 

Der Bürgermeister hat Ihnen im ersten Gemeinderat hier klargelegt, wie diese Summen zustande kommen. Einige von Ihnen haben darauf hingewiesen, dass man angeblich jetzt im Budget deutlich weniger Geld dafür haben. 

Ganz offen gesagt: Das geht gar nicht. Im Budget müssen zweckgebundene Mittel aus der Parkometerabgabe und für deren Zweckbindung auch verwendet werden. Im Budget finden Sie daher genau dasselbe wie jedes Jahr auch, nämlich 30 Millionen EUR, früher waren es Schillinge, die saldiert übrigbleiben, wenn man die Personalkkosten und den Sachaufwand wegrechnet. Davon werden ungefähr 10 Millionen EUR für die Volksgaragen eingesetzt, ungefähr 6,25 Millionen EUR für Zweckzuschüsse bei der Garagenförderung des Wirtschaftsförderungsfonds und - das ist das Neue, weil es extra ausgewiesen wird, was jahrelang verlangt wurde, dass man das auch extra ausweist und was durch die Zweckbindung auch gedeckt ist - 14 Millionen EUR werden für die Beschleunigung des öffentlichen Verkehrs herangezogen. Genau das, was die GRÜNEN eigentlich wollen, ist in der Realität Praxis. Daher bin ich auch gegen die Aufhebung der Zweckbindung, denn diese Zweckbindung sichert uns die Mittel für den öffentlichen Verkehr. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich darf mich abschließend noch bei meinen Beamten, bei den Bediensteten der 13 Magistratsdienststellen, die mir in diesem halben Jahr äußerst hervorragend geholfen haben, ganz herzlich bedanken. Ich hoffe und bin mir sogar ganz sicher, dass wir die Zusammenarbeit im kommenden Jahr mit diesem Budget, das vieles für die Investitionstätigkeit dieser Stadt bereithält und ermöglicht, auch sehr, sehr gut gestalten werden. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Gerstl gemeldet. Redezeit sind drei Minuten.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Stadtrat.

Zwei Berichtigungen. 

Die erste Berichtigung: Sie haben gesagt, dass wir im Arbeitsausschuss der Stadtentwicklungskommission keine Vorschläge gebracht hätten.

Ich erinnere Sie daran, dass Klubobmann Chorherr ganz zu Beginn gefragt hat, ob nicht die Tagesordnung abgeändert werden kann und dass wir genau denselben Prozess verfolgen mögen wie beim Hochhauskonzept. Darauf sind Sie nicht eingegangen, sondern Sie sind weiterhin bei Ihrem Vorschlag geblieben "zustimmend zur Kenntnis zu nehmen" und weiterhin hätten wir das vertreten sollen.

Dass daraufhin niemand von uns mehr Interesse daran gehabt hat, mit Ihnen in eine ernsthafte Diskussion zu steigen, ist, glaube ich, ganz, ganz klar. Sie haben uns hier eigentlich die Diskussion vermasselt. Sie haben uns hier nicht ernst genommen. Und auch Beamte hatten keinen Spielraum, hier überhaupt eine Stellungnahme abzugeben. Sie haben es jedenfalls nicht getan. Das ist meine erste Korrektur.

Meine zweite Korrektur: Ich habe keine Pressekonferenz zum Thema U 5 gegeben. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Klubobmann Chorherr hat sich zum Wort gemeldet. Er hat noch eine Redezeit von acht Minuten.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! Herr Stadtrat! 

Das ist mir ein wichtiger Punkt. Wir haben über verschiedene Bereiche unterschiedliche Meinungen und wir streiten auf einem hohen Niveau über gewisse Dinge. Sie sehen vieles anders und das ist auch legitim.

Nur eines ärgert mich und das geht in dieselbe Richtung, wie es Herr Gerstl gesagt hat, wenn Sie hier Falsches berichten. Nur auf den Punkt will ich mich nicht in einer Berichtigung, sondern in einer Wortmeldung beziehen.

Wir bekommen eine Einladung zum Arbeitsausschuss der Stadtentwicklungskommission. Dort sitzen etliche Gemeinderäte, viele Bezirksvorsteher und eine Reihe von den Damen und Herren der Beamtenschaft. Ausgeteilt wird zu Beginn der Beschlussbogen, wo ich mich mehr als gewundert habe. Es wurde auch nicht mit der Einladung verschickt: Bitte konkrete Vorschläge schriftlich einbringen. Und was Sie jetzt gesagt haben, war, es wurden keine Beiträge gebracht. Das weise ich mit Entschiedenheit zurück, weil, Herr Stadtrat, du weißt ganz genau, dass ich - und alle die dort waren, wissen das - mich zu Wort gemeldet habe und auch in der Sache einige konkrete Kritikpunkte, Änderungsvorschläge, et cetera eingebracht habe. Also, bitte stell dich da nicht her und sage: Da wurde nichts eingebracht. Das ist unrichtig! Das ist unter deinem Niveau! 

Es wurde eingebracht und was ich so vehement kritisiere, auch kurz in dieser Öffentlichkeit: Wie ernst nimmt eine absolut regierende SPÖ einen Arbeitsausschuss zur Stadtentwicklungskommission, wo ein relevanter, die Stadt Wien maßgeblich beeinflussender Bericht über Zigmilliarden Ausgaben, wo viele Straßen, vieles, vieles drinnen fest gehalten wird, vorgelegt wird und wo es im Arbeitsausschuss der Stadtentwicklungskommission heißt: Am Anfang teilen wir den Beschlussbogen aus und stimmen darüber ab. Dann spart euch das! Wozu braucht ihr denn das? - Und erst nachdem ich mich so aufgeregt habe, ist gesagt worden: Okay, okay, beschließen wir das. Klar, dass ÖVP, FPÖ und GRÜNE da dagegen stimmen müssen, nur aus formalen Gründen. Und dann haben wir, ich sage es bewusst, jetzt gnadenhalber, ich glaube, bis heute oder bis gestern, bis heute, glaube ich, Zeit bekommen, einige schriftliche Anmerkungen zu machen, die das reinbringen. 

Ich sage das deswegen so scharf, weil beim Hochhauskonzept aus meiner Sicht eine richtige Vorgangsweise gewählt wird und ich möchte die beiden Dinge nebeneinanderhalten. Wie hat der Beschlussantrag beim Hochhauskonzept gelautet? - Der Bericht wird einmal als Diskussionsgrundlage zur Kenntnis genommen. Die Parteien werden eingeladen, bis Jänner schriftlich Veränderungsvorschläge einzubringen, über die wir dann gemeinsam diskutieren werden. Und je nachdem, wie das dann eingebracht wird, werden wir dem zustimmen oder auch nicht. Das ist eine korrekte Vorgangsweise.

Aber a) die Vorgangsweise ist jenseits. Die halte ich, ich sage es bewusst, für präpotent und besonders ärgert mich, wenn du da jetzt rausgehst und sagst, es wurden hier keine Vorschläge eingebracht! Es wurden Vorschläge eingebracht! Und ich werde auch in Zukunft, weil es meine Aufgaben als Opposition ... (GR Christian Oxonitsch: Welcher Vorschlag wurde eingebracht?) Welche? Soll ich es Ihnen jetzt referieren, was ich ... (GR Christian Oxonitsch: Welche Vorschläge wurden eingebracht? Schriftlich eingebracht?) Nein, Moment, Vorschläge, einige. Ich habe mir erlaubt (GR Christian Oxonitsch: Wurde einer schriftlich eingebracht?), mündlich einige Punkte einzubringen, bitte! Der Gerstl nickt net immer, wenn ich was sag', ja! Es wurde nirgendwo gesagt: Bitte bringt's schon alles schriftlich vorweg mit. Das ist auch nicht gesagt worden. Und sich jetzt hierher zu stellen und zu sagen: Es gab keine Diskussionsbeiträge - das setzt ja der Chuzpe irgendwie die Krone auf! 

Also macht a) so eine Vorgangsweise in Zukunft nicht mehr. Die hat mit Demokratie nicht zu tun. Und spart euch die Stadtentwicklungskommission und sagt: Ich Stadtrat, hiermit ist da das Projekt, da habt's es, tschüss, oder wer dafür stimmt und ihr macht's eh alles selber. Tut's uns da nicht unsere Zeit für derartige Dinge stehlen! Aber mein Vorschlag: Reden wir über das Hochhauskonzept. Da wollt ihr mit der Opposition reden. Aber das andere machen wir alleine und stehlen wir uns nicht allen gemeinsam die Zeit.

Noch einmal dazu gesagt: Der neben mit sitzende SPÖ-Bezirksvorsteher hat nicht einmal eine Langfassung gehabt. Also mich wundert, wie er sich das SPÖ-intern gefallen lässt. Das ist eine jenseitige Vorgangsweise! Und dann nicht noch da herausgehen und sagen, es ist nichts gesagt worden. Das ist unrichtig und unter deinem Niveau, Herr Stadtrat! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr StR Schicker, bitte schön.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte ein paar Punkte festhalten.

Erstens. Es liegt nicht an mir, wann die Bundesregierung einen Generalverkehrsplan und die abschließende Runde mit den Landeshauptmännern durchführen möchte. (GR Mag Christoph Chorherr: Aber auch nicht an uns! Wirklich net!) Hörst mir zu? - Ich habe dir auch zugehört, ja! Machen wir die Spielregeln noch weiter so, wie sie an sich in einer zivilisierten Diskussion üblich sind. 

Punkt 2. Wenn ein Generalverkehrsplan zur Diskussion steht, zu dem alle Bundesländer aufgefordert sind, ihre Projekte einzubringen, dann halte ich es für meine Verpflichtung, dass das nicht nur eine Frage ist, die der Verkehrsstadtrat alleine entscheidet oder die die Landesregierung alleine bestimmt, sondern für ein Thema, das ich sehr wohl in einer möglichst breiten Diskussion diskutiert haben möchte. Und ich habe hier an diesem Ort am 25. Oktober eine Mitteilung über das Verkehrskonzept, über das Positionspapier Verkehrsmasterplan Wien eingebracht. Diskutiert worden ist das, das gebe ich zu, mit Ausnahme von dir und den SPÖ-Rednern von niemandem. Der Herr Gerstl ist da herausgegangen und hat hier heraußen nur über sein Lieblingsprojekt (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist nicht wahr!), über eine Parkspur auf der Roßauer Lände gesprochen. Der Herr Pfeiffer ... (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist nicht wahr!) Jawohl, Herr Pfeiffer, Sie sind herausgegangen und haben dazu was gesagt. Sie haben nur nicht einmal Plan lesen können! (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist die nächste Unwahrheit!) Sie haben nämlich nicht einmal gewusst, wo die A 5 verläuft, und Sie haben da behauptet, die A 5 sei dort auf der Wagramer Straße eingezeichnet. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist die nächste Unwahrheit!) 

So beschäftigt sich die Opposition mit grundlegenden Entscheidungen, die diese Stadt betreffen! (GR Gerhard Pfeiffer: Das darf doch nicht wahr sein!) Und ich nehme mir die Zeit. Wir können tagelang diskutieren. Ich stehe immer bereit zur Diskussion. Das ist dir bewusst. Und wenn du da herausgehst und sagst, dir ist die Zeit zu schade, um ein Verkehrsmasterplanpositionspapier zu diskutieren, was du gerade vorhin getan hast, dann werde ich trotzdem die Diskussion führen, denn ich sehe in Demokratie was anderes. Ich sehe in Demokratie, dass man diskutiert, dass man die Dinge nicht vor den Latz geknallt kriegt. 

Und wenn der Herr Gerstl sich da auch aufregt, dass er da gar keine Diskussion mehr führen konnte: Seid's mir net böse, was führt's ihr denn oder eure Fraktion da drüben im Nationalrat auf? - Da werden kurz vor Mitternacht Beschlüsse eingebracht, dass gemeinnützige Wohnbaugenossenschaften nicht mehr die Gemeinnützigkeit haben. Da werden kurz vor Mitternacht die Anträge eingebracht, dass man ganze Berufsgruppen ausradiert, wie die Hausbesorger. Solche Dinge werden dort gemacht, und da werfen Sie mir vor, dass ich Ihnen drei Wochen vorher ein Papier zur Diskussion gebe und dass dieses Papier in einem Arbeitsausschuss zur Diskussion gestellt wird, bei dem es damals auch unter Ihrem Stadtrat VBgm Görg üblich war, dass Beschlussfahnen, Beschlussempfehlungen vorgelegt wurden. Und diese Beschluss-empfehlungen werden normalerweise diskutiert und die Entscheidung getroffen, ob man sie so oder in einer anderen Formulierung nimmt. Wenn diese Kultur einer Stadtentwicklungskommission und eines Arbeitsausschusses dazu Ihnen beiden offensichtlich noch nicht bekannt ist, dann tut es mir Leid. Aber sie ist nicht von mir eingeführt, sondern sie ist seit Jahrzehnten in der Stadtentwicklungskommission so üblich! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Tatsächliche Berichtigung von Herrn GR Gerstl, bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich will die Diskussion wirklich nicht verlängern, aber ich muss festhalten, sehr geehrter Herr Stadtrat, dass ich heute mit keinem einzigen Wort das Thema Roßauer Lände in den Mund genommen habe, und das letzte Mal (Aufregung bei der SPÖ.) nicht ausschließlich zum Thema Roßauer Lände gesprochen habe. Ich bitte Sie wirklich die Worte so zu wählen, wie sie richtig sind. 

Ich erwarte mir von einem Regierungsmitglied, dass er auch die gesamte Wahrheit sagt. Ich weiß, dass Sie es gerne anders haben hätten wollen. Aber Sie haben auch die Möglichkeit, hier solche Wörter wie "ausschließlich" und "nur das" nicht zu verwenden. Ich bitte Sie, halten Sie sich daran. (GR Godwin Schuster: Das ist unwürdig für dieses Haus! - Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Pfeiffer hat sich zum Wort gemeldet. Er hätte noch 13 Minuten.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich glaube, wir werden da jetzt deswegen keinen großen Krieg beginnen, aber es muss schon Recht Recht bleiben und die Aussagen, die Herr StR Schicker hier macht, müssen doch nicht ausschließlich von der Emotion begleitet sein, sondern sie müssen auch richtig sein. 

Wahr ist vielmehr, muss ich dazusagen, dass ich selbstverständlich anlässlich Ihrer Verlautbarung zum Masterplan hier nahezu ausschließlich dazu gesprochen habe. Das ist einmal das Erste. Das ist unwahr, was Sie gesagt haben, Herr Stadtrat.

Zweitens. Wenn Sie mir vorhalten, dass ich nicht einmal Plan lesen kann, dann muss ich Ihnen vorhalten: Wenn Sie uns solche Unterlagen geben, wo in schwarz-weiß kopiert nur ein geringer Auszug dessen und so schlecht leserlich ist, dass man nicht unterscheiden kann, ob das Nordbahn oder Nordautobahn heißt, weil das so gefuzzelt war, dass das nicht ersichtlich ist, aber nur der Fünfer dort gestanden ist, so wie bei den anderen Planzeichen die Bundesstraße bezeichnet war, dann dürfen Sie nicht wem anderen vorhalten, dass er das nicht lesen kann, sondern da haben Sie einfach etwas hergegeben, was unter jeder Kritik ist. Und ich habe auch gesagt, dass es unter jeder Kritik ist, was Sie hergegeben haben, nicht nur formal, sondern auch inhaltlich, denn was Sie hier als Masterplan bezeichnen, ist nichts anderes gewesen - ich habe es damals gesagt -, als ein Husch-Pfusch-Traumbuch und das habe ich mehrfach gesagt. Das hat nur aus einer Aufzählung der Projekte der letzten 20 Jahre bestanden, ohne irgendeine Priorität, ohne irgendeine Koordinierung mit der Region. Das ist kein Masterplan, sondern das ist maximal ein Inventurverzeichnis der durch Ihre Verkehrsminister in der Regierung nie durchgeführten Projekte. So schaut es aus! Und da können Sie sich, Herr Stadtrat, nicht da herstellen und die anderen für dumm erklären. Da müssen Sie sich, glaube ich, in dem Fall selbst bei der Nase nehmen. (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zur Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal. 

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Vana. Ich erteile es ihr. Die Redezeit, sie weiß es, ist 40 Minuten. 

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn es nicht so traurig wäre, dieses Budget aus frauenpolitischer Sicht, würde ich sagen, es ist ein schlechter Scherz, und ich frage mich, Frau Stadträtin, wie Sie so einem Budget Ihre Zustimmung geben können und wie Sie an einer solchen Budgeterstellung mitwirken haben können. 

Lassen Sie sich die Zahlen, die nächstes Jahr für Frauenförderung zur Verfügung stehen, auf der Zunge zergehen: 7 Millionen EUR stehen zur Verfügung. 7 Millionen EUR sind nicht einmal ein Tausendstel des Gesamtbudgets. Es sind exakt 0,7 Promille des Gesamtbudgets. Da frage ich mich, Frau Stadträtin, wie wollen Sie da die frauenfreundlichste Stadt verwirklichen? Wie wollen Sie Ihr ambitioniertes frauenpolitisches Programm, das Sie uns zu Beginn der Legislaturperiode vorgelegt haben, verwirklichen? - Wir GRÜNE wünschen Ihnen dazu viel Glück. Aus unserer Sicht ist dieses Budget inakzeptabel. 

7 Millionen EUR - setzen wir es einmal in Vergleich mit anderen Budgetposten, die da so ausgegeben werden. Und ich frage Sie wirklich, Frau Stadträtin, ob Sie das nicht ärgert. 125 Millionen für Wirtschaftsförderung, zum Beispiel 13 Millionen für Fremdenverkehr und satte 14 Millionen EUR, so auf Anhieb, mir nichts dir nichts, kommen da ins Budget neu für wirtschaftliche Notstandsmaßnahmen. 14 Millionen EUR für wirtschaftliche Notstandsmaßnahmen sind exakt doppelt so viel, wie Ihr frauenpolitisches Budget für das ganze Jahr ausmacht! Uns, Frau Stadträtin, ärgert das und deshalb werden wir diesem Budget die Zustimmung verweigern. 

Dieses Budget ist ein reines Fortschreibungsbudget. Es setzt keinerlei innovative Maßnahmen. Es ist auch kein Platz und kein Raum für innovative Maßnahmen. Jetzt rede ich gar nicht von den großen Millionen- oder gar Milliardenbeträgen in Schillingen, ich rede von den kleinen Dingen, die wir GRÜNE immer wieder einfordern und die Sie uns dann mit der Begründung ablehnen, es gäbe ja kein Geld. Sie wissen ja, ich bin noch nicht lange in diesem Haus, aber ich habe schon einige Anträge gestellt, die mir immer aus Kostengründen oder angeblichen Kostengründen abgelehnt wurden. 

Da war zum Beispiel die Einrichtung einer Expertinnendatenbank im Internet, die wirklich nicht so wahnsinnig viel gekostet hätte und kein großes Loch in das Budget gerissen hätte. Es freut mich zwar, dass sie jetzt gestern die neue Homepage "Job for girls" mit 200 Biografien von Frauen veröffentlicht haben. Wir begrüßen das. Da frage ich mich aber doch: Warum haben Sie unsere Expertinnendatenbank wirklich mit dem Argument abgelehnt, es gäbe kein Geld, obwohl Sie sie eigentlich befürwortet hätten? 

Der zweite Antrag, den Sie abgelehnt haben, waren die niederschwelligen Beratungseinrichtungen für Sexarbeiterinnen. Das war ein Antrag, den Sie auch befürwortet haben, den Sie sogar in Ihrem eigenen Frauenprogramm beinhaltet haben, nämlich den Ausbau von Gewaltschutzeinrichtungen für Frauen. Auch diesen Antrag haben Sie uns aus Kostengründen abgelehnt. Und auch andere frauenpolitische Fortschritte sind nicht möglich gewesen und sind auch weiterhin scheinbar nicht möglich. 

Wenn ich mir anschaue, dass die mehrjährigen Finanzzusagen für Frauenprojekte, die gerade jetzt, wo eine massive Streichung von Frauenberatungsstellen in Wien und auch in anderen Bundesländern im Gange ist, aber vor allem in Wien - da wäre diese mehrjährige Finanzzusage von eminenter Bedeutung. Ich entnehme einer Anfragebeantwortung von Ihnen, dass diese mehrjährige Finanzzusage auch erst wieder im Jahr 2003 möglich ist. Aus technischen Gründen und aus Kostengründen, schreiben Sie da. 

Letzter Punkt ist zum Beispiel die Bindung von öffentlichen Aufträgen an die Existenz von Frauenförderplänen. Auch ein Antrag, den wir schon sehr oft eingebracht haben und der eine alte Forderung oder mittlerweile eine langjährige - nenne ich es - des Frauenvolksbegehrens ist. Auch diesen Antrag haben Sie immer wieder aus Kostengründen abgelehnt und auch mit dem Argument, es sei technisch so schwer machbar. Jetzt haben wir diesen Antrag heute wieder gestellt. Vielleicht kann man das in die wirtschaftlichen Notmaßnahmen, für die jetzt 14 Millionen EUR bereitstehen, aufnehmen. Das wäre einmal eine ganz gute Idee, wenn Sie Frauen schon nicht im direkten Frauenbudget fördern können, dann wenigstens indirekt. Der Antrag lautet:

"Der Magistrat der Stadt Wien möge einen Vorschlag erstellen, welche rechtlichen und faktischen Schritte unternommen werden müssen, damit Wien in Hinkunft alle seine Auftragsvergaben derart gestaltet, dass vorrangig mit denjenigen Firmen Verträge abzuschließen sind, die für ihren Betrieb Frauenförderpläne vorweisen können." 

Ich denke, wenn ich mir das Auftragsvolumen der Stadt Wien anschaue, wäre das einmal ein notwendiger und erster und richtiger Schritt in Richtung Gender Mainstreaming. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Zum Gender Mainstreaming habe ich einiges zu sagen. Gender Mainstreaming ist einer der Punkte, der mir sowohl in Ihrem Budget als auch in Ihrer frauenpolitischen Umsetzung leider fehlt, obwohl Sie es immer angekündigt haben. Sie machen Lippenbekenntnisse, Frau Stadträtin. Sie reden Jahr und Tag von Gender Mainstreaming, aber ich finde es nirgendwo rechtlich verankert. Da ist die Bundespolitik - und ich traue mich das gar nicht zu sagen und ich bin jetzt sehr vorsichtig in meiner Ausdrucksweise -, da fällt Wien nämlich fast hinter die Bundespolitik zurück, denn die Bundespolitik hat wenigstens die Verankerung des Gender Mainstreaming im Rahmen einer interministe-riellen Arbeitsgruppe. (Kopfschütteln bei amtsf StRin Mag Renate Brauner.) Jetzt weiß ich schon und deshalb, weil ich das Kopfschütteln sehe, sage ich ja, ich drücke mich sehr vorsichtig aus, weil ich weiß, dass die Bundesregierung das Gender Mainstreaming nur verwendet, um die aktive Gleichstellungspolitik damit zu mindern und abzuschaffen. Das ist eine missbräuchliche Verwendung, das weiß ich schon. Also ich will dem Herrn Frauenminister gar keine positiven Gefühle in Richtung Frauenpolitik unterstellen, das wissen wir. Das haben wir GRÜNE noch nie getan. Und schütteln Sie nicht so den Kopf. 

Aber gerade Sie, Frau Stadträtin, sollten wissen, wie wichtig gerade für die Frauenpolitik die rechtliche Verankerung von Vorkehrungen und Maßnahmen ist. Und wenn es keine rechtliche Verankerung von Frauenförderung und von Gender Mainstreaming gibt, und zwar nicht nur in der MA 57, sondern verdammt noch einmal in allen Ressorts, dann wird es mit der Frauenpolitik und auch mit dem Budget weiterhin traurig ausschauen. Leider ist Frauenpolitik noch immer keine Querschnittsmaterie. Mir fehlen die frauenpolitischen Buffets - das war der Freud'sche, glaube ich, die frauenpolitischen Buffets -, die frauenpolitischen Budgets in Ihrem Budgetvoranschlag. Auch hier haben wir GRÜNE einen Antrag auf Einsetzung einer Steuerungsgruppe eingebracht, auf Stadtratsebene zur Sicherstellung des Gender Mainstreaming in allen Ressorts der Stadt Wien und zur Umsetzung von offensiven Umsetzungsstrategien zur Gleichstellungspolitik, denn darum geht es beim Gender Mainstreaming. Es geht nicht darum, die Gleichstellungspolitik durch etwas anderes zu ersetzen und schon gar nicht, um sie abzuschaffen. Es geht darum, sie zu ergänzen und offensive Umsetzungsstrategien zu setzen. Offensive Umsetzungsstrategien, die für die Gleichstellungspolitik notwendig sind, denn wenn wir uns die Zahlen, zum Beispiel den Anteil von Frauen in Spitzenfunktionen im Magistrat, in der Stadt Wien, in diesem Haus, anschauen, dann sehen wir, dass da leider ohne offensive Umsetzungsstrategien trotz einer 50‑Prozent-Frauenquote nicht sehr viel los ist und auch im roten Wien Männer ganz unter sich sind. 

Ich möchte Ihnen da nur ein paar Zahlen nennen, um zu veranschaulichen, weshalb wir das Gender Mainstreaming so dringend in allen Ressorts brauchen. Von 66 Magistratsabteilungen sind derzeit 9 mit Frauen besetzt.

Von 19 Bezirksämtern werden 6 von Frauen geleitet; derzeit gibt es in der Magistratsdirektion-Baudirektion 1 Dezernatsleiterin; von den PrimarärztInnen sind 18 weiblich und 118 männlich. 

Wenn wir uns die Dienstklassen anschauen, dann sehen wir auch da: Je höher die Dienstklasse, desto weniger Frauen. Von 48 JuristInnen der Dienstklasse VII sind immerhin noch 23 Frauen; von 68 JuristInnen der Dienstklasse VIII sind 20 Frauen und von 29 JuristInnen der Dienstklasse IX sind ganze 4 Frauen. - Bei den TechnikerInnen schaut es natürlich noch trauriger aus: Von 159 TechnikerInnen der Dienstklasse VII sind 10 Frauen, von 80 TechnikerInnen der Dienstklasse VIII sind 4 Frauen und von 18 TechnikerInnen der Dienstklasse IX sind sage und schreibe 0 Frauen. - Da frage ich mich schon, welchen Stellenwert die Frauenpolitik und vor allem die offensiven Umsetzungsstrategien für Sie in Ihrer Politik haben!

Wir hoffen, dass unser Antrag zum Gender Mainstreaming, den wir an Ihren Ausschuss zuweisen haben lassen, von Ihnen angenommen wird, so wie Sie ihn auch - was uns sehr freut - im WAFF-Kuratorium, bei den Wiener Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, angenommen haben. Dort haben wir einen ähnlichen Antrag gestellt, nämlich dass Frauenförderung in Zukunft nicht nur in einer eigenen Säule "Chancengleichheit" verwirklicht werden soll, sondern in allen Schwerpunkten und allen Leitlinien. - Das ist unsere Frauenpolitik: Nicht nur eine Getto-Politik, nicht nur 7 Millionen EUR für ein Jahr - nicht einmal ein Tausendstel -, sondern Frauenförderung in allen Ressorts, in allen Gremien und auch frauenpolitische Budgets. 

Lassen Sie mich, weil ich den Wiener Arbeitnehmer- und Arbeitnehmerinnen-Förderungsfonds erwähnt habe, zu einem zweiten Punkt kommen, in dem uns die Vorlage dieses Budgets gerade auch aus frauenpolitischer Sicht sehr, sehr enttäuscht, wo wir uns eigentlich mehr erwartet hätten und wo wir konstatieren, dass die SPÖ auf Bundesebene etwas ganz anderes fordert, als sie in Wien eigentlich umsetzt, beziehungsweise etwas fordert, was sie in Wien dann gar nicht umsetzt, nämlich eine aktive Arbeitsmarktpolitik und ein arbeitsmarktpolitisches Aktionsprogramm als Reaktion auf den rasanten Anstieg der Arbeitslosigkeit.

Sie fordern beziehungsweise Ihre Partei fordert auf Bundesebene, vom Parteivorsitzenden Gusenbauer über die Generalsekretärin Bures über Ihre Vertreter in der Arbeiterkammer und im Österreichischen Gewerkschaftsbund - ich habe mir alle Presseaussendungen ausgedruckt -, ein arbeitsmarktpolitisches Aktionsprogramm gegen den rasanten Anstieg der Arbeitslosigkeit. (GR Godwin Schuster: Haben Sie dem Programm des WAFF zugestimmt oder nicht?) - Ich bin jetzt nicht beim WAFF, ich bin bei der Arbeitsmarktpolitik der Stadt Wien. Ich komme noch zum WAFF, warten Sie nur, haben Sie nur Geduld! Ich habe Zeit: Ich habe, glaube ich, 40 Minuten. Ich hatte nicht vor, sie auszuschöpfen, aber man kann es ja machen.

Und was machen Sie in Wien? - Nichts dergleichen! Sie legen uns ein Budget vor, in dem man die arbeitsmarktpolitischen Mittel zunächst einmal überhaupt nicht findet; die Wirtschaftsförderung hingegen, die findet man sofort, wenn man sich den Voranschlag anschaut. Die Arbeitsmarktförderung, die muss man erst lange suchen und findet sie dann unter so genannten "Kapitaltransferzahlungen an private Organisationen ohne Erwerbszweck", denn dort sind der Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds und auch der Territoriale Beschäftigungspakt budgetiert: mit 125 Millionen S der WAFF und mit 200 Millionen S der Territoriale Beschäftigungspakt. Das ist exakt dieselbe Summe wie letztes Jahr. Und da frage ich mich: Wo ist denn Ihre arbeitsmarktpolitische Offensive in Wien? Wie schaut die aus?

Sie steigern die Wirtschaftsförderung um 10 Prozent, Sie sehen wirtschaftliche Notstandsmaßnahmen von 14 Millionen EUR vor und legen uns dann tatsächlich ein Budget vor, das in der Arbeitsmarktpolitik exakt dieselben Zahlen vorsieht - nicht einmal eine Inflationsanpassung gibt es, so scheint mir, aber ich lasse mich dann gerne korrigieren - wie letztes Jahr. Das ist empörend! Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, das ist empörend! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Es ist auch empörend, dass Herr StR Rieder in der Generaldebatte gestern gesagt hat, Arbeitslosigkeit ist eigentlich eine Bundessache, ist eine Bundesgeschichte - so quasi: Das geht Wien nichts an. Wien kann ja keine kommunale Beschäftigungspolitik machen, das ist ja hauptsächlich eine Angelegenheit des Bundes. - Das habe ich mitgeschrieben, das hat er wortwörtlich gesagt: Arbeitslosigkeit ist Bundessache.

Nun weiß ich schon, dass die Rahmenbedingungen für Arbeitsmarktpolitik und die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit im Bund gemacht werden und dass diese Rahmenbedingungen noch nie so schlecht waren wie jetzt. Ich weiß schon, dass der Bund die Arbeitslosenversicherung - wie soll ich sagen - ausschöpft und das AMS aushungert, dass es ein Kahlschlag-Programm für Arbeitslose in diesem Land gibt und auch dass Arbeitsmarktpolitik eigentlich im Bund vollkommen der Wirtschaftspolitik untergeordnet wird, was man ja auch an der neuen Ressortaufteilung - Wirtschaftsministerium ist gleich Arbeitsministerium - sieht. Aber, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie in Wien, Sie machen es nicht viel anders! 

Jetzt komme ich zum WAFF-Kuratorium, dort haben wir das nämlich debattiert. - Sie machen es nicht viel anders: Auch in Wien wird die Arbeitsmarktpolitik sukzessive ein Instrument der Wirtschaftsförderung. Sukzessive kommt die Arbeitsmarktpolitik in Wien nicht mehr den Betroffenen zugute, nicht mehr den Menschen, sondern den Unternehmen. (Zwischenruf des GR Godwin Schuster.) Schütteln Sie nicht den Kopf, Herr Kollege! - Wir wollen jetzt die Diskussion vom WAFF-Kuratorium nicht wiederholen. 128 Millionen S an Wirtschaftsförderung werden da für das nächste Jahr ausgegeben, laut Arbeitsprogramm des WAFF - des Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds, nicht des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds! Nein, der Wiener Arbeitnehmerinnen-Förderungsfonds sieht 128 Millionen S für Wirtschaftsförderung vor und - nehmen wir eine Vergleichszahl - läppische 38 Millionen S für die Förderung der Chancengleichheit. 

Das, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, ist keine aktive Arbeitsmarktpolitik, das ist Unternehmensförderung, und dazu sagen wir GRÜNE Nein! Wir wollen aktive Arbeitsmarktpolitik, die den Betroffenen zugute kommt. Wir wollen aktive Arbeitsmarktpolitik, die nicht nur Arbeitslose verwaltet, sondern auch wirklich die strukturellen Defizite des Wiener Arbeitsmarkts angeht. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Was haben Sie gegen die Förderung von Arbeitsplätzen?) Wir haben nichts gegen Förderung von Arbeitsplätzen, aber der Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds ist nicht dazu da, direkte Wiener Wirtschaftsförderungen zu vergeben. (GR Godwin Schuster: Wenn wir Arbeitsplätze sichern, schaffen wir keine Arbeitslosen! Das wissen Sie doch!) Ich hätte nichts dagegen, wenn im Sinne einer Querschnittpolitik auch im Wiener Wirtschaftsförderungsfonds ähnlich hohe Maßnahmen für Arbeitsplätze oder für Qualifizierungsmaßnahmen zur Verfügung stünden. - Ich spreche von ähnlich hohen Maßnahmen - nicht irgendwelche kleinen Millionenbeträge! (Zwischenruf des GR Godwin Schuster.) 

Aber die stärkst dotierte Säule des WAFF, die Wirtschaftsförderung, ist Ihre Arbeitsmarktpolitik und das finde ich traurig. Das finde ich wirklich traurig, weil gerade die Sozialdemokratie, gerade auch jetzt in Wien mit ihrer absoluten Mehrheit, die Chance hätte, es anders zu machen und uns zu zeigen - und auch der Bundesregierung zu zeigen -, wie man Arbeitsmarktpolitik machen kann.

Aber was machen Sie - und jetzt komme ich wieder auf die Frauen zurück -, was machen Sie im Frauenbereich? - Sie kürzen. Ich finde es erschütternd, dass StR Rieder gestern gesagt hat, wenn er sich das Budget anschaut, dann sieht er nirgendwo, dass die Einsparungen des Bundes in Wien größere Einsparungen bewirkt hätten. Er freut sich, dass die Opposition keine größeren Einsparungen gefunden hätte und dass es in Wien wegen der Einsparungen des Bundes zu keinem Kahlschlag käme. 

Nun, wir haben aber nicht lange suchen müssen, bis wir gerade im Frauenbereich massive Einsparungen gefunden haben. Ich spreche jetzt gar nicht von den bis zu 20 prozentigen Kürzungen der Frauen- und Mädchenberatungsstellen im Arbeitsmarktbereich. Ich spreche zum Beispiel von der ersatzlosen Streichung der Frauenarbeitsstiftung und des Wiedereinsteigerinnenprogramms, die zwei höchst erfolgreiche Programme waren - was auch die Evaluierungen ergeben haben -, die eine hervorragende Kombination - endlich einmal - von Arbeitsmarktpolitik und Sozialpolitik waren, weil sie auch zur Deckung des Lebensunterhalts der Frauen beigetragen haben. Gerade diese Maßnahmen werden von Ihnen ersatzlos gestrichen. (Zwischenruf der GRin Sandra Frauenberger.) 

Ich spreche von der Kürzung der Frauenmittel - Sie kommen genau auf das, worauf ich zu sprechen kommen will (GR Godwin Schuster: ... wider besseres Wissen! Sie wissen, dass das AMS diese Projekte ..., nur sagen Sie es nicht! Das ist nicht gut!) -, von der Kürzung der Frauenprojekte im Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds: Von 77 Millionen S auf 38 Millionen S wurde da hinuntergekürzt - halbiert! Das Frauenbudget des WAFF wurde halbiert! "FAST" und "Wieder-In" wurden ersatzlos gestrichen und es wurden keinerlei Kompensationsmaßnahmen angeboten. 

Das, was angeboten wird - und deshalb, Herr Kollege, haben wir dem WAFF-Arbeitsprogramm auch zugestimmt -, ist ein kleiner Ansatz in Richtung eines Kurswechsels in der Wiener Arbeitsmarktpolitik, nämlich weg von der Verwaltung Arbeitsloser und von der, ich nenne es einmal, statistischen Kaschierung der Arbeitsmarktpolitik, hin zu Qualifizierungsmaßnahmen von in Beschäftigung stehenden Menschen. Das ist ein ganz wichtiger Schritt, auch in unseren Augen - und wir haben das begrüßt -, in Richtung der Behebung der strukturellen Defizite des Wiener Arbeitsmarkts, die vor allem Frauen treffen: Frauen werden in immer höherer Zahl in so genannte atypische Beschäftigungen abgeschoben, sie müssen in immer höherer Zahl nicht Existenz sichernde Arbeitsplätze annehmen. Die Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern steigen wieder. Wenn ich mir die Zahlen zwischen 1995 und 2000 anschaue, dann stellt es mir wirklich die Haare auf - das klingt ein bisschen blöd bei meinen Haaren. Von 1995 bis 2000 ist der Einkommensvorteil der Männer gestiegen: Bei den 30- bis 34‑Jähringen beträgt er satte 52,5 Prozent, bei den 35- bis 39-Jähringen 63 Prozent, bei den 40- bis 44-Jährigen 59 Prozent, bei den 45- bis 49‑Jährigen 54 Prozent, von den 50‑ ... (GR Gerhard Pfeiffer: Rechnen Sie die atypisch Beschäftigten dazu?) - Sie haben völlig Recht. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie rechnen die atypisch Beschäftigten dazu!)

 Das sind die atypisch Beschäftigten! Genau das ist es, Herr Kollege! Und genau deshalb dieser Einkommensnachteil der Frauen, der ihnen zugemutet wird, auch durch Ihre Arbeitsmarktpolitik, die Frauen immer mehr in atypische Beschäftigungen drängt, weil sie keinen Vollzeitarbeitsplatz mehr finden! (GR Gerhard Pfeiffer: Sie wollen atypische Beschäftigungen!) Ein Drittel aller Frauen findet keinen Vollzeitarbeitsplatz mehr und muss in nicht Existenz sichernde Arbeitsplätze ausweichen! Jetzt reden Sie mir nicht davon, dass alle Frauen das freiwillig machen (GR Gerhard Pfeiffer: Lesen Sie die Stellengesuche in den Zeitungen!) und ihre Existenz nicht sichern wollen! Das ist wahrscheinlich Ihr Frauenbild! - Ich weiß nicht, wie es bei Ihrer Frau ausschaut; bei mir ist das jedenfalls nicht so! (GR Gerhard Pfeiffer: Weil viele Frauen bei ihren Kindern sein wollen!) Ach ja! (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie wissen das ganz genau, Herr Pfeiffer! - Ruf bei den GRÜNEN: Sie wissen, was Frauen wollen! - GR David Ellensohn - in Richtung ÖVP -: Die wollen nicht bei euch drinnen sitzen, die Frauen! Daher sind nur drei Frauen in der ÖVP!) - Spannend, spannend, bei solchen Themen! - Ring frei! 

Wir begrüßen jedenfalls die Umorientierung des Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds. Wir begrüßen auch das konstruktive Diskussionsklima im Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds und freuen uns auch, dass wir drei Anträge zum Gender Mainstreaming und auch zur Streichung des Begriffs der "Humanressource", der unserer Ansicht nach Menschen zu Produktionsfaktoren reduziert, einbringen konnten und dass diese Streichung aus den WAFF-Publikationen vorgenommen wurde. Wir sehen darin aber erst einen ersten Schritt und so etwas wie einen Tropfen auf den heißen Stein. Wenn ich mir StR Rieder anhöre, der sich von einer kommunalen Beschäftigungspolitik vollständig verabschiedet, weil er meint, Arbeitslosigkeitsbekämpfung sei allein Sache des Bundes, so bin ich leider nicht sehr zuversichtlich, dass dieser erste Schritt in Richtung aktive Arbeitsmarktpolitik auch wirklich weiterhin den politischen Rückhalt haben wird. 

Wir GRÜNE würden uns freuen, wenn er ihn hätte, und wir werden Sie bei den Diskussionen um den Territorialen Beschäftigungspakt, die wir, so nehme ich an, zu Jahresende in diesem Haus führen werden, sicher wieder daran erinnern. Wir wollen eine präventive Arbeitsmarktpolitik, die nicht nur auf konjunkturelle Schwankungen reagiert, wie Sie es jetzt tun, sondern die vorausschaut und Probleme erkennt und bekämpft oder zu bekämpfen versucht, bevor sie entstehen, beziehungsweise gar nicht erst entstehen lässt - so ist der korrekte Ausdruck. 

Das bringt mich zu einem Bereich, der mir in Ihrem Budget völlig fehlt, der mir in Ihrem Territorialen Beschäftigungspakt völlig fehlt, der mir im WAFF-Kuratorium völlig fehlt, zu dem ich immer nur Lippenbekenntnisse höre, aber keine Taten sehe, und das ist die Vorbereitung des Wiener Arbeitsmarkts auf die Erweiterung der Europäischen Union. Sie reden darüber ständig - ich lese viele Presseaussendungen, ich sehe viel fern -, Sie sprechen davon, dass man sich vorbereiten muss, allein es passiert nichts! - Wie hat StR Rieder es gestern ausgedrückt, als er die Bundesregierung wegen ihrer Vetopolitik kritisiert hat? - Er hat der Bundesregierung, zu Recht natürlich, "multilinguales Verhalten" in Sachen Erweiterung vorgeworfen. Ich werfe es auch Ihnen vor, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie: Multilinguales Verhalten in Sachen EU-Erweiterung! Sie reden einerseits für die EU-Erweiterung, Sie sagen, Sie können es nicht schnell genug erwarten, Sie freuen sich, das Ganze ist ein großes Friedens- und Stabilitätsprojekt und alles ist wunderbar; aber andererseits stimmen Sie Übergangsfristen bei Freizügigkeitsregelungen zu, Sie stimmen einer Abschottung des Arbeitsmarkts von sieben Jahren zu, obwohl Sie genau wissen, dass diese langen Übergangsfristen überhaupt nicht notwendig sind. Das zeigen Ihre eigenen Studien, die Sie selbst auf Ihren eigenen Konferenzen präsentieren, zuletzt am 8. November bei der großen "PREPARITY - ready to enlarge"-Konferenz, wo Sie eine Studie präsentiert haben, wonach mittlerweile all die Horrorszenarien - ich nenne sie einmal so -, die da auch von den Freiheitlichen kolportiert werden, in Richtung Völkerwanderung nach einem EU-Beitritt längst widerlegt sind. Die neuesten Studien zeigen: Zirka 9 000 Menschen werden nach dem EU-Beitritt aus den fünf mittel- und osteuropäischen Beitrittsländern nach Wien zuwandern; zirka 6 000 davon Migranten und Migrantinnen und zirka 3 000 davon Pendler und Pendlerinnen. 

Da frage ich mich, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie: Wo liegt das Problem in einer der reichsten Städte der Welt, sich rechtzeitig auf diese Veränderungen am Arbeitsmarkt vorzubereiten, statt diesen Arbeitsmarkt abzuschotten und den Menschen damit ein Grundrecht zu nehmen: das Grundrecht auf Personenfreizügigkeit, das seit 1957 in den Verträgen von Rom verankert ist? - Aus Wiener Sicht und auch aus grüner Sicht gibt es dafür keinen Grund, und ich freue mich, dass Ihr SPÖ-Europasprecher Einem und auch StR Rieder in jüngsten Aussendungen angekündigt haben, jetzt am Arbeitsmarkt aktiv zu werden, denn man müsse ja danach trachten - und das freut mich, weil das neu ist in Ihrer Positionierung -, diese sieben Jahre Übergangsfrist zu verkürzen und nicht die gesamte Übergangsfrist auszuschöpfen, und zu schauen, dass wir den Arbeitsmarkt so vorbereiten, dass die Frist möglichst kurz ist und dass eben die Wiener Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen nicht zu den Verlierern und Verliererinnen der EU-Erweiterung zählen. - Da sage ich einfach: Ja, dann tun wir es doch! Warum kündigen Sie etwas an und machen es dann nicht? - Ich finde es in Ihrem Budget nicht, ich finde es in Ihrem Territorialen Beschäftigungspakt nicht. Ich höre nur Ankündigungspolitik. Die Kunde hör ich wohl, allein mir fehlt der Glaube. 

Deshalb bringen wir heute den Antrag auf Umsetzung eines arbeitsmarktpolitischen Aktionsprogramms der Stadt Wien zur Vorbereitung auf die EU-Erweiterung ein. - Ich darf Ihnen den Antrag übergeben. 

Dieser Antrag besteht im Wesentlichen aus drei Schwerpunkten:

"Der Magistrat der Stadt Wien möge unverzüglich mit den Vorarbeiten beginnen, damit Wien einen grenzüberschreitenden Territorialen Beschäftigungspakt mit den an Ostösterreich angrenzenden Regionen, insbesondere Bratislava, Sopron und Znaim, abschließen kann." 

Der zweite Punkt ist: "Die Umsetzung von Gender Mainstreaming soll vom Magistrat der Stadt Wien auch im Bereich der Erweiterungsvorbereitung umgesetzt werden. Insbesondere sollen Arbeitsmarktanalysen von Branchen mit gleichzeitig hohem Frauenanteil und hohem Migrationspotenzial, beispielsweise Gastronomie und Handel, erstellt und grenzüberschreitende Frauennetzwerke, zum Beispiel 'Milena', verstärkt werden. 

Die Ergebnisse dieser Analysen sind bei den Qualifizierungsmaßnahmen der Stadt Wien speziell für niedrig qualifizierte ArbeitnehmerInnen unter besonderer Berücksichtigung atypischer und ungesicherter Beschäftigungsverhältnisse zu beachten." 

Der dritte Punkt: "Auch die Wien zur Verfügung stehenden EU-Fördermittel sollen verstärkt zur Vorbereitung des Wiener Arbeitsmarkts auf die EU-Erweiterung eingesetzt werden."

Ich denke mir, meine Damen und Herren, das wäre einmal ein Zeichen verstärkter Stadtaußenpolitik, die sich nicht nur damit befasst, die technischen Anpassungen des Acquis communautaire in Vorbereitung auf die Erweiterung zu unterstützen und nicht nur Kooperationen im Wirtschaftsbereich oder im Technologiebereich eingeht, wie es die Stadt Wien derzeit tut, sondern sich auch einmal um Bereiche kümmert, die wirklich den Betroffenen zugute kommen, auch den betroffenen Frauen. 

Ich komme zum letzten Punkt - now to something completely different -, zur Integrationspolitik und auch wieder zu einem Beispiel für verfehlte Integrationspolitik, nämlich zum Integrationsvertrag. 

Dieser Integrationsvertrag, den die Bundesregierung plant, sieht bekanntlich verpflichtende Deutschkurse für Tausende von MigrantInnen vor, gepaart mit einer Reihe von Sanktionen für den Fall, dass jemand die Kurse verweigert beziehungsweise nicht erfolgreich absolviert. Sie reduzieren Menschen darauf, eine bestimmte Sprache zu sprechen, was in Zeiten fallender Grenzen und globaler Mobilität völlig absurd ist, ganz abgesehen davon, dass Sie flankierend zu diesem Integrationsvertrag, den Sie so nett "Integrationsvereinbarung" nennen, keinerlei Schritte in Richtung effektiver Integrationspolitik, die wirklich den Betroffenen zugute kommt, setzen. 

Es gibt keine Initiativen zum Abbau von Hürden beim Zugang zum Arbeitsmarkt. Die Frage der Familienzusammenführung ist weiterhin ungelöst und eine weitere Verschärfung ist durch eine Absenkung der Quote für das Jahr 2002 zu erwarten. Von einem "Wohnbürgerschafts"-Konzept ist nicht einmal in Ansätzen etwas zu sehen, und auch das Antidiskriminierungsgesetz liegt auf Eis. 

Noch dazu muss ich, wenn ich mir die Vorbereitungen zu diesem Integrationsvertrag anschaue, feststellen, dass nicht einmal noch klar ist, wer die vorgesehenen Kurse überhaupt anbieten soll, wer sie in ausreichender Menge anbieten soll, wer sie bezahlen soll und was mit Menschen passiert, die sich diese Kurse überhaupt nicht leisten sollen - das war wieder ein Freud'scher Versprecher! -, nicht leisten können. - Im Sinne der Bundesregierung wahrscheinlich: nicht leisten sollen. (Zwischenruf des GR Gerhard Pfeiffer.) 

Dieser Integrationsvertrag ist ein Fehlkonzept. Sie wissen das und wir haben verschiedentlich und schon oft und nachhaltig - und werden das immer wieder tun - die Abkehr von diesem Modell verlangt. Wir werden das auch heute tun und wir stellen daher folgenden Beschlussantrag: 

"Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung dazu auf, den Vorschlag für einen Integrationsvertrag umgehend zurückzuziehen und einen ernsthaft vorbereitenden und breit angelegten Meinungsbildungsprozess für eine sinnvolle Integrationspolitik in Österreich anzusetzen. Dazu ist nach dem Vorbild der 'Unabhängigen Kommission Zuwanderung', besser bekannt als 'Süssmuth-Kommission', die im Auftrag der deutschen Regierung Vorschläge für eine Zuwanderungs- und Integrationspolitik für die Bundesrepublik Deutschland erarbeitet hat, auch in Österreich eine entsprechende Kommission aus ExpertInnen und PolitikerInnen einzurichten, mit der Aufgabe, bis Ende 2002 Vorschläge für eine sinnvolle Zuwanderungs- und Integrationspolitik in Österreich zu erarbeiten." 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags und hoffen auf Ihre Zustimmung. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Ulm. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

An der Spitze dieser Geschäftsgruppe steht die Integration und mit der Integration möchte ich auch beginnen - allerdings nicht mit dem noch kontrover-sielleren Thema der Integration von Ausländern in Wien, sondern mit der Integration von Behinderten in Wien. Es geht dabei um einen Punkt, wo Integration eigentlich leichter erfolgen könnte, wo Integrationsmaßnahmen nur von der Gemeinde Wien abhängig sind, wo wir nur bestimmte Auflagen erfüllen müssten und einen wesentlichen Beitrag zur Integration leisten könnten. Ich spreche damit das Behinderteneinstellungsgesetz und die Art und den Umfang der Erfüllung dieses Behinderteneinstellungsgesetzes durch die Gemeinde Wien an. Leider Gottes erfüllt die Gemeinde Wien das Einstellungserfordernis in diesem Zusammenhang nicht, und ich glaube, dass das der richtige Zeitpunkt ist, dieses wesentliche Problem hier vordringlich anzusprechen.

Es gibt in der Gemeinde Wien 92 000 Bedienstete. - Das muss man sich einmal vorstellen - keine ganz uninteressante Zahl! - Insgesamt hat Wien als Land und Gemeinde 92 340 Beschäftigte. Davon wären auf Grund des Behinderteneinstellungsgesetzes 3 606 Pflichtstellen vorgesehen; tatsächlich besetzt die Gemeinde Wien aber nur 2 654 Stellen. Wir können daher dieses Behinderteneinstellungsgesetz nur zu 73,6 Prozent erfüllen, was aus mehreren Gründen traurig ist: in erster Linie traurig, was die Integration der Behinderten betrifft, aber auch deshalb, weil wir gezwungen sind, Ausgleichstaxen in der Höhe von vielen Millionen S zu bezahlen. Im Jahr 1997 waren es über 15 Millionen S, im Jahr 1998 über 11 Millionen S, und diese Ausgleichstaxen werden in den Folgejahren sicherlich mehr werden, weil es der Gemeinde Wien nicht gelungen ist, die Einstellungsquote zu erfüllen, und eine schlechtere Einstellungsquote erzielt worden ist, als für jene Jahre, für die die Ausgleichstaxe bereits vorgeschrieben worden ist.

Sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Diese mangelhafte Integration in einem Bereich, den Sie ganz alleine erfüllen könnten, haben Sie auch ganz alleine zu verantworten! (Beifall bei der ÖVP.)  

Aber ein noch viel traurigeres Kapitel ist die Integration von Ausländern. Sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ! Ihre Integrationspolitik ist herzlos, polemisch und gefährlich! (Beifall bei der ÖVP.) Nicht weniger als das! - Dass sie herzlos ist, erkennt man daran, wie Sie in der Wohnungsfrage mit unseren ausländischen Mitbürgern umgehen. Es ist noch gar nicht allzu lange her, da hat der Bürgermeister erklärt: Na, selbstverständlich sind wir dazu verpflichtet, allen Wienern - seien es jetzt inländische oder ausländische - ein menschenwürdiges Dach über dem Kopf zu ermöglichen und sicherzustellen. - Aus unserer Forderung heraus, Gemeindewohnungen zumindest schrittweise zu öffnen, ist das Zugeständnis gekommen, zumindest Notstandswohnungen zur Verfügung zu stellen. 2 000 Notstandswohnungen, davon 600 Gemeindewohnungen, das war das Angebot der SPÖ. Vorgesehen waren diese Wohnungen für Opfer von Wohnungsspekulationen, für Ausländer, die in gesundheitsschädigenden Wohnungen wohnen müssen, und für jene, die eine besondere soziale Indikation aufweisen.

Tatsache ist, dass bedürftigen Menschen in nicht annähernd ausreichendem Maße jene Hilfe geboten wird, die man von einer Partei erwarten kann, die sich gerne auf ein sozialdemokratisches Gewissen berufen möchte. Tatsache ist, dass Opfer von Wohnungsspekulanten erst ein Gerichtsurteil vorweisen müssen, damit sie in solch eine Notfallswohnung eingewiesen werden können. Das dauert natürlich Jahre, und in einem Notfall haben die Betroffenen erfahrungsgemäß nicht jahrelang Zeit, um auf eine Einweisung zu warten. 

Was das Kriterium der gesundheitsschädigenden Wohnungen betrifft, so ist zu sagen, dass auch hier etwas Schriftliches verlangt wird, nämlich das Attest eines Arztes darüber, dass bereits eine Gesundheitsschädigung vorliegt, was besonders herzlos und zynisch ist. Als ob es nicht ausreichen würde, dass die Wohnung in einem gesundheitsgefährdenden Zustand ist, verlangt man vom Wohnungswerber schon den Nachweis des Eintritts einer Gesundheitsschädigung! 

Wenn fünf- oder sechsköpfige Familien - ich habe mich persönlich davon überzeugt - in 30- oder 40‑Quadratmeter-Wohnungen leben müssen, dann hat das nichts mit "sozial" zu tun, dann hat das nichts mit Integration zu tun, dann mangelt es an der elementarsten Hilfe, die diese sozialdemokratische Stadtregierung nicht in der Lage ist, den bedürftigen Menschen zuteil werden zu lassen.

Wir verlangen schnellere Verfahren bei der Einweisung in Notfallswohnungen, Anerkennung von Überbelegung als Kriterium für einen Anspruch auf eine Notfallswohnung und selbstverständlich, dass das Kriterium der Gesundheitsgefährdung an die Stelle von jenem der Gesundheitsschädigung tritt. Wir verlangen Taten statt Worte. Die Ausländer in Wien haben es sich verdient, ein Mindestmaß an Sozialpolitik von dieser Stadtregierung zu erhalten! (Beifall bei der ÖVP sowie der GRin Nurten Yilmaz.)
Sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ! Ihre Politik ist nicht nur herzlos, sie ist auch polemisch. Speerspitze dieser Polemik ist der Wiener Integrationsfonds mit seinem Geschäftsführer, dem es vorbehalten bleibt, immer wieder zu erklären, wie schlecht denn Österreich mit seiner Ausländerpolitik im Vergleich zu anderen europäischen Staaten ist und dass Österreich gar Schlusslicht in der Ausländerpolitik ist - zuletzt wieder geschehen am 11. Oktober dieses Jahres in einer OTS-Presseaussendung.

Richtig ist, dass wir in Österreich mit 9,2 Prozent der Gesamtbevölkerung die höchste Quote von ausländischen Mitbürgern im gesamten EU-Raum nach Luxemburg haben. In Österreich leben 800 000 Ausländer legal. Wir haben in den letzten Jahren mehr Flüchtlinge aufgenommen, als irgendein anderes europäisches Land. Wir haben unsere Hilfsbereitschaft unter anderem mit der Aktion "Nachbar in Not" und anderen vergleichbaren Aktionen gezeigt. Wir haben allein 370 000 jüdische Emigranten in Österreich aufgenommen.

Es bleibt der SPÖ vorbehalten, als eine Partei, die seit dem 25. März mit absoluter Mehrheit ausgestattet ist, mit dieser absoluten Mehrheit nicht zu regieren, sondern mit dieser absoluten Mehrheit eine Fundamentalopposition zu betreiben, nämlich eine Fundamentalopposition gegen die Bundesregierung. Dazu gibt es überhaupt keinen Grund. Auch von meiner Vorrednerin angesprochene Themenkreise wie Familienzusammenführung und Arbeitsgenehmigungen zeigen, dass ein ÖVP-Innenminister allemal eine bessere Politik als ein SPÖ-Innenminister macht. (Beifall bei der ÖVP.)
Unter Innenminister Strasser ist es gelungen, die Zeitdauer der Familienzusammenführung zu reduzieren: Unter sozialdemokratischen Innenministern musste man im Schnitt fünf Jahre darauf warten. Diese Frist konnte unter einem schwarzen Innenminister auf zwei bis zweieinhalb Jahre halbiert werden.

Auch was die Arbeitsmöglichkeit, die Erleichterung des Zugangs der ausländischen Mitbürger zum Arbeitsmarkt betrifft, gibt es einen riesigen Fortschritt, seit es einen ÖVP-Innenminister gibt. Ich verweise auf den Integrationserlass der Bundesregierung vom Juli 2000, mit dem es gelungen ist, 40 000 Ausländer in den Arbeitsprozess zu integrieren, nämlich all jene, die sich schon länger als fünf Jahre legal im Bundesgebiet aufhalten.

Aber Ihre Integrationspolitik, sehr geehrte Frau Stadträtin - und sehr geehrter Herr VBgm Rieder, muss ich auch sagen -, ist nicht nur herzlos und polemisch, sondern sie ist auch gefährlich. Es ist VBgm Rieder vorbehalten geblieben zu sagen, dass der Integrationsvertrag Ausdruck von dumpfem und xenophobem Provinzialismus und Rassismus ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das ist schlicht und ergreifend ein ungeheuerlicher Skandal! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist ungeheuerlich, der Bundesregierung Rassismus vorzuwerfen! Offensichtlich wissen Sie nicht, was Rassismus ist. Rassismus bedeutet die Benachteiligung oder Verfolgung von Menschen auf Grund ihrer Rasse. Das ist etwas Entsetzliches, und Sie stellen sich weit außerhalb jeder demokratischen Diskussionskultur, wenn Sie mit solchen Worten agieren. Sie schaden damit den Inländern und Sie schaden damit selbstverständlich den Ausländern, denn was soll sich ein Ausländer denken, wenn man ihm ständig sagt, er wird durch Rassisten diskriminiert? Was bleibt ihm denn übrig? Was soll er denn für Schlüsse daraus ziehen? - Überlegen Sie gut, welch gefährliche Politik Sie hier betreiben! (GR Godwin Schuster: Was soll er denken, wenn er abgeschoben wird, wenn er nicht Deutsch kann?)

Wenn der Geschäftsführer des Integrationsfonds darauf hinweist, dass dieser Integrationsvertrag überhaupt nichts mit einem Vertrag zu tun hat, weil Ausländer in Österreich überhaupt keine Rechte besitzen - also sozusagen entrechtete Bürger sind -, dann sage ich ihm: Nichts davon ist wahr! Wir laden Zuwanderer ein, unter bestimmten Bedingungen zu uns zu kommen. Wir sagen ihnen, was wir uns von ihnen vorstellen, und wir machen ihnen ein Angebot. Wir machen ihnen das Angebot, teilzunehmen am Wohlfahrtsstaat und Sozialstaat Österreich. Selbstverständlich sind sie gesundheitsversichert und nehmen an allen Leistungen unseres Gesundheitswesens teil. Selbstverständlich sind sie pensionsversichert und bekommen alle die ihnen zustehende Pension. Selbstverständlich sind sie arbeitslosenversichert und bekommen Arbeitslosengeld für den Fall der Arbeitslosigkeit. Selbstverständlich nehmen sie auch teil an unserem Bildungssystem; sie haben freien Zugang zum Bildungssystem. Es wird ihnen somit etwas geboten. 

Man muss an dieser Stelle auch darauf hinweisen, dass wir in der gesamten Ausländerfrage immer wieder eine klare Unterscheidung zu treffen haben, nämlich zwischen Zuwanderern und Asylwerbern. Den Zuwanderern sagen wir, dass wir sie unter ganz bestimmten Voraussetzungen einladen, sich dauerhaft bei uns niederzulassen. Sie nehmen das Angebot zu bestimmten Bedingungen an oder nicht.

Was Asylwerber betrifft, so ist die Situation natürlich eine ganz andere. Hier fühlen wir uns natürlich der Genfer Konvention verpflichtet. Jedem Menschen, der politisch verfolgt wird, der an Leib oder Leben bedroht ist, ist natürlich Schutz zu gewähren.

Ich habe den Wiener Integrationsfonds - das Instrumentarium für die Stadträtin, um Integrationspolitik zu betreiben - schon angesprochen. Leider Gottes wird dieses Instrumentarium sehr schlecht genutzt. Es ist verparteipolitisiert, der WIF hat es übernommen, SPÖ-Parteipolitik zu betreiben und die Bundesregierung polemisch zu kritisieren.

Was nicht erfolgt ist, ist tatsächliche Integrationsarbeit und der Einsatz für sozial Bedürftige. Dort, wo die Arbeit stattfinden sollte, in den Außenstellen, wird diese Arbeit reduziert. Sieben Außenstellen sollen in Zukunft auf drei bis vier Außenstellen reduziert werden. Was man an die erste Stelle setzen will, ist Polemik um ein Antidiskriminierungsgesetz.

Lassen Sie mich zum Integrationsvertrag noch sagen, dass es auch hier Aufgabe des Integrationsfonds wäre, sich einzuklinken in die Bemühungen der Bundesregierung, mehr Integration durch das Erlernen von Deutsch zu ermöglichen. (GRin Nurten Yilmaz: Welche Bemühungen?)

Ich frage mich wirklich: Was ist so verwerflich daran, dass die Bundesregierung - nur in viel umfassenderem Ausmaß - genau das vorhat, was der Wiener Integrationsfonds bereits seit Jahren macht, nämlich Deutschkurse mit Sozialkunde und mit Landeskunde anzubieten? (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Wissen Sie schon, wer ab 1.1. ...? Wissen Sie schon, welche Ausbildung? - Sie wissen ja nichts! Es gibt null Inhalte!) 
Jetzt kommt das besonders Erfreuliche, jetzt kommt der Clou. - Im vergangenen Jahr haben 3 000 Migranten, 1 Prozent von 300 000 in Wien, das Angebot angenommen. Aber jetzt kommt das besonders Erfreuliche: 50 Prozent der Kosten des WIF werden vom Bund übernommen! - Da verstehe ich überhaupt nicht, warum man sich darüber so aufregt! (GR Gerhard Pfeiffer: Weil er es nicht versteht! - GR Godwin Schuster: Sie wissen nichts!) 

Herr Kollege! Das ist ausreichend durch alle Medien gegangen, sodass ich eigentlich davon ausgehe, dass Sie es auch bemerkt haben, dass 50 Prozent dieser Kosten der Bund übernehmen wird. Das heißt, ich habe jetzt im Integrationsfonds, wäre ich die Stadträtin oder wäre ich der Geschäftsführer, 50 Prozent - oder 40 Prozent, sollte ich 10 Prozent des Selbstbehalts übernehmen wollen (GR Franz Ekkamp: Na, wie viel? - GR Godwin Schuster: Na, wie viel? Sie haben nicht einmal ...!) - mehr Geld zur Verfügung, um sinnvolle Integrationsmaßnahmen anzubieten. (Beifall bei der ÖVP.) 
Sie polemisieren! (GR Godwin Schuster: Nein! Nein!) Sie polemisieren genauso wie der Geschäftsführer des Integrationsfonds, der immer wieder eine Lanze bricht für NGOs und behauptet, die Bundesregierung wolle NGOs ausdünnen - zum Beispiel in seiner OTS-Aussendung am 3. Oktober. (GR Godwin Schuster: Die erste Idee war, die NGOs sollen das finanzieren! Das war die erste Idee Ihrer Bundesregierung!) - Sie sind jetzt so nervös, weil Sie genau wissen, was zum Thema NGOs passiert! Ich sage Ihnen nämlich, dass Sie ganz anders agieren, als Sie reden in Ihren Sonntagsreden: Sie sind nämlich derjenige, der verhindert, dass die Integrationsorganisationen in den Integrationsfonds integriert werden! Das ist die Realität! (Beifall bei der ÖVP. - GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ein Skandal!) 

Wie haben Sie in der letzten Sitzung des Kuratoriums abgestimmt, wie es darum gegangen ist, mehr NGOs einzubinden? - Ein Antrag, die Quote der NGOs im Kuratorium anzuheben, den man jahrelang verschleppt hatte und nicht einmal bereit war, ihn zur Abstimmung zu bringen, ist jetzt endlich einmal abgestimmt worden, und es war natürlich die SPÖ, die verhindert hat, dass die NGOs entsprechend repräsentiert in diesem Kuratorium aufscheinen. (GR Gerhard Pfeiffer in Richtung SPÖ: Jetzt wäre ein Zwischenruf fällig! - GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ein Skandal!)

Aber dieses traurige Kapitel wird fast noch vom traurigen Kapitel Antidiskriminierungsgesetz geschlagen. - Frau Stadträtin, Sie waren es, die am 26. September dieses Jahres der Presse gegenüber erklärt haben, Sie brauchen ein Instrumentarium gegen Beamte, die sich ausländerfeindlich verhalten. Sie brauchen dieses Antidiskriminierungsgesetz, um gegen Beamte vorgehen zu können, so heißt es hier wörtlich, wenn zum Beispiel ein Beamter "Tschusch" sagt. - Ja, Frau Stadträtin, Sie sind verantwortlich für Ihre Beamten, und wenn ein Beamter "Tschusch" sagen sollte, dann disziplinieren Sie ihn bitte, aber sofort und mit den Ihnen zu Gebote stehenden Mitteln! Sie haben solche ausreichend zur Verfügung und wenn Sie diese nicht nutzen, dann haben Sie die Verantwortung dafür zu tragen. - Ungeheuerlich, dass Sie da jetzt ein Antidiskriminierungsgesetz dazu verlangen! (Beifall bei der ÖVP. - GR Gerhard Pfeiffer: Gegen die eigenen Beamten! - Ruf bei der ÖVP: Das werden sie gerne hören!) 

Doppelt ungeheuerlich, wenn so ein Antidiskriminierungsgesetz nur von Ihrer verfehlten Integrationspolitik ablenken soll. Wir haben nämlich Antidiskriminierungsbestimmungen, wir haben sie in ausreichendem Maße. Sie wollen nur für einen bestimmten Sektor von Wählern ein Placebogesetz schaffen.

Ich nenne Ihnen jetzt die Bestimmungen, die wir bereits zur Antidiskriminierung haben: Wir haben sie in der Europäischen Menschenrechtskonvention, wo es heißt, dass der Genuss der festgelegten Rechte und Freiheiten ohne Benachteiligung zu gewährleisten ist, insbesondere im Hinblick auf Geschlecht, Rasse, Hautfarbe, Sprache, Religion, politische oder sonstige Anschauungen. Wenn Ihnen das noch nicht genügt, dann sage ich Ihnen, dass wir nicht nur einen völkerrechtlichen Vertrag haben, der diese Antidiskriminierung vorsieht, sondern dass wir auch ein Bundesverfassungsgesetz haben, und dieses Bundesverfassungsgesetz heißt auch so, nämlich Bundesverfassungsgesetz über die Beseitigung rassischer Diskriminierung. Darin heißt es, nämlich im Artikel 1: 

"Jede Form rassischer Diskriminierung ist verboten. Gesetzgebung und Vollziehung haben jede Unterscheidung aus dem alleinigen Grund der Rasse, der Hautfarbe, der Abstammung oder nationalen oder ethnischen Herkunft zu unterlassen." 

Wenn Sie mir sagen: Na ja, das richtet sich ja nur an die Verwaltung oder das richtet sich ja nur an den Gesetzgeber, aber wir wollen auch ein Antidiskriminierungsgesetz, das sich an den Bürger richtet, dann sage ich Ihnen: Ihnen kann geholfen werden. Wir haben auch so eine Bestimmung in einem einfachen Bundesgesetz. Ich verweise Sie auf Artikel 9 des EGVG, Einführungsgesetz zu den Verwaltungs-Verfahrens-Gesetzen. Dort heißt es in Ziffer 3:

"Wer Personen allein auf Grund ihrer Rasse, ihrer Hautfarbe, ihrer nationalen oder ethnischen Herkunft, ihres religiösen Bekenntnisses oder einer Behinderung ungerechtfertigt benachteiligt oder sie hindert, Orte zu betreten oder Dienstleistungen in Anspruch zu nehmen, die für den allgemeinen öffentlichen Gebrauch bestimmt sind, macht sich strafbar und ist zu bestrafen." 

Sehr geehrte Frau Stadträtin! Zum Glück ist Österreich kein rassistisches Land. Zum Glück tritt Rassismus nicht öffentlich auf. Malen Sie keine Gespenster an die Wand, die hoffentlich nie in Erscheinung treten werden! (Beifall bei der ÖVP.) 

Damit bin ich schon bei der Sicherheit angelangt. Unzweifelhaft ist seit den furchtbaren Terroranschlägen das Gefährdungspotenzial auch in Österreich gestiegen. Darüber hinaus gibt es strukturelle Probleme im Sicherheitsapparat, insbesondere bei der Wiener Polizei. Es gibt unerfreuliche Erscheinungen im Stadtbild, wie illegale, rechtswidrige Demonstrationen. Ich möchte gar nicht - das würde die Staatspolizei betreffen - von Regierungsministern der Taliban sprechen, die sich vor noch nicht allzu langer Zeit am Währinger Gürtel 37 eingefunden haben. 

Ich verweise da lieber auf die Aufklärungsstatistik, auf die Gesamtkriminalität in Österreich, und da insbesondere auf Wien. Ich muss Ihnen leider Gottes sagen, dass aus dem Kriminalitätsbericht 2000 hervorgeht, dass die Aufklärungsquote in allen Bereichen der strafbaren Handlungen in Wien am geringsten ist. 

Wir haben bundesweit eine Gesamtaufklärungsquote von 48,7 Prozent, in Wien allerdings nur von 36,9 Prozent. 

Wie sieht es bei den strafbaren Handlungen gegen Leib und Leben aus? - Dort haben wir österreichweit eine Aufklärungsquote von 88 Prozent, in Wien lediglich von 81 Prozent.

Strafbare Handlungen gegen die Sittlichkeit: Wien ist Schlusslicht mit 64 Prozent, österreichweit beträgt die Aufklärungsquote 76 Prozent. 

Letztes Beispiel - strafbare Handlungen gegen fremdes Vermögen: Wien ist Schlusslicht mit einer Aufklärungsquote von 25 Prozent, in anderen Bundesländern liegt sie bei 30 bis 40 Prozent. 

Ganz schlimm ist es im Bereich der Kfz-Diebstähle. Dort haben wir eine Aufklärungsquote von an die 18 Prozent. Sie werden das - hoffentlich nicht aus eigener Erfahrung, aber aus Erzählungen - kennen: Wenn in ein abgestelltes Auto eingebrochen wird, dann liegt die Wahrscheinlichkeit, dass man die Dinge wieder bekommt oder den Schaden vom Täter ersetzt bekommt, nahezu bei null. 

Aus all diesen Gründen ist Handlungsbedarf gegeben und aus all diesen Gründen handelt auch der Minister. Wir werden eine Polizeireform erleben, die mehr Sicherheit und mehr Aufklärung bringen wird, die mehr Polizisten auf die Straße bringen wird, die den Anteil von 35 Prozent der Sicherheitsbeamten im internen Bereich senken wird und den Anteil der Beamten im Außendienst erhöhen wird. 

Es gibt aber auch Bereiche, in denen die Polizei ausgezeichnet ist, wie beispielsweise beim Meldewesen. Das Meldewesen ist ein Beispiel für einen Bereich, wo eine Kompetenz von der Polizei auf die Gemeinde übertragen werden wird. Da wird sich die Gemeinde sehr anstrengen müssen, den Standard der Polizei aufrechtzuerhalten, denn wenn ich mich irgendwo anmelden oder abmelden wollte, hatte ich die Möglichkeit, dies bis 22.00 Uhr oder sogar rund um die Uhr zu tun - ein unglaubliches Bürgerservice, das hier von unserer Polizei geboten wurde. Nach ersten Erklärungen der Frau Stadträtin hat man vor, das radikal einzuschränken, nämlich auf folgende Zeiten: Montag bis Freitag von 8.00 bis 13.00 Uhr sowie Donnerstag von 15.30 bis 17.00 Uhr.

Sehr geehrte Damen und Herren! Dies bedeutet eine radikale Verschlechterung durch sozialistische und sozialdemokratische Politik! Das ist sicherlich alles andere als bürgerfreundlich. Ich hoffe sehr, dass Ihnen da noch etwas einfällt, um den hohen Standard der Polizei im eigenen Wirkungsbereich halten zu können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Lassen Sie mich zum Thema Wahlrecht noch zwei Bemerkungen machen. Was für uns ganz an der Spitze steht, ist sicherlich die Forderung nach einem fairen Wahlrecht. Keine Frage: Es ist absolut unbefriedigend, wenn man bei einem Verhältniswahlrecht mit 46 Prozent der Stimmen 52 von 100 Mandanten erhalten kann. Diese Forderung nach einem fairen Wahlrecht, wo jede Stimme gleich viel zählt, steht für uns sicher ganz im Mittelpunkt. 

Jetzt kann man natürlich sagen: Das ist trotzdem demokratisch. Es gibt Länder mit Mehrheitswahlrechten, wie beispielsweise Großbritannien, da kann es sein, dass 51 Prozent der Stimmen 100 Prozent der Mandate bekommen. - Über alles kann man debattieren, aber sagen Sie bitte nicht, dass es sich dabei um ein faires Verhältniswahlrecht handelt! So etwas gibt es in keinem anderen Bundesland, so etwas gibt es in ganz Österreich nur einmal: So etwas gibt es nur bei der SPÖ Wien! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich bin aber zuversichtlich, dass es zumindest im Bereich der Briefwahl gelingen wird, Fortschritte zu erzielen - hier scheint es nun eine Vier-Fraktionen-Einigung zu geben -, wenn man sich an die vier Fraktionen in den Parlamentsklubs wenden wird. Es bleibt abzuwarten, wie sich die SPÖ dann auf Bundesebene verhalten wird, ob sie diese Briefwahl für die Wiener letztendlich ermöglichen wird oder nicht. 

Ein letztes Wort vielleicht noch zu einem besonderen Stiefkind der SPÖ. - Das wäre an sich nicht so schlimm, wenn jemand ein Stiefkind der SPÖ ist; schlimm ist es nur, wenn diese Partei die absolute Mehrheit hat und ganz alleine in dieser Stadt das Sagen hat. - Ein solches Stiefkind ist der Unabhängige Verwaltungssenat: von jeher nicht geliebt, nicht mit der notwendigen Infrastruktur ausgestattet und vor allem nicht mit jener Wertschätzung bedacht, die sich der Unabhängige Verwaltungssenat Wien verdienen würde. Es handelt sich um eine ganz wichtige Rechtsschutzeinrichtung, wichtig für die Bürger, wichtig aber auch für ein Vertretungsorgan wie den Gemeinderat, ist er doch eine Rechtsschutzeinrichtung, die Bescheide des Magistrats sowie alle polizeilichen Maßnahmen kontrolliert - eine ungeheuer wichtige Kontrollinstanz, nicht wegzudenken aus einem rechtsstaatlichen Verwaltungsverfahren. 

Ich musste schon einmal darauf hinweisen: Symptomatisch dafür, wie Sie mit solch einer Rechtsschutzeinrichtung umgehen, ist ein Antrag der Bezirksräte der SPÖ-Fraktion im 3. Bezirk vom 5. Juni des vergangenen Jahres, in dem die SPÖ-Bezirksräte ganz einfach verlangt haben: Der Bürgermeister wird ersucht, die Auflassung des Unabhängigen Verwaltungssenats zu prüfen. - Sie verlangten also die ersatzlose Streichung einer Rechtsschutzeinrichtung, einer Kontrolleinrichtung, die Bescheide des Magistrats und der Polizei zu überprüfen hat! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Dies ist symptomatisch für die Einstellung dieser SPÖ, die seit März mit absoluter Mehrheit regiert. Absolute Mehrheit bedeutet absolute Macht und in dieser absoluten Macht steckt bereits der Keim des absoluten Machtmissbrauchs. - Beispiele dafür gibt es leider bereits. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich versichere Ihnen: Wir von der ÖVP werden alles daransetzen, diese Missbräuche auch weiterhin aufzudecken und aus der Opposition heraus für die Wienerinnen und Wiener das Beste zu machen! (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Schuster zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Aus zwei Gründen melde ich mich nun auf den Beitrag des Kollegen Ulm hin zum Wort - obwohl es viele Gründe gäbe. Ich bin aber überzeugt, dass auch die mir folgenden Redner noch dazu beitragen werden, die weiteren bewussten Unwahrheiten in seinen Ausführungen hier richtig zu stellen. Aber eines ist für mich besonders wichtig. (GR Gerhard Pfeiffer: Bewusste Unwahrheiten sagen wir nicht!) - Ich werde es erläutern und daher sage ich es auch bewusst so. (GR Gerhard Pfeiffer: Das nehmen Sie zurück!)

Richtig ist, dass die Stadt Wien - laut Vereinbarung mit dem Innenministerium - vorgehabt hat, das Meldewesen mit 1. Jänner des kommenden Jahres zu übernehmen. 

Richtig ist - und das ist jetzt auch die Berichtigung dazu -, dass das Meldewesen möglicherweise jetzt schon sehr bewusst auch in dieser Form, wie es Kollege Ulm dargestellt hat, in der Öffentlichkeit dargestellt werden soll, um zu sagen: Das rote Wien schafft das nicht. 

Richtig ist, dass die Übernahme des Meldewesens nach Wien verschoben werden musste, weil das Innenministerium unfähig war, die technischen Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass die Stadt Wien diese Meldeagenden übernehmen hätte können. 

Ich sage hier dazu: Ihre Darstellung hat sich nur auf einen Teil bezogen. 

Es ist richtig ... (GR Gerhard Pfeiffer: ... nicht fähig, es zu übernehmen?) - Es ist unfähig, wenn jemand die technischen Voraussetzungen nicht schafft. - Aber ich möchte meine Zeit von drei Minuten nicht über Gebühr in Anspruch nehmen. Wir können uns dann unterhalten. (Zwischenrufe der StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer sowie des GR Dr Matthias Tschirf.)

Unrichtig ist, dass der Herr Minister es schaffen wird, künftighin mehr Personal auf die Straße im Bereich der Wiener Polizei zu bringen. (GR Gerhard Pfeiffer: Das wollen Sie wissen!) Ich sage Ihnen, es ist deshalb unrichtig, weil in den letzten Jahren, seitdem die ÖVP das Ministerium zu begleiten hat, in diesem Ministerium sicher eines erfolgt ist: ständiger Personalabbau bei der Wiener Polizei, keine Nachbesetzung bis auf einen einzigen Kurs, in dem 48 Leute ausgebildet und knapp 40 jetzt entlassen werden. (GR Dr Matthias Tschirf: Sie reden von der Ära Löschnak! - GR Gerhard Pfeiffer: Seit Jahren, haben Sie gesagt!) - Ich rede von der Ära des Innenministers Strasser, und richtig ist für mich, dass Herr Innenminister Strasser durch diese radikale Einsparungspolitik nie im Leben die von ihm zugesagten 100 Personen mehr in den Bezirken haben kann, weil im Moment (GR Dr Wolfgang Ulm: Das ist keine Richtigstellung!) - das ist die Richtigstellung, Herr Kollege Ulm, wenn Sie das nicht bemerken, dann bemerken Sie nichts mehr! - 750 Polizisten in den Bezirken fehlen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist die Politik von Schlögl!) Auch das wissen Sie genau! Daher können Sie nicht sagen, dass in der nächsten Zeit hier mehr Leute kommen. (GR Dr Matthias Tschirf: Sie missbrauchen die Geschäftsordnung!)

Sie haben eines vor: Sie haben vor, die Bezirksstrukturen, die für Sicherheit garantiert haben, zu zerschlagen. Sie haben vor, diese zu zerschlagen, damit Sie Ihre Parteigänger postenmäßig unterbringen können (GR Franz Ekkamp: Ach, da schau her!) und nicht um mehr Sicherheit in diese Stadt zu bringen! Das ist die einzige Motivation! (Beifall bei der SPÖ.)  

Ich sage Ihnen noch dazu: Der Umgang des Herrn Ministers mit dieser Stadt - wir waren mit den Bezirksvorstehern bei ihm ... (GR Dr Matthias Tschirf: Reden Sie zur Geschäftsordnung! Das ist ein Missbrauch der Geschäftsordnung!) - Es ist kein Missbrauch! Ich berichtige damit tatsächlich, dass die Angaben vom Herrn Kollegen Ulm nicht richtig waren! (GR Gerhard Pfeiffer: Mit Wahrsagerei wollen Sie etwas berichtigen?)

Der Umgang des Herrn Ministers mit den Bezirksvorstehern dieser Stadt ist in einer Form erfolgt, die unerträglich ist! (GR Dr Matthias Tschirf: Das, was Sie aufführen, ist unerträglich!) So etwas von Arroganz habe ich überhaupt noch nie erlebt! Er ist null bereit, auch nur auf ein einziges Argument der Bezirksvorsteher einzugehen, und bringt daher keinen einzigen Mann, keine einzige Frau in das Gebiet der Wiener Bezirke. Gleiches ist auch den ÖVP-Bezirksvorstehern passiert, die sich anhören durften, was passierte und dann weggeschickt wurden. 

Ich kann Ihnen nur sagen: Diese Arroganz, die wir hier erlebt haben, können wir ganz einfach nicht mehr akzeptieren! 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte die 3 Minuten sind zu Ende, Herr Kollege Schuster. - Danke. (Beifall bei der SPÖ für den das Rednerpult verlassenden GR Godwin Schuster. - Rufe bei der ÖVP: Das ist ungeheuerlich! - GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ein Missbrauch der Geschäftsordnung!)  

Als Nächster ist Herr Kollege Kreißl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 
GR Michael Kreißl (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Werte Damen und Herren!

Vielleicht wäre es wirklich nicht schlecht, wenn die den Vorsitz führenden Gemeinderäte einmal eine kleine Kurzinfo punkto Geschäftsordnung vorbringen würden (Beifall bei der FPÖ.), denn was Kollege Schuster uns jetzt mitgeteilt hat, war alles andere als eine tatsächliche Berichtigung (GR Dr Matthias Tschirf: Da haben Sie Recht!) - noch dazu, muss ich sagen, weil diese tatsächliche Berichtigung teilweise auch vollkommen falsch war, aber darauf möchte ich auch gar nicht näher eingehen. (GR Godwin Schuster: Das würde ich aber jetzt gerne von Ihnen hören wollen!)

Worauf ich eingehen möchte, sind die Ausführungen meines Vorredners, des Herrn Kollegen Ulm - und diesbezüglich habe ich sicherlich mit Kollegen Schuster etwas gemeinsam: Es ist zwar richtig, dass es strukturelle Probleme im Sicherheitsapparat gibt, es ist auch richtig, dass diese hausgemacht sind, allerdings zu 90 Prozent nicht aus früheren Zeiten, sondern diese 90 Prozent stammen aus der Ära Strasser. 

Die Personalsituation im Bereich der Exekutive ist schlicht und einfach ein Skandal - auch wenn es nicht 750 Beamte sind, die im Bereich der Exekutive fehlen, sondern zirka 500. Und die komische Polizeireform, die da seitens der ÖVP immer wieder angekündigt wird, die angeblich mehr Polizei auf die Straße bringen soll, ist etwas ganz besonders "Tolles". Das muss man sich nämlich einmal anschauen - diese Polizeireform hat nämlich schon begonnen. Ich möchte jetzt gar keinen bestimmten Bezirk erwähnen, sondern ich nenne ihn den Bezirk X. Der Bezirk X hat bis vor kurzem 90 Sicherheitswachebeamte gehabt. Man sehe und staune: Der Bezirk X hat jetzt plötzlich 104 Sicherheitswachebeamte! Da freut man sich doch, denn das ist die Ära der ÖVP und des Herrn Innenministers Strasser.

Die 14 Sicherheitswachebeamten gibt es allerdings nur auf dem Papier, denn diese werden plötzlich von den Wachkommandanten auf den einzelnen Wachzimmern am Spiegel geführt, beispielsweise Inspektor Mayer oder Inspektor Huber, aber daneben steht nicht, dass dieser Beamte jetzt Dienst im 18. Bezirk macht, sondern daneben steht: "abkommandiert Innenministerium". Bei Inspektor Mayer steht: "abkommandiert Innenministerium". (GR Godwin Schuster: So ist es! Und jetzt sagen Sie mir, ich berichtige nicht tatsächlich!)

Das zieht sich durch alle 23 Bezirke. In den letzten drei, vier Wochen hat dieses hübsche Spielchen angefangen und in diesen letzten drei, vier Wochen verkünden die ÖVP und Innenminister Strasser komischerweise, dass jetzt mehr Beamte in den Bezirken sind. Tatsächlich sind das nach wie vor reine Verwaltungsposten, weil Innenminister Strasser nicht fähig ist, in seinem Ministerium endlich einmal im Verwaltungsapparat abzubauen, um diese Beamten auf die Straße zu bringen. 

Und da möchte ich in Richtung ÖVP schon etwas sagen: Meldet euch in punkto Sicherheit lieber nicht zu Wort, sondern schweigt demütig und schaut, dass euer Innenminister einmal wirklich richtige Reformen im Interesse der Sicherheit unserer Stadt durchführt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte auch noch etwas zur so genannten Meldewesengeschichte sagen, nämlich bezüglich radikale Verschlechterungen. Da möchte ich jetzt zum Kollegen Schuster auch etwas sagen. Das ist sicher keine Unfähigkeit. Jeder weiß genau, 900 000 Meldedaten einzugeben und entsprechend richtig auf Datenträgern zu speichern, ist eine immense Arbeit. Wenn sich das verzögert, hat das sicherlich nichts mit Unfähigkeit des jetzigen Ministeriums zu tun. Diese Speicherung der Daten hat schon unter Einem begonnen beziehungsweise ist das weitergegangen unter Schlögl. Man wollte das ja schon 1997/1998 fertig stellen, und jeder von uns weiß, dass es da Schwierigkeiten gegeben hat mit diversen Firmen und dergleichen. 

Tatsache ist, dass diese Umstellung des Meldewesens kommen wird. Tatsache ist auch, dass sich niemand in Wien jeden Tag ummeldet, und wenn sich jemand alle zehn Jahre oder alle fünf Jahre ummeldet, wird es ihm vielleicht möglich sein, dass er einmal an einem Wochentag untertags das Meldebüro in einem Magistratischen Bezirksamt aufsucht. Denn was sollen sie machen, bitte? Wollen wir jetzt den Beamtenapparat aufblähen und in jedem Bezirk das Meldeamt in den Bezirksämtern rund um die Uhr besetzen? - Das ist, glaube ich, sicherlich nicht im Sinne der Sparsamkeit beziehungsweise der Verwaltungsvereinfachung.

Was die Personalumschichtungen betrifft, möchte ich Kollegen Schuster auch Recht geben, nämlich dass da Rot raus, Schwarz rein passiert. Da würde ich allerdings auch in den Reihen der SPÖ nicht so groß den Mund aufmachen. Ich bin jetzt mittlerweile 23 Jahre in diesem Apparat und da hat es eigentlich Schwarz überhaupt nicht gegeben, es hat immer Rot hinein, Rot hinein gegeben. (GR Godwin Schuster: So war es nicht!) Herr Kollege Schuster, soll ich Ihnen Gschichteln erzählen. Wir haben sogar den Bögl vor der Disziplinaraufsichtskommission gehabt, welche entschieden hat, dass er parteipolitisch agiert hat in dieser Richtung. (GR Mag Hilmar Kabas: Na geh, das glaube ich nicht! - GR Godwin Schuster: Sie haben jede Woche eine!) Also erzählen Sie mir bitte nichts! Erzählen Sie mir bitte wirklich nichts über das parteipolitische Postenschachereispielchen der SPÖ im Innenministerium. Bleiben wir auf dem Boden! Seien Sie genauso demütig ruhig wie die ÖVP in punkto Innenministerium jetzt unter Strasser und lehnen Sie sich da vielleicht nicht zu weit hinaus, denn man könnte ein ganzes Buch darüber schreiben, wohlgemerkt. Natürlich ist es vollkommen richtig, dass man jetzt schon ein halbes Buch darüber füllen kann, was Strasser im Innenressort aufführt in punkto Postenschacherei. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Aber Sie müssen auch niemanden was vorwerfen, würde ich einmal sagen! Sie von der FPÖ!) Erzählen Sie mir einmal bitte, wer da im Innenministerium von den Freiheitlichen groß zum Zug gekommen ist. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Na, in den blauen Ministerien!) Kommen Sie mit konkreten Beispielen und dann reden Sie bitte weiter! (GR Godwin Schuster: Welche Order gibt die Frau Vizekanzlerin bei diesen Postenbesetzungen?) 

Ich möchte jetzt auf diesen Integrationsausschuss im Speziellen zu sprechen kommen. (GR Godwin Schuster: Nein, nein, beantworten Sie meine Frage!) Kollege Schuster hat eine Frage. Genehmigen wir sie ihm. (Neuerlicher Zwischenruf des GR Godwin Schuster.) Herr Kollege Schuster, darf ich Ihnen bitte einen kurzen Unterricht im Behördenaufbau geben: Im Bereich des Innenministeriums - auch in den anderen Ministerien, aber jetzt reden wir vom Innenministerium - liegt die Alleinverantwortlichkeit beim zuständigen Minister. (GR Godwin Schuster: Nein, da irren Sie sich!) Das ist eine Behördenaufbausache und die Endsanktion ist beim zuständigen Minister. Also bitte, erkundigen Sie sich vielleicht bei einem juristisch geschulten Kollegen im Klub. Der wird Ihnen dann mitteilen, wer da wofür verantwortlich ist. (Ironische Heiterkeit des GR Godwin Schuster.)

Jetzt möchte ich einmal detailliert zum Ressort kommen. Über die innere Sicherung im Ressort haben wir uns ja schon unterhalten und ich habe auch einige Lehrbeispiele für Herrn Kollegen Schuster zum Besten gegeben. Ich möchte jetzt kurz auf das Kapitel "Frauenintegration" eingehen und möchte dieses Kapitel auch zusammenfassen, und zwar einfach deshalb - da bin ich sicher mit meiner Vorrednerin von den GRÜNEN und sicher auch mit dem, der von der SPÖ nach mir sprechen wird, nicht einer Meinung -, weil der österreichischen Bundesregierung unter Federführung der Freiheitlichen endlich das jetzt gelungen ist, was die angeblich frauenfreundliche SPÖ in 30 Jahren nicht zustande gebracht hat: Die derzeit amtierende Bundesregierung hat mit einem Integrationsvertrag endlich die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass besonders ausländische Frauen, besonders Frauen moslemischen Glaubens, endlich die Möglichkeit haben, sich in Österreich halbwegs zu emanzipieren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie schaut denn die Integrationspolitik der SPÖ in Wien aus? - Da möchte ich ein kurzes Beispiel, ein mich berührendes Beispiel, welches ich in den letzten Wochen gehabt habe, zum Besten geben beziehungsweise bekannt geben:

Meine Mutter ist mehrere Wochen im Wilhelminenspital auf der gynäkologischen Abteilung gelegen, neben ihr eine zirka 40‑jährige türkische Frau. Diese türkische Frau hat ein Problem gehabt. Sie war zwar österreichische Staatsbürgerin, hat aber kaum ein Wort Deutsch, also de facto kein Wort Deutsch gekonnt. Man kann die Frau Integrationsstadträtin fragen, wie das überhaupt mit dem Gesetz vereinbar ist, wo doch im Gesetz drinnen steht, dass österreichische Staatsbürger der deutschen Sprache mächtig sein sollten. Meine Mutter hat dann die Kinder, die diese Frau immer wieder besucht haben, gefragt - das waren so 10-, 12‑jährige Kinder -, weshalb sie eigentlich der Mutter die deutsche Sprache nicht beibringen, denn die Kinder waren der deutschen Sprache sehr wohl mächtig. Da hat es eine ganz klare Antwort der Kinder gegeben: Der Vater wünscht das nicht, dass die Mutter Deutsch spricht.

Das soll man sich einmal vorstellen in Österreich. Wir haben eine österreichische Staatsbürgerin, die eingebürgert ist, kein Wort Deutsch kann, weil ihr Ehegatte das nicht wünscht. Und genau das ist die verfehlte sozialistische Integrationspolitik der letzten Jahrzehnte und genau das ist nämlich kein Einzelfall, sondern das ist die Mehrzahl der Fälle, besonders bei den weiblichen Einwanderern. (Beifall bei der FPÖ. - StRin Mag Maria Vassilakou: Was ist Ihr Vorschlag dazu?) 

Da sollen mir die weiblichen Abgeordneten dieses Hauses jetzt einmal erklären, warum diese Frau kein Deutsch lernen kann. (GR Heinz Christian Strache: Weil sie nicht darf!) Weil das der große Patron zu Hause einfach nicht erlaubt. Er erlaubt es nicht. Und diese traurige Situation hat die SPÖ unterstützt, nämlich damit, dass sie in Wien im Gegensatz zu Gesetzen dieser Republik, in denen eindeutig drinnen steht, dass Staatsbürger der deutschen Sprache mächtig sein müssen, dann trotzdem in der Umgehung dieser Gesetze eingebürgert hat. Unter dem Deckmantel der Multi-Kulti-Gesellschaft hat man diese Kulturkreise immer wieder gefördert, Kulturkreise, die unter anderem nichts anderes im Sinn haben, als Frauen zu unterdrücken und dementsprechend nicht gleichwertig in die Gesellschaft einzugliedern. (Beifall bei der FPÖ. - Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich finde das wirklich sehr traurig, dass Sie das auch noch lustig finden. Gehen Sie bitte einmal in den 16. Bezirk, gehen wir gemeinsam ins Wilhelminenspital auf die Geburtenstation! Schauen wir uns das dort einmal an! (Zwischenruf bei den GRÜNEN.) Lachen Sie über diese Situation nicht. Das ist schändlich sondergleichen. (Beifall bei der FPÖ. - Anhaltende Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es hat der Freiheitlichen in der Bundesregierung bedurft, dass diese Situation nun bald ein Ende haben wird. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Es sind auch für Frauen verpflichtende Sprachkurse vorgeschrieben. Ich nehme an, das heißt, ich bin mir gewiss, dass dies ein wichtiger Beitrag dafür ist, dass sich alle in Österreich, vor allem auch die Frauen, entsprechend integrieren können. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Herr Kreißl, ist es richtig, dass Sie so gute Informationen haben, weil Sie so gute Daten haben, die Sie immer kriegen, weil Sie so einen guten Zugang zu den Daten haben? - Weitere lebhafte Zwischenrufe bei den GRÜNEN und bei der FPÖ.) Wenn Sie ein bisschen aufgepasst hätten, dann wüssten Sie, dass ich ein praktisches Beispiel erzählt habe. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ich habe das allgemein gemeint!) Und wenn Sie sich ein bisschen in diversen Bezirken bei der Bevölkerung, bei der Basis umhören würden, wüssten Sie das auch. Aber ich glaube, da gehen Sie nicht hin, sondern Sie dürften sich offensichtlich nur in irgendwelchen Diskussionszirkeln aufhalten und die Interessen der Bevölkerung, die Interessen der Bürger dieser Stadt überhaupt nicht ernst nehmen. (Beifall bei der FPÖ. - GR Dipl Ing Martin Margulies: Da irren Sie sich aber! Das glauben Sie!) 
Ja, wenn ich mir anschaue, wo Ihre Leute beispielsweise bei illegalen Demonstrationen mitmachen (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ah, das wissen Sie auch!), möchte ich gar nicht weiter darauf eingehen, sondern schauen Sie sich bitte in den Spiegel und schämen Sie sich. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Da wissen Sie mehr als ich! - GR Heinz Christian Strache: Das steht in der Zeitung!) Sie werden es nicht glauben, es steht in der Zeitung. (Beifall bei der FPÖ.) Aber offensichtlich unterhalten Sie sich nicht nur nicht mit den Bürgern, sondern Sie lesen auch keine Zeitung, deswegen ist offensichtlich Ihr Informationsvakuum so groß. 

Jetzt möchte ich kurz auf Sicherheit ... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Heißt das, dass die Demonstranten keine Bürger sind?) Ich war schon bei vielen Demonstrationen dabei, aus dem einfachen Grund, weil ich die braven Bürger dieser Stadt schützen musste vor Chaoten und dergleichen, welche in dieser Stadt bei unfriedlichen Demonstrationen randalierten. (Beifall bei der FPÖ. - Ironische Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - GR Mag Rüdiger Maresch: Und wer schützt uns vor Ihnen?) Da habe ich auch gewusst, dass bei diesen Gegnern oder bei diesen unfriedlichen Demonstranten sicher nicht die Wähler der Freiheitlichen dabei sind (GR Mag Rüdiger Maresch: Gott sei Dank!), denn die sind nämlich die Fleißigen und die Braven in dieser Stadt. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Ich möchte jetzt grundsätzlich noch auf eines eingehen, nämlich auf Temelin, und zwar weniger auf Temelin selbst, denn wir kennen ja alle die Problematik von Temelin, wir wissen allerdings auch ... (GR Godwin Schuster: Und die, die nicht die FPÖ wählen, die sind unanständig und nicht fleißig?) Das habe ich nicht gesagt. Ich habe nur gesagt, die, die bei diesen Demonstrationen dabei sind, wählen nicht die FPÖ. Also bitte seien Sie jetzt ganz genau. (GR Godwin Schuster: Das ist richtig! Das kann sein!) Eben! Die sind eher bei der Sozialistischen Jugend oder bei der grünen Jugend angesiedelt, aber darauf möchte ich jetzt nicht näher eingehen. 

Ich möchte jetzt zu Temelin Folgendes sagen: Wir wissen alle, was für Probleme es gibt in punkto Temelin, und wir wissen auch - vor zwei Monaten hat es der Bürgermeister auch hier erklärt -, dass es mit dem Zivilschutz in unserer Stadt nicht zum Besten steht. Eigentlich hat er eine Bankrotterklärung abgegeben über den Zivilschutz in unserer Stadt. 

Es waren viele von uns, einschließlich der Frau Stadträtin, die zur Präsidentin des Wiener Zivilschutzverbands, der jetzt "Die Helfer Wiens" heißt, gewählt wurde, bei der Generalversammlung, und da haben wir Trauriges erfahren, nämlich dass es budgetär eigentlich sehr traurig bestellt ist um diesen Verein und dass es diesem Verein ja überhaupt nicht möglich sein kann, die Bevölkerung umfassend aufzuklären über Zivilschutzagenden und besonders über die notwendige Bevorratung zu Hause und was man diesbezüglich machen sollte. Ich glaube ganz fest und ich bin davon überzeugt, dass es in vielen Bereichen ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Nulldefizit!) Was hat das Nulldefizit mit dem Zivilschutz zu tun? (GR Mag Rüdiger Maresch: Na ja, Nulldefizit, daher gibt es kein Budget dafür!) Es tut mir wirklich Leid, dass ich das aus einem Mund eines Lehrers höre, und ich bin froh, dass meine Tochter nicht von so einem Lehrer unterrichtet wird. (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Rüdiger Maresch: Das geht sich nicht mehr aus!) 

Wie gesagt, wir sollten uns - und das sollte wirklich auf breiter Basis sein - endlich dazu bekennen, dass wir die zivilschutzmäßige Aufklärung der Bevölkerung wirklich ernst nehmen. Ich glaube, der 11. September hat die Bevölkerung in einem Ausmaß sensibilisiert, sodass die Menschen auch bereit sind, Vorräte einzulagern, dass sie bereit sind, notwendige Schutzmaßnahmen zu ergreifen, und deshalb stelle ich jetzt im Namen der FPÖ einen Beschlussantrag. (Zwischenruf des GR Mag Rüdiger Maresch.) Was gibt es denn? (GR Mag Rüdiger Maresch: Wie wollen Sie den Leuten erklären, dass die Twin Towers irgendetwas mit der Speis zu tun haben?) 

Man merkt, Herr Kollege, dass Sie bei dieser Zivilschutzverbandversammlung gefehlt haben. Denn da steht nämlich grundsätzlich - und das ist jedem, der sich mit Zivilschutz befasst, natürlich vollkommen klar -, dass man schauen sollte, dass jeder Haushalt eine Bevorratung für zumindest 14 Tage eingelagert hat. Aber Sie könnten sich beim Zivilschutzverband beziehungsweise bei den "Helfern Wiens" diesbezüglich erkundigen. Die werden Ihnen sicher gern das notwendige Informationsmaterial zur Verfügung stellen, damit Sie das gegebenenfalls auch weitergeben können. 

Jetzt stellen wir den Antrag und ich verlese ihn: 

"Gerade in der jetzigen Zeit ist die umfassende Aufklärung der Bevölkerung über die Belange des Zivilschutzes, insbesondere auch die Möglichkeiten der Eigenvorsorge, ein Gebot der Stunde. Zu diesem Zweck wäre eine ausreichende finanzielle Dotierung des Vereins 'Die Helfer Wiens' notwendig. 

Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemeinsam mit den Mitunterzeichnern folgenden Beschlussantrag: 

Die Gemeinde Wien möge dem Verein 'Die Helfer Wiens' die zu einer umfassenden Aufklärung der Bevölkerung in Bezug auf Zivilschutz, vor allem auf die Möglichkeiten der Eigenvorsorge, notwendigen finanziellen Mittel zur Verfügung stellen."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung gefordert. (Beifall bei der FPÖ. - GR Dipl Ing Martin Margulies: Welche Summe schwebt Ihnen vor? "Notwendig" und "ausreichend" - welche Summe ist das?) Herr Kollege, ich glaube Sie sollten das Thema wirklich ernst nehmen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ich meine das ernst!) Es gibt diesen Verein, und wenn sich die Gemeinde Wien dazu bereit erklärt, eine Dotation vorzunehmen, müssen wir uns einmal gemeinsam mit diesem Verein zusammensetzen, wie viel es wirklich genau kosten würde, entsprechende Aufklärung zu betreiben in der Bevölkerung, auf Arbeitsplätzen, auch in den Schulen, vor allem von geschultem Personal und nicht von unqualifizierten Lehrkräften, wie sie leider auch in diesem Haus anwesend sind. (GR Mag Rüdiger Maresch: Und wie ist das mit den Polizisten?) Die werden schon entsprechend in Zivilschutz geschult, da brauchen Sie keine Sorge zu haben. Das funktioniert relativ gut. 

Wir sollten, glaube ich, diese Polemik, die jetzt besonders von den Grünen kommt - und ich danke auch der SPÖ, dass sie dieses Thema offensichtlich ernst nimmt -, wirklich wegstecken. Das Thema ist zu ernst und im Interesse der Wienerinnen und Wiener hoffe ich auf eine breite Mehrheit für diesen Antrag. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächste ist Frau GRin Sonja Kato zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Ich erspare es Ihnen und mir, auf die Ausführungen des Herrn Abg Kreißl zur Frauenpolitik einzugehen, denn das hieße, ihn ernst zu nehmen, und ich glaube, das brauchen wir in diesem Bereich nicht zu tun. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist mir aber leider nicht möglich, darauf zu verzichten, der anderen Vorrednerin, Vana - ich hoffe, sie hört mich irgendwo, sehen kann ich sie nicht -, ein paar Dinge zu antworten. Gleich zu Beginn muss ich sagen, ich bin ein bisschen enttäuscht, denn als ich die Rednerliste angeschaut und gesehen habe, wer vor mir spricht, nämlich die Frau Dr Vana, der Herr Dr Ulm und der Herr Kreißl, habe ich eigentlich nur von Frau Dr Vana niveauvolle und auch inhaltlich fundierte Äußerungen erwartet. Aber wie so oft sind die Grünen gut für eine Überraschung und auch dieses Mal war es eine Überraschung, die Statements von Frau Dr Vana zu hören.

"Schlechter Scherz", "fortgeschriebenes Budget ohne Innovation", "kein Geld für Gewaltschutz", "Streichung bei Frauenberatungsstellen" - das waren ihre Worte. Ich kann jetzt nur vermuten, dass sie nicht nur bei der Vorbereitung der Zahlen einiges durcheinander gebracht hat, sondern dass sie sich auch im Haus geirrt hat. Ich versuche es trotzdem und sage es ihr von dieser Stelle aus, vielleicht hört sie uns irgendwo: Das Parlament ist zwei Gassen weiter und ich denke, dort wäre eine Kritik in dieser Stärke angebracht gewesen, nämlich eine Kritik, die sich an die schwarz-blaue Bundesregierung richtet. (Beifall bei der SPÖ. - GRin Barbara Schöfnagel: Das kann ich schon gar nicht mehr hören!) 

Es ist uns darüber hinaus leider immer noch nicht gelungen, der Frau Dr Vana den Unterschied zwischen Frauenförderung und Gender Mainstreaming klarzumachen, auch wenn schon viele Gespräche zu diesem Thema stattgefunden haben. Ich habe mir erlaubt, ihr diese beiden Broschüren (Die Rednerin hält sie in die Höhe.) der MA 57, des Frauenbüros der Stadt Wien, mitzubringen und werde sie ihr dann, so ich sie sehe, überreichen oder in Stellvertretung vielleicht einer anderen Kollegin des Klubs der Grünen geben, weil ich denke, diese Form von Fortbildung kann in diesem Klub nicht schaden. 

Ich sehe mich aber auch gezwungen, ein paar Richtigstellungen zu dem, was Frau Dr Vana im Bereich Arbeitsmarktpolitik gesagt hat, vorzunehmen.

Erstens. Der WAFF ist der WAFF, das AMS ist das AMS und die MA 57 ist die MA 57. 

Die MA 57, um gleich bei diesem Teil zu bleiben, nämlich dem Teil dessen, was wir heute hier im Rahmen der Geschäftsgruppe Frauen, Integration, Personal und Konsumentenschutz diskutieren, gibt rund 20 Prozent ihres Frauenförderungsbudgets nur für Arbeitsmarktprojekte aus, was ein, finde ich, beachtlicher Anteil dafür ist, angesichts dessen, dass die MA 57 eigentlich gar nicht dazu gezwungen wäre oder dass es ihr gar nicht vorgeschrieben wäre, in Arbeitsmarktprojekte zu investieren. 

Zweitens - und damit komme ich zum Bereich WAFF und Wiedereinstiegsmaßnahmen in Wien -: Es ist durch den Einsatz von Frauenstadträtin Renate Brauner, der ich auch von dieser Stelle sehr dafür danken möchte, gelungen, die Wiener Wiedereinsteigerinnenmaßnahmen "Karenz Works", "Karenz-Plus" und auch das Projekt "Women come to Technology" mit einem IT-Schwerpunkt zu retten. 

Die beiden Maßnahmen "FAST" und "Wieder in" - und auch das haben wir Frau Dr Vana schon in mehreren Gesprächen klarzumachen versucht - sind jetzt zwar nicht mehr im WAFF enthalten, aber - und das ist das Entscheidende - sie werden in das Regelprogramm des AMS übernommen. Und Sie, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, können sicher sein, dass wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten einen sehr genauen Blick darauf haben werden, dass es zu keiner Reduktion im Bereich der Wiedereinstiegsmaßnahmen kommen wird. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich werde jetzt trotzdem von der Oppositionskritik zurück zum Wesentlichen kommen, und das Wesentliche heute, meine Damen und Herren, ist das Wiener Budget, das Budget der Stadt Wien für das kommende Jahr. Ein Budget - das wissen wir alle - ist mehr als nur Zahlen, ein Budget ist auch in Zahlen gegossene Gesellschaftspolitik. Wie viel Geld wofür ausgegeben wird, wo gespart wird und wo nicht, wird durch ein Budget ausgedrückt und macht damit den politischen Willen einer Regierung deutlich. 

Die Bundesregierung zeigt uns ja seit ihrem Amtsantritt deutlich, welchen Willen sie hat: Die Budgets für Frauenprojekte sinken, die Kinderbetreuungsmilliarden wurden ersatzlos gestrichen und durch die Studiengebühren wurde ein sozialer Numerus Clausus eingeführt. In der Bundesregierung wird zudem Frauenpolitik von einem Mann gemacht, die Konsumentenschutzpolitik verdient nicht zuletzt angesichts des Umgangs mit Temelin diesen Namen nicht mehr und der Tierschutz wird immer noch hinter vermeintlich ökonomische Interessen zweitgereiht.

Aber wie gesagt, das Wesentliche ist heute Wien, und hier können wir sehr stolz auf die größte Frauenabteilung Österreichs sein, auf eine hohe Zufriedenheit und Sicherheit bei unseren Lebensmitteln, und wir können auf einen für ganz Österreich vorbildlichen Tierschutz verweisen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren vor allem von den Parteien, die auf Bundesebene in Regierungsverantwortung sind! Vor kurzem ist eine Umfrage erschienen, in der die Österreicherinnen und Österreicher zum Thema Frauenpolitik befragt wurden, und ich darf Sie, auch wenn Sie leider nicht zahlreich anwesend sind, trotzdem mit einigen Ergebnissen konfrontieren: 89 Prozent wollen eine Frau als Frauenministerin, 79 Prozent der Befragten wünschen sich mehr und preisgünstigere Kindergartenplätze, 73 Prozent sagen, das Wichtigste ist ihnen die Sicherung des Arbeitsplatzes, 71 Prozent wollen mehr Chancengleichheit am Arbeitsplatz und deutliche 54 Prozent erwarten bessere Wiedereinstiegsmaßnahmen. 

Dass die Bundesregierung genau gegenteilig agiert, ist, denke ich, offensichtlich. Nicht nur, dass uns, wie bereits gesagt, ein Herr Frauenminister vorgesetzt wurde, auch im Bereich Arbeitsmarkt und Vereinbarkeit von Beruf und Familie ignoriert die Bundesregierung mit einer erstaunlichen Konsequenz die Wünsche und Bedürfnisse der Frauen.

Die Arbeitslosigkeit der Frauen steigt dank der Einsparungen im Arbeitsmarktbereich und vor allem der offensiven Zurück-zum-Herd-Politik der schwarz-blauen Bundesregierung. Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie wird immer schwieriger, da die Kinderbetreuungsmilliarden, wie bereits gesagt, ersatzlos gestrichen wurden. Und nach wie vor warten wir alle sehr gespannt auf eine Novelle des Gleichbehandlungsgesetzes für die Betriebe. Da geschieht natürlich nichts, aber zeitgleich findet sich genug Zeit und Energie, das Gleichbehandlungsgesetz für die Bundesbediensteten einmal auszuhöhlen. Dass zudem das Bundesbudget für Frauenarbeit seit der Regierungsübernahme von ÖVP und FPÖ kontinuierlich sinkt, dafür eine Männerabteilung ins Leben gerufen wurde, passt in dieses Bild - ein Bild, werte Kolleginnen und Kollegen, das es möglichst rasch zu korrigieren gilt, am besten durch baldige Neuwahlen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber glücklicherweise befinden wir uns hier und heute im Wiener Gemeinderat und können uns mit dem Wiener Budget befassen und über Wiener Politik reden. Hier gilt wieder einmal - das ist ein sehr bekannter und auch sehr beliebter Spruch -: "Wien ist anders!" In Wien gibt es selbstverständlich eine Frauenstadträtin - für die, die es noch nicht glauben, hier zu sehen -, in Wien werden zahllose Maßnahmen gesetzt, die Frauen ein eigenständiges Leben ermöglichen, und auch die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist vorbildlich geregelt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Dass zudem das Geld für Frauenarbeit in den letzten Jahren gestiegen ist, das passt in unser Bild einer Stadt, die sich zum Ziel gesetzt hat, zur frauenfreundlichsten Gemeinde Europas zu werden. Alleine in diesem Jahr standen für die Arbeit des Frauenbüros der Stadt Wien rund 90 Millionen S zur Verfügung, und auch das - dies vielleicht noch als ein kleiner Appendix an das Statement der Kollegin Vana - war schon eine Steigerung, nämlich es waren 16 Millionen S mehr als im Budget des Jahres 2000. In diesem Jahr konnten wird das 10‑jährige Bestehen des Frauenbüros mit einer sehr gut besuchten Ausstellung auf dem Rathausplatz würdigen. 2001 wurden auch die ersten beiden mädchengerechten Spielplätze in Wien Margareten eröffnet, Valie Export, eine Künstlerin von internationalem Rang, hat im Auftrag des Frauenbüros das Kunstwerk "Frauenbrücke" geschaffen. Das Rathaus eröffnete seinen Betriebskindergarten. Ein Handbuch zur betrieblichen Frauenförderung wurde publiziert, und eine internationale Konferenz zu dem, denke ich, sehr wesentlichen Thema "Frauen und Informationstechnologien" machte Wien für zwei Tage zum Mittelpunkt in dieser Frage. 

Selbst diese umfangreiche Liste kann nur einen Bruchteil dessen wiedergeben, was die Arbeit des Frauenbüros ist. Jedenfalls handelt es sich aber bei dieser Liste um eine Erfolgsliste, die ganz im Gegensatz zu der Liste der Grauslichkeiten steht, die von der Bundesregierung ja tagtäglich erweitert wird. 

Ein weiterer wichtiger und vor allem abteilungsübergreifender Schwerpunkt der Wiener Frauenpolitik ist das so genannte Gender Mainstreaming - schönen guten Tag, Frau Dr Vana, jetzt sehe ich Sie wieder, gerade rechtzeitig zu diesem wichtigen Thema -, das Verankern von Fraueninteressen in allen Politikbereichen. Anfang des nächsten Monats wird in Wien zu diesem Thema eine große Tagung stattfinden. Es gibt eine viel beachtete Informationsbroschüre, die ich Ihnen nachher überreichen darf, wie ich auch schon vorher angekündigt habe. Auch die Wiener Stadtpolitik beweist seit Jahren, dass es ihr mit diesem Thema, mit Gender Mainstreaming, sehr ernst ist. So gibt es in Wien beispielsweise eine eigene Leitstelle für alltags- und frauengerechte Stadtplanung. Wien ist nach Glasgow die zweite europäische Stadt, die ein eigenes Frauengesundheitsprogramm und eine eigene Frauengesundheitsbeauftragte hat. 

Dank der Tatsache, dass nun alle Ressorts sozialdemokratisch geführt sind, wird sich auch das Gender Mainstreaming nicht weiter aufhalten lassen. Wir erwarten einen eigenen Schwerpunkt zum Thema Frauen und Kunst, und auch in der Stadtplanung werden noch deutlichere Akzente gesetzt. Ich denke, damit beweisen wir eindrucksvoll, dass die Wienerinnen und Wiener zu Recht ihr überwältigendes Vertrauen in uns gesetzt haben. (Beifall bei der SPÖ.) 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Das vorliegende Budget der Stadt Wien war vor allem auf Grund bundespolitischer Vorgaben nicht einfach zu erstellen. Das ist gestern und heute schon öfter in diesem Haus zum Ausdruck gebracht worden. Die derzeitige Bundesregierung hat uns ja schon bislang in vielen Bereichen glaubhaft ihre Vorliebe für die Null vorgelebt, sei es in Bezug auf die Null-Kompetenz mancher Minister oder aber in Bezug auf ihre Null-Sozialpolitik. Das Null-Defizit ist der vorläufige Höhepunkt dieser Politik, die hoffentlich in einer Null-Zustimmung für die derzeitige Regierung bei den nächsten Wahlen ihre Bestätigung findet. (Beifall bei der SPÖ.) 
Die Stadt Wien hat sich im Gegensatz zum Bund die Aufgabe der Budgeterstellung unter diesen schwierigen Bedingungen nicht leicht gemacht. Das Ergebnis ist ein Budget mit sozialer Verantwortung und dank des vehementen Eintretens unserer Frauenstadträtin Renate Brauner mit einem deutlichen frauenpolitischen Schwerpunkt. So konnte auch für das Jahr 2002 eine Steigerung des Frauenbudgets erreicht werden. Ich kann dann gerne nachher die Zahlen übermitteln, möglicherweise haben wir unterschiedliche Budgetvoranschläge gelesen. Also auch für das Jahr 2002 konnte eine Steigerung des Frauenbudgets erreicht werden. Mit über 96 Millionen S oder eben rund 7 Millionen EUR gibt es im nächsten Jahr wieder mehr Geld für Frauenpolitik. 

Die Steigerungen entfallen vor allem auf den Bereich der Subventionen, wo Wien leider und wieder einmal bedingt durch die Politik der Bundesregierung vor der Situation steht, vor allem Vereine, denen die schwarz-blaue Bundesregierung mit den fadenscheinigsten Argumenten die Subventionen verwehrt, vor dem Aus zu retten. 

Die Steigerungen entfallen aber auch - und das ist ein ganz wesentlicher Schwerpunkt der Frauenpolitik in der Stadt Wien - auf den Bereich der Antigewaltarbeit. Wien wird - und das haben wir bereits dieses Jahr vorbereitet - ein viertes Frauenhaus bekommen und entspricht somit als eine der wenigen Städte den europäischen Vorgaben, wie viele Plätze in einem Frauenhaus pro Einwohneranzahl zur Verfügung zu stehen haben. Dieses vierte Frauenhaus ist oft lebensrettendes Angebot an Frauen. Und so traurig die Notwendigkeit ist, so stolz können wir sein, dass Wien - und das ist angesichts dessen, was bundesweit auch in diesem sensiblen Bereich geschieht, keine Selbstverständlichkeit - dieses Angebot zur Verfügung stellt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Gestatten Sie mir noch zu zwei weiteren Bereichen der Stadtverwaltung, zu den Themen Lebensmittelsicherheit und Tierschutz, zu kommen, denn auch auf diesen Gebieten kann die Stadt Wien auf eine stolze Bilanz und auf interessante Vorhaben verweisen. 

In Wien - und damit bin ich beim Thema Lebensmittel - wurden im heurigen Jahr rund 9 000 Lebensmittelproben gezogen, schwerpunktmäßige Untersuchungen galten in diesem vor allem von der BSE-Krise gezeichneten Jahr der Kontrolle von Fleisch- und Wurstprodukten. 

Neben der Kontrolle versteht sich die MA 38 aber vor allem als Servicestelle für Wienerinnen und Wiener. Im Mittelpunkt dieses Serviceangebots steht neben zahlreichen Broschüren das Wiener Konsumententelefon. Hier konnten bis dato zirka 4 000 Anrufe allein in diesem Jahr gezählt werden. Ich meine, das ist ein deutliches Signal für die erfolgreiche Annahme dieser wichtigen Einrichtung. 

Ein besonderer weiterer Erfolg ist auch der Internet-Auftritt der MA 38 und damit auch ein Beweis für die Innovation der Verwaltung. Durchschnittlich 1 000 Zugriffe pro Tag zeigen, dass auch in diesem Medium ein unglaublicher Bedarf an Informationen zum Thema Lebensmittel besteht.

Für das kommende Jahr hat sich das Team um Frau Dior Dr Safer vor allem einen Schwerpunkt zum Thema Ernährung, Rauchen, Sport und Bewegung vorgenommen. Es wird Maßnahmen im Gesundheitsbereich geben und eine aufsuchende Ernährungsberatung im Rahmen des Bedienstetenschutzes, aber auch Ernährungsinformationen für Lehrlinge der Stadt Wien.

Ich denke, ich konnte Ihnen deutlich machen, wie wichtig die Investitionen in die Kontrolle der Lebensmittel und in die Information der Bürgerinnen und Bürger sind. In Wien, meine Damen und Herren, ist uns dieses Service auch etwas wert. In Wien sparen wir nicht auf Kosten der Gesundheit und der Sicherheit unserer Bevölkerung. (Beifall bei der SPÖ.) 
Aber auch der Wiener Tierschutz - und damit komme ich zum abschließenden Teil - ist österreichweit eine Ausnahme. Während sich Vertreter der Bundesregierung, unbestritten medienwirksam, mit vierbeinigen Lieblingen für kleinformatige Zeitungen ablichten lassen, aber nichts für einen bundesweiten Tierschutz unternehmen, hat Wien bereits gehandelt. Der Wiener Tierschutz ist ein Vorbild für ganz Österreich. (Beifall bei der SPÖ.) 
Im Tierschutz wird in Wien das Service groß geschrieben. Es gibt eine Tierschutz-Helpline die Tausende Anrufe pro Jahr erzielt. Zusätzlich finden jährlich Wiener Tierschutztage - dieses Jahr bereits zum vierten Mal - statt, die mehr als 50 000 BesucherInnen zählen können. Auch im Tiergarten Schönbrunn gab es heuer zum dritten Mal den Tierschutzaktionstag, der von immerhin 14 000 Menschen besucht wurde. Außerdem konnten rund 70 000 TierhalterInnen mittels eines Direct Mailings persönlich angeschrieben und über die Dienstleistungsangebote des Veterinäramtes informiert werden. Diese Aktionen sollen auch im nächsten Jahr fortgeführt werden.

Neben dem Tierschutz umfasst die Arbeit des Veterinäramtes der Stadt Wien vor allem aber auch die Bereiche Fleischkontrolle und Bekämpfung von Tierseuchen. Ich habe bereits darüber gesprochen, das letzte Jahr war von zwei großen Tierseuchen gezeichnet, und ich denke, es ist der genauen und umsichtigen Vorgangsweise der Wiener Veterinäre zu verdanken, dass sich die Wiener Bevölkerung höchstmöglich sicher fühlen konnte.

Wien hat damit einmal mehr unter Beweis gestellt, wie effizient und vorbildlich unser Tierschutz, aber auch die Seuchenprävention und die Aufklärung der Bevölkerung funktionieren. 

Ich hoffe, Ihnen mit dem Dargelegten einen guten Überblick über die Vorhaben der Stadt Wien im Bereich Frauenpolitik, Lebensmittelsicherheit und Tierschutz gegeben zu haben, Vorhaben, die ohne die treibende Kraft, die in Person der zuständigen Stadträtin hinter mir sitzt, nicht möglich wären, Vorhaben, die aber auch ohne die tatkräftige und verlässliche Unterstützung der Kolleginnen und Kollegen der zuständigen Magistratsabteilungen undenkbar wären. 

Ein sehr herzliches und abschließendes Dankeschön von dieser Stelle. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. , Als Nächste ist Frau StRin Mag Vassilakou zum Wort gemeldet. Ich mache darauf aufmerksam, dass nun die Redezeit für alle Redner je 20 Minuten beträgt. - Danke.

StRin Mag Maria Vassilakou: Verehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Sehr verehrte Damen und Herren!

Ich werde mich bemühen, meine Redezeit von 20 Minuten deutlich zu unterschreiten, denn die Herren, zu denen ich gerne einiges gesagt hätte, was die Redezeit vielleicht ein bisserl länger gemacht hätte, die halten es offensichtlich so, dass sie zu uns sprechen und dann gehen. Somit macht es wohl wenig Sinn, jetzt irgendwie zu replizieren auf Menschen, die nicht anwesend sind. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Aber wir sind da!)

Nichtsdestotrotz - ich bitte, das dem lieben Herrn Kollegen Ulm mitzuteilen -: Die Definition von Rassismus durch Kollegen Ulm ist völlig veraltet. Ich habe hier wunderbare Unterlagen aus wissenschaftlichen Büchern bereits aus dem Jahre 1991. Ah, lieber Wolfgang, du bist da. Sehr schön! Also, nachdem deine Definition von Rassismus völlig veraltet ist, und ich mir denke, dass der Integrationssprecher einer Partei sich schon die Mühe machen sollte, sich ein bisserl zu erkundigen, was denn eigentlich wirklich Rassismus ist  ... (GR Dr Wolfgang Ulm: Wer ist dieser Jemand?) "Jemand" ist nett ausgedrückt. 

Die gesamte wissenschaftliche Literatur versteht sich schon seit Anfang der Neunzigerjahre zu einer Verschiebung weg vom biologistischen Diskurs, der Rassismus nur auf Rassenunterscheidungen zurückführt, hin zu einem Diskurs, der inzwischen längst dazu übergegangen ist, zwischen Kulturen von Menschen zu unterscheiden und diese tatsächliche oder vermeintliche kulturelle Differenz als Argument dafür zu benutzen, dass eine bestimmte Bevölkerungsgruppe sehr wohl schlechter behandelt, untergeordnet wird oder vom Zugang zum kulturellen Leben, zum politischen Leben oder zu materiellen Ressourcen in einem Land ausgeschlossen wird. Und das ist Rassismus, das ist kultureller Rassismus. (GR Dr Wolfgang Ulm: Das steht nicht in dieser Form drinnen!) 
Ich möchte hier festhalten, dass diese Form von rassistischer Vorgangsweise sehr wohl auch in Österreich existiert, sehr wohl auch in Österreich gepflogen wird, weshalb es sehr wohl auch zulässig, möglich, ja sogar notwendig, dringend erforderlich ist, auch hier in Österreich von strukturellem Rassismus zu sprechen. Denn wir haben so ein Problem und wir sollten uns endlich daranmachen, die Gesetze zu verändern, die diesen Rassismus erzeugen und prolongieren, falls wir jemals von einer echten Integrationspolitik hier zu Lande sprechen wollen. Ich bin übrigens gerne bereit, dir die Kopien mit diesen Definitionen zukommen zu lassen. (GR Dr Wolfgang Ulm: Was steht im Integrationsvertrag über Kulturvorhaben?) 
Es würde wirklich den Rahmen sprengen. Wahnsinnig gerne, wirklich wahnsinnig gerne, setze ich mich nachher mit dir nach hinten und erkläre dir, worin der kulturelle Rassismus im Integrationsvertrag besteht. Sehr wohl ist er darin vorhanden, denn was anderes sollte es sein, wenn man Menschen nur auf die Sprache, die sie sprechen oder nicht sprechen, reduziert und wenn man sich von da her herausnimmt, erwachsene Menschen durch Zwangsmaßnahmen an ihr Glück heranzuführen. Wie gesagt, darüber kann man ziemlich lange reden, ob das Rassismus ist oder nicht ist.

Nun zu deinen Ausführungen zum Asylgesetz. Auch das würde den Zeitrahmen sprengen. Ich habe hier einen hervorragenden Beitrag von Melitta Sumitsch, Sprecherin des UNHCR, in dem - exemplarisch übrigens - ausgeführt wird, wie man hier zu Lande gerade dabei ist, sich von der Genfer Flüchtlingskonvention zu verabschieden, in dem sie auch exemplarisch erklärt, wie das, was derzeit die neue Regierung mit dem Asylrecht plant, eigentlich mehr dazu angetan ist, dieses Asylrecht zu etwas anderem vielleicht zu machen, aber ganz sicher nicht zu etwas, was verfolgten Menschen Schutz bietet.

Nicht unkommentiert darf ich auch die Ausführungen zur Polizeireform lassen. Es ist nämlich spannend, sich hierher zu stellen und zu erklären, dass jene Polizeireform, die momentan vom Herrn Innenminister gemeinsam mit seinen Freunden geplant wird, zu irgendeiner Besserungen führen soll. Sie bringt weder eine Verwaltungsvereinfachung noch eine Verbesserung der Aufklärungsstatistik, geschweige denn mehr Polizisten auf der Straße. 

Also ich muss mich da schon den Ausführungen von vorhin anschließen. Abgesehen vom historischen Tiefstand, den es momentan bei Exekutivbeamten in Wien gibt - und das müsstet ihr doch auch wohl wissen -, gibt es gleichzeitig einen Aufnahmestopp, es gibt auch niemanden, der in den letzten Jahren in der Akademie ausgebildet worden ist, und es gibt auch bis auf weiteres einen Beschluss, Überstunden abzubauen. Und dann stelle man sich hierher und erkläre man uns, es sollen aber keine Wachzimmer geschlossen werden. 

Jetzt ist die Frage: Willst du oder will Herr Strasser sich dort hineinsetzen, oder wollt ihr den Pappkameraden - von der "Kronen Zeitung" übrigens -, der so schön grüßt, hinstellen, wenn die Leute hinkommen? - Denn mir ist nämlich nicht ganz klar, wer in diesen Wachzimmern sitzen soll, und mir ist auch nicht ganz klar, wer auf die Straße gehen soll. Mir ist es nämlich nicht recht - übrigens auch als Frau -, wenn ich nachts nach Hause gehe und mich womöglich in ein paar Jahren, wenn es so weitergeht, fürchten muss, was ich jetzt nicht muss. 

Also Sicherheit hat schon auch etwas damit zu tun, dass es ausreichend Polizisten gibt, dass es, bitte, gut ausgebildete Polizisten gibt und dass es nicht übermüdete Polizisten gibt. Denn Übermüdung bei Polizisten führt bekanntlich dazu, dass man wo-möglich reizbar ist. Und da kann es dann schon sein, dass es in dieser Stadt einige Schwierigkeiten gibt, sei es vielleicht bei Demonstrationen oder sei es vielleicht deshalb, weil man den einen oder anderen Schwarzhäutigen in dieser Stadt fälschlicherweise für eine Drogendealer gehalten hat und vielleicht dann halt ein bisschen ein Problem mit der Hand gehabt hat, die ausgerutscht ist, oder auch mit verbalen Attacken. 

Es ist in unser aller Sinne, die Wiener Polizei nicht auszuhungern, sondern dafür zu sorgen, wie gesagt, dass sie gut ausgestattet ist und dass ausreichend Polizisten vorhanden sind. Aus diesem Grund übrigens und aus keinem anderen sind wir auch total gegen diese Reformpläne, bei denen ich überhaupt nicht nachvollziehen kann, wozu sie führen sollen, es sei denn dazu, ein wenig eleganter wieder einmal ein bisschen Postenschacher zu betreiben. 

So viel einmal vielleicht zu deinen Ausführungen.

Ich komme nun zu dem, was ich in eigener Sache vorbereitet habe, und jetzt kann ich es wirklich schnell machen. Ich habe mir meine Rede aus dem Vorjahr geholt und habe mir angeschaut, was ich denn letztes Jahr alles gefordert habe, denn daran kann man immer überprüfen: Was hat sich weiterbewegt? Wie kommen wir denn weiter in der Stadt? 

Also letztes Jahr habe ich unter anderem festgestellt, es fehlt das kommunale Wahlrecht. Na, da sind wir ein bisschen weitergekommen. Das freut mich sehr, auch wenn ich schon sagen muss, ein besonderes Zeichen für Beweglichkeit und Geschwindigkeit ist das vielleicht nicht gerade, denn wir haben einen, hätte ich einmal gesagt, 10‑jährigen politischen Diskurs in dieser Stadt gebraucht, bis wir soweit gekommen sind, aber wir sind so weit und das ist gut. 

Es fehlt der Zugang zur Sozialhilfe für Menschen mit nichtösterreichischer Staatsbürgerschaft. Der fehlt nach wie vor. Das kann sich vielleicht ändern. Das wissen wir aber nicht, denn eigentlich müssen sich ja alle Länder darauf einigen, und das dauert lange, und wer weiß, ob es kommt, und wer weiß, ob es nächstes Jahr kommt. Und das trifft viele, viele, viele Menschen in der Stadt, die diese Sozialhilfe dringend brauchen.

Und wenn schon Kollege Kreißl mit dieser Mutter mit den zwei Kindern kommt, die die österreichische Staatsbürgerschaft hat und die nicht Deutsch spricht, so hätte ich ihm gerne von meiner Geschichte erzählt. Ich hätte ihm gerne von Janette Uhusu mit ihren zwei Kindern erzählt, die seit vielen, vielen Jahren hier lebt, die wunderbar Deutsch spricht, die nicht österreichische Staatsbürgerin ist und die nicht weiß, wovon sie ihre Kinder ernähren soll, weil sie nämlich auch nicht arbeiten darf. - Er ist nicht da, aber vielleicht erzählt ihm jemand mein Beispiel.

Es fehlt nach wie vor - das fehlte auch im letzten Jahr - die wirkliche Öffnung des Gemeindebaus. Es freut mich sehr, dass es 600 Notwohnungen für Migranten-Haushalte im Gemeindebau gibt. Aber in dieser Stadt ist jeder Fünfte Migrant und wir wissen, dass gerade diese Gruppe Gemeindewohnungen am dringendsten notwendig hätte. Wir wissen, dass auch sie mit ihren Steuern und Beiträgen den Bau dieser Wohnungen finanziert haben, und wir wissen auch, dass nicht die Staatsbürgerschaft das Kriterium sein darf, sondern der Bedarf, der soziale Bedarf. Also die Öffnung des Gemeindebaus fehlt nach wie vor.

Es fehlt nach wie vor ein Antidiskriminierungsgesetz. Es fehlen nach wie vor Förderungspläne für MigrantInnen, damit man den internationalen Anteil unter dem Personal der Stadt Wien erhöht. Also in einer Stadt, in der übrigens, wenn ich die Eingebürgerten mitrechne, jeder Vierte einen anderen kulturellen Background hat, müssten wir doch längst Pläne haben, wie wir es schaffen, dass die Menschen in ausreichendem Maße und vor allem auch auf allen Ebenen des Magistrats vorhanden sind. Da haben wir kein Ziel, wir haben keine Förderungspläne. Wir haben nichts. Wir haben bestenfalls guten Willen.

Es fehlt nach wie vor eine innovative Sprachenpolitik in den Schulen. 

Es fehlt nach wie vor die Öffnung der Kulturpolitik für MigrantInnen. Wir haben ein riesiges Kulturbudget in der Stadt und nur ganz, ganz wenig davon ist für kulturelle Veranstaltungen von und für Minderheiten da. (GRin Martina LUDWIG: Maria, jetzt musst du selber lachen!) Ich habe übrigens auch einmal gesagt und damit gedroht, dass ich mich zu jeder Geschäftsgruppe melden und das jeweils dort sagen werde, aber ich glaube, es ist doch praktischer und nervenschonender und ‑sparender für uns alle, wenn ich es hier mache. Also, hier gibt es schon noch einen großen Nachholbedarf.

Es fehlt eine Sanierungs- und Stadtentwicklungsoffensive. Wir sprechen schon seit Jahren von einem deutlichen Schwerpunkt und von einer Verschiebung von der Neubautätigkeit hin zur Sanierung, und zwar genau in jenen Vierteln, in denen Migrantinnen und Migranten vermehrt und konzentriert wohnen, denn nur so könnte man die Lebensqualität dieser Menschen anheben. Es spricht schon einiges dafür, dass man natürlich auch einen Schwerpunkt im Genossenschaftsbereich setzt. Das hat man auch getan und das begrüße ich auch. Doch dadurch verbannt man ja auch Migrantinnen und Migranten vermehrt an den Stadtrand und in die Stadterweiterungsgebiete. Die Frage ist, ob es nicht sinnvoller wäre, genau dort zu investieren, wo die Menschen, wie gesagt, bereits sind, dort den Lebensstandard anzuheben und auch das Stadtbild nachhaltig zu verbessern. Davon spricht man auch seit Jahren, aber es kommt nicht, und diese deutliche Veränderung und Verschiebung lässt sich in diesem Budget auch nicht wirklich irgendwo finden. 

Es fehlt - damit bin ich noch immer bei der Liste vom Vorjahr, aber die war auch nur exemplarisch - nach wie vor an einem flächendeckenden - und flächendeckend möchte ich betonen - und gezielt aufgebauten Konzept zur aufsuchenden Sozialarbeit für Frauen, also für Migrantinnen in diesem Fall. Das zeigt gerade das Beispiel des Herrn Kollegen Kreißl mit der Frau, die nicht Deutsch gesprochen hat, weil es der Mann nicht erlaubt hat - das soll es geben, das soll es auch in Österreich geben, es soll auch in Österreich Männer geben, die ihrer Frau allerlei nicht erlauben: den Führerschein machen, einen Schwimmkurs machen -, und ich hätte gern den Herrn Kollegen Kreißl gefragt, was er hier für einen Lösungsansatz zu bieten hat. Vielleicht schreiben wir das alles vor. Das wäre übrigens spannend, dass man überlegt zu sagen, mit 18 hat jede den Führerschein zu machen, denn es könnte ja sein, dass ihr das jemand verbietet, dass sie ihn macht. Aber das ist ein bisschen polemisch, das gebe ich schon zu. 

Nichtsdestotrotz ist gerade sein Beispiel ein wunderbares Beispiel dafür, was aufsuchende Sozialarbeit erreichen kann. Ich kenne jede Menge Frauen, die seit vielen, vielen Jahren in Österreich leben und noch immer nicht Deutsch sprechen, weil sie die Chance dazu nicht hatten. Aber nicht, weil es ihnen jemand verboten hat, sondern weil sie Kinder hatten, auf die sie aufpassen mussten, weil sie keinen Zugang zum Arbeitsmarkt hatten, weil das Geld nicht da war, weil auch nicht klar war, wer auf diese Kinder aufpassen soll, und weil sie in ihrer Isolation und Sprachlosigkeit nicht einmal wussten, dass es zum Beispiel Kurse mit paralleler Kinderbetreuung gibt. 

Und genau, um das zu verbessern, muss man zu diesen Frauen kommen. Man muss kommen, man muss sie ansprechen durch Sozialarbeiterinnen, die der eigenen Volksgruppe angehören, die wissen, wie diese Frauen leben, wo sie leben und wie man sie erreicht. Und so etwas aufzubauen, würde sich lohnen.

Damit bin ich bei meiner wesentlichen Kritik, was das Wiener Budget betrifft. Ich denke, das Bild von Herrn StR Rieder gestern, der das Budget mit einem Tanker verglichen hat, ist gut, das ist ein sehr gutes Bild. Für mich hat es die Trägheit gezeigt, es hat auch die Zeitdimension sehr schön vermittelt. Ein Tanker braucht Stunden, um zu wenden. Es heißt nicht, dass er nicht wendet, irgendwann einmal schon. Ich bin bereits das sechste Jahr in diesem Hause und ich kann schon bestätigen: Ja, Änderungen sind möglich. Die Dinge gehen weiter. Die Frage ist, wie lange man dazu braucht und ob es in manchen Fällen dann noch den Menschen nutzt, um die es geht. 

Also da denke ich mir, ja, das Bild ist zutreffend: schwerfällig, langsam und in diesem Fall auch vielleicht dringend reparaturbedürftig, zumindest was das Budget betrifft. Denn von außen sieht unser Tanker super aus. Der ist gerade neu gestrichen worden und wunderbar. Von innen, denke ich mir, würde es vielleicht schon lohnen, ihn einmal zu überholen, und zwar so zu überholen - und da glaube ich schon, dass mir die Stadträtin Recht geben wird, aber wir werden sehen, ich bin gespannt -, indem man ganz einfach die budgetären Spielräume in manchen Bereichen erweitert und indem man Geld von einem Bereich nimmt, wo man es nicht braucht, aber wo man seit Jahren einfach draufsitzt mit dem Argument: Dieses Geld haben wir, das haben wir seit Jahren immer schon bekommen, das ist gut, das ist sinnvoll und das machen wir jetzt. Aber dann fehlt dieses Geld woanders. Ich wüsste wunderbare Beispiele zu bringen, etwa unsere Bäder, die Hunderte Millionen verschlingen, um nur ein kleines Beispiel zu nennen. Ich habe mir sogar ein paar andere notiert, aber die finde ich im Moment nicht. Macht nichts. Es gibt genug, es gibt in dieser Stadt Hunderte Millionen. (Ruf: Garagen!)

Genau, die Garagen! Die Garagen sind ja auch ein wunderbares Beispiel, für die nach wie vor jahrein, jahraus 500 Millionen S unter die Erde vergraben werden. Sie stehen dann vielleicht für Autos zur Verfügung, aber sie werden auch nicht entsprechend genutzt, weil die meisten dieser Garagen ganz einfach viel zu teuer sind. Daher stehen sie die meiste Zeit leer. Und und und. 

Wovon ich also spreche, ist ganz einfach, Geld in die Hand zu nehmen und dieses Geld in jene Bereiche zu investieren, die von der Wiener Stadtpolitik viel, viel später entdeckt worden sind. Und es ist kein Geheimnis, das weiß jeder, gerade Frauenpolitik, gerade Integrationspolitik, übrigens auch Behindertenpolitik, auch Politik für Lesben und Schwule, das sind Bereiche, die schwerst unterdotiert sind, im Vergleich jetzt zum Stadtbudget, weil sie mehr oder weniger verhältnismäßig spät als politische Betätigungsfelder entdeckt worden sind, verglichen mit den traditionellen, lang etablierten Politikbereichen. 

Und weil dieses Budget so starr und unflexibel ist in dem, wie viel Geld von Geschäftsgruppe zu Geschäftsgruppe vorhanden ist, haben wir in dieser Stadt ein Problem. Wir haben teilweise schon den Einblick, dass wir hier Maßnahmen brauchen, aber wir haben das Geld nicht. Und irgendwo nutzt es mir und den Betroffenen in der Stadt zum Schluss wahnsinnig wenig, wenn jemand sich herstellt - was ohnehin schon das Beste ist, was ich erreichen kann - und jahrein, jahraus sagt: Ja, das muss man machen, ja, das wäre gut, ja, machen wir schon!, und in 30 Jahren vielleicht kann ich meinen Enkelkindern erzählen, wie das dann passiert ist, denn vielleicht hat es dann unser Tanker geschafft, die Kurve zu kratzen. 

Ich schließe vielleicht damit ab: Ich habe es ein bisschen satt, jahrein, jahraus von dieser Stelle hier, vom kleinen Schlauchboot aus, den Tanker zu umkreisen und sozusagen zu versuchen, mit dem Lautsprecher irgendetwas mitzuteilen, was teilweise nicht gehört wird, teilweise schon gehört wird, aber nicht umgesetzt werden kann. 

Ich möchte meine Rede damit beenden, aber nicht unerwähnt lassen, dass wir gerade im Budget der Stadt dringend eine Erhöhung der Mittel bräuchten, die für Politik für Lesben und schwule Menschen, aber auch für Transgender Personen in dieser Stadt da sind. Das ist ein Bereich, wo es viel guten Willen gibt, wo es auch jede Menge gute Maßnahmen gegeben hat in den letzten Jahren, aber wo es eklatant an Geld mangelt, und dieser Geldmangel ermöglicht es uns nicht, eine Reihe von innovativen Projekten, die es in anderen Städten vergleichbarer Größe gibt, bei uns auch nur anzugehen. 

Um vielleicht, damit ich das Ganze nicht unkonkret lasse, nur ein Beispiel zu erwähnen: Betreuung von Lesben und Schwulen im Alter, die ja gerade dann unter besonderer Isolation leiden, die ja gerade dann auch vielfach diskriminiert werden - Stichwort Pensionistenwohnheime -, weil sie auch nicht heiraten dürfen in diesem Land und weil sie von da her, selbst wenn sie es wünschten, nicht den Status eines anerkannten Paares, einer Lebensgemeinschaft erhalten können. Gerade hier würde es, wie gesagt, gelten, das auszuprobieren, was anderenorts in Europa längst ausprobiert wird. Aber dazu fehlt das Geld. 

Ein letzter Bereich, wo detto das Geld und vielleicht auch die Einsicht fehlt - ich habe es doch geschafft, 20 Minuten zu sprechen -: Behindertenpolitik. Innovative Behindertenpolitik in der Stadt bedeutet natürlich auch Mittel, Mittel für die persönliche Assistenz, die bis auf weiteres zwar immer in Aussicht gestellt, aber nicht umgesetzt wird, Mittel für Umbauten überall dort, wo man nachträglich feststellt, hoppla, da hat man ja schon wieder auf Behinderte vergessen, wo aber nicht klar ist, wer jetzt umbauen soll und woher das Geld für die teuren Umbauten kommen soll. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Frau Kollegin, darf ich Sie bitten, zum Schluss zu kommen.

StRin Mag Maria Vassilakou: Es ist mein letzter Satz, Frau Vorsitzende. 

Man braucht endlich auch genug Geld, um den Umbau der Haltestellencups rasch und zügig voranzutreiben, denn was nutzen unsere tollen ULFs den Behinderten, wenn sie sie auf Grund dessen, dass der Gehsteig nicht geeignet umgebaut worden ist, gar nicht benutzen können. 

Ich hoffe übrigens, dass nächstes Jahr diese Liste viel, viel kürzer geworden ist und ich daher dann nur mehr 5 Minuten reden muss. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächste ist Frau GRin Lakatha zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte nur kurz auf meine Vorrednerin eingehen, weil ich eigentlich nicht verstehe, warum sie sich so gegen die Polizeireform ausspricht. 

Reform ist eine Änderung und wir wollen weg von der Bürokratie. Wir wollen nicht, dass die Polizisten hinter dem Schreibtisch sitzen, sondern die Polizei soll auf der Straße sein, dass sich die Bevölkerung sicherer fühlt, dass die Eigentumsdelikte zurückgehen, dass der Drogenkonsum zurückgeht oder sich zumindest nicht ausweitet und vor allem, dass sich so hübsche Frauen, wie Sie es sind, Frau Stadträtin, in dieser Stadt wohl fühlen können und dass sie auch unbeschadet nach Hause gehen können. (Beifall bei der ÖVP.)
Zu der Behauptung, dass die Ausbildung darunter leidet, möchte ich sagen, dass lauter gut ausgebildete Polizisten im Dienst sind und dass es an und für sich eine Unterstellung ist, von einer schlechten Ausbildung zu sprechen, denn über unsere Polizei lassen wir ganz sicher nichts kommen. 

Dann wollte ich noch etwas sagen, und zwar zur Integration. Das ist Ihnen ein ganz, ganz persönliches Anliegen. Es ist ein starkes Engagement und Sie wissen, ich schätze Sie sehr. 

Das, was ich aber jetzt nicht verstehe, ist, warum Sie im letzten Ausschuss, im letzten Brauner-Ausschuss, gegen die Dotierung des Integrationsfonds gesprochen haben. Es hat geheißen, die GRÜNEN werden diesem Aktenstück nicht zustimmen. Ich muss sagen, auch wir haben mit manchen Sachen der Integrationspolitik sehr große Probleme, sei es durch Äußerungen des Herrn Vizebürgermeisters oder auch durch den Geschäftsführer dieses Vereins, des Fonds. Aber wir haben diesem Aktenstück zugestimmt, denn dieses Geld ist bitte notwendig, dass mit und für Migranten gearbeitet wird. Und daher werden wir auch im Gemeinderat da zustimmen.

Und wenn Sie das bitte nicht tun, dann muss ich sagen, ist das eigentlich Verrat an einer Idee, denn man kann nicht nur Worte schwingen, sondern man muss auch darauf schauen, dass Geld zur Verfügung steht. (Beifall bei der ÖVP.)
Dass wir diesem Budgetvoranschlag nicht zustimmen, ist inzwischen sicher kein Geheimnis mehr. Wir halten es weder für ein Reformbudget noch für ein zukunftsweisendes. Es ist weder ausgeglichen noch ist es gut. Kredite als Einnahmen zu deklarieren, ist nach der kameralistischen Buchhaltung absolut in Ordnung. Im privaten Haushalt bedeutet aber ein Kredit nur eine kurzzeitige Einnahme, denn dann kommt die Realität und es heißt, Schulden zurückzahlen, und zwar die Schulden mit den Zinsen. 

Und wenn Herr StR Rieder in einer Pressekonferenz noch von einem Schuldenabbau spricht und außerdem von einem Überschuss, ist die Irreführung der Wienerinnen und Wiener perfekt. Denn wenn die Versprechungen der Sozialdemokraten, keine Tarif- und Gebührenerhöhungen vorzunehmen, den gleichen Wahrheitsgehalt haben, wie dass der Strom in Wien billiger wird, dann kann sich die Wiener Bevölkerung im nächsten Jahr auf eine Preislawine gefasst machen. Die ÖVP wird alles unternehmen, um dies zu verhindern, und die Wiener Bevölkerung zeitgerecht von den gebrochenen Wahlversprechen der SPÖ informieren. - Jetzt hätte ich gerne einen Applaus gehabt, aber ich krieg ihn nicht. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.)
Und nun zum Frauenbudget der MA 57. Ich muss sagen, es ist der Frau Stadträtin gelungen, für die MA 57 eine Erhöhung des Budgets festzusetzen. Das ist eine positive Eigenschaft gewesen. 

Neu ist mir die Aussage der GRin Kato, dass 50 Prozent des Frauenbudgets für Arbeitsmarktprojekte verwendet werden. (GRin Sonja Kato: 20 Prozent!) 20 Prozent. Jetzt kann ich aber nicht mehr nachrechnen. Ich kann nämlich nur sagen: 50 Prozent, ungefähr 50 Prozent werden für die Frauenhäuser verwendet. Und wir bekommen ein viertes Frauenhaus, das ist absolut positiv. Aber ich kann nicht sagen, dass dies ein Budget ist, wo es Projekte für die Zukunft gibt und ob alle Sachen, die budgetiert sind, auch wirklich ausgeführt werden. Es sind zwar 6 Millionen S mehr, aber die Führung eines Frauenhauses kostet im Jahr etwa 10 Millionen S. Also ich gehe davon aus, dass wahrscheinlich auch hier Kürzungen im Frauenbudget vorgenommen werden müssen.

Etwas, was wir nicht verstehen und was uns eigentlich empört, ist, dass für EU-Projekte nur ein nicht dotierter Ansatz vorhanden ist. Wir alle wissen, dass die EU-Projekte in der MA 57 im Auslaufen sind. Das letzte Projekt läuft jetzt im Dezember aus, das ist die Frauenarbeitsstiftung. Ich finde, es ist Aufgabe einer Frauenstadträtin, alles zu unternehmen, um Gelder zu lukrieren und Frauen zu helfen. Und Sie haben sich, wie ich gehört habe, nicht einmal bemüht, ein Projekt, wie soll ich sagen, an Land oder über die Grenzen zu ziehen. Und ich finde, man muss alle Möglichkeiten in Anspruch nehmen, auch von der EU Gelder für Frauen in Wien zu bekommen. (Beifall bei der ÖVP.)
Auch aus diesem Anlass sind wir überzeugt, dass das Budget kein innovatives ist. 

Es hat mich übrigens nicht überrascht, Frau GRin Kato, dass Sie zum Teil die Frauenpolitik, und zwar die negative Frauenpolitik, in das Haus nebenan geschickt haben. Sagen wir es so. Sie sind der Meinung, es werden die Frauen weniger gefördert, am Arbeitsmarkt geschieht weniger. 

Ich habe, weil ich das schon vermutet habe, jetzt die neuesten Daten recherchiert. Ich werde Ihnen einige Zahlen nennen, und zwar sind das die Zahlen, die vom Bund für Frauenangelegenheiten gezahlt werden.

Im Jahre 1988 wurden für Frauenangelegenheiten 49,3 Millionen S - das war Prammer noch - veranschlagt. Im Wahljahr, das ja im Allgemeinen ein Werbejahr ist, also da wird noch mehr hineingepumpt, waren es 59 Millionen S. Und jetzt, die Regierung, die Sie angreifen, hat für das Jahr 2002 für Frauenangelegenheiten 68,2 Millionen S bereitgestellt. Wenn Sie der Meinung sind, es ist zu wenig - für Frauen ist alles zu wenig, da gebe ich Ihnen Recht. Ich habe die Unterlagen da, Sie können sie sich nachher anschauen. 

Dann, weil Sie immer die Probleme haben mit den Mitteln für die Interventionsstellen, möchte ich sagen: 1998 sind 27 Millionen S zur Verfügung gestellt worden und 2002 sind für diese Interventionsstellen 41,7 Millionen S vorgesehen. 

Also wenn Sie immer sagen, das Frauenbudget des Bundes wird herabgesetzt, dann ist das einfach schlichtweg falsch. Auch wir haben heute einen Budgetansatz. Aber es ist nicht so, dass weniger ausgegeben wird. Und wenn Sie sagen, im Jahre 1999 wurde so viel ausgegeben, so kann ich Ihnen nur sagen, es ist bekannt, dass vom Konsumentenschutz sehr viel in das Frauenbudget hinübergewandert ist. Ich habe ja gesagt: Ein Wahljahr ist ein Werbejahr. (GR Kurt Wagner: Weil beim Haupt die Sekretärin so viel kostet! Das muss man ja auch dazurechnen!) Na, ich will nicht wissen, wer sonst noch viel kostet, Herr Gemeinderat. (GR Dr Alois Mayer: Die verdient mehr, als der Herr Minister Gehalt hat!)
Ich möchte jetzt noch auf das AMS eingehen, denn auch da gibt es immer die Problematik: Es wird für die Frauen nichts getan. Das sind aber bitte jetzt Unterlagen, die auch bei der Frau Stadträtin aufliegen. Also, dass wir da nicht auch wieder Probleme haben. Und zwar wurden für das Jahr 2002 für das Wiener AMS 1,9 Milliarden S vorgesehen. Für Frauen werden rund 893 Millionen S zur Verfügung gestellt. Ich möchte vor allem sagen, dass das vom Bund bewilligte Geld nie weniger geworden ist, sondern immer kontinuierlich gestiegen ist. Und es laufen immer noch Langzeitförderungen, sodass heuer insgesamt 2,2 Milliarden S zur Verfügung stehen, und 1 Milliarde S davon wird ausschließlich für Frauen ausgegeben. Es wird daher eindeutig nicht weniger Geld zur Verfügung gestellt. 

Dass allerdings innerhalb des AMS umstrukturiert wird und Projekte evaluiert werden, das ist notwendig. Es sind andere Schwerpunkte. Da kann es also ohne weiters vorkommen, dass sich ein Verein beschwert, dass er weniger bekommt. AQUA zum Beispiel wird nicht mehr fortlaufende Kurse bekommen, sondern nur Kursteilnehmerinnen werden gefördert werden. 

Das AMS bemüht sich, Frauen und Mädchen für männerorientierte Berufe zu interessieren und sie auch da auszubilden und nicht in irgendwelche nichtqualifizierte Berufe hineinzustecken. 

Durch den Einsatz der Bundesmittel - und das betone ich noch einmal: die nicht gekürzt wurden - konnte vielen Frauen geholfen werden. Also bitte behaupten Sie nicht, dass wesentlich weniger Geld für die Frauen zur Verfügung steht. 

Trotzdem ist es gerade für die Wiedereinsteigerinnen, die Alleinerzieherinnen, viel schwieriger, in einem Berufsleben wieder Fuß zu fassen, vor allem dann, wenn nicht genügend Kinderbetreuungseinrichtungen vorhanden sind. Und für die 1½‑Jährigen bis 3‑Jährigen sind in Wien viel zu wenig Plätze vorhanden. Die ÖVP wird daher immer wieder die individuelle Betreuungsmöglichkeit für kleine Kinder, wie auch die Tagesmütter vor allem, einfordern. 

Ein Budgetansatz hat mich allerdings sehr überrascht, und zwar sehr unangenehm, ist aber nicht im Frauenbudget. Herr StR Rieder hat davon gesprochen, dass neben den Bildungsausgaben auch die Sozialausgaben leicht erhöht werden. Nur, wie kann mir die SPÖ erklären, dass die Sondernotstandshilfe von 17 Millionen S auf 5 Millionen S gekürzt wurde? Das ist eindeutig im Budget. Sind die Wiener und Wienerinnen plötzlich so viel reicher durch Ihre Politik geworden? - Durch Ihre nicht. Ja, es wird allen Müttern und Vätern in Wien, auch in Wien, durch die Einführung des Kindergeldes geholfen, das sie wesentlich länger erhalten. Und augenscheinlich versucht die SPÖ durch die Einführung des Kindergeldes, die sie ja sowohl auf Bundes- wie auch auf Landesebene, also auf Wiener Ebene bekämpft, das Wiener Budget sang- und klanglos ein bisserl zu sanieren. Es sind bitte immerhin 12 Millionen S, die Sie bei der Sondernotstandshilfe weniger budgetiert haben. So sieht die leichte Erhöhung der Sozialausgaben der Sozialdemokraten aus! (Beifall bei der ÖVP.)

Die Österreichische Volkspartei fordert, dass Einsparungen, die sich durch das Kindergeld ergeben, nicht zur Budgetsanierung, sondern in erster Linie für Bedürftige und dann für Kinderbetreuungsmaßnahmen verwendet werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächste hat sich Frau GRin Kato zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich erteile Ihnen das Wort und möchte Sie nur daran erinnern, dass Sie 3 Minuten Zeit haben.

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Tut mir Leid, dass ich Sie jetzt nochmals korrigieren muss, Frau Lakatha. Ich habe schon versucht, es von der Sitzreihe aus zu tun. 

Ich berufe mich auf eine Anfrage der Abg Mag Barbara Prammer und Genossinnen an den Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen, eingelangt am 7.11.2001 in der Parlamentsdirektion zum Thema: Wie viel Geld gibt der Bund aus für Frauenpolitik? Und hier steht, deutlich nachzulesen - das kann man auch im Internet oder über die Parlamentsdirektion bekommen -:1999 wurden 59 Millionen S - ich runde jetzt - veranschlagt, 86 Millionen S ausgeschüttet, dank der Ministerin, der damaligen Frauenministerin und letzten Frauenministerin Barbara Prammer. 2000 wurden 69 Millionen S angekündigt, das war noch etwas, was durch die Planung von Prammer passiert ist, ausgeschüttet wurden 52 Millionen S - also nicht nur um 7 Millionen S weniger, als 1999 veranschlagt wurde, sondern auch um mehr als 30 Millionen S weniger, als 1999 dann tatsächlich investiert wurde. 2001 wurden dann überhaupt nur noch 52 Millionen S veranschlagt und 2002 nur noch 41 Millionen S. 

Also ich denke, das ist ganz deutlich, dass mit dem Verschwinden der Sozialdemokratinnen aus dem Bereich der Frauenpolitik auch das Budget gesunken ist. Allerdings ist es natürlich nicht nur die Frage, wie viel Geld man für Frauenpolitik zur Verfügung hat, sondern auch, was man damit tut. Und nicht nur, dass die Bundesregierung, die derzeitige, weniger Geld für Frauenpolitik zur Verfügung stellt, dieses wenige Geld wird dann auch noch in eine Männerabteilung investiert. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächste ist Frau GRin Yilmaz gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren ! 

Wien ist vielleicht die am besten verwaltete Stadt der Welt. Meistens erkennen wir es, wenn wir aus unseren Urlauben aus dem Ausland nach Hause zurückkommen. 

Ich stelle diese Erkenntnis an den Anfang meines Redebeitrags, weil die Verwaltung und die Beschäftigten der Stadt oft und an vielen Stellen kritisiert werden. In einigen Fällen ist die Kritik natürlich berechtigt, denn alle Wienerinnen und Wiener haben ein gutes Recht darauf, dass ihre Anliegen unbürokratisch und rasch behandelt werden und dass sie besten Service erhalten. Da kommt es schon vor, dass der eine oder andere Fehler passiert. Und jeder Fehler ist einer zu viel. So lautet der Grundsatz einer modernen und kundenorientierten Verwaltung. 

Wenn wir aber objektiv betrachten, was die Beschäftigten der Stadt Wien tagtäglich leisten, und wenn wir die vielen unspektakulären Selbstverständlichkeiten betrachten, die von den Schneeräumungen über die Abfallentsorgung, vom Brandschutz bis zum Bürgerservice reichen, dann müssen wir zusammenfassend sagen: Was diese 65 000 Frauen und Männer für unsere Stadt leisten, ist einfach grandios. (Beifall bei der SPÖ und der amtsf StRin Mag Renate Brauner.)
Deshalb möchte ich den vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadt an dieser Stelle ein herzliches Dankeschön für ihre Arbeit sagen. Ohne euch wäre Wien halb so lebenswert wie heute! 

Wir SozialdemokratInnen wissen, wie wichtig gute und motivierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für einen funktionierenden Betrieb sind. Wir wissen auch, dass wir als moderne und zukunftsorientierte Stadt eine Vorbildfunktion zu erfüllen haben. Deshalb setzen wir permanent in Absprache mit den Vertretern der Beschäftigten Maßnahmen zur besseren Gestaltung der beruflichen Tätigkeit. Wir wollen, dass sich unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wohl fühlen. Denn nur motivierte Mitarbeiter sind gute Mitarbeiter. 

Deshalb haben wir die Bestimmungen für den Elternkarenzurlaub und die Teilzeitbeschäftigung erleichtert. Die Kinderbetreuung kann nun flexibler gestaltet, der Elternkarenzurlaub in der Dauer von drei Monaten für einen späteren Zeitpunkt aufgeschoben und bis zum Ablauf des 7. Lebensjahres oder spätestens aus Anlass eines späteren Schuleintritts des Kindes verbraucht werden. Weiters besteht die Möglichkeit, den Elternkarenzurlaub in zwei Teilen in Anspruch zu nehmen beziehungsweise in der Dauer von einem Monat gleichzeitig mit dem anderen Elternteil in Anspruch zu nehmen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich will auf einen Bereich unserer Mitarbeiter besonders eingehen, weil er uns allen ganz besonders am Herzen liegt. Wien ist die sicherste Metropole der Welt - noch immer, muss man sagen, obwohl die blauschwarze Bundesregierung 700 Planstellen bei der Wiener Polizei nicht nachbesetzen will. 

Zu dieser Sicherheit in unserer Stadt trägt zu einem guten Teil die Wiener Berufsfeuerwehr bei. Wer 122 wählt, kann mit rascher und zuverlässiger Hilfe rechnen. Die Feuerwehrleute retten Leben unter Einsatz ihres eigenen Lebens und das 365 Tage von 0 Uhr bis 24 Uhr. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das Selbstverständliche ist oft unbedankt, weil wir alle uns daran gewöhnt haben, dass die Männer - und vorläufig noch eine Frau - in den roten Einsatzwägen rasch zu Hilfe kommen, wenn es im wahrsten Sinne des Wortes brenzlich wird. 

Die letzte spektakuläre Aktion war der Brand der Sofiensäle. Es ist nicht selbstverständlich, dass sich das Feuer nicht weiter ausgebreitet hat. Hier haben die Wiener Feuerwehrleute wieder einmal ihre ausgezeichnete Ausbildung und ihren vorbildlichen Einsatz unter Beweis gestellt. Deshalb auch an dieser Stelle ein kräftiges Dankeschön für Wiens zuverlässige Feuerwehr. (Beifall bei der SPÖ und der amtsf StRin Mag Renate Brauner.)
Sie haben ja auch ihr Herz am rechten Fleck. Sie haben für die Kinder und Witwen ihrer Berufskollegen in New York fleißig gespendet und Spenden gesammelt. 

Unsere Feuerwerker haben aber auch ein anderes Zeichen gesetzt. Die Gesamteinnahmen des dritten Tages des jährlichen Feuerwehrfests im September wurden dem Integrationshaus in Wien gespendet. Damit beweisen sie auch, dass sie für Vorurteile und Fremdenfeindlichkeit nichts übrig haben. Hier könnten sich viele, die von Großzügigkeit, Toleranz und Menschenwürde reden, ein Beispiel nehmen. Reden ist wichtig, keine Frage, aber noch wichtiger ist Handeln, und das tun unsere Feuerwehrleute. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir leben in einer Zeit, in der Unangenehmes behübscht wird, indem es mit wohlklingenden Worten versehen wird. Arbeitnehmer werden nicht mehr entlassen oder gekündigt, sondern freigestellt. Drohende Verluste börsennotierter Unternehmen werden als Gewinnwarnung dargestellt und die momentane wirtschaftliche Rezession wird Abflachung der Konjunktur genannt. Das ist vielleicht nett für eine Arbeiterin, wenn sie im Zuge einer Redimensionierung ihres Betriebes abgebaut wird; es ändert aber nichts an der Tatsache, dass sie schlichtweg gefeuert wird. Eine positive Konnotation schaffen, nennen das die Wirtschaftspsychologen. 

Warum gehe ich auf diesen merkwürdigen Trend ein? - Weil die blau-schwarze Bundesregierung diese Entwicklung auf eine denkwürdige Art auf die Spitze treibt. 

Das vom Finanzminister verkündete Nulldefizit ist ja nur ein Beispiel dafür, obwohl wir alle wissen, dass der Bund heuer 20 Milliarden S neue Schulden gemacht hat, die von den Ländern mittels Überschüssen abgedeckt werden. 

Das ist aber noch gar nichts gegen den blau-schwarzen Integrationsvertrag. Verehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! "Integration" ist ein sehr schönes und harmonisches Wort. Es hat mit dem Begriff "integer" und mit dem Lateinischen "ratio", "Vernunft", zu tun. Leider aber hat der Integrationsvertrag der Bundesregierung mit integer oder mit Verstand genauso wenig zu tun, wie die FPÖ mit Regierungsfähigkeit, nämlich nichts. (Beifall bei der SPÖ.)
Diesem Vertrag fehlt erstens die Grundlage jeden Vertrags, nämlich Rechte und Pflichten. In Wirklichkeit bürdet er den ausländischen Staatsbürgern in Österreich ausschließlich Pflichten auf. Ich meine, einfacher und ehrlicher wäre es von dieser Bundesregierung gewesen, den Inhalt des Vertrags auf zwei Worte zu verkürzen, nämlich "schleicht euch". 

Und das Machwerk selbst hätte man aufrichtigerweise nennen sollen "Ausländer-raus-Memorandum" oder "Bleibt-daham-Dekret". 

Es wäre nur gerecht, dass diese von Menschenfeindlichkeit strotzende Regelung irgendwann einmal denen auf den Kopf fällt, die sie erfunden haben. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wien ist anders. Wir setzen auf das Miteinander und wir setzen auf Freiwilligkeit. Uns braucht die Bundesregierung nichts vorzumachen. Wir wissen, wie man funktionierende Integrationspolitik betreibt. Der Beweis sind die Zustände in anderen Millionenstädten. Gettos und Slums sind ebenso Realität, wie fehlende Sicherheit in diesen anderen Millionenstädten. Dass das bei uns nicht so ist, ist das Ergebnis harter, mühevoller Arbeit und einer Politik, die auf das Miteinander setzt.

Mehr als 23 000 Migrantinnen und Migranten haben in den letzten vier Jahren an den Deutschkursen des Wiener Integrationsfonds teilgenommen, und zwar freiwillig, denn die zugewanderten Menschen in Österreich wissen sehr wohl, was sie benötigen, um hier Erfolg haben zu können. 

Die Bundesregierung setzt aber auf zwingende Deutschkurse, die sie, nämlich die Bundesregierung, gar nicht bezahlen will. Das ist nicht nur eine staatsrechtliche Frechheit, sondern auch völlig absurd. Mit denselben Argumenten könnte die Regierung von jedem Linkshänder verpflichtend verlangen, dass sie sich auf eigene Kosten auf Rechtshänder umschulen lassen, oder, was näher liegt, eine verpflichtende Deutschprüfung für alle. 

Es wäre ja nur im Sinne des Prinzips lebensbegleitender Weiterbildung, wenn in ganz Österreich eine Alphabetisierungskampagne gestartet wird, und zwar ebenfalls mit verpflichtenden Deutschprüfungen. Ich würde nicht meine Hand dafür ins Feuer legen, dass jeder hier in Österreich geborene Abgeordnete diese Prüfung besteht. 

Faktum ist, die FPÖ will keine Ausländer, und die ÖVP macht bei diesem Spiel trotz heftiger Kritik ihres Wirtschaftsbunds mit. So einfach ist die Sache. Alle netten Umschreibungen und Verschönerungen der Lage gehen aber an der Realität vorbei. 

Österreich ist für potenzielle Zuwanderer zu einem unattraktiven Land geworden. Gut ausgebildete Zuwanderungswillige suchen sich natürlich Länder aus, in denen sie willkommen sind. Für diese negativen Entwicklungen auf Kosten der Zukunft Österreichs ist einzig und allein die Bundesregierung verantwortlich. 

Ich will meine Rede nicht mit trüben Aussichten beenden, die die ÖVP und FPÖ auf Bundesebene bescheren, sondern mit einem weitaus lebendigeren und angenehmen Thema: die Wiener Märkte. Sie sind nicht nur ein bedeutender Nahversorgungsfaktor für die Bevölkerung Wiens, sondern auch ein beliebter Treffpunkt und Kommunikationsfaktor. Bester Beweis dafür sind die Konsumententage, an denen die Märkte förmlich gestürmt werden. 

Die heurige Werbeoffensive für die Wiener Märkte hat den Wert dieser oft verborgenen Schätze erst so richtig deutlich gemacht. Die Stadt weiß um diese Werte und hat zahlreiche Initiativen gesetzt. So zum Beispiel die abgeschlossene Planung für die Vergrößerung der Blumengroßhalle auf dem Großmarkt Wien-Inzersdorf, die Neugestaltung des Yppenmarkts, die Sanierung und Neugestaltung des Schwendermarkts sowie den Neubau einer zeitgemäßen Abfallentsorgungseinrichtung und eines Trafos auf dem Viktor-Adler-Markt. 

Die 27 ständigen Wiener Märkte sind eine Institution. Jeder Markt hat seinen eigenen unvergleichlichen Flair und jeder Markt hat seine eigenen Spezialitäten und Originale. Um das aufrechtzuerhalten, wendet die Stadt im kommenden Jahr 233 Millionen S auf.

Meine Rede ist zu Ende. 

Im Übrigen möchte ich die Kolleginnen und Kollegen noch einmal daran erinnern: Wir werden im Jahre 2002 das höchste Kulturbudget in der Geschichte der Stadt Wien haben. - Danke vielmals. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau amtsf StRin Mag Brauner gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Herzlichen Dank für die zum Teil recht lebhafte Diskussion. Mein Ressort ist immer gut für auch durch Emotionen geprägte Auseinandersetzungen. Aber es sind gesellschaftspolitisch sehr relevante Fragen, die auch, nicht nur, die breite Palette meines Ressorts darstellen.

Ein bisschen enttäuscht bin ich, und daraus möchte ich kein Hehl machen: Ich habe mir, ehrlich gesagt, ein bisschen eine inhaltlichere Debatte zum Thema Frauenpolitik erwartet. Diese Kritik muss ich vor allem an die erste Sprecherin der GRÜNEN richten. Sie hat gemeint, sie hat sich geärgert, als sie das Budget gesehen hat. Ich habe mich in meiner Hoffnung auf eine konstruktive, sehr kritische - sonst wären ja Sie nicht in Opposition und ich in der Regierungsverantwortung -, aber doch eine inhaltliche Auseinandersetzung getäuscht gesehen. 

Ich habe mich geärgert, dass Sie, Frau Kollegin Vana, die Frauenpolitik und den frauenpolitischen Ansatz - ich habe genau zugehört, welche Worte Sie verwendet haben - auf das Förderbudget für Frauenvereine der Stadt Wien reduziert haben. Das ist eine mehrfach völlig falsche Darstellung. Ich hatte mit Kollegin Vassilakou immer Diskussionen darüber, dass ich mich sogar dagegen verwehre, den frauenpolitischen Ansatz dieser Stadt auf das Gesamtbudget der Frauenabteilung zu reduzieren, weil wir eben nicht nur im Rahmen der Frauenabteilung Politik für Frauen machen, obwohl diese als Lobby, als die, die immer Druck macht, die immer Konzepte entwirft, die immer dahinter ist, dass für Frauen etwas passiert, unendlich wichtig ist. Aber es wäre eine Reduktion des frauenpolitischen Ansatzes dieser Stadt, es auf das Budget der Frauenabteilung zu reduzieren, das immerhin heuer beziehungsweise nächstes Jahr fast 100 Millionen S ausmachen wird. Also so eine Selbstverständlichkeit, wenn ich mir zum Beispiel anschaue, wie die Frauenbudgets in anderen Bundesländern oder auch in anderen Großstädten ausschauen, ist das auch wieder nicht.

Und Sie haben einen doppelten falschen Schritt gemacht und leider ist hier die doppelte Verneinung kein Plus. Sie haben es überhaupt auf das Förderbudget reduziert, wo es nur geht - "nur", sehr wichtig, aber finanziell gesehen - um die Subventionierung und Unterstützung der einzelne Vereine. 

Der Ansatz, den wir in der Stadt haben, geht natürlich sehr viel weiter. Und darüber hätte ich gerne diskutiert. Frau Kollegin Kato hat viele von den Punkten schon angesprochen. Ich hätte gerne diskutiert über die frauengerechte Planung, über die Frauen-Werk-Stadt, über unseren Zugang zur Kinderbetreuung, über das Gleichbehandlungsgesetz, über unsere Frauengesundheitszentren, den 24‑Stunden-Frauennotruf, den Mädchenschwerpunkt in der Jugendarbeit, den 62‑prozentigen Anteil der Frauen an der Sprachoffensive und und und. 

Auch über die Gewaltschutzeinrichtungen. Da kann man darüber diskutieren, was wir noch besser machen können, dazu sind wir gerne bereit. Aber zu sagen, unser Programm des Ausbaus der Gewaltschutzeinrichtungen wäre nicht passiert, und das mit einer niederschwelligen Einrichtung für Prostituierte zu begründen - seien Sie mir nicht böse, aber da haben wir offensichtlich unterschiedliche Zugänge. Wenn ich sage "Ausbau der Gewaltschutzeinrichtungen" meine ich viertes Frauenhaus: abgehakt. Meine ich, Ausbau des 24‑Stunden-Frauennotrufs der Stadt: abgehakt. Meine ich das Gewaltcurriculum, das wir angekündigt haben, auf Initiative der SPÖ-Frauen, bei unserer großen Antigewaltaktion und der großen gemeinsamen Kampagne mit meinen Kolleginnen Laska und Pittermann, gemeinsam mit den wunderbar engagierten Frauen und Männern aus den Spitälern der Stadt Wien: abgehakt. - Das meine ich damit: Das haben wir angekündigt, das haben wir versprochen und das haben wir getan. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und wenn Sie kritisieren, Frau Kollegin Vana, dass die mehrjährigen Subventionen mit den einzelnen Vereinen noch nicht fertig ausgehandelt sind, dann liegt das daran, dass wir nicht über die Vereine drüberfahren, sondern mit den einzelnen Vereinen in einem Gespräch sind und sie fragen: Wollt ihr das oder wollt ihr das nicht? Es gibt nämlich sehr unterschiedliche Auffassungen. Es gibt auch Vereine, die das, aus welchen Gründen auch immer, nicht wollen. Und dann werde ich keine Zwangsbeglückung machen, sondern wir sind in einem Gespräch mit den Vereinen, wie diese Mehrjährigkeit ausschauen kann, wer es will und wer es nicht will.

Und eines möchte ich Ihnen auch sagen: Die Subventionen sind deswegen, weil es Mehrjahresverträge gibt, absolut nicht gesichert. Das zeigt uns das blau-schwarze Beispiel, denn da sind auch jene Vereine und Organisationen, die diese Verträge gehabt haben, knallhart gekürzt oder gestrichen worden, wenn sie nicht in das konservative Konzept der blau-schwarzen Regierung gepasst haben. Ob es diese Vereine weiter gibt, ob sie Unterstützung bekommen, das hängt ausschließlich von den politischen Mehrheiten ab. Und da haben ja glücklicherweise die Wiener und Wienerinnen Anfang dieses Jahres eine sehr kluge Entscheidung getroffen und haben das Überleben, zumindest der Vereine in Wien, gesichert, indem sie eine klare und deutliche Mehrheit für SozialdemokratInnen hier in dieser Stadt gebracht haben. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und wenn Sie sagen, in der Stadt Wien gibt es den Zugang des Gender Mainstreaming nicht und mir dann den Bund als Vorbild vorhalten (GRin Dr Monika Vana: Das habe ich wirklich nicht getan!), dann seien Sie mir nicht böse, ich versuche höflich zu sein, das würde ich als selektive Wahrnehmung einer profilierungsbemühten Oppositionspolitikerin bezeichnen. Denn mir das vorzuwerfen und den Bund als positives Beispiel hinzustellen, angesichts all dessen, was wir heute schon diskutiert haben, das kann ich wirklich nicht verstehen.

Nichtsdestotrotz, Frau Kollegin Vana, haben wir - und Sie haben es ja selber angesprochen -, obwohl auch im Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds von den Grundstatuten her schon dieser frauenspezifische Zugang vorgesehen ist, den Antrag, den Ihre Fraktion eingebracht hat zu einem Gender Mainstreaming-Ansatz, angenommen, weil wir es als Unterstützung betrachtet haben. Genauso gibt es auch schon diese Arbeitsgruppen bei uns im Haus, um Gender Mainstreaming zu verankern. Nichtsdestotrotz werden wir auch Ihren Antrag wieder annehmen und werden uns bemühen, dieses im Interesse der Frauenpolitik und Ihr Engagement im Interesse der Frauenpolitik als Unterstützung zu sehen. Wir werden auch weiterhin die GRÜNEN als BündnispartnerInnen in der Frauenpolitik sehen, obwohl Ihr Stil, Frau Dr Vana, und Ihre Argumente es einem nicht immer ganz leicht machen. 

Herr Dr Ulm! Um zum Integrationsbereich zu kommen. Denn mit Ihrer Argumentation zum Integrationsvertrag möchte ich mich schon gerne, obwohl es meine Kollegin Yilmaz schon getan hat und auch einige andere Vorrednerinnen, noch einmal auseinander setzen, denn es ist leicht, mit Worten wie "Herzlosigkeit" herumzuwerfen. 

Ich muss zugeben, im Zusammenhang mit dem Integrationsvertrag ist mir dieser Begriff auch schon öfter eingefallen. Allerdings, was nicht überraschend ist, in einem anderen Zusammenhang. Mir fällt zum Beispiel dieser Begriff ein, wenn bei uns das Telefon läutet und Zuwanderer weinend anrufen und uns berichten, dass sie so Angst haben, dass sie jetzt womöglich ihre Aufenthaltsberechtigung verlieren, weil sie nämlich ihre Kursbestätigung aus den Deutschkursen verloren haben. Dieser Zwang, dieser Druck, der jetzt mit dem so genannten Integrationsvertrag ausgeübt wird, der ihnen solche Sorge hinsichtlich ihrer Existenz macht, da fällt mir der Begriff "herzlos" ein.

Oder es fällt mir der Begriff "herzlos"2 ein, wenn ich höre - auch heute wieder, absurderweise von Ihnen -, dass sich dieser so genannte "Rucksack", des Nachzugs bei der Familienzusammenführung, angeblich jetzt verkürzt hat. Es ist so absurd, wenn man sich die Zahlen anschaut und wenn man weiß, dass unsere Forderung nach einer Erhöhung der Familienzusammenführungsquote nicht erfüllt wurde, dass insgesamt die Quote wieder gesunken ist und dass die Warteliste in Wien, aber ich weiß es auch von anderen Bundesländern, für die Familienzusammenführung in den letzten zwei Jahren sehr, sehr stark gewachsen ist und sich logischerweise damit auch die Wartezeit verlängert hat. Dann fällt mir der Begriff "herzlos" ein, und ich denke, dass es hier viele Dinge gibt, die wir noch besser machen könnten. Das ist keine Frage. 

Wir könnten zum Beispiel verbessern und damit viel tun für die Zuwanderer, aber nicht nur für die Zuwanderer in dieser Stadt, indem wir gegen Wohnungsspekulanten vorgehen, indem wir hier schärfere Maßnahmen setzen. Aber das geht deswegen nicht, weil Ihre Fraktion gemeinsam mit der FPÖ eine Verschärfung des Mietrechts verhindert und uns damit nicht die Möglichkeit eines effektiven Kampfes gegen Spekulanten gibt, eine Maßnahme, die nicht nur den Zuwanderern, sondern auch allen anderen schadet. 

Und, Herr Kollege Ulm, Sie dürfen sich nicht wundern, wenn Ihnen vorgeworfen wird - nicht Ihnen als Person, aber der Politik, für die Sie hier stehen -, Xenophobie, Provinzialismus und andere Dinge, wo ich schon verstehen kann, dass Sie sich echauffieren. Nur, wenn ich mich an die Diskussion erinnere, die wir im Wiener Integrationsfonds hatten, wo wir darüber gesprochen haben, ob es Sinn macht, mit Zwang Menschen zum Lernen zu bringen - jetzt von der pädagogischen Frage ganz abgesehen -, und Sie haben das dann damit begründet, dass Sie sagen, na, das ist ja nichts Schlimmes, das ist ja auch bei der Schulpflicht so, die Kinder müssen ja auch in die Schule gehen, und das im Zusammenhang mit Zuwanderern, mit erwachsenen Menschen, und diese mit Kindern vergleichen, dann, bitte, dürfen Sie sich nicht wundern, dass Ihnen hier vorgeworfen wird, dass Sie Zuwanderer offensichtlich nicht als das akzeptieren, was sie sind, als selbstbestimmte, eigenständige Persönlichkeiten, die wichtige Mitglieder unserer Gesellschaft sind und die wissen, was für sie gut ist, und die auch wissen, was für die Gemeinschaft gut ist. (Beifall bei der SPÖ.)

Und wenn Sie sagen, der Integrationsvertrag ist schon ein Vertrag, weil die Zuwanderer haben eh so viele Rechte, so hat ein bisschen mitgeschwungen, sollen sie gefälligst ein bisschen dankbarer sein, dass sie überhaupt kommen dürfen. Aber wenn Sie da sagen, die haben eh so viele Rechte, dann möchte ich Ihnen die vier Beispiele noch einmal aufzählen, die Sie gesagt haben. 

Zuwanderer haben so viele Rechte, weil sie pensionsversichert sind. - Ja, sind sie, aber sie zahlen ja auch Pensionsbeiträge.

Sie haben eine Gesundheitsvorsorge. - Ja, sie zahlen aber auch für diese Gesundheitsvorsorge.

Sie sind arbeitslosenversichert. - Ja sind sie, sie zahlen aber Arbeitslosenversicherung.

Und sie haben einen freien Zugang zum Bildungssystem. - Ja, aber sie zahlen auch entsprechend Steuern und, wie wir alle wissen, mehr sogar in unser Gesamtsystem, als sie herausbekommen. 

Das heißt, der Integrationsvertrag an sich ist kein Vertrag, denn hier gibt es nur Pflichten, hier gibt es nur Zwang und vor allem gibt es Angst. Und Angst ist die schlechteste Voraussetzung für ein friedliches Zusammenleben und Angst ist die schlechteste Vorraussetzung für Integration. Und deswegen wehren wir uns gegen diesen Integrationsvertrag und sagen, der hat erstens nichts mit Integration zu tun, und zweitens ist er kein Vertrag. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und Ihre Argumentation gegen das Antidiskriminierungsgesetz finde ich für einen Juristen - ich versuche wieder höflich zu sein - beachtlich, denn hier dann noch zu versuchen, ein bisschen hineinzuhetzen und zu sagen, ich will gegen die eigenen Beamten vorgehen, also das ist ja wirklich eine Argumentation, wo mir eigentlich nur die Begrifflichkeit der Primitivität einfällt. 

Ich darf Sie daran erinnern - und dass ich als Ökonomin das einem Juristen sagen muss, ist ein bissel komisch -: Es gibt eine EU-Richtlinie zum Thema Antidiskriminierung. Es gibt einen internationalen Standard zum Thema Antidiskriminierung. Wir sind sogar verpflichtet, jenseits dessen, dass wir es auch inhaltlich für richtig halten, zumindest wir SozialdemokratInnen, und ich weiß, auch die GRÜNEN, dass wir diese Richtlinie umsetzen wollen, aber auch umsetzen müssen und dass wir hier so weit hinter internationalem Standard her sind. Das von einem Vertreter einer Regierungspartei zu hören, finde ich persönlich beschämend.

Und das Thema Sicherheit. Ich kann es kurz machen, es ist schon so viel dazu gesagt worden. 

Kollege Godwin Schuster wurde des Prophetenseins geziehen und so sehr ich ihn schätze: Prophet ist er keiner. Man muss aber auch kein Prophet sein, um einerseits zu wissen, dass jetzt schon die Situation der Wiener Polizei eine personell äußerst beengte ist, weil es eben 700 Polizisten real zu wenig gibt. Es ist leicht festzustellen, wie sich die zusammensetzen, weil 350 pro Jahr sind immer in Pension gegangen, sind weggegangen, und so viele sind normalerweise aufgenommen worden während der Zeit sozialdemokratischer Innenminister. Und jetzt ist das seit zwei Jahren nicht der Fall. Und man muss kein Prophet sein, um zu wissen: Wenn seit zwei Jahren niemand in der Polizeischule aufgenommen wurde, und wenn man weiß, wie lange die Ausbildung dauert, dann braucht man nicht in die Zukunft sehen zu können, sondern muss einfach zwei und zwei zusammenzählen, um zu wissen, dass sich diese ohnehin schon schwierige Personalsituation in Zukunft noch verschärfen wird. Und dagegen wehren wir uns, denn das, denken wir, gefährdet die so wichtige und bis jetzt noch so gute Sicherheitssituation in Wien.

Und, Herr Kollege Kreißl, wenn Sie gemeint haben, die ÖVP soll zum Thema Sicherheit lieber schweigen, dann mögen Sie schon Recht haben. Aber ich darf Sie schon darauf verweisen, wer in dieser Bundesregierung dafür verantwortlich ist, dass Posten gekürzt werden, und wer dafür verantwortlich ist, dass es diese Einsparungen gibt. Diese Einsparungen haben nämlich eine sehr deutliche Handschrift, und er sagt es ja auch immer mit großer Freude, und das ist der FPÖ-Finanzminister und das ist die Vizekanzlerin, die sehr wohl entgegen dem, was Sie gesagt haben, Verantwortung hat für diese Dienstpostenfrage. Das heißt, die FPÖ hat überhaupt keinen Grund, sich hier als Sicherheitspartei aufzuspielen, denn gemeinsam mit dem ÖVP-Innenminister ist es der FPÖ-Finanzminister und die FPÖ-Vizekanzlerin, die hier Unsicherheitspolitik betreiben, gegen die wir uns als Wiener Kommunalpolitiker und ‑politikerinnen verwehren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und es ist ja eine positive Überraschung, Herr Kollege Kreißl, in Ihnen einen Feministen wiederzufinden, dass Sie sich auf einmal so für die Rechte der Frauen einsetzen. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Bis jetzt ist mir das verborgen geblieben. Aber man muss jedem Menschen zugestehen, dass er sich weiterentwickelt und lernt, und ich freue mich über jede BündnispartnerIn im Zusammenhang mit dem Kampf für Frauenrechte. Ihre Darstellung war auch eine sehr berührende und ich glaube Ihnen auch, dass es diese Situation gegeben hat. Nur, mir ist eine wichtige Frage abgegangen, die Frau Kollegin Vassilakou immer dazwischengerufen hat, aber Sie sind nicht darauf eingegangen: Was tun wir denn jetzt in dieser Situation? - Wir haben eine Analyse, gut, aber meine Aufgabe ist ja jetzt, nicht die Analyse herumzuerzählen, sondern ich bin als Politikerin dafür verantwortlich: Was tun wir jetzt, um diese Situation zu verbessern? Und da haben wir unseren Ansatz mit unseren frauenspezifischen Schulungen.

Und eines sage ich Ihnen: Mit einem Zwang, mit einem Zwang zu Schulungen, mit der Drohung der Ausweisung, wenn sie die Sprache nicht kann, haben Sie dieser Frau gar nicht geholfen. Im Gegenteil, Sie bringen sie in noch mehr Abhängigkeit, weil sie ja auch nicht arbeiten darf.

Und deswegen denke ich, dass unser Weg der richtige ist und dass Ihr Weg kein Weg ist, sonders dass Sie das tun, was Sie leider, vor allem in Wahlkämpfen, immer wieder gemacht haben, nämlich nicht an Lösungen zum Thema "friedliches Zusammenleben zwischen Aus- und Inländern" interessiert zu sein, sondern dieses Thema nur zu benutzen, um Menschen gegeneinander zu hetzen. Und das wollen wir nicht in dieser Stadt und die Wähler glücklicherweise auch nicht. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich würde Sie auch bitten, die Arbeit des Zivilschutzverbands nicht gering zu schätzen. Ich ehre Ihr Engagement dafür und nehme Ihnen das auch sehr gerne ab. Aber stellen Sie es bitte nicht so dar, als ob der Zivilschutzverband nicht jetzt schon sehr viel tun würde. Selbstverständlich bin ich gerne bereit, dass wir uns miteinander bemühen, dass es hier noch mehr finanzielle Mittel gibt. Aber bitte helfen Sie als neu gewählter Vizepräsident auch mit, allen zu erzählen, was für tolle Arbeit der Zivilschutzverband jetzt schon macht, denn die sind genau in den Bereichen, die Sie aufgezählt haben - Information, Aufklärung in den Schulen und und und - unterwegs und leisten hier hervorragende Arbeit, und ich werde mich als neu gewählte Präsidentin sicher bemühen, sie verstärkt zu unterstützen. 

Zur Wortmeldung der Kollegin Vassilakou, die, glaube ich, ein Hinweis auf die Wortmeldung des Vorjahres war, wenn ich mich erinnere, möchte ich zum einen meinen, dass wir in vielen Fragen doch - und ich freue mich, dass das auch von deiner Seite anerkannt wurde - einiges weitergebracht haben. Dass das nicht einfach ist, gerade im Integrationsbereich, erlebt, glaube ich, jeder, der wirklich ein Interesse an der Lösung von Problemen hat und nicht nur mit Schlagworten um sich wirft. Gerade bei dem Beispiel - und da sehen wir die Dinge schon etwas unterschiedlich – "Förderung von Zuwanderern" denke ich, ist sehr viel mehr weitergegangen, als du es in deiner Wortmeldung gesehen hast. Diversity-Managing ist etwas, was wir uns hier in dieser Stadt sehr intensiv vorgenommen haben und auch schon mitten drinnen sind mit unseren Integrationskoordinatoren und ‑koordinatorinnen, mit unseren Antidiskriminierungsschulungen. Da liegt noch viel Arbeit vor uns, das bestreite ich in keinster Weise, aber die Bereichsleitung für Integration ist mitten drinnen in dieser Arbeit. 

Ich denke auch, dass der Vorwurf, dass die Sprachenpolitik nicht innovativ ist, ungerechtfertigt ist. Im Gegenteil: Der Wiener Integrationsfonds hat einen beträchtlichen Teil der Mittel der Sprachoffensive für einen Wettbewerb zur Verfügung gestellt, um genau innovativen Projekten eine Chance zu geben. 

Es stimmt, dass wir im Kulturbereich einen Nachholbedarf haben. Aber mit meinen Wünschen, dass wir verstärkt auf die Bedürfnisse von Zuwanderern Rücksicht nehmen, habe ich bei dem neuen Kulturstadtrat glücklicherweise ein viel, viel offeneres Ohr gefunden, als das bisher der Fall war, obwohl es da auch schon Ansätze gegeben hat, das soll man nicht gering schätzen.

Und das Thema Wohnen, das du angesprochen hast, ist, glaube ich, ein sehr gutes Beispiel, dass der Versuch, Probleme wirklich zu lösen, in der Praxis eben sehr viel komplexer ist, als man es halt in einem einfachen Satz zusammenfassen kann. Denn diese Frage, die du gestellt hast, ist es sinnvoll, im Genossenschaftsbereich Zuwanderer zu fördern, was wir mit der Wohnoffensive gemacht haben, ist es nicht besser, verstärkt in die Sanierung zu gehen, genau das ist die Antwort, die ich immer gebe. Das ist kein Entweder-Oder, wir brauchen alles. Wir brauchen die sanfte Öffnung des Gemeindebaus unter Berücksichtigung der Situation sehr vieler, die hier schon seit langer Zeit auf der Warteliste stehen, und wir brauchen die verstärkte Innovation im Bereich der Genossenschaften, die eine ausschließliche Informationsfrage ist, weil die rechtlichen Voraussetzungen sind völlig gleich. Was wir mit der Wohnoffensive erfolgreich gemacht haben: 20 Prozent derer, die in Genossenschaftswohnungen neu einziehen, sind Menschen, die nicht die österreichische Staatsbürgerschaft haben. Und wir brauchen die Sanierung, und da passiert unendlich viel, Zigmillionen. Wenn ich mir anschaue, was am Gürtel passiert ist, was jetzt passiert im Bereich 2/20/ im URBAN-Projekt, da passiert sehr, sehr viel, und das zeigt eben, dass das kein Entweder-Oder ist, sondern dass wir all diese Maßnahmen einsetzen müssen, je nachdem, wo es am besten ist. 

Und weil ich das URBAN-Projekt erwähnt habe, führt mich das auch zu der Bemerkung der Kollegin Lakatha. Wir nutzen, so weit es uns möglich ist, natürlich EU-Mittel. Milena ist so ein Projekt. Ich bin aber gerne bereit, auch darüber noch weiter zu diskutieren, und bin für jede Zusammenarbeit bereit, um verstärkt EU-Projekte für die Frauen nutzen zu können.

Wo ich dir widersprechen muss oder wo ich es anders sehe, ist die Frage des AMS. Du hast gemeint, in diesem Bereich muss man doch Evaluierungen machen, man muss immer wieder Verbesserungen machen. 

Ja, niemand hat etwas dagegen, dass im AMS evaluiert wird. niemand hat etwas dagegen, dass Maßnahmen verbessert werden. Wogegen wir etwas haben, ist, dass die Bundesregierung aus den Einnahmen der Arbeitslosenversicherung in den Jahren 2001 und 2002 insgesamt 37 Milliarden S abgeschöpft hat, und das in Zeiten, wo wir wissen, dass die Arbeitslosigkeit steigt und wo wir jeden Groschen brauchen. 

Und wir haben etwas dagegen, dass dieses künstlich von der Bundesregierung herbeigeschaffte Defizit von 4 Milliarden S jetzt dadurch abgedeckt werden soll, dass die mit 1,5 Milliarden S dotierte Arbeitsmarktrücklage nicht für die Bekämpfung von Arbeitslosigkeit eingesetzt wird, sondern dafür verwendet wird, um diese Defizite abzudecken und um ein Ziel zu erreichen, von dem keiner weiß, wem es dient, wo man vor allem weiß, wem es nicht dient, nämlich den Arbeitslosen und den Menschen, die Unterstützung brauchen. Wir haben also etwas dagegen, dass diese Arbeitsmarktrücklage jetzt nicht für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit eingesetzt wird, sondern für dieses Ziel Nulldefizit. 

Und wir haben etwas dagegen, dass das dann dazu führt, dass in Wien dem Integrationshaus die Gelder weggenommen wurden und noch dazu die Bundesförderungen rückwirkend. Das muss man sich einmal vorstellen. Wenn das nicht eine klar politisch motivierte Aktion ist, dann weiß ich nicht, wie man das sonst bezeichnen soll. 

Wir haben etwas dagegen, dass das dazu führt, dass den Freunden vom Modenapark, die dort Ausländerberatung machen, das Geld gestrichen wird.

Und wir haben etwas dagegen, dass wichtige Frauenprojekte, wie das ABZ-Wien, auf die Art und Weise unter die Räder kommen.

Wir haben uns sehr bemüht, und das hat meine Kollegin Kato auch schon gesagt, hier, wo immer es irgendwie möglich ist, zu helfen, und ich glaube, es ist gelungen, mit der wirklich tollen Unterstützung der Kollegen und Kolleginnen im ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds hier einzuspringen und diese wichtigen Projekte am Leben zu erhalten, damit sie nicht aus politischen Gründen - denn anders ist mir das nicht erklärbar - vom Bund umgebracht werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe zu Beginn schon gesagt: Mein Ressort ist ein sehr breites, und es tut mir ein bisschen Leid, dass angesichts der gesellschaftspolitischen Brisanz von Frauen- und Integrationsangelegenheiten die anderen Bereiche, in denen wir auch so unendlich viel vorhaben und so unendlich wichtige Dinge tun, ein bisschen zu kurz kommen. 

Dankenswerterweise haben die beiden Rednerinnen meiner Fraktion auch dem Thema "Personal und Konsumentenschutz" entsprechendes Augenmerk geschenkt. 

Der Konsumentenschutz zum Beispiel, um hier nur noch eine Bemerkung zu machen, ist unendlich wichtig. Und wenn hier gesagt wurde, wir sparen nicht auf Kosten der Gesundheit, wie es der Bund tut, dann sind das keine leeren Worte, sondern leider Alltag. Denn wenn Sie sich die Medien gestern angeschaut haben, so werden Sie gesehen haben, dass zum Beispiel der Bund aus finanziellen Gründen, aus Einsparungsgründen, die Bazillenausscheiderkontrolle abschaffen möchte. Das ist etwas, wo der Konsumentenschutz darunter leidet, wo wichtige Hygienemaßnahmen darunter leiden. 

Wir in Wien haben - und dafür steht dieses Budget weiterhin - finanzielle, organisatorische und personelle Mittel für den Konsumentenschutz zur Verfügung gestellt im Marktamt, in der Lebensmitteluntersuchungsanstalt, die hier so wichtige Arbeit leisten, und das soll in Zukunft auch so bleiben. 

Wir haben für den Tierschutz, der in dieser Stadt groß geschrieben wird, mit diesem Budget, die entsprechenden Grundlagen geschaffen. Wir haben die entsprechenden Grundlagen geschaffen, dass unser so tolles und engagiertes Personal auch mit entsprechender Qualität und unter vernünftigen Rahmenbedingungen weiter für die Wiener und Wienerinnen arbeiten kann, dass die Abteilung, die für Staatsbürgerschaftsfragen und die Standesämter zuständig ist, weiter ihren Weg zu einer wunderbaren, bürgernahen, gut verwalteten Abteilung - Stichwort Babypoint - gehen kann, dass die Fremdenrechtsabteilung kundenorientiert und integrationsfreundlich, wie sie es in den vergangenen Jahren vorgelebt hat, agieren kann, dass die Gewerbebehörde ihren Weg weitergehen kann, indem sie sich der modernen technologischen Mittel bedient und man in Wien zum Beispiel innerhalb von Minuten schon sein Gewerbe über Internet anmelden kann, dass der Zentrale Einkauf auch in Zukunft fast unbemerkt, und das zeigt, wie gut er funktioniert, günstig und auch ökologisch orientiert einkauft und dass Wahlen - für uns ist es eine Selbstverständlichkeit, aber in anderen Städten nicht - so perfekt organisiert sind, dass es nie auch nur die geringste Beschwerde gibt. 

Und dass wir eine Feuerwehr haben - und das lassen Sie mich zum Abschluss sagen, weil das der neueste Teil meines Ressorts ist -, die bewundernswert rund um die Uhr unter Einsatz ihres Lebens dafür sorgt, dass die Wiener und Wienerinnen sicher leben, arbeiten und schlafen können und die auch ein großes Herz bewiesen hat - Kollegin Yilmaz hat es schon gesagt -, indem sie 1,1 Millionen S gesammelt hat für ihre Kollegen in New York, zum Teil für deren Kinder und Hinterbliebene nach diesem entsetzlich tragischen Unglück und dem heroischen Einsatz der New Yorker Feuerwehrleute. 

All diese Tätigkeiten und Arbeiten sind, auch wenn sie jetzt in der Debatte ein bisschen zu kurz gekommen sind, hervorragend und nur dank der wunderbaren Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen möglich gewesen.

Und dieses Budget steht dafür, dass dieser positive Weg weitergegangen werden kann und auch entsprechend neue und innovative Projekte im Interesse der Wiener und Wienerinnen gesetzt werden können. Und dafür, denke ich, ist es wert, diesem Budget zuzustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zur Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen.

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen mit der Postnummer 4 (PrZ 62/01-GGS) - das ist der Wirtschaftsplan der Unternehmung "Wiener Krankenanstaltenverbund" für das Jahr 2002 - gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Voranschlag der Bundeshauptstadt Wien und den Wirtschaftsplan des "Wiener Krankenanstaltenverbunds" jedoch getrennt vorzunehmen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

Ich darf die Damen und Herren des Gemeinderats ersuchen, so vorzugehen.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen. 

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mit dem Budget 2002 legt uns die kommende Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund erstmalig einen Wirtschaftsplan vor, von dem Herr GenDior Hauke im Gesundheitsausschuss gemeint hat, er erspart dem Ausschuss und dem Gemeinderat künftig die Behandlung sinnloser Kleinigkeiten. Ich bin mit ihm einer Meinung, es hat keinen Sinn, dieses hohe Gremium mit sinnlosen Kleinigkeiten zu befassen, sondern bin seiner Meinung, dass es zielführend ist, hier Gesundheitspolitik für die Stadt zu machen. 

Daher war ich sehr gespannt, was dieser Wirtschaftsplan, dieses in Zahlen gegossene Vorhaben für die Politik der Krankenanstalten der Gemeinde Wien, nun zu bieten hat und welche Vorhaben hier vorrangig schwerpunktmäßig bedient werden sollen. Das Lesen des Zahlenwerks war allerdings insofern eine herbe Enttäuschung, als die Zahlen in einer derart globalisierten Weise vorgelegt und nicht im Detail aufgeschlüsselt werden, die es schwer, nahezu unmöglich macht, daraus Schlüsse zu ziehen, was das für die einzelnen Sektoren der Krankenhäuser, für die Teilunternehmungen und schon gar für die einzelnen Krankenanstalten der Gemeinde Wien bedeuten sollte. Das ist bedauerlich. 

Ich bin einmal im Ausschuss davon ausgegangen, die Zahlen gibt es. Sie wurden nur, weil uns vielleicht das Kompendium zu schwer ist, nicht vorgelegt und wir werden darüber Aufklärung erhalten, was nun dieses Zahlenwerk für die einzelnen Teilbereich bedeutet. GenDior Hauke hat auf meine diesbezügliche Frage aber gemeint, es hat schon seine Richtigkeit so, das Budget in seiner globalen Aussagekraft muss uns genügen und die einzelnen Teilunternehmungen, die einzelnen Häuser, werden erst zur Verhandlung gebeten, wenn der Gemeinderat seinen Beschluss getroffen hat. 

Ich bin natürlich sehr für diese demokratische Vorgangsweise, nur um hier Beschlüsse zu fassen, brauchen wir interpretierbare, aussagekräftige Vorgaben. So sehr ich der Meinung des Herrn GenDiors Hauke bin, wir sollen uns nicht mit sinnlosen Dingen befassen, so sehr muss ich ihm widersprechen, wenn er meint, globale Zahlen machen auch Globalaussagen möglich. Wir verzichten nicht darauf, zumindest im nächsten Jahr einen detaillierten, einen aussagekräftigen Plan zu sehen, bevor wir tatsächlich in eine substanzielle Debatte über die Krankenanstalten und die Vorhaben eintreten können.

Wenn es zutrifft, was GenDior Hauke sagt, so ist offensichtlich ein Blindflug des Unternehmens nach dem Motto "Wir machen ein Generalbudget und dann schauen wir, was uns zu den einzelnen Bereichen einfällt." geplant. Ich kann es doch nicht glauben! So kann es nicht sein! Wenn es so wäre, dann ist es eine Gefahr für die Gesundheit der Bevölkerung! Und wenn es nicht so ist, was ich eigentlich hoffen muss, dann muss ich als Oppositionspolitikerin aussagekräftige detaillierte Zahlen einfordern!

GenDior Hauke hat uns im Ausschuss auch die wichtigsten Neuerungen mit dieser Unternehmenswerdung präsentiert, das Globalbudget, die Möglichkeit, intern, zwischen den einzelnen Bereichen umzuschichten und vor allem die Fünfjahresvorhabensplanung, die dieses Budget ermöglichen soll. All das braucht, um es tatsächlich in gute Politik umzusetzen, politische Vorgaben. Und politische Vorgaben sind von diesem Haus zu machen, zum Beispiel durch die Debatte und Vorlage eines Wiener Krankenanstaltenplans, der es eigentlich erst möglich machen würde, dass die Unternehmung Krankenanstaltenverbund das Ihre zur Gesundheitsversorgung beiträgt.

Weiters ist den Unterlagen zum Wirtschaftsplan zu entnehmen, dass der Bedarf an Einsparungsmaßnahmen seitens des Krankenanstaltenverbunds im kommenden Jahr 800 Millionen S betragen wird. 800 Millionen S, die - wem immer - als Mangel, als Verzicht, als möglicherweise Nichterfüllung von Leistung an Einsparung im Personal aufgeladen werden müssen. Fragezeichen. Wir wissen es nicht, wer diese 800 Millionen S tatsächlich hereinwirtschaften soll. Und es stellt sich für uns die Frage, wieso man denn das Unternehmen Krankenanstaltenverbund gleich mit einem Rucksack von Schulden in seine neue Selbständigkeit oder Teilselbständigkeit schickt und es nicht in einer Situation starten lässt, die sie kalkulieren lässt, ohne gleichzeitig Schulden abtragen zu müssen. 

Die Sorgen, die die GRÜNEN bei der Entscheidung zur Unternehmenswerdung im Krankenanstaltenverbund geäußert haben, sind mit der Vorlage dieses Wirtschaftsplans nicht ausgeräumt. Wir sehen und befürchten eine Politik, die dieser Ökonomisierung von Gesundheitsleistungen Vorschub leistet, die droht, Gesundheit zu einem verhandelbaren bezahlbaren Gut zu machen. Da gibt es immer welche, die mehr Geld zur Verfügung haben als andere. Das sind Tendenzen, die zu einer Zweiklassenmedizin führen, die die GRÜNEN keinesfalls unterstützen können. 

Im Konkreten werfen die Zahlen, die uns im vorliegenden Zahlenwerk präsentiert wurden, so sehr sie nur global sind, doch einige Fragen auf, die für uns schon interessant wären, sie zu beantworten. Beispielsweise werden gegenüber 2001 zirka 1,9 Prozent Steigerung für die Gehälter veranschlagt, demgegenüber ist aber eine Steigerung für Sozialabgaben, entgeltabhängige Abgaben und Pflichtbeiträge von 9,7 Prozent vorgesehen. Frage: Wieso passt das nicht zusammen?

Was weiterhin für uns offen ist, ist die Frage, in welchem Verhältnis die Leistungen des Krankenanstaltenverbunds zu den anderen Leistungen, die in dieser Stadt durch mobile Dienste, durch Ordensspitäler, durch den niedergelassenen Bereich erbracht werden, stehen sollen und wie die Schnittstellen verwaltet werden. Unsere Sorge, dass die 800 Millionen S Einsparungen von denen möglicherweise getragen werden müssen, die sich am schlechtesten wehren können, ist nicht nur nicht ausgeräumt, sondern mit Gesprächen von Personal in den Einrichtungen durchaus bestärkt. Die Gefahr der verschwiegenen Rationierungen von Gesundheitsleistungen ist auch in Wien an der Tagesordnung. Das ist nicht etwas, was die Gemeinde Wien ausschließlich der schwarz-blauen Bundesregierung als Schuld anheim stellen kann, so sehr wir sie in diesem Punkt unterstützen, aber es gibt Punkte, die in Wien selbst verursacht wurden und in Wien selbst behoben werden müssen.

Lassen Sie mich Beispiele für diese schleichende Mittelverknappung, für die schleichende Rationierung, für die Überbelastung von Personal geben. Ich spreche wieder von einem Bereich, der mir sehr am Herzen liegt. Das ist die Versorgung der hochbetagten, der pflegebedürftigen Menschen in dieser Stadt. Ich habe mit einem Mitarbeiter im Geriatriezentrum Am Wienerwald gesprochen. Er hat sehr authentisch und sehr betroffen gemeint: "Wissen Sie, wir sehen kein Licht am anderen Ende des Tunnels." Die Depression, die Mutlosigkeit der Bewohner und Bewohnerinnen hat ihre Entsprechung in der Depression und Mutlosigkeit des Personals. Da schrillen für mich die Alarmglocken. Wenn es so ist, dass Leistungen, die durch technische und infrastrukturelle Maßnahmen, wie ausreichende Nassräume, wie ausreichende technische Vorkehrungen, erbracht werden können, durch erhöhten Einsatz des Pflegepersonals kompensiert werden müssen, dann trägt das Pflegepersonal irgendwann einmal zu viel an dieser zusätzlichen Last. Die Frau Stadträtin hat selber einmal in einem Interview im "Standard" gemeint: "Es ist schwer, Personal gerade für diese alten, pflegebedürftigen Menschen im ausreichenden Maß zu bekommen." 

Frau Kollegin, das ist ein Problem! Ich sehe an Ihrem Kopfschütteln, dass Sie mir zustimmen. (GRin Anica Matzka-Dojder: Nein, ich stimme Ihnen nicht zu!) - Sie stimmen mir nicht zu, Sie meinen, es ist genug Personal in den Pflegeheimen. Gehen Sie hin! Schauen Sie es sich an! Glauben Sie es den Betroffenen! (GRin Anica Matzka-Dojder: Ich bin dort, Frau Kollegin!) Die Menschen in den Pflegeheimen leben in einem nahezu rechtsfreien Raum. Sie leben in einem nahezu rechtsfreien Raum, denn es gibt noch kein Pflegeheimgesetz, das ihr Leben am Lebensabend in einem ausreichenden Maße regeln würde. Es ist viel vom würdigen Leben, vom würdigen Sterben und würdigem hohem Alter die Rede. Fast ist mir der Begriff schon abgedroschen, wenn er sozusagen nur als kitschige Hinwendung zum hohen Alter verwendet wird und nicht als Auftrag, hier konkrete Maßnahmen in Angriff zu nehmen und umzusetzen. 

Frau StRin Pittermann hat mir gegenüber - sicher auch in diesem Hause und schon andernorts - gemeint, es ist ihr wichtig, ein Pflegeheimgesetz zu erlassen, sie arbeitet daran und sie wird einen Vorschlag vorlegen. Frau Stadträtin, wenn Ihnen dieser Vorschlag ernst ist, dann machen Sie Nägel mit Köpfen. Ein Pflegeheimgesetz in Wien - dazu gibt es grüne Vorschlage - bedeutet eben nicht die Festschreibung des unhaltbaren Zustands, wie er jetzt in vielen Häusern herrscht, sondern bedeutet, einen ganz neuen, einen ganz anderen Zugang menschlich, aber auch im Sinne der Bereitstellung von Ressourcen, gegenüber den alten und hochbetagten Menschen einzunehmen. 

Ich komme noch einmal zurück auf den Kollegen aus dem GZW, mit dem ich gesprochen habe. Er hat etwas für mich sehr Schockierendes gesagt. "Wissen Sie", hat er gemeint, "nicht nur, dass wir die Pflege, die wir zu leisten haben, unter schwierigsten Bedienungen und ohne große Hoffnung erfüllen, sondern wir sind auch der Mistkübel für die sozialen Probleme in dieser Stadt." Ich habe nachgefragt, ob er denn meint und konkretisieren kann, was er hier sagt. Und O-Ton dieses Kollegen, eines sehr bedächtigen Menschen, der nicht hetzen würde, sondern es war Ausdruck seiner Sorge: "Bei uns werden offensichtlich menschliche Probleme" - ich setze es jetzt so unter Anführungszeichen, wie er es selbst mir gegenüber gemacht hat - "endgelagert." Dann hat er von einem Fall gesprochen, von einem jungen Kosovo-Flüchtling, der nach einer Polizeiattacke eine hohe Querschnittslähmung erlitten hat, von der Allgemeinen Unfallversicherung ins Irgendwo entlassen wurde und nun offensichtlich im Geriatriezentrum Wienerwald seinen - soll ich so sagen? - Lebensabend unter 80‑jährigen Dementen verbringt. 24 Jahre, hohe Querschnittslähmung - Endstation Geriatriezentrum Wienerwald. Das kann doch nicht die soziale Einstellung in Wien sein! 

Zweites Beispiel - Psychiatrisch Kranke, Obdachlose, Alkoholiker, Menschen, für die offensichtlich in Wien kein Ort, kein Platz, keine ausreichende Betreuung zur Verfügung gestellt werden kann: Diese Menschen landen im Geriatriezentrum Wienerwald, weil sie offensichtlich irgendeine Art von Betreuung, irgendeine Art von Dach über dem Kopf brauchen. Das ist keine angemessene Umgangsweise mit offenen Problemen, mit schwierigen Menschen in Wien. Die Motivation von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen in einem so schwierigen Ambiente wie einem Geriatriezentrum liegt unter anderem auch darin, dass ihnen Fortbildung und Unterstützung in der Aufarbeitung ihrer Arbeit geleistet wird. Es wird aber an den Fortbildungsmaßnahmen gespart. Sie werden es kaum glauben, die Situation ist so, dass selbst für Teamsitzungen Freizeit verwendet werden muss, weil keine Überstunden dafür bezahlt werden und die Dienstzeit nicht ausreicht. Nun kann man sagen, es muss ja niemand an der Teamsitzung teilnehmen. Erstens findet das angeblich Niederschlag in der Dienstbeschreibung und zweitens sind Teamsitzungen etwas, was Sinn macht in Einrichtungen, was ein wichtiges Instrument der Reflexion der eigenen Arbeit darstellt. 

Somit kommen wir auch in den Ursprungsbereich, in den Krankenanstaltenbereich des Krankenanstaltenverbunds. Viele Einweisungen ins Geriatriezentrum Wienerwald erfolgen auf abenteuerliche Weise. Da werden hochbetagte pflegebedürftige Menschen aus einem Akutspital zu früh nach Hause entlassen, sie sind geschwächt, sie sind nicht im Stande, sich selber zu versorgen. Um nicht zu viel Belegstage anzuhäufen, werden sie zu bald entlassen. Ich spreche jetzt auch von Berichten, nicht dass Sie meinen, ich weiß nichts, ich hätte hier ungedeckte Berichte. Auch das ist Originalton aus dem GZW. Zu Hause sind diese geschwächten Menschen vom mobilen Hilfsdienst sehr schnell als das erkannt, was sie wirklich sind, nämlich dringend betreuungsbedürftig, und werden sofort ins Geriatriezentrum Wienerwald eingewiesen, wo sie eigentlich gar nicht hingehören, denn sie gehörten noch zur Versorgung in das Krankenhaus. Dort sind sie auch oft mit komplexen medizinischen Problemen wie Lungenentzündungen und Dingen, die eigentlich einer normalen Krankenhausintervention bedürfen. Nebenbei - Zynismus am Rande - kostet ihnen das zurzeit etwas, denn zur Finanzierung des Pflegeplatzes wird bis auf 80 Prozent ihres Einkommens zugegriffen. Wenn Sie und ich ins Spital kommen, zahlt es hingegen die Krankenkasse. 

Diese Situation, unter denen das Personal und die Bewohner und Bewohnerinnen im Geriatriezentrum Wienerwald arbeitet, ist sozusagen pars pro toto für andere Einrichtungen, in denen es ähnlich aussieht, eine unhaltbare. Trotzdem wird dem Personal mitgeteilt - auch das wieder ein Originalzitat: "Die Zeit der gebratenen Tauben ist vorbei." Auf meine Nachfrage, was denn hier "gebratene Tauben" wären, ist das die Renovierung des Pavillons VI oder der Ausbau der beiden Dementstationen, wunderbare vorbildliche Projekte. Wenn man allerdings weiß, dass 2 600 oder 2 800 Menschen im Geriatriezentrum Wienerwald untergebracht sind, so ist das doch einstweilen nur ein Tropfen auf den heißen Stein. 

Um dem abzuhelfen, nützen nicht Appelle. Um dem abzuhelfen, nützt nur ein ordentlicher gesetzlicher Rahmen, der Folgendes klarlegt: Bewohner und Bewohnerinnen im Geriatriezentrum sind mitnichten Pfleglinge. Pfleglinge sind sie nämlich in der Heimordnung. Wenn sie je unter das Diktat einer solchen Heimordnung fallen, dann können sie sich fürchten. 

Hier sind einige Paragraphen nur als Beispiel genannt:

§ 9: "Ein Pflegling ist aus dem Pflegeheim zu entlassen, wenn er die Bestimmungen der Heimordnung nach erfolgloser Mahnung durch die Anstaltsleitung weiterhin nicht beachtet."

§ 17: "Der Pflegling ist verpflichtet, den pflegerischen Anordnungen nachzukommen." 

§ 24: "Pfleglinge und Besucher sind zur Einhaltung der Bestimmungen der Heimordnung und zur Befolgung besonderer Weisungen der Organe der Pflegeheime verpflichtet."

Das ist der Tenor des Zugangs zu den Bewohnern und Bewohnerinnen in den Geriatriezentren. Ich bin sehr der Meinung, dass man das Verhältnis regeln muss, dass man den Aufenthalt regeln muss. Aber hier reden wir von Würde, hier reden wir von Selbstbestimmung, von Menschenrechten, wenn wir jetzt fordern, dass dieses Verhältnis auf einen Vertrag und dergleichen gegründet sein muss, in dem die Bewohner und Bewohnerinnen Rechte haben, Rechte sich zu äußern, Recht auf Mitbestimmung und dort, wo sie es selbst nicht mehr können, ihre Angehörigen beziehungsweise für sie Verantwortlichen. 

In diesem Pflegeheimgesetz müssten ein paar minimale Qualitätsstandards definiert und dann eingefordert werden, qualitative Mindeststandards, was die so genannte Hotelqualität betrifft. Das heißt, dass es Intimräume, Rückzugsmöglichkeiten, Privatsphäre für die Bewohner und die Bewohnerinnen geben muss. Sagen Sie mir nicht, die wollen eh gerne unter Leuten sein. Jeder von Ihnen möchte gerne unter Leuten sein, aber manchmal möchten Sie und ich sich auch zurückziehen und privat sein. Es soll nicht dem Zufall obliegen, ob man in ein gut ausgestattetes, modernes Geriatriezentrum oder doch - wie die meisten - in ein Achtbettzimmer mit - wie es der Kollege aus dem Geriatriezentrum Wienerwald gemeint hat - "einbetonierter Zeit" kommt, wo man am Gang sitzt und wartet, dass sein Leben und der Tag vorbeigehen. Das kann es nicht sein! Das kann es nicht sein für Patienten und Patientinnen, die dement sind!

Diese qualitativen Standards sollen - da bin ich ganz der Meinung der Frau StRin Pittermann - einen hohen medizinischen Standard garantieren. Frau StRin Pittermann ist als Ärztin natürlich und mit Recht sehr daran interessiert, dass diese medizinischen Standards für die Versorgung der Pflegebedürftigen einen wichtigen, einen herausragenden Standpunkt einnehmen, doch krank zu sein, sich aufzugeben, hat etwas mit Lebensqualität zu tun. Lebensqualität wird auch durch psychosoziale Betreuung hergestellt. 

Ich sage Ihnen noch eine Einsparung, die leider Platz gegriffen hat: Es gibt im Geriatriezentrum Wienerwald Sozialarbeiter. Man sollte doch meinen, dass die Sozialarbeiter durch die Stationen, für die sie zuständig sind, gehen und schauen, was sie mit den Leuten tun können, für welche Aktivität sie sorgen, wer besondere Betreuung braucht und so weiter. Das ist längst vorbei. Es gibt mittlerweile so wenige Sozialarbeiter, dass es einer schriftlichen Anordnung des Primararztes oder der Primarärztin bedarf, um einen Sozialarbeiter an das Bett einer Patientin zu bringen. Bei so viel "Niederschwelligkeit" - unter Anführungszeichen - sind wahrscheinlich viele Bewohner und Bewohnerinnen schon verstummt - und zwar meine ich jetzt im psychischen Sinne -, bevor der Sozialarbeiter merkt, dass sich jemand aufgibt. Qualität muss im medizinischen Bereich, aber auch in der psychosozialen Versorgung, in der Hotelqualität und in der Qualität der Regelung der Beziehung zwischen Angehörigen, zwischen Heimbewohnern und ‑bewohnerinnen und dem Pflegling, der dann hoffentlich nicht mehr so heißt, und den ihn umgebenden Institutionen gesichert werden.

Frau StRin Pittermann, wenn dieses Pflegeheimgesetz das leistet, was ich jetzt versucht habe zu illustrieren, sind wir zufrieden. Wenn das Pflegeheimgesetz aber das Achtbettzimmer, die Tristesse, den Mangel festschreibt, dann werden wir es bekämpfen, so gut wir es können! Das ist meine Sorge. 

Im Globalbudget des Krankenanstaltenverbunds konnte ich keine Schwerpunktsetzung für diesen Bereich entdecken. Es liegt vielleicht daran, dass diese Schwerpunkte - wie gesagt - noch nicht ausgewiesen sind, aber meine Vermutung geht dahin, dass es für diese schwache Gruppe innerhalb der Gesellschaft in Zeiten der Gewinner und der Maximierung der Leistung vielleicht wieder einmal zu wenig Geld gibt.

Jetzt möchte ich, bevor ich an den Schluss meiner Ausführungen komme, noch einige Anträge einbringen und sie auch begründen. 

Der erste meiner Anträge betrifft den Bereich der Ordensspitäler. Die Ordensspitäler haben eine wichtige, eine anerkannte, eine berechtigte Rolle in der Stadt. Sie sind nicht im Krankenanstaltenverbund mitbetreut, sondern sie beziehen ihre Leistungen aus dem WIKRAF. In diesem Jahr ist für sie ein Betrag von 310 Millionen S - für alle zusammen - vorgesehen, obwohl die Beratungsfirma Solve Consulting im Auftrag der Gemeinde Wien einen Zuschussbedarf von jenseits 500 Millionen S errechnet hat. Sie müssen sich mit 310 Millionen S bescheiden. Das ist schwer genug. In vielen Häusern ist es nicht möglich, damit die Abgangsdeckung zu schließen. 

Aber neben der Tatsache, dass sie mit dem laufenden Betrieb zu wenig Mittel haben, kommt noch eine Verschärfung, dass wie bei den Krankenhäusern der Gemeinde Wien auch viele Ordensspitäler baulich in die Jahre gekommen sind. Diese alte Bausubstanz braucht, um baulich, aber auch technisch-medizinisch am höchsten Standard zu sein, Investitionen. Investitionen wurden einigen Häusern zugesagt und auch schriftlich seitens des WIKRAF zugebilligt. 

Jetzt hat man in dem einen oder anderen Haus zu bauen begonnen und stellt fest, dass für das kommende Jahr - mitten, während diese Baumaßnahmen im Laufen sind - diese Zusage seitens der Gemeinde zurückgenommen wird, und zwar mit einer besonders juristischen Spitzfindigkeit, indem man nämlich begründet, diese Investitionen wurden zwar genehmigt, aber dummerweise waren sie nicht genehmigungspflichtig. Weil sie nicht genehmigungspflichtig sind, kann die Genehmigung jetzt flugs wieder zurückgezogen werden. 

Ich konnte es kaum glauben. Da gibt es Baustellen, das ist fast ein bisschen wie beim Lainzer Tunnel. Jetzt werden die Baustellen stillgelegt, die Malerkübel und die Baugruben eingemottet, denn was nicht genehmigungspflichtig ist, das kann man auch rückgängig machen. Das kann es ja wohl nicht sein! So kann es doch nicht gehen, dass man Zusagen, die auf Treu und Glauben umgesetzt werden, im Vorhaben wieder zurücknimmt! 

Wir beantragen daher, dass die Gemeinde Wien auf juristische Spitzfindigkeiten verzichtet, zu ihren Zusagen steht und die begonnenen Vorhaben und Investitionen in den Ordensspitälern wie geplant fortsetzen lässt. Die Gemeinde Wien möge auch zu der Rolle, die die Ordensspitäler in Wien spielen, dadurch stehen, dass sie ihnen eine adäquate Bedeckung ihrer Leistungen gibt, wobei - auch das muss klar sein - die Ordensspitäler ebenso Leistungskriterien zu genügen haben wie alle anderen. Auch daran werden sie zu messen sein.

Dritter Punkt in unserem Beschlussantrag ist das Orthopädische Krankenhaus in Speising. Jeder weiß, dass es einen Ruf hat, der über die Grenzen der Stadt hinausgeht. Es erfüllt auch einen öffentlichen Versorgungsauftrag. Wer das Haus kennt, weiß, es hat ebenfalls dringenden Sanierungsbedarf. Diese Sanierung muss zum Teil durch Kredite vom freien Markt bedeckt werden. Diese Kredite müssen mit Zinsen bedient werden. Allein die Gemeinde Wien gibt keine Bestandsgarantie für Speising, jetzt sind halt die Kredite teuer. So kann es doch nicht sein, dass man auch noch teure Zinsen für Leistungen zahlen muss, die in dieser Stadt wohl außer Debatte stehen. 

Wir bringen diesen Antrag ein und bitten um Zuweisung an den GRA für Gesundheits- und Spitalswesen.

Drei weitere Anträge - ich halte mich kurz: 

Sie kennen vielleicht den Buddy-Verein. Der Buddy-Verein ist ein Verein, der sich um die Langzeitbetreuung von aidskranken Menschen in Wien kümmert. "Buddy" heißt sozusagen: Gefährte an meiner Seite. Dieser Buddy-Verein arbeitet mit ehrenamtlichen Helfern und Helferinnen und er hat bis Mitte 2000 ein Personal von drei angestellten Personen mit insgesamt 50 Wochenstunden gehabt. Trotz mehrmaliger Subventionsanträge war es nie möglich, eine Subvention seitens der Gemeinde Wien zu bekommen. Bedeckt wurden die Ausgaben des Vereins über Einnahmen aus dem Lifeball-Erlös und durch Spenden. Dieser Verein nimmt der Gemeinde Wien viel an psychosozialer Versorgungsarbeit ab.

Ich habe mich mit Betroffenen und Aktivisten und Aktivistinnen aus der betreffenden Szene unterhalten. Durch die Gott sei Dank verbesserte medikamentöse Versorgung hat sich Aids zu einer Krankheit von einer chronischen Dimension entwickelt. Die Menschen leben länger, aber sie leben auch mit den medizinischen Nebenerscheinungen der Todesangst und den psychosozialen Isolationsfolgen. Hier eine Betreuung zu haben, die gewährleistet, dass man jemand an der Seite hat, der einen nicht in Stich lässt, erfüllt eine wichtige soziale Aufgabe. 

Wir ersuchen jetzt - und zwar im Sinne einer Zuweisung auch dieses Antrags an das Gesundheits- und Spitalswesen -, dass sich die Gemeinde Wien im kommenden Jahr an der Dotierung des Buddy-Vereins für die Infrastrukturmaßnahmen im Ausmaß von 60 Wochenstunden für Personal und die Abdeckung der anfallenden Miet- und Betriebskosten beteiligt. 

Ich schaue auf die Uhr. Geht es noch, Herr Woller, weil Sie schon so seufzen? - Aber es dauert sowieso lange, egal ob ich noch zwei Anträge einbringe oder nicht. 

Es geht um die Erstellung eines Wiener Geburtshilfeplans. Denn wenn wir über die alten Menschen nachdenken, so ist es uns nicht egal, wie es zu Beginn des Lebens aussieht. Sie wissen vielleicht, dass in den vergangenen Monaten hier schon Entscheidungen gefallen sind. Die Geburtshilfestation des Sanatoriums Hera wurde geschlossen. Die Frage ist, wie es mit der Semmelweis-Klinik weitergeht, wenn Herr Prof Wagenbichler in Pension geht. Das Geburtshaus Nußdorf ist akut von Existenzsorgen bedroht. Kurz und deutlich gesagt: Nußdorf steht das finanzielle Wasser bis zum Hals, weil Nußdorf ein Projekt ist, in dem es nicht möglich ist, über die Krankenkasse die Geburtskosten abzurechnen. 

Mir ist schon klar, in erster Linie ist das ein Problem des Gesundheitsministers und der Krankenkassen, aber die Gemeinde Wien hat aus hoffentlich gutem Grund dem Geburtshaus Nußdorf den Gesundheitspreis der Stadt Wien verliehen, also müsste es uns auch wichtig sein, hier Rahmenbedingungen zu schaffen, die auf der einen Seite die Existenz des Projekts sichern und auf der anderen Seite die Notwendigkeit einer qualitativ ganz hochwertigen Versorgung von Risikoschwangerschaften und Risikogeburten.

Dieses breite Spektrum soll abgedeckt werden, und zwar so, dass alle, die gut sind, die gute Arbeit bieten, die die Bedürfnisse der Frauen auch tatsächlich erfüllen, in Wien den gesicherten Platz finden, sowohl was die Abdeckung ihrer Leistung als auch ihre örtliche Situation und sozusagen die Perspektive für die gesamte Wiener geburtshilfliche Versorgung betrifft. Ich glaube, dass wir diesen geburtshilflichen Gesamtplan für die Stadt dringend erarbeiten sollten, bevor wir weitere Schließungen - entweder durch Zeitablauf und finanzielle Probleme in Nußdorf oder durch die Pensionierung von Prof Wagenbichler - einfach quasi als Unglück stattfinden lassen sollten. Wir sollten wissen, was wir wollen, wir sollten wissen, was wir brauchen und dann sollten wir politische Entscheidungen treffen. 

In diesem Sinne beantrage ich die Zuweisung des Antrags "Die Gemeinde Wien möge ein Gesamtkonzept für die geburtshilfliche Versorgung erstellen." in formeller Hinsicht an den Gesundheitsausschuss.

Allerletztes: Ein bisschen weg aus Ihrem Ressort, Frau Stadträtin, aber nur ein bisschen. Das ökologische Auftrags- und Beschaffungswesen ist den GRÜNEN eine Kernaufgabe, ein Kernanliegen. Sie wissen, im Klimaschutzprogramm und mit seiner Implementierung im Ökokauf ist dieses ökologisch motivierte Beschaffungswesen auch ein Anliegen der Stadt.

Erster Wermutstropfen: Das Budget für 2002 sieht für das Ökokaufprogramm, in dem Kriterien für die ökologische Beschaffung erarbeitet und umgesetzt werden sollen, statt 4 Millionen S nur mehr 1 Million S vor. Das ist ein haariger Aderlass im Budget. Das gefällt uns nicht, denn wir glauben, dass es langfristig nachhaltig Sinn macht, umzustellen auf Beschaffung entlang ökologischer Kriterien und nachhaltiger Strukturen. Aber an allem ist nicht immer die Gemeinde Wien schuld und ganz selten nicht einmal der Bund, manchmal ist es die Europäische Union. Die Europäische Union erarbeitet im Moment zwei Richtlinien. Sie sind gerade in dem Dickicht des Codezisionsverfahrens zwischen Parlament und Rat im Entscheidungsprozess. Diese Richtlinien regeln die künftigen Verfahren der öffentlichen Lieferaufträge, Dienstleistungsaufträge, Bauaufträge und im Bereich der Wasserenergie und Verkehrsversorgung sperrige Dinge. Kurz gesagt, es soll darum gehen, das Prinzip des Bestbieters durch das Prinzip des Billigstbieters zu ersetzen. Ich fasse es jetzt sehr kurz zusammen. 

Das kann wohl nicht Politik sein, die wir in Wien und hoffentlich auch nicht in Österreich unterstützen wollen! Das Billigstbieterprinzip würde bedeuten, dass Kriterien der Nachhaltigkeit und der ökologischen Orientierung bei der Erstellung von Ausschreibungsunterlagen und bei der Erstellung von Vergabezuschlägen plötzlich weniger wiegen als die simple Frage, wer der billigste Bieter ist.

Wir wollen, dass die Politik der Gemeinde Wien im Klimaschutzprogramm und im Ökokauf diese Kriterien der ökologischen Bewirtschaftung erfüllt, dass diese Kriterien auch weiterhin handlungsleitende Grundlage unseres Beschaffungswesens sein werden. Sie sind es noch nicht in dem Maß, wie wir das gerne hätten, aber sie sollen es werden und die EU soll uns daran nicht hindern.

In diesem Sinne, nachdem die Kuh noch nicht aus dem Stall ist, sondern die Verfahren in der Europäischen Union immer dauern, weil sie sehr lange dauern, bis sich Rat, Parlament und Kommission einigen, ersuchen wir, dass die Gemeinde Wien das Ihre tut, um auf die Institutionen - einerseits der Bund, der auf Ebene der österreichischen Delegation in der Union verhandelt, und andererseits die EU-Institutionen - einzuwirken, die Formulierung ökologischer Kriterien als Grundlage des Beschaffungswesens nicht durch das Billigstbieterprinzip in Frage zu stellen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Ich bin an den Schluss meiner Wortmeldung gekommen und danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Lakatha. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ehre wem Ehre gebührt, Frau StRin Pittermann! Durch den Briefwechsel, den Sie mit Herrn StR Rieder geführt haben und der durch ein Loch in Ihrer Abteilung in die Öffentlichkeit gelangt ist, haben Sie erreicht, dass das Gesundheitsbudget nicht reduziert wurde. Das ist ausgesprochen gut! Ich hoffe für Sie, dass es bei den Verhandlungen im nächsten Jahr durch Ihren persönlichen Einsatz und die Kompetenz zu einer Erhöhung im Gesundheitsbereich kommt. 

Unser Gesundheitssystem in Wien ist ein ausgesprochen gutes und es wäre völlig falsch, das nicht immer wieder anzuerkennen. Viele Menschen werden in den Spitälern und durch die niedergelassenen Ärzte hervorragend behandelt. Viele werden geheilt. Manche bekommen leider nur eine Linderung. Aber es soll uns trotzdem nicht darüber hinwegtäuschen, dass es darum geht, jetzt schon weitere Maßnahmen zu setzen, wenn wir den teuren Fortschritt auch für die Zukunft sichern wollen. 

Ich möchte nun einige Punkte der ÖVP-Gesundheitspolitik zitieren, denn die Qualität einer Gesellschaft zeigt sich darin, wie sie mit Kranken und Schwachen umgeht. Die moderne Medizin muss sich bei immer besserer Technik und höheren Kosten verstärkt mit menschlicher Zuwendung auseinander setzen. Das bedeutet Sprechen und Aufklärung des Patienten. Der Vorsorge ist Vorrang zu geben. Die Menschen sollen nicht krank werden, sondern möglichst lange gesund bleiben. Hier ist die Mitverantwortung des Bürgers in Bezug auf seinen Lebensstil einzufordern, das heißt Rauchen, Übergewicht, Bewegung. 

Wir unterstützen sämtliche Kampagnen, die gut organisiert sind, und Aufklärung. Vielleicht geht heute oder morgen eine Raucherin oder ein Raucher mit mir in die Apotheke, denn es gibt jetzt ein Abgewöhnungsprogramm, das von der Ärztekammer und von den Apotheken gefördert wird. (GR Dr Herbert Madejski: Das ist vorbei!) Das ist vorbei? Sehen Sie, ich habe gedacht, ich kann jemanden ansprechen, der mit mir hingeht! Also, diese Sachen sind unbedingt notwendig! 

Ein menschlich sein wollendes Gesundheitssystem darf nicht sozial Schwache ausgrenzen. Wir sind strikt gegen eine medizinische Zweiklassengesellschaft. 

Wir sprechen uns auch gegen die gesetzliche Erlaubnis der aktiven Sterbehilfe aus. Wir sind aber sehr für menschliches Sterben, wenn es sein muss, in Hospizen. Hier gibt es in Wien einen sehr großen Nachholbedarf. Wir fordern daher die weitere Einrichtung von Hospizbetten, denn 30 sind in Wien, für eine so große Bevölkerungszahl, einfach zu wenig. 

Dem Wunsch des Bürgers, so lange wie möglich in der eigenen Wohnung zu bleiben, ist bei der Planung Rechung zu tragen. Das heißt, wir fordern die Aufwertung des ambulanten Bereichs, denn nur so ist es möglich, dass die Damen und Herren möglichst lange zu Hause bleiben können. 

Bei den Drogen setzen wir verstärkte Präventionsarbeit in den Schulen ein. Ich finde es ganz toll, dass es jetzt auch in Wien ein Projekt gibt, wo Schüler mit gefährdeten Schülern oder Kollegen und Kolleginnen arbeiten. Das ist wirklich eine sehr gute Sache. Bei den Süchtigen soll das Prinzip "Helfen statt Strafen" Anwendung finden. Dagegen muss der organisierte Drogenhandel stark bestraft werden. 

Dies sind nur einige unserer Grundprinzipien, die wir in die Wiener Gesundheitspolitik einfließen lassen. 

Ich möchte jetzt noch kurz auf den Ansatz "Essen auf Rädern" eingehen. Es steht jetzt bereits in jeder Zeitung, dass dafür wesentlich weniger Mittel zur Verfügung stehen werden. Wir haben uns vorher erkundigt, warum. Die bürokratische Auskunft muss ich Ihnen vorlesen, denn das kann man nicht selber formulieren. Es heißt darin, dass die direkten Zuschüsse an die Essensbezieher, die eine Art Sozialhilfe sind, deshalb niedriger veranschlagt wurden, weil auf Grund des gelieferten statistischen Datenmaterials diesbezüglich weniger Mittel, und zwar angeblich 17 Prozent, erforderlich sind. - Das ist in meinen Augen eine ganz eigenartige Begründung. Wir wissen alle, dass unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger immer älter werden und länger zu Hause, in der gewohnten Umgebung, bleiben und sich möglichst lange selbständig, wenn auch mit Hilfe, versorgen wollen. Es ist daher Aufgabe der Politik, diesem Wunsche Rechnung zu tragen und nicht auf Grund einer eigenwilligen Statistik festzulegen, dass der Bedarf sinkt. Es ist auch das ein Punkt, warum uns die Zustimmung zu diesem Budget unmöglich ist. 

Nun zu einem weiteren Thema, und zwar ist es eines, das schon lange bei uns aktuell ist, aber wir werden nicht nachgeben. Bereits bei der Budgetdebatte im November 1994 hat die ÖVP die Einschränkung der Spitalsambulanzen, die Verbesserung der niedergelassenen Ärzte und enge Kooperation zwischen Ärzten und Krankenhäusern gefordert. Dazu forderte die ÖVP auch immer die echte Vernetzung der Spitäler in Wien. Es ist nicht einzusehen, wieso Untersuchungsergebnisse wie Röntgenbilder, Blutuntersuchungen - ich brauche sie nicht alle aufzählen - nicht sofort von Spital zu Spital abrufbar sind, wenn es notwendig ist.

Das praktische Beispiel habe ich heuer erlebt, und zwar seit Juni 2001. Meine Mutter war zuerst in der Rudolfstiftung, dann im Meidlinger Krankenhaus und dann im Rehab-Zentrum in Lainz. In allen drei Krankenhäusern oder Stationen - wie Sie das nennen wollen - wurden sämtliche Untersuchungen immer wieder neu gemacht, man hat nicht auf vorhergehende zurückgegriffen. Ich möchte erwähnen, meine Mutti wurde überall bestens und fürsorglich versorgt. Wenn ich jetzt "fürsorglich" sage, meine ich das. Sie ist 91 und man hat ihr wirklich bei allem geholfen. Aber die vielen Untersuchungen, diese Doppel- und Dreifachuntersuchungen sind an und für sich ein volkswirtschaftlicher Wahnsinn. Wir verlangen daher, dass die Vernetzung der einzelnen Krankenhäuser umgehend abgeschlossen wird, denn nur so können diese zwei- und dreigleisigen Untersuchungen vermieden werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir setzen uns immer wieder für die Stärkung des extramuralen Bereichs ein, weg von einem zentralistischen Gesundheitssystem zur Stärkung der niedergelassenen Ärzte, die ihre Patienten meist schon viel länger und besser kennen und auch wissen, was alten Menschen fehlt. Der Kontakt ist wahnsinnig wichtig, um bei der persönlichen Betreuung helfen zu können. Es muss auch eine Wahlmöglichkeit geben. Betreuung und Versorgung zu Hause ist nur durch die Ärzte und mobilen Schwestern möglich oder - wenn gewünscht - Betreuung in einer öffentlichen oder privaten Einrichtung. 

Bereits im April 1993 wurde im Wiener Gemeinderat die Errichtung von 20 Gesundheits- und Zentralzentren und 30 geriatrischen Tageszentren beschlossen. Soviel ich weiß, gibt es jeweils nur 9. Frau Stadträtin, Sie haben noch oder nur mehr zwei Jahre Zeit, diese Vorgabe zu erfüllen. 

Diese Zentren sind ungeheuer wichtig. Sie dienen der Unterstützung der niedergelassenen Ärzte, der Patienten, der alten Menschen und auch der kranken Menschen. Es müssen nicht nur alte sein. Es ist deshalb notwendig, dass sich der Krankenhausaufenthalt verringert oder eine Einweisung in ein Pflegeheim erübrigt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Dieses Wiener Gesundheitsbudget ist davon gekennzeichnet, dass es keine Umorientierung im niedergelassenen Bereich gibt, dass diesbezüglich keine Struktur- und Organisationsreformen erkennbar sind. Nur durch eine Rationalisierung kann unser gesundes Gesundheitssystem ohne Qualitätsverlust aufrecht bleiben. Die ÖVP fordert die Stärkung und den Ausbau des extramuralen Bereichs! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Kowarik. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Herr StR Rieder hat gestern bei der Budgetdebatte festgestellt, dass das Budget kein Schönwetterbudget ist. Ich kann dem nur zustimmen. Er hat auch davon gesprochen, dass das Budget mit Mühen erstellt worden ist. Auch da muss ich ihm zustimmen. Und er hat das Budget mit einem Tanker verglichen. Dieser Vergleich, den er gemacht hat, gefällt mir nicht ganz. Ich würde daher einen anderen Vergleich bringen. Der Tanker - wir haben gehört, das ist ja nichts Schlechtes, das ist ein großes Schiff, das eine klare Linie fährt, aber sehr schwer zu steuern ist - ist die Stadt Wien. Dieser Tanker fährt durch die Meere und das Budget ist der Eisberg, der auf diesen Tanker zukommt. Beim Eisberg sieht man bekanntlich immer nur das Schöne, das Weiße an der Spitze. Das wären hier die Belobigungen, die von Seiten der Sozialdemokraten gekommen sind. Das Grausliche, das unter dem Wasser ist, wurde aber nicht besprochen. Und das führt dazu, wenn nicht der Kapitän dieses Schiffes, dieses Tankers, ausgewechselt wird, dass es zum Untergang dieses Tankers kommen kann. 

Zurück zum Gesundheitsbudget: Es ist ganz interessant, dass zum Gesundheitsbudget von Seiten des Finanzstadtrats eigentlich fast kein Wort verloren wurde. Er hat 20 Punkte angeführt, sehr ausführlich über Wirtschaft und alles Mögliche in Wien gesprochen, aber von der Gesundheit hat man in diesen 20 Punkten überhaupt nichts gehört. (GR Heinz Hufnagl: Deswegen ist er auch Finanzstadtrat und nicht Gesundheitsstadtrat!) Bitte, seien Sie mir nicht böse, aber das Gesundheitsbudget ist ein Viertel des gesamten Wiener Budgets. Da ist es vielleicht doch notwendig, dass man ein bisschen ein Wort darüber verliert! (Beifall bei der FPÖ.) 
Noch dazu, wo sich im Rahmen des neuen Budgets einiges getan hat. Es ist ja nicht so, dass es ein Budget ist, das einfach fortgeschrieben wird, wie es früher der Fall war, sondern hier ist der größte Teil dieses Budgets herausgenommen worden und hat im Krankenanstaltenverbund-Wirtschaftsplan seinen Niederschlag gefunden. Dieser Wirtschaftsplan umfasst immerhin ein Budget von 31 Milliarden S. Das ist ganz hübsch und es ist neu, dass das Gesundheitsbudget in dieser Art und Weise ausgearbeitet wird. Das heißt, es hat sich hier einiges getan, denn der Krankenanstaltenverbund wird mit 1. Jänner ein Unternehmen im Sinne der Wiener Stadtverfassung. Das heißt, hier wird eine andere Budgetierung vorgenommen werden. Hier wird nicht mehr nach kameralistischen Gesichtspunkten gearbeitet werden, sondern, könnte man sagen, nach privatwirtschaftlichen oder nach - wie es bei der doppelten Buchhaltung so schön heißt - doppischen Grundsätzen. Das ist sicher etwas ganz Einschneidendes, noch dazu, wo es sich hier um ein Unternehmen handelt, das sozusagen eine riesige Zahl von Subunternehmen vertritt. 

Dieser Wirtschaftsplan ist meiner Ansicht nach sehr dünn und eigentlich noch weniger zu lesen als das bisherige Gesundheitsbudget, das zumindest aufgeteilt war in Allgemeines Krankenhaus und andere Spitäler, aufgeteilt war in Gesundheitsamt und psychiatrische Krankenhäuser und so weiter. Jetzt sind alle Krankenhäuser, psychiatrischen Krankenhäuser und das AKH in diesem einen Heft enthalten, wo man eigentlich nicht nachvollziehen kann, was wirklich geschieht und was sein wird. 

In diesem Zusammenhang möchte ich schon sagen, es ist mir eigentlich nicht ganz klar, in diesem Wirtschaftsplan steht, es gilt auch weiterhin das Prinzip des Globalbudgets. Wir hatten früher schon mehr oder weniger Einzelbudgets. Ich frage Sie, Frau StRin Pittermann, wie das zu verstehen ist. Vielleicht ist es auch darauf zurückzuführen, dass dieser Krankenanstaltenwirtschaftsplan in dieser Art und Weise dargestellt wurde, denn es gibt in Wien bekanntlich keinen Krankenanstaltenplan und man muss wirklich den Generaldirektor vom KAV bewundern, dass er es geschafft hat, erstens netto zu verrechnen und zweitens - das ist sicher etwas ganz Tolles, was in anderen Budgets auch der Fall ist -, dass in Euro verrechnet wurde. Das Nächste ist, dass nach privatwirtschaftlichen Buchhaltungsgrundsätzen zu arbeiten war. 

Man muss sich vorstellen, es ist seit der Gründung dieser Krankenhäuser nur kameralistisch gearbeitet worden und jetzt wird über Nacht alles umgestellt. Das bedeutet ein neues Denken, völlig neue Erfahrungen. Ich glaube nur, dass die verschiedenen Spitäler mit dieser Art und Weise des vorgelegten Wirtschaftsplans nicht auskommen werden, denn es ist meiner Ansicht nach unbedingt notwendig, dass auch ersichtlich ist, was den einzelnen Spitälern budgetiert wird, was dort los ist und wie es vor sich geht. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich glaube doch, dass es darauf zurückzuführen ist, weil kein Krankenanstaltenplan vorliegt, denn letztendlich, wenn man nicht genau weiß, ob es in Zukunft das eine oder andere Spital noch geben wird, ob vielleicht das eine oder andere Spital diese oder jene Investition haben muss, dann wird es auch sehr schwierig sein, pro Spital eine Budgetierung vorzunehmen. Da kann man wahrscheinlich nur eine Globalbudgetierung vornehmen. 

Da möchte ich schon zwei Punkte ansprechen, zwei Spitäler, wo eigentlich schon seit fünf - wenn nicht schon seit mehr - Jahren davon gesprochen wird, dass sie gesperrt werden. Dann werden sie wieder nicht gesperrt. Im Bundeskrankenanstaltenplan sollen sie geschlossen werden. Dann hat man sich wieder dagegen gewehrt, was mich insofern wundert, weil es heißt, wir brauchen in Wien keinen Krankenanstaltenplan, denn für uns Wiener ist der österreichische Krankenanstaltenplan maßgeblich. Bitte, wenn er maßgeblich ist, wird man sich doch auch an diesen halten müssen! 

Da geht es jetzt um die Fragen: Wird die Semmelweisklinik wirklich gesperrt oder wird weiter investiert? Wird die Orthopädie in Gersthof gesperrt oder wird dort auch in Zukunft investiert? - Ich sage ganz ehrlich, es wäre sicherlich bedauerlich, wenn prominente, gute, wichtige Spitäler gesperrt werden, aber Frau StRin Pittermann hat anlässlich der WIKRAF-Sitzung ganz klar festgehalten, dass sie eigentlich gesperrt werden müssen. So sagt sie zum Beispiel, dass es auch notwendig ist, dass man darüber nachdenkt, dass es sehr schwierig sein wird, die Risikopatienten, die zum Beispiel in der Semmelweisklinik auftreten oder sein können, in so einem exponierten Spital zu versorgen und dass es besser wäre, das zu verlegen und zusammenzulegen. Ähnliches ist auch mit dem Orthopädischen Spital der Fall. 

Nun meine ich, diese beiden Spitäler machen wohl gute Arbeit, aber auf der anderen Seite, wenn es notwendig ist und rationell zu vertreten ist, müssen diese Spitäler gesperrt werden. Nur ist es dann notwendig, dass man endlich einmal klare Entscheidungen fällt und nicht über Jahre hindurchzieht und immer sagt, sie werden gesperrt, sie werden nicht gesperrt, wir werden noch prüfen und so weiter und so fort. Ich fordere hier die Frau Stadträtin auf, klare Worte zu sagen und den Wienerinnen und Wienern reinen Wein einzuschenken! (Beifall bei der FPÖ.)
Wenn es hier einen ordentlichen Krankenanstaltenplan gäbe, dann wäre auch die traurige Angelegenheit mit der Schließung der Hera nicht notwendig gewesen. Dann hätte man schon langfristig planen und sagen können, es ist vielleicht sinnvoll, die Geburtenstation zu schließen, aber man kann es nicht so machen, wie man es gemacht hat, dass allen Patienten, die kommen wollten, schon mitgeteilt wurde, dass die Abteilung gesperrt wird und ein offizieller Beschluss noch gar nicht da war. Das hat übrigens in Wien Tradition, dass die Betroffenen in den einzelnen Spitälern als Letzte erfahren, wann ein Spital gesperrt werden soll. Ich erinnere nur an das Preyer'sche Kinderspital. Ich erinnere auch an das Mautner Markhof'sche Spital, wo bis zuletzt die Bediensteten eigentlich nicht wussten, was mit ihnen geschehen wird. (StRin Karin Landauer: Und Glanzing!) Das darf in Zukunft nicht sein und dazu wäre eben ein ordentlicher Krankenanstaltenplan notwendig!

Ich meine, dass in diesem Budget auch ein paar andere Ungereimtheiten enthalten sind, wo man um Aufklärung bitten muss, denn Sie erinnern sich an den besagten Brief, der von der Frau Stadträtin an Herrn Finanzstadtrat Rieder geschrieben wurde, wo unter anderem ein Maßnahmenpapier der MA 47 genannt wird, das angeblich einer bestimmten Wochenzeitung vorliegen soll. Nun wäre es natürlich nicht uninteressant, dieses Maßnahmenpapier auch dem Gesundheitsausschuss vorzulegen, denn schließlich und endlich wollen wir darüber diskutieren, was notwendig ist und was nicht. Ich frage die Frau Stadträtin, ob es so ein Maßnahmenpapier gibt und wenn ja, was darin steht.

Da gibt es dann auch noch eine andere Frage im Zusammenhang mit diesem Brief. Da ist - das ist für das Budget auch nicht ganz uninteressant - davon gesprochen worden, dass bei der Wiener Rettung Budgetposten auf Einnahmen verbucht sind, die es seit 2000 nicht mehr gibt. Das wäre sicherlich interessant zu hören, was da eigentlich passiert ist. Gibt es das Geld? Ist es irgendwie falsch gebucht worden? Ist es verschwunden? Oder was sonst? Noch dazu, wo der Verantwortliche von der Wiener Rettung gesagt hat, er weiß von gar nichts. - Das ist also schon sehr interessant und rückt die Budgetierung des Wiener Gesundheitsbudgets nicht gerade ins beste Licht.

Dann gibt es vielleicht auch noch eine Frage zum Allgemeinen Krankenhaus. Beim Allgemeinen Krankenhaus haben wir immer wieder besprochen und werden wir auch noch in Zukunft darüber sprechen, was eigentlich mit dem Allgemeinen Krankenhaus geschehen wird. Wir hören immer beim Nachfragen, dass es Gespräche mit dem Bund gibt. Diese hat es schon bei StR Rieder gegeben, die wurden begonnen und wieder neu geführt und so weiter und so fort. Was wird wirklich geschehen? - Eines ist geschehen, und das müssen wir festhalten, dass nach dem neuen Wiener LKF-Modell das Allgemeine Krankenhaus um 230 Millionen S weniger bekommt. Da müssen wir nachfragen, warum. Will man das Allgemeine Krankenhaus strafen oder ist das schon die Vorbereitung dazu, dass wir es dem Bund geben wollen oder sonst etwas? 

Weil wir schon vom Allgemeinen Krankenhaus sprechen: Es ist immer wieder davon die Rede, dass der Bund so böse ist und so weiter. Ich möchte festhalten, dass es erst Finanzminister Grasser zu verdanken ist, dass wir, was die Finanzierung des Allgemeinen Krankenhauses betrifft, klare Fronten haben. Es wird natürlich festgestellt, dass es weniger ist als ursprünglich, aber das stimmt nicht ganz, denn, wenn Sie sich erinnern, es hat eine sozialistische Stadträtin, Frau StRin Ederer, einen sozialistischen Finanzminister, nämlich Edlinger, geklagt, dass die Gelder, die der Bund dem AKH schuldig ist, herausgerückt werden. Endlich sind durch Finanzminister Grasser klare Fronten geschaffen worden und es ist, glaube ich, bis 2004 eine Budgetierung von Seiten des Bundes genau geregelt. (Beifall bei der FPÖ.)
Man könnte jetzt eine Fülle von Problemen ansprechen, ich möchte aber nur ein paar Dinge sagen, von denen ich glaube, dass es wichtig ist, dass darüber gesprochen wird. Wir hören immer wieder davon, dass die Stadt Wien so viele Bundesländerpatienten betreuen muss und - diese werden als "Fremdpatienten" bezeichnet -, dass diese Fremdpatienten zu wenig abgegolten werden. Wir hören immer wieder beim Nachfragen im Ausschuss, dass es Gespräche und so weiter gibt, aber es sind meiner Ansicht nach viel zu wenig Gespräche. Es müssten hier nicht nur Gespräche geführt werden, sondern es müsste auch eine Zukunftsplanung sein. Da gibt es diese so genannte Gesundheitsregion Ost, die anscheinend dahinschlummert, denn sonst könnte es nicht passieren, dass wir dauernd vom SMZ-Ost hören, dass es von Kranken oder Krankenhausbesuchern aus Niederösterreich überlaufen wird und dass wir auf der anderen Seite hören, dass in Mödling für Nierenwäsche freie Kapazitäten vorhanden sind, die von Wien nicht genützt werden. Auf der anderen Seite hört man wieder, dass in Wien die Strahlentherapie geschlossen werden muss, weil in Neunkirchen, glaube ich, eine neue Strahlentherapie errichtet werden soll. 

Das ist meiner Ansicht nach alles ein Agieren in die Luft, in den leeren Raum hinein und kann eigentlich im Zeitalter der europäischen Einigung nicht mehr gestattet sein. Wir können es uns einfach nicht erlauben, bei unseren knappen Budgetmitteln, in die Luft hineinzuwirtschaften, ohne dass wir entsprechende langfristige Planung machen, nicht nur regional in Wien, sondern auch für das Umfeld. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir haben vor ein paar Wochen gehört, dass in Wien so genannter Pflegenotstand wieder ausbrechen könnte. Wir haben das, glaube ich, schon vor zehn Jahren gehabt, als es viel zu wenig einheimisches Pflegepersonal gab. Wir haben vor ein paar Jahren das Problem gehabt, dass es passieren konnte, dass der eine oder andere Absolvent dieser Krankenpflegeschulen nicht so leicht einen Posten gefunden hat. Jetzt sind wir wieder in der Situation, dass wir vielleicht zu wenig haben. Nun meine ich aber, dass es notwendig ist, für den Pflegeberuf bei den Jugendlichen entsprechend Werbung zu machen, sie aufzufordern, diesen Beruf zu ergreifen. Die Wiener Schulen sind durchaus noch in der Lage, Schüler und Schülerinnen aufzunehmen. Vielleicht wird man auch mit den Bundesländern reden müssen, weil wenn Schüler und Schülerinnen aus den Bundesländern den Wienern den Platz wegnehmen, wird man zumindest die Bundesländer zur Kasse bitten müssen, dass sie entsprechende Beiträge bezahlen. Es kann nicht sein, dass PflegeschülerInnen aus der Steiermark den Wienern den Platz wegnehmen, wo wir hier in Wien speziell Pflegepersonal brauchen. Ich denke, in einer Zeit, wo in Wien eine Jugendarbeitslosigkeit herrscht, muss es doch notwendig sein, aus dem eigenen Land entsprechend neue Kräfte zu bekommen.

Ich möchte vielleicht noch zwei Punkte ansprechen. Im Laufe der Jahre - wie soll ich sagen? - vergeht langsam auch die Erinnerung an die Gesundheitspolitische Kommission, an die ich wieder erinnern möchte, wo wir wirklich eineinhalb Jahre lang getagt haben. Die ersten Teilnehmer dieser Gesundheitspolitischen Kommission gehen schon in Pension. Ich glaube doch, dass dort eine Reihe von Problemen angesprochen worden ist, die noch immer nicht bewältigt sind, wie zum Beispiel die zukünftige Finanzierung des Gesundheitssystems. Ich verweise noch einmal darauf, dass es in Wien leider keine Gespräche über diese Gesundheitsholding gibt, wo sowohl die Spitäler als auch der niedergelassene Bereich aus einer Hand finanziert werden.

Meine Damen und Herren, eines möchte ich noch anschließen, weil von Zivilschutz gesprochen und auch Temelin mehrfach angesprochen worden ist. Wir wissen, dass vor Jahren, wie der Reaktor in Tschernobyl kaputtgegangen ist, ganz besonders unsere Jugend gefährdet war und dass man vor allem versucht hat, bei etwaigen neuerlichen solchen Unfällen rechtzeitig die Jugend vor radioaktivem Jod zu schützen. Damals hat es die Aktion gegeben, dass sämtliche Apotheken aufgefordert worden sind, die Schulen mit Kalium-Jodid-Tabletten zu versorgen. Das ist etwas, was flächendeckend durchgeführt worden ist. Ich will nicht dazusagen, welche Skandale es am Rande gab, aber Tatsache ist, dass fast alle Schulen - soweit ich weiß - mit Kalium-Jodid-Tabletten versorgt worden sind, nur - das ist jetzt das, warum ich es im Gesundheitsbereich anspreche - haben die armen Lehrer nicht gewusst, was sie mit diesen Tabletten tun sollen. Erstens haben sie weder gewusst, wie sie sie lagern sollen und zweitens wann und wie sie sie verwenden sollen.

Wenn ich sehe, dass Temelin doch strahlen und anscheinend in Betrieb gehen wird, dann ist es sicherlich notwendig, sich verstärkt mit dieser Problematik auseinander zu setzen. Ich fordere hiermit die Gesundheitsstadträtin auf, mitzuhelfen, dass die Lehrer entsprechende Informationen bekommen und wissen, wie sie mit diesem Medikament umzugehen haben, denn erstens ist es altersmäßig gestaffelt, wie eine Einnahme zu erfolgen hat, und zweitens muss die Einnahme sofort erfolgen, denn es hat keinen Sinn, wenn drei Tage, nachdem die Atomwolke von Temelin über Wien gegangen ist, also etwas geschehen ist, diese Tabletten einzunehmen. Ich habe leider keinen Antrag vorbereitet, aber ich kann mir vorstellen, dass wir beim nächsten Mal so einen Antrag bringen, dass die Gesundheitsverwaltung der Stadt Wien in Zusammenarbeit mit der Schulbehörde die Lehrer entsprechend schult. Ich darf nur darauf hinweisen, dass im Jahr 2003 diese Tabletten ablaufen und umgewälzt werden müssen.

Meine Damen und Herren, wir müssen feststellen, dass im Gegensatz zu den Aussagen von den Sozialdemokraten sehr wohl mit Einschränkungen und Kürzungen auch im Bereich des Gesundheitsbudgets zu rechnen ist. Ich denke nur an die reale Kürzung des Budgetzuschusses durch eine mangelhafte Valorisierung der Inflationsrate beim Zuschuss der Stadt Wien, diese 51 Milliarden S. Ich möchte auch die Gefahr ansprechen, dass diese Dinge, die in diesem Geheimpapier - möchte ich sagen - von der MA 47 festgelegt sind, demnächst Wirklichkeit werden. Und ich stelle fest, dass das Budget in keiner Weise das hohe Niveau des Wiener Gesundheitssystems für die Zukunft sichern kann! Wir lehnen das Gesundheitsbudget daher ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Mayer. Ich bitte ihn zum Rednerpult. 

GR Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe mir eigentlich erwartet, dass meine Vorredner nicht so milde umgehen und war eigentlich ein bisschen überrascht, dass wir in vielen Dingen Verbündete gefunden haben, denn wenn ich höre, dass die Freiheitliche Partei dafür eintritt, dass die anderen Bundesländer mehr bei uns mitzahlen sollen, laufen sie bei uns offene Türen ein. (GR Heinz Christian Strache: Das müsst ihr sicherstellen!) Ich werde mich sicher freuen, wenn Sie das gemeinsam mit uns durchsetzen wollen. (GR Heinz Christian Strache: Das müsst ihr sicherstellen!) 

Wenn natürlich Herr Mag Kowarik im Vergleich mit Sepp Rieder, dem Tanker und dem Eisberg, gesagt hat, man muss darauf aufpassen, was unter dem Eisberg ist, so haben wir das getan. Unter dem Eisberg war Ihr Minister Grasser. Wir haben ihn erkannt und Sepp Rieder hat das Schiff hervorragend gelenkt. Wir sind sozusagen nicht dem Untergang ausgesetzt gewesen. Im Gegenteil, Sepp Rieder hat ein hervorragendes Budget erstellt und wir werden es hier auch beschließen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Dass Ihr Minister klare Fronten geschafft hat, ist bekannt. Ich glaube, jeder Österreicher und jede Österreicherin hat es erkannt. Ich nehme auch an, sie werden es auf ihre Art und Weise bei der nächsten Nationalratswahl auch dokumentieren. Die klaren Fronten sind nämlich so, dass es eigentlich nur das Nulldefizit gibt. Das mag zwar gut und schön sein, doch wer hat gesagt, so rasch und unter diesen Bedingungen? - Den Nachteilen, die den Österreicherinnen und Österreichern dadurch entstanden sind, steht eigentlich kein einziger Vorteil gegenüber. Ich denke, die Zeiten, wo sie immer ein Jahr dazulegen und sagen, das war die sozialistische Politik, sind glaube ich vorbei. Jeder hat bereits erkannt, dass es nicht die sozialdemokratische Politik war, die zu diesem Zustand geführt hat, sondern dass die sozialdemokratische Politik dafür gesorgt hat, dass in Zeiten, wo es in anderen Ländern nicht so gut ging, es in Österreich hervorragend zu leben war, dass die Sozialleistungen wirklich gesichert waren und die Bürger mit Fug und Recht zufrieden sein konnten! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ob der für mich überraschende Wechsel vom Kollegen Hahn zur Ingrid Lakatha eine Hietzinger Sympathiekundgebung von ihr war, weil sie gewusst hat, dass ich noch an die Reihe komme, weiß ich nicht. Aber ich bin auch darüber überrascht, dass die Österreichische Volkspartei zum rechten Weg gefunden hat. Denn wenn hier gesagt wird "Prävention bei Drogen - nicht Strafen, sondern Helfen", sind Sie wirklich auf dem richtigen Weg, auf unserem Weg. Vielleicht haben Sie wieder ein wenig umgedacht und wollen wieder mehr mit uns zusammenarbeiten. Sie sind dabei natürlich herzlich willkommen! 

Frau Dr Pilz hat immer wieder viele Dinge gesagt, die uns auch am Herzen liegen. Ich achte wirklich Ihre Vorschläge, die Sie haben, sie sind halt von Ihnen speziell in Richtung GZW vorbereitet gewesen, wobei der Kollege sicherlich von seiner Warte aus vollem Herzen gesprochen haben wird, nur bin ich auch oft im GZW und wir können uns vielleicht in der Meinung treffen, dass dort viel zu tun ist, aber nicht nur dort, sondern auch in anderen Häusern. 

Es ist sicherlich richtig, dass der Hotelcharakter verbessert werden muss. Das kostet sehr viel Geld. Möglicherweise sind Neubauten billiger. Das wird auch oft angesprochen, nur wenn man bedenkt, den Möglichkeiten entsprechend dort etwas zu verbessern, ist es sicher besser, als woanders zu schaffen, denn den Wienerwald, der mitten ins Haus hineingeht und die anderen Ressourcen, die dort vorhanden sind, würde ich sagen, sollten wir dabei nicht vergessen. Wir bemühen uns und ich hoffe, dort gemeinsam eine Lösung herbeizuführen, nur kostet sie Geld und geht nicht so schnell, wie wir beide es uns wünschen.

Eines hat mir nicht gefallen, wie Sie gesagt haben, dass auf Grund der Transferierung vom Spital die Leute dann im Geriatriezentrum die medizinische Betreuung bekommen, die sie brauchen würden. Denn aus dem Spital entlassen wird der Patient - wie wir beide wissen -, nachdem medizinisch das getan ist, was ein Spital tun kann. Dafür haben wir geriatrische Einrichtungen, die sich ganz deutlich - weil das heute auch oft angesprochen wurde - von privaten geriatrischen Einrichtungen unterscheiden, indem sie eine hochwertige medizinische Betreuung bieten, und vor allem eine Betreuung rund um die Uhr. Ich glaube, das kostet viel Geld, das muss es uns aber auch wert sein, nicht wie in manchen privaten Anstalten, dass einmal am Tag, kurz, eine Stunde vielleicht, ein praktischer Arzt für 50 oder 60 Leute vorbeikommt. 

Einen kleinen Irrtum möchte ich aufklären, Frau Dr Pilz. Sie haben von 800 Millionen S minus gesprochen. Es handelt sich dabei um eine Rücklagenauflösung zwecks Deckungserfordernis. Das ist leicht zu hinterfragen. Ich würde sagen, Tatsache ist, dass das Budget, wenn auch gering, aber doch, höher ist als das letzte. Dieser Budgetentwurf der Gruppe Gesundheits- und Spitalswesen ist auch heuer - wenngleich unter erschwerten Bedingungen - erfolgreich wie in den vergangenen Jahren. Es werden unter diesen Rahmenbedingungen Mittel zur Verfügung gestellt, die eine optimale Versorgung der Wienerinnen und Wiener sicherstellen. Es gibt Schwerpunkte. Das sind die Gewährleistung der medizinischen und geriatrischen Versorgung sowie ein gesicherter Qualitätsstandard, den wir in Wien haben. Dieser wird weiterhin gewährleistet werden. 

Vor allem, glaube ich, sollten wir uns auch darin einig sein, den gleichen Zugang zu medizinischen Spitzenleistungen in Wien für alle Wienerinnen und Wiener, also ein klares Nein zu einer Zweiklassenmedizin, zu gewährleisten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Gesundheitsvorsorge muss uns etwas wert sein, aber den Wunsch teilen wir offensichtlich mit vielen hier im Raum. Das heißt, Gesundheitsförderungsprogramme haben einen großen Stellenwert und sind auch budgetär abgesichert. 

Weil man sehr leicht und sehr gerne, aber doch verantwortungslos, mit der Angst der Menschen spielt, wurde die Sicherheit der Arbeitsplätze in den Raum gestellt. Die Sicherheit der über 28 000 Arbeitsplätze im KAV ist uns ein ganz besonderes Anliegen. Unter nicht gerade einfachen Bedingungen werden wir aber dafür sorgen, dass diese Arbeitsplätze sicher bleiben. 

Ebenso werden wir die von uns gerne übernommene Aufgabe der Aus- und Weiterbildung für Ärzte, medizinisches Personal und Pflegepersonen - wenn wir auch wissen, dass viele Bundesländer davon Nutznießer sind - weiterhin durchführen. Wie Sie wissen, sind im Gegensatz zu anderen Bundesländern in Wien die Krankenpflegeausbildungen kostenlos. Sie kosten jedoch uns Wienern 780 000 S pro Absolvent. 

Über die Fluktuation bei den Krankenpflegepersonen wurde vorher gesprochen. Ich möchte darauf hinweisen, dass die derzeitige Ausbildungskapazität im Wiener Krankenanstaltenverbund 90 Prozent der Gesamtausbildungskapazität der Krankenpflegepersonen in Wien umfasst. Der Anteil der SchülerInnen aus den Bundesländern beträgt durchschnittlich 50 Prozent. 70 Prozent davon bleiben nach Absolvierung in Wien tätig. Das heißt, 30 Prozent bilden wir für andere aus. 

Was motiviert aber eigentlich jene Kolleginnen und Kollegen, die dann in Wien, im Wiener Krankenanstaltenverbund, tätig bleiben? - Ganz einfach, die Leistungen dieser Stadt. 

Was leistet die Stadt für die Pflegepersonen, die wir so dringend brauchen und deren Leistungen wir wirklich hoch achten? - Wir bieten Personalwohnungen. Wir bieten danach Hilfe bei der Wohnungssuche. Wir bieten Kinderbetreuungsplätze, wo die bei uns in den Krankenanstalten und Geriatriezentren arbeitenden Kolleginnen und Kollegen wissen, dass ihre Kinder nicht nur gut aufgehoben sind, sondern auch pädagogisch hervorragend betreut werden. Wir bieten ihnen ein umfangreiches Fort- und Weiterbildungsprogramm sowie Sonderausbildungsangebot. Wir bieten vor allem auch den zweiten Bildungsweg für Pflegehelfer an. Da wir natürlich eine familienfreundliche Stadt sind, bieten wir ihnen auch flexible Diensteinteilung und Teilbeschäftigung an, sodass sie auf ihre Familienleben abgestimmte Dienste machen können, soweit das möglich ist. Vor allem bietet die Stadt Wien etwas an, was nicht selbstverständlich ist, aber selbstverständlich sein sollte, nämlich die Einhaltung der Arbeitszeitgesetze und der gesetzlichen Bestimmungen, die wir in jahrelangem Kampf durchgesetzt haben. 

Jedoch hat jedes Ding zwei Seiten. Gut ausgebildete Menschen sind gefragt. So mussten wir seit Beginn des Jahres 2000 im geriatrischen Bereich feststellen, dass es eine Abwanderung gibt, und zwar vor allem von diplomierten Pflegepersonen hauptsächlich in die Schweiz. Wenn wir auch nicht darüber glücklich sind, dass diese Pflegepersonen abwandern, weil sie uns abgehen und wir neue ausbilden müssen, würde ich sagen, es ist auf der anderen Seite aber ein Beweis dafür, dass hier ein äußerst hoher Qualitätsstandard vorhanden ist, denn gerade die Schweiz und ihre Altenpflegeheime suchen sich das beste Personal aus.

Zum Budget selbst, meine Damen und Herren: Auf Grund unserer Maßnahmen in der Vorsorge sowie in der Sozialgesetzgebung der vergangenen Jahrzehnte, wie zum Beispiel Arbeitnehmerschutzbestimmungen, aber auch Rehabilitation und vor allem der gleiche Zugang für alle zu medizinischen Leistungen, ergibt sich eine steigende Lebenserwartung. Unsere Verpflichtung ist es, dafür zu sorgen, dass jene Menschen, die geriatrische Betreuung brauchen, diese in hohem Qualitätsniveau und in ansprechender Umgebung erhalten. Daher wird einer unserer Schwerpunkte der Aus- und der Umbau sowie die strukturellen Maßnahmen in geriatrischen Zentren sein. Natürlich wollen wir dabei vor allem die Kurzzeitpflege fördern, denn ältere Menschen sollen durch unsere Hilfe die Möglichkeit haben, so lange wie möglich zu Hause zu leben, natürlich auch durch Maßnahmen und Möglichkeiten unseres Sozialressorts, wie Heimhilfe, mobile Schwestern, Essen auf Rädern und vieles mehr. 

Weitere Schwerpunkte im Krankenhausbereich werden die Förderung von tagesklinischen Behandlungen sowie eine sinnvolle Konzentration von Leistungen zur Verbesserung der Qualität und Behandlung der Patienten sein, dies vor allem in den Fächern Gynäkologie und Orthopädie. Durch Synergieeffekte und im Allgemeinen - also über alle Fächer hinweg - durch verbrauchssteuernde Maßnahmen werden wir erreichen können, dass es in der Position "Mittel zur ärztlichen Betreuung, Gesundheitsvorsorge" - es handelt sich also um die Medikamente, was den Herrn Apotheker nicht ganz freuen wird, aber er ist jetzt nicht da (GR Dr Herbert Madejski: Er kommt gleich!) - "und Einmalmaterialien" nur eine geringe Erhöhung geben wird. 

Hervorheben möchte ich natürlich auch die Weiterführung des Baus des Geriatriezentrums Favoriten sowie die Realisierung von Projekten im AKH. Es gibt drei Projekte, die dort realisiert werden, sowie den OP-Bereich des Kaiserin-Elisabeth-Spitals und Projekte im Otto-Wagner-Spital. Vor allem weist der Investitionsplan für diese Projekte 141 Millionen EUR aus. 

Wesentlich ist es natürlich auch, dass es qualitätsverbessernde Initiativen gegeben hat, und zwar wurden im vergangenen Jahr insgesamt 200 durchgeführt. Diese schlagen sich natürlich auch auf die Patientenzufriedenheit nieder. Wie wir alle wissen, wird der Patient nach Verlassen des Spitals mittels eines Fragebogens befragt, wie seine Zufriedenheit in jeder Hinsicht war. Ich gebe zu, dass manchmal bei der Verpflegung nicht die Höchstnote erreicht wird. Damit können wir leben, aber auch das müssen wir noch verbessern. Die Spitäler, die Pflege, die ärztliche Leistung, aber auch der Hotelcharakter haben jedoch ein hervorragendes Zeugnis bekommen!

Zur Drogenpolitik wurde heute schon etwas gesagt. Auch das ist ein Bereich, der uns sehr am Herzen liegt. Wien ist anders, auch in der Drogenpolitik. Wir haben gehört, dass in Wien die Zahl der harten Drogen konstant beziehungsweise rückläufig ist, was in den anderen Bundesländern nicht der Fall ist. Es wird wahrscheinlich unter anderem auch daran liegen, dass wir ein anderes Konzept haben. Unsere Prämisse ist, wir wollen helfen und nicht strafen. Offensichtlich liegen wir mit diesem Konzept richtig und wir werden auch in Hinkunft diesen Grundsatz fortführen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Was uns wirklich Sorge macht, ist jene Sache, dass, wenn Menschen, die uns brauchen, mit ihren medizinischen Problemen zu uns kommen, da sie wissen, dass Wien mit seinen Spitälern Spitzenmedizin internationalen Standards bietet, sie aus anderen Bundesländern zu uns kommen, größtenteils eigentlich aus Niederösterreich. (GR Gerhard Pfeiffer: Auch aus dem Burgenland!) Auch aus dem Burgenland, richtig. Sie sind in der Statistik und in der Grafik als so genannte "Gastpatienten" ausgewiesen. Nun sind wir Sozialdemokraten natürlich der Meinung, dass jedem, der Hilfe braucht, auch geholfen werden muss. Jedoch besteht irgendwie der Eindruck, dass manche Bundesländer das ein wenig ausnützen.

Ich darf Ihnen ein paar Beispiele sagen: 

In der Orthopädie gibt es 700 Betten in Wien, eine Auslastung von 82 Prozent, 30 Prozent Gastpatienten. 

Gynäkologie: 809 Betten, Auslastung: 70 Prozent, 20 Prozent Gastpatienten. 

Wesentlich und sehr deutlich darstellend Strahlen: Strahlengeräte gibt es in Wien derzeit 13, darin sind bereits der Gammaknife und zwei Telekobalt inkludiert, Auslastung: voll, Gastpatienten: 39 Prozent. Verglichen damit gibt es in Niederösterreich drei Stück, Wiener Neustadt, davon eines finanziert durch das Burgenland. Jetzt wissen wir auch auf Grund der letzten Volkszählung exakt, dass das Burgenland und Niederösterreich gemeinsam sicher mehr Einwohner haben als Wien, aber sie kommen offensichtlich mit drei aus. 

Dialyse: Es gibt 82 Plätze. Außer im Hanusch Krankenhaus wird bereits mit drei Schichten gefahren. Das heißt, der Letzte, der an die Reihe kommt, kommt gegen drei Uhr in der Früh aus dem Spital hinaus. Aber Mödling ist frei, was eigenartig ist. Woanders wird gesagt, sie kommen hinein, aber wenn Mödling frei ist, könnte man vielleicht ein paar Gastpatienten dort unterbringen. 

Neurochirurgie: 155 Betten, Auslastung: 94 Prozent, 47 Prozent Gastpatienten.

Herzchirurgie: 113 Betten, Auslastung: 91 Prozent, 47 Prozent Gastpatienten und so weiter und so fort.

Neurologisches Krankenhaus am Rosenhügel - ich möchte es nicht zu lange machen -: 200 Betten, Auslastung: 85 Prozent, Gastpatienten: 26 Prozent.

Nun, meine Damen und Herren, wenn ich auch zur Kenntnis nehme, dass sich Herr Lhptm Pröll ganz rührend um Wiens Straßen kümmert und sich Sorgen macht, ob seine niederösterreichischen Bürger durch eine Parkspur behindert werden, oder ob es ein Vorteil für sie ist, und blitzschnell reagiert, dann ist ... (GR Mag Wolfgang Gerstl: Auch euer Landeshauptmann hat es eingesehen!) 
Wissen Sie, Herr Kollege, der Unterschied ist, wenn es unser Landeshauptmann eingesehen hat (GR Gerhard Pfeiffer: Dann stimmt's!), dann ist es mit Fug und Recht seine Aufgabe. Es wird sicherlich auch richtig sein, wenn er etwas einsieht, wobei man jetzt nicht die Parkspur diskutieren sollte, weil dabei gibt es verschiedene Ansatzpunkte. Eigentlich haben wir uns noch nicht um die Landesstraßen in Niederösterreich gekümmert. Vielleicht sollte man das machen, um von eigenen Problemen - sollten wir einmal welche haben, aber wir haben Gott sei Dank keine - abzulenken. 

Lhptm Pröll kümmert sich wirklich rührend um solche Dinge. Es ist schon ganz klar, dass das kein Geld kostet. Aber Strahlen- und Dialysegeräte kosten Geld. Ich würde mir wünschen, dass er sich darum kümmert, dass hier eine Kostenbeteiligung des Landes Niederösterreich in einer angemessenen Höhe stattfindet. In jahrelangen Verhandlungen kommt immer wieder heraus, es wird verhandelt und es werden gemeinsame Planungen gemacht, es wird gebaut, es wird doch nicht gebaut, es wird vielleicht gebaut. Das macht gerade die Planung in Wien nicht leicht. So lange der Herr Landeshauptmann nicht konkret äußert, wann und wo er etwas bauen wird, werden wir ein Problem mit unserer Planung haben, wie weit wir Vorschau für niederösterreichische und burgenländische Patienten treffen müssen, denn da gibt es einen Schneeballeffekt. Von drei Geräten zahlt eines das Burgenland. Das stimmt proportional nicht so richtig, wenn man die Einwohnerzahl vergleicht, aber bitte. Der Rest kommt nach Wien. Die Menschen verstehe ich und wir werden ihnen auch helfen, nur irgendwo stimmt doch etwas in der Überlegung der Bundesländer nicht, Niederösterreich und Burgenland ausgenommen, denn die zahlen ihren Anteil.

Wir sind durchaus der Meinung, dass eine Konzentration von spitzenmedizinischen Leistungen in einem Ballungsraum Sinn macht. Eine bessere Nutzung von Ressourcen, Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten sowie flächenübergreifende Möglichkeiten an einem Standort von Hochleistungszentren sind sicher optimal. Sie müssen allerdings - wie schon gesagt - von allen Nutznießern mitfinanziert werden. Es sind daher auch die politisch Verantwortlichen anderer Bundesländer und vor allem des Bundes aufgefordert, ihren Beitrag zu leisten. Allenfalls wenn sie das nicht wollen, müssen sie ihren Wählern sagen, dass sie andere Modelle bevorzugen. Ich weiß nicht welches, eines von Großbritannien oder den Vereinigten Staaten. Wir wollen das nicht. Unsere sozialdemokratische Meinung ist, das Beste, das die Medizin bieten kann, ist gerade gut genug für unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger! Wir können mit Fug und Recht behaupten, wir in Wien bieten es auch! (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine Damen und Herren, wir sind stolz auf unsere Spitäler in Wien, auf die Leistung der dort arbeitenden Menschen! Es ist uns eine Verpflichtung, weiterhin dafür die Rahmenbedingungen zu gewährleisten!

Zum Schluss möchte ich mich noch bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Krankenanstaltenverbunds - damit meine ich natürlich alle Spitäler, alle Bediensteten, aber auch die Zentrale - für die hervorragende Arbeit bedanken, die sie leisten und sie bitten, sich nicht durch Aussagen verunsichern zu lassen, die wir heute bereits gehört haben und vielleicht noch hören werden. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau GRin Dr Pilz gemeldet. - Bitte schön.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Tatsächliche Berichtung Nummer eins: Herr Kollege Dr Mayer, was das GZW betrifft und diese Einweisung durch den Hilfsdienst, habe ich natürlich nicht gemeint, dass im GZW keine ausreichende medizinische Versorgung gewährleistet worden wäre. Was ich hingegen gemeint habe - ich hoffe auch, dass das so angekommen ist, sonst möchte ich es noch einmal ganz klar machen -, ist, es ist nicht Aufgabe des GZW, akute medizinische Hilfe zu leisten, sondern in der langfristigen Pflege zu wirken. Also Menschen, die zu zeitig aus Akutspitälern entlassen werden, sollte man erstens vermeiden und zweitens sollten sie in einem solchen Fall auch wieder in die selbigen zurückkehren und erst dann ins Pflegeheim, wenn es Sinn macht.

Zweite tatsächliche Berichtigung - zu den 800 Millionen S: Wir können die Rücklagen auflösen. Vielleicht ist es auch nicht anders möglich, die Defizite abzudecken, als dass man das Silber des Krankenanstaltenverbunds auflöst. Im Ausschuss allerdings, Herr Dr Mayer, ist uns gesagt worden, das ist eine Finanzierungslücke, die vom Krankenanstaltenverbund als Unternehmung selbst kompensiert werden muss. - Erste Aussage aus dem Ausschuss.

Zweitens zitiere ich jetzt aus dem Statut oder zumindest aus dem Akt, im Auftrag an das Unternehmen Krankenanstaltenverbund: "Langfristig müssen Aufwendungen mit den Erträgen zur Deckung gebracht werden." So ist es ja nicht. Diese 800 Millionen S stehen so oder so im Raum. - Danke schön. 

Vielleicht noch eine ganz persönliche Bemerkung an die Frau Stadträtin. Sie friert offensichtlich auch so wie ich. Vielleicht kann man hier im Saal mehr heizen. (GR Gerhard Pfeiffer: Uns ist nicht kalt! Bitte mehr anziehen!) In der letzten Bank ist es saukalt und es zieht. (GR Gerhard Pfeiffer: Bei uns ist es heiß! Kommen Sie zu uns!) Bitte nicht ins Protokoll (GR Kurth-Bodo Blind: Die Luft ist auch schlecht herinnen!), aber vielleicht kann irgendjemand etwas tun. Es bläst schrecklich!

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Jerusalem. - Bitte.

Sie kommt zum Rednerpult, Bewegung, Dynamik und keine Kälte. (GR Dr Herbert Madejski: Vielleicht zweimal ums Rednerpult laufen!)

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich bin die Falsche, mir ist nicht kalt.

Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die GRÜNEN wollen etwas in der Drogenpolitik, und was das genau ist, möchte ich jetzt in aller Kürze deponieren. (GR Gerhard Pfeiffer: Nicht schon wieder!) Es überrascht Sie nicht. (GR Gerhard Pfeiffer: Nicht schon wieder!) Ich habe Sie lange, in vielen Sitzungen völlig verschont, habe es nicht mehr gesagt, aber heute kommt es wieder einmal. (GR Gerhard Pfeiffer: Nicht schon wieder!) Ich werde Sie mit vier Themen befassen.

Das Erste, was wir wollen, ist, dass Cannabis als Medizin endlich in Wien zugelassen wird.

Das Zweite, was wir wollen, ist, dass sich Wien eindeutig positioniert und sagt, wir wollen, dass Cannabis legal wird.

Das Dritte, was wir wollen, ist, dass es ein Heroinmodell im Anklang an das gibt, was es vielfach in der Schweiz gibt, sich sehr bewährt hat und wo wir glauben, auch Wien könnte ein erfolgreiches Heroinmodell auf die Füße stellen.

Das Vierte, was wir wollen - das ist mir jetzt besonders ernst, ich will, dass dieses Problem innerhalb der nächsten Wochen gelöst wird -, ist, dass Aidskranke, die obdachlos sind und die wieder wo wohnen sollen und vielleicht auch gemeinsam wohnen sollen, derzeit zwischen einigen Abteilungen hin- und hergeschoben werden. Die MA 12, die jetzt einiges in Sachen Obdachlosigkeit versucht, sagt, sie ist nicht zuständig, sie hat das Geld dem Fonds Soziales Wien gegeben. Der Fonds sagt, eigentlich ist er auch nicht zuständig. Offensichtlich ist also niemand zuständig. Der Verein geht demnächst Pleite, dann stehen die Leute vielleicht auf der Straße, also geht es nicht. Das muss ganz rasch geklärt werden.

Mein Vorredner hat gemeint, die Sozialdemokraten sagen - ich habe es mitgeschrieben -: "Jeder, der Hilfe braucht, soll Hilfe bekommen." Ich denke mir, das ist ein weites Betätigungsfeld für die Sozialdemokratie in Bezug auf das, was ich jetzt sage. Sie können allen diesen Menschen helfen. Sie können den Kranken helfen, die gerne Cannabis als Medizin hätten. Ich erinnere Sie daran, wir haben einmal einen gemeinsamen Antrag abgegeben. Es ist hoch an der Zeit nachzufragen, was denn daraus geworden ist. Wo wird derzeit Cannabis als Medizin getestet? Was ist bei den wissenschaftlichen Untersuchungen herausgekommen? Wo bekommt ein Kranker derzeit Cannabis als Appetitanreger oder einfach als Schmerzkiller? Wo bekommt man es? Wer bekommt es? Und wie wird es bekannt gemacht, dass man es bekommt, wenn man es bekommt? - Das sollte alles in dieser Sitzung meiner Meinung nach geklärt werden. Es gibt ein breites Feld, dafür Hilfe zu leisten. 

Ein zweiter Punkt, der unserer Meinung nach auch ein breites Feld macht, um Hilfe zu leisten: Immerhin gibt es in Österreich mehr als 17 000 Anzeigen an Menschen, die Cannabis konsumieren. Wir sind der Meinung, Wien kann sich längst als eine Stadt positionieren, die meint, Cannabis sollte legal sein. Für alle, die immer noch meinen, Cannabis muss verboten und ins Strafgesetzbuch hineingeschrieben werden, weil es so besonders ungesund ist, habe ich extra eine Gegenüberstellung von Cannabis und Alkohol mitgebracht. Ich schenke sie auch gerne her. Jeder von Ihnen kann es sich anschauen, es befindet sich auf der Homepage der Stadt Wien, unter "www.magwien.gv.at". Dort geht man unter "Fonds Soziales Wien" hinein, dann kommt man zu "Check It" und dort kann man sich das herausnehmen. Die Gegenüberstellung macht sicher. Und zwar kann man sich die mögliche Wirkung von Alkohol und die mögliche Wirkung von Cannabis herausholen. 

Es ist so, dass beides im Grunde genommen zum Wohlbefinden, zur Entspannung, zur Heiterkeit, zur Kontaktfreude und zu verstärkten Sinneseindrücke führt. Also da steht bei keinem von beiden etwas Negatives dabei, beim Alkohol ein bisschen etwas Negatives, aber bei mäßigem Konsum ist im Grunde genommen beides nicht so, dass man sagt, das macht krank, ist schrecklich, ist fürchterlich. Schauen Sie es sich bitte auf der Homepage der Stadt Wien an! (GR Gerhard Pfeiffer: Schon gesehen!) 

Dann gibt es auch negative Effekte - wieder eine Gegenüberstellung von Alkohol und Cannabis: Da, würde ich sagen, hat Cannabis die Nase eindeutig vorne, weil nur bei Alkohol können sich Dinge wie Komazustände einstellen und der Tod eintreten. Da ist es so, dass rein vom Gesundheitsstandpunkt aus gesehen - und den sollte man betrachten - Cannabis jedenfalls weniger schädlich ist als Alkohol. Wenn man dann die möglichen Langzeitfolgen betrachtet, ist die Liste bei Alkohol lang, bei Cannabis hingegen sehr kurz. Das heißt, das Gesundheitsargument, wo immer wieder gesagt wird, im Vergleich zu Alkohol ist Cannabis so viel schädlicher, ist eines, das nicht stimmt, das möglicherweise auf irgendwelche Informationen aus früheren Zeiten zurückzuführen ist. Das heißt, das ist es nicht!

Wenn Sie aber das Argument bringen, wir haben schon so viele Probleme mit Alkohol, wir brauchen nicht auch noch welche mit Cannabis - was ich durchaus nachvollziehen kann -, dann möchte ich Ihnen sagen, man sollte die Menschen zumindest gleich behandeln und man sollte auf etwas, was gesundheitsschädigend ist, nicht mit einer Gefängnisstrafe oder mit einem Prozess antworten, denn wenn man so denkt, dann müsste man ganz viel, was gesundheitsschädlich ist, ins Strafgesetzbuch hineinschreiben. Da fällt mir viel ein, was Menschen tun und was ihrer Gesundheit sehr schadet. 

Ich bin daher dafür, dass wir uns anderen Ländern anschließen. Die Schweiz hat sich schon positioniert. Sie hat zumindest gesagt, keine Gefängnisstrafen für Cannabiskonsum, so weit darf es gar nicht kommen. Das ist schon einmal eine klare Aussage. Schauen Sie sich Belgien an! Schauen Sie sich Spanien an! Schauen Sie sich die Entwicklung der letzten Zeit an! In 20 Jahren wird man, wenn man zurückdenkt, sagen, meine Güte, das war irgendwie mittelalterlich, das ist unwahrscheinlich, welche Verfolgung von Menschen gestartet wurde, die eigentlich nichts anderes machten, als ein Glas Wein zu trinken. Und wir sind uns wahrscheinlich alle in diesem Raum einig, dass ein Glas Wein dann und wann recht angenehm ist, außer mir, ich trinke nämlich keinen Wein. 

Ich möchte den dritten Punkt aufgreifen, wo ich sage, Wien braucht dringend Gesundheitsräume und Heroin soll an schwer Süchtige in Form eines Modells, das wissenschaftlich begleitet wird, abgegeben werden. Sie kennen alle die Schweizer Erfolge, die damit erzielt wurden. Wenn hier immer gesagt wird, "Helfen statt Strafen", dann ist das der richtige Moment, um zu helfen, statt zu strafen. Bei diesem Modell ist herausgekommen, dass es den Menschen, die in diesem Modell aufgenommen waren, sehr viel besser gegangen ist. Es ist ihnen gesundheitlich besser gegangen. Es ist ihnen sozial wesentlich besser gegangen. Es war eine eindeutige Maßnahme gegen die Verelendung. Etliche konnten wieder eine Arbeit aufnehmen. Viele, die obdachlos waren, wohnen wieder, sind wieder versorgt und ein Stück weiter in die Gesellschaft hineingeholt. Die Ergebnisse sind eindeutig. Es ist nicht so, dass man diese Ergebnisse so oder so interpretieren kann. Es spricht alles dafür, ein Heroinabgabemodell zu machen. Ich denke, in Wien ist die Zeit reif dafür. Wovor haben Sie so große Angst? - Es kann doch nicht sein, dass bis in alle Ewigkeit das Kleinformat diktiert, dass bis in alle Ewigkeit alle vor dem Populismus der FPÖ in die Knie gehen und lieber die Leute verelenden lassen, als ihnen zu helfen! Das ist unwürdig und das gehört rasch geändert! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ich komme jetzt zum letzten Punkt. Ich habe es eingangs schon gesagt, es gibt in Wien Menschen, die aidskrank sind. Übrigens, die meisten, die ich kennen gelernt habe und die in diesem Wohnprojekt untergebracht sind, sind derzeit aidskrank infolge von Drogenkonsum. Das könnte sehr stark abnehmen, wenn wir das Modell, von dem ich vorhin gesprochen habe, auch tatsächlich einführen. Diese aidskranken Menschen sind jetzt bei einem Verein, der ihnen Wohnungen zur Verfügung stellt, untergekommen. Der Verein wird nicht finanziert. Der Verein steht kurz vor dem Konkurs. Sollte das passieren, stehen die alle gleichzeitig auf der Straße. Und es gibt derzeit niemanden, der sich zuständig fühlt. Es fühlt sich die MA 12 nicht zuständig - ich habe extra nachgefragt. Die sagen das auch ganz offen, weil es aus verschiedenen Gründen eben nicht geht. Es fühlt sich derzeit die Gesundheitsabteilung nicht zuständig, meines Wissens aber auch nicht die Wohnabteilung, weil die fühlt sich für Ob-dachlose überhaupt nicht zuständig. Also, stellt sich jetzt die ganz dringende Frage, wer für diese Menschen jetzt und in Zukunft zuständig ist. Das muss in den nächsten Wochen geregelt werden. Ich bitte Sie darum, dass alle darüber nachdenken und alle mitwirken, um diese Menschen zu einem menschenwürdigen Wohnen zu bringen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bevor ich Herrn Mag Kowarik zu einer tatsächlichen Berichtigung das Wort erteile: Es ist völlig klar, dass das persönliche Wohlbefinden und die Gesundheit der Abgeordneten und vor allem der Frau Stadträtin - das trifft aber nicht auf dieses Ressort zu - mein Anliegen ist. Darum ist auch die Raumtemperatur um 1 bis 2 Grad erhöht worden. (Beifall bei den GRÜNEN.) - Das wollte ich nur mitteilen.

Herr GR Mag Kowarik, drei Minuten.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte Frau GRin Jerusalem dahin gehend berichtigen, dass ihre Forderung, dass THC-Präparate auf Krankenkassenkosten zur Behandlung von Kranken in Österreich endlich abgegeben werden, schon seit anderthalb bis zwei Jahren in Österreich verwirklicht ist. Es sind von Seiten des Gesundheitsministeriums, von Seiten der Krankenkassen, von Seiten der Ärzte, der Spitäler und des Großhandels alle Maßnahmen getroffen worden, um entsprechende Kranke mit diesem Medikament zu versorgen. 

Das Einzige, was passiert ist, ist, dass das eine Forschungsprojekt am AKH eingestellt wurde. Ich weiß nicht warum. Trotzdem ist es möglich, wenn es medizinisch vertretbar und notwendig ist, Patienten mit entsprechenden Medikamenten zu versorgen. Ein Nachteil ist, dass es sehr teuer ist und leider noch aus Amerika kommt. (GR Günter Kenesei: Cannabis, nicht das Medikament!)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Kollege Pfeiffer oder Herr Kollege Hahn. - Sie werden sich jetzt hoffentlich einig werden. (GR Dr Johannes Hahn: Wenn Sie es ihm ermöglichen, soll es mir recht sein!) Gut, Herr Kollege Pfeiffer hat mit Herrn Kollegen Hahn getauscht. (GR Günter Kenesei: Gleichzeitig als Doppelconference vielleicht! - GR Gerhard Pfeiffer im Gehen zum Rednerpult: Kein Problem! Wir haben so viel zu reden, dass wir auch gleichzeitig reden können!)

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich habe nicht vermutet, dass ich da aus dem Stehgreif herausgehen muss, um wieder zur Frau Jerusalem zu reden. Es ist aber ganz einfach! (GR Mag Christoph Chorherr: Sie müssen auch nicht!) 

Ich weiß schon, das wäre Ihnen am liebsten! Es ist klar, wenn Sie Ihre Gebetsmühle im Zusammenhang mit Cannabis und Heroin vorbringen, dann brauchen Sie niemanden, der Ihnen vielleicht etwas dagegen sagen würde! Das ist ganz klar, das verstehe ich schon! Es wirft auch ein bezeichnendes Licht auf Ihr Demokratieverständnis, lieber Herr Klubobmann! (GR Mag Christoph Chorherr: Sie müssen nicht reden!) Herzlichen Dank! Sie haben sich hier geoutet! Alle möglichen Leute outen sich zu allen möglichen Gelegenheiten. Sie haben sich zur Demokratie geoutet! Das ist ganz nett! Aber halten Sie mich nicht lange auf, der heutige Tag wird sowieso noch lange genug! 

Ich möchte nur kurz auf das erwidern, was Frau Jerusalem als alten Hut, hier wieder einmal als alten Gesslerhut, aufgezogen hat, die üblichen Bemerkungen und irritierenden Bemerkungen über Cannabis- und Heroinabgabe. Das ist immer wieder dasselbe. Ich sage auch immer wieder dasselbe dazu. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Aber das Falsche!) Aber es darf einfach nicht unerwidert bleiben, dass man hier in den Raum hineingehen kann und Suchtgifte neu unter die Bevölkerung bringen will, denn Cannabis ist nun einmal ein Suchtgift und es steht auf der WHO-Liste. 

Wir haben in dem Zusammenhang einen Staatsvertrag mit der UNO. Wir können uns also nicht einfach von einem Staatsvertrag - wir sind ja dieser Konvention beigetreten - verabschieden, weil Frau Jerusalem das so sieht, dass Cannabis halt kein Suchtgift ist oder dass Heroin halt kein Suchtgift wäre, das man hier bei uns abgeben kann, das hier bei uns in Fixerräumen genommen wird. Das ist wirklich Zynismus par excellence, zu einem Raum, in dem sich die Leute zu Tode fixen, dann noch "Gesundheitsraum" zu sagen. Das ist typisches marxistisches Zwiedenken! So brauchen Sie mit uns nicht zu reden! Das ist ganz klar! (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: Herr Pfeiffer, so heißt es aber in der Schweiz auch!) 

Sie haben selbstverständlich Recht! Sie haben selbstverständlich Recht! Treffen sich hier noch andere, die sich unter Marxismus betroffen fühlen, dann kommen Sie heraus, Sie können etwas dazu sagen! (GR Kurt Wagner: In der Schweiz heißt es aber auch so!) 

Wenn Sie sagen, dass Cannabiswirkungen und Alkoholwirkungen in etwa so sind, wie Sie es gesagt oder vorgebracht haben, dann muss ich Ihnen Recht geben. Das ist auch so. Cannabis hat nur eine sehr geringe Suchtpotenz, so viel wie Alkohol in etwa auch. Das ist ein nicht sehr großer Unterschied. Aber ich frage mich: Wozu soll man ein zweites Rauschmittel einführen, wenn wir sowieso das eine haben, das leider Gottes hier bei uns über die Jahrhunderte und Jahrtausende gewachsen ist und in der Gesellschaft - leider Gottes sage ich dazu - integriert ist? Warum soll man zu dem noch ein Zweites dazu einführen? - Erklären Sie mir das! Wozu braucht unsere Jugend noch ein zweites Rauschmittel, das sie ebenfalls davon abhält, eine Leistung zu erbringen und in diesem Leben ihren Mann oder ihre Frau zu stellen? - Das frage ich Sie wirklich! Was ist der Hintergrund dessen, dass Sie hier herausgehen und unbedingt Sachen predigen, die unsere Jugend nur verderben sollen? - Das möchte ich wirklich wissen! 

Wenn Sie schon irgendein Land zitieren, wo irgendetwas Sinnvolles gemacht wird, was mit Suchtgiften zusammenhängt, dann dürfen Sie absolut nicht die Schweiz nennen, denn die Schweiz ist das zuverlässigste Modell dafür, wie man desaströs mit Suchtgiften umgehen kann! So ist es! (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: Ach so! Hoppla!) 

Denken Sie an den Bahnhof Letten! Denken Sie an den Platzspitz! Denken Sie an die Hin- und Herpolitik, die in der Schweiz begangen wurde, hauptsächlich, weil die Sozialisten immer wieder herumgefuhrwerkt haben, bis sie 10 000 Abhängige am Platzspitz hatten! (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - GR Kurt Wagner: Haben Sie überhaupt keine Ahnung von der jetzigen innenpolitischen Situation?) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, da können Sie hineinrufen so viel Sie wollen, das interessiert mich nicht! Ich habe all diese Dinge genau studiert und weiß ganz genau darüber Bescheid. Da können Sie hier erzählen, was Sie wollen! 

Weil Sie dieses Modell der Heroinabgabe so gelobt haben, werden Sie auch wissen, dass die Evaluierung gezeigt hat, dass nur 10 Prozent tatsächlich sozial integriert sind. (GR Mag Helmut Kowarik: Richtig!) Na, das ist etwas Schönes! Und was sind die anderen 90 Prozent? - Das sind dann Heroinpensionisten, die Sie geschaffen haben! Das wollen wir nicht, das kann ich Ihnen schon sagen! Da bleibt Ihnen jetzt der Mund offen! (GR Mag Christoph Chorherr: Nein!) Ja, so ist das! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eines muss man ganz deutlich zu den Versuchen, die hier immer wieder kommen, dass Cannabis unbedingt eingeführt und verharmlost werden soll, sagen: Ich weiß nicht, was legalisiert werden soll. Sollen Gesetze geschaffen werden, dass das Cannabis genommen werden muss oder so etwas? (GR Günter Kenesei: Nein!) Das ist sehr interessant! Sie haben gesagt, Cannabis soll legalisiert werden. Das ist interessant! Oder das Heroinmodell - das ist alles ein Schmarren und damit brauchen Sie uns hier im Rathaus nicht zu kommen! Es ist schon schlimm genug, wenn Sie das woanders unter die Jugend bringen! Damit brauchen Sie uns hier im Rathaus nicht zu kommen! Hier werden Sie erbitterten Widerstand dafür finden! (Beifall bei der ÖVP. - GR Günter Kenesei: Hauptsache, Saufen bleibt legal!) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Schmalenberg. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

"Wer sorgt für die Pflege und Betreuung in Wien?" - Diese Frage stellt Frau StRin Pittermann ausgerechnet an die Wienerinnen und Wiener auf den Straßenbahnplakaten, die Sie letzte Woche präsentiert hat. Wenn Sie wirklich wissen wollen, wer für die Pflege und Betreuung in Wien sorgt, dann will ich Ihnen gerne weiterhelfen. Die Antwort ist auch nicht allzu schwierig. Sie lautet schlicht und einfach: die Steuerzahler, die die Steuermittel aufbringen. Diese Steuermittel sollten von Ihnen effizient und sparsam verwaltet werden. 

Wenn Sie mit dieser Kampagne auf die Sozialen Dienste aufmerksam machen wollen, dann ist das gut gemeint, aber was nützt diese Werbung, wenn im Budget nicht ausreichend Mittel zur Verfügung stehen? - Genau darin liegt die Dreistigkeit, die diese Werbekampagne kennzeichnet. Es ist hauptsächlich Ihre Aufgabe, Frau Stadträtin, dafür zu sorgen, dass im Budget genügend Mittel für die Sozialen Dienste bereitgestellt werden! Es ist Ihre Aufgabe, die Steuermittel so einzusetzen, dass ältere Menschen ihren Lebensabend zu Hause in Würde verbringen können! (Beifall bei der FPÖ.) 

Dass Sie nicht in der Lage sind, die Mittel effizient einzusetzen, haben Sie bei "Essen auf Rädern" bewiesen. Im Jahr 2001 waren 62 Millionen S für diese Aktion im Budget vorgesehen. Im November dieses Jahres mussten wir eine Überschreitung von 11 Millionen S beschließen. Das heißt, 73 Millionen S hat die Aktion "Essen auf Rädern" im Jahr 2001 tatsächlich benötigt. Für das Jahr 2002 wurden wieder nur 67 Millionen S budgetiert. Das heißt, die Aktion "Essen auf Rädern" wird auch im kommenden Jahr nicht finanzierbar sein. 

Ich erinnere mich an das Frühjahr des heurigen Jahres. Die Wiener SPÖ hat damals versucht, die Bundesregierung dafür verantwortlich zu machen, dass bei der Aktion "Essen auf Rädern" Kürzungen zu erwarten wären. Man hat versucht, Minister Haupt dafür verantwortlich zu machen. 

Es gab, ungefähr im Februar, eine Fernsehsendung "Report". Da erinnere ich mich, hat der Reporter eine sehr alte Dame gefragt, was sie denn nun tun werde, wenn die Aktion "Essen auf Rädern" eingestellt und abgeschafft werde. Und diese verängstigte alte Dame sagte damals mit weinerlicher Stimme, dass sie Angst hätte, zu verhungern.

Was ich damit zum Ausdruck bringen will, ist, dass Sie bewusst diese Täuschung inszeniert haben. Uns ist klar, dass "Essen auf Rädern" Landessache ist, aber in der Öffentlichkeit wollten Sie den Eindruck vermitteln, dass die Bundesregierung die Aktion "Essen auf Rädern" abschaffen möchte. Sie wollten die Bundesregierung anschwärzen und mit den Ängsten alter Menschen in einer Wahlauseinandersetzung politisches Kleingeld machen, und das finden wir absolut widerlich. (Beifall bei der FPÖ) 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich habe hier einen Pressedienst von Frau GRin Neck-Schaukowitsch, der lautet: "Unsoziale Rettungsgebühr durch Allparteieninitiative vom Wiener Landtag entsorgt." - Lange hat es gedauert. Viele alte Menschen, die in ihrer Not die Rettung gerufen haben, wurden anschließend zur Kasse gebeten. Unmenschlich hohe Gebühren wurden ihnen vorgeschrieben und verantwortlich dafür ist die Wiener SPÖ. 

Wir Freiheitliche haben diese Vorgangsweise schon seit langem immer wieder aufgezeigt und verurteilt und auch der Volksanwalt hat sich dieser Problematik angenommen. Ihre Politik ist alles andere als sozial, das hat sich bei dieser Rettungsgebühr nur deutlich gezeigt. Und wenn Sie, Frau StRin Pittermann, diese geplante Gesetzesänderung jetzt als Initiative des Bürgermeisters bezeichnen, dann frage ich mich, warum hat der Bürgermeister so lange zugesehen. Da haben betagte und behinderte Menschen in einer Notsituation die Rettung gerufen und wenn aus verschiedenen Gründen keine medizinische Akutbehandlung notwendig war - was ja für einen Laien oft nicht einschätzbar ist -, dann hat die Stadt eine Gebühr von 5 040 S eingehoben. Diese Menschen, die in diese Schuldenfalle geraten sind, haben sich dann beschwert, aber vom Bürgermeister haben wir nie eine Kritik an dieser Gebühr gehört.

Es war nicht so leicht, Ihr Unrechtsempfinden in dieser Frage zu wecken und wir freuen uns umso mehr, dass die SPÖ nun doch endlich einsieht, dass diese Rettungsgebühr unsozial ist, wie Sie sagen, und entsorgt werden muss. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es ist im Allgemeinen nicht immer ganz so leicht, Ihnen von der SPÖ auf die Sprünge zu helfen. Ich möchte als Beispiel das neue Sanitätergesetz bringen. Bei akut lebensbedrohten Patienten entscheiden medizinische Maßnahmen schon außerhalb der Krankenanstalten über Leben und Tod. Die bestehenden Regelungen stammten noch aus dem Jahre 1961 und sie waren absolut nicht mehr zeitgerecht und praxisfern. Die sprunghafte Entwicklung in der Notfallmedizin hat eine Reihe von Kompetenzerweiterungen für die Sanitäter notwendig gemacht, und das neue, von der Bundesregierung vorgelegte Sanitätergesetz sah daher eine Reihe von Verbesserungen vor, die helfen sollten, in kritischen Situationen Leben zu retten. Die Sozialisten waren ja anscheinend seit Jahrzehnten nicht willens und nicht in der Lage, hier diese notwendigen Reformen durchzuführen. 

Auf Grund von Verfassungsbestimmungen war es notwendig, dass alle Bundesländer dieser längst überfälligen Reform zustimmen. Und es ist für mich absolut unverständlich, dass ausgerechnet das rote Wien diese Verbesserungen so lange Zeit blockiert hat. Bgm Häupl hat sich bei der Eröffnung der neuen Rettungszentrale feiern lassen, gleichzeitig haben Häupl und Rieder das neue Sanitätergesetz blockiert. Und das wegen 12 Millionen S, die Wien für die Ausbildung der Sanitäter investieren muss. Ein Betrag, der vergleichsweise lächerlich ist. Scheinheiliger, meine Damen und Herren, geht es nicht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und in dieser ganzen Situation gab es eine Person, ein Mitglied der Wiener Stadtregierung, die sehr genau Bescheid gewusst haben muss, wie notwendig dieses neue Sanitätergesetz ist: Frau Dr Pittermann, die jetzige Gesundheitsstadträtin, denn sie hat dieses Gesetz sogar schon einmal unterzeichnet, und zwar für den Samariterbund. Haben Sie das vergessen gehabt, Frau Dr Pittermann, oder konnten Sie die beiden Kollegen Häupl und Rieder nicht überzeugen, ihre trotzige, für die betroffenen Unfallopfer lebensbedrohliche Haltung aufzugeben? 

Ja, so eine unverantwortliche Trotzhaltung, die nehmen die Sozialisten gerne ein. Sie blockieren öfters Verfassungsbestimmungen, und weil es so lustig ist, am liebsten solche, wo es um Leben und Tod geht. Und so behindern sie auch den Kampf gegen Drogen am Steuer. Frau GRin Stubenvoll hat gestern gesagt, der Mensch im Mittelpunkt, das soll ihr Motto in der Gesundheitspolitik sein, aber dort, wo es wirklich um Menschenleben geht, bleibt davon nur blanker Zynismus übrig. Anders kann man es nicht bezeichnen, wenn Herr Hacker, der Drogenkoordinator, beim wien.at-chat seine unwissenschaftlichen und gemeingefährlichen Theorien verbreitet. 

Denn wenn Peter Hacker sagt - ich zitiere -: "Ich halte derzeit nichts von Drogentests für Autolenker, da wir keine Tests haben, die eine Aussage über die Fahrfähigkeit beziehungsweise Fahrtauglichkeit zulassen würden." - Dann bitte ich Sie, Herr Hacker, treten Sie einmal in Kontakt mit echten, unabhängigen Fachleuten, denn dann würden auch Sie lernen, dass die Blutuntersuchung einen genauen Nachweis über die Substanz, über die Art der Substanz oder der Substanzen, die Menge und über den Zeitpunkt des Konsums Auskunft geben können und dass die Fahrtauglichkeit zum Zeitpunkt einer Anhaltung bei einer eventuellen Kontrolle ganz genau festgestellt werden kann. (Beifall bei der FPÖ.) 

Im Bund verhindert die SPÖ, dass die Bevölkerung vor dem Drogenterror auf Österreichs Straßen wirksam geschützt wird und die Wiener SPÖ geht weiter den Weg der Verharmlosung und der Legalisierung. 

Zu den Forderungen von Frau GRin Jerusalem kann ich nur eines sagen, es wird nicht mehr lange dauern, die SPÖ ist auf dem besten Weg, diese gefährlichen Dinge umzusetzen, denn ich habe hier ein Schreiben, das beweist, dass das, wovor wir immer gewarnt haben, bald traurige Wirklichkeit sein wird. 

Hier schreibt die sozialistische Bezirksvorsteherin aus dem 6. Bezirk, aus Mariahilf. Und sie schreibt am 29. Oktober und sie schreibt an einen Bezirksbewohner, der anscheinend Probleme mit Drogensüchtigen in seinem Haus gehabt hat. Sie schreibt: "Ich kann Ihren Ärger über die Vorkommnisse in Ihrem Haus verstehen. Vor ein paar Wochen habe ich zum 1. Mariahilfer Sicherheitsgipfel eingeladen. Zu diesem Gespräch sind neben der Polizei auch VertreterInnen des 'Ganslwirts' und der aufsuchenden Drogenberatung gekommen. Zu meiner Überraschung waren sich alle TeilnehmerInnen einig, dass so genannte Konsumräume zur Vermeidung solcher öffentlicher Ärgernisse unverzichtbar sind." 

Sie schreibt weiter: "Wir sind am Anfang eines Diskussionsprozesses bezüglich der Einrichtung von Fixerstuben. Ich hoffe aber, dass es bald zu einer positiven Entscheidung kommt, damit blutige Spritzen und Ähnliches bald der Vergangenheit angehören."

Sehr geehrte Damen und Herren! Dieser Brief einer sozialistischen Bezirksvorsteherin beweist, dass die SPÖ in der Drogenpolitik in Wien resigniert. Damit wird anscheinend ein weiterer Punkt dieses viel zitierten rot-grünen Arbeitsübereinkommens umgesetzt. Die Wienerinnen und Wiener werden aufwachen und werden vor vollendeten Tatsachen stehen, die Fixerstuben werden still und heimlich eingerichtet sein.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vor der Wahl hätte man das nie zugegeben. Das ist eine Bankrotterklärung der Wiener Drogenpolitik. Wir Freiheitliche werden weiter mit der Bevölkerung, die zu Recht gegen diese Konsumräume, gegen diese Fixerstuben kämpft ... (GRin Josefa Tomsik: Aber sind Sie der Meinung, sie sollen das auf der Straße machen? ) Ich bin der Meinung ... (GRin Josefa Tomsik: Sind Sie der Meinung? - GR Kurth-Bodo Blind: Gar nicht sollen sie es machen!) Wir wollen, dass die Drogenkranken von ihrer Krankheit geheilt werden, dass man mehr in Therapie investiert und dass man versucht, sie von ihrer Drogensucht wegzubringen und dass man nicht resigniert und ihnen Räume zur Verfügung stellt, wo sie dieser Sucht nachgehen können. (Beifall bei der FPÖ. - GRin Josefa Tomsik: Wollen Sie die Alkoholiker ausweisen?) 

Sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ! Auf der einen Seite sparen Sie das Gesundheitswesen kaputt, Sie hungern die Wiener Spitäler und das AKH aus, Sie kürzen bei Essen auf Rädern, es drohen Kürzungen bei der Heimhilfe, beim Wäschedienst, beim Besuchsdienst, es gibt Kürzungen und Einsparungen. Auf der anderen Seite gibt es in wichtigen Bereichen des Wiener Gesundheitswesens Probleme mit der Qualität. So übt der Rechnungshof in seinem Tätigkeitsbericht für das Jahr 2000 Kritik an der sanitären Aufsicht in den städtischen Pflegeheimen. 

Vor allem im Bereich der Krankenhaushygiene wird ein eklatanter Personalnotstand festgestellt. Bei den hygienebeauftragten Ärzten besteht ein Defizit von 11 Dienstposten, bei den Hygienefachkräften fehlen ganze 22 Posten. Wenn Sie im Krankenhausbereich bei der Hygiene sparen, dann können wir die Qualität im Wiener Gesundheitswesen niemals sicherstellen. Das entspricht nicht unseren Vorstellungen von Qualitätssicherung, das ist sozialistischer Schlendrian zum Schaden der Patienten. 

Auf die Küche im Wilhelminenspital möchte ich deshalb nur ganz kurz eingehen, weil sie eigentlich ein tragisches Beispiel ist. Eine Küche, die 250 Millionen S kostet, das allein ist schon ein Wahnsinn. Die Vergabe war ein einziges Trauerspiel, der Bestbieter wurde nicht genommen, und zwar aus formalen Gründen. Dadurch gab es eine Überschreitung um weitere 25 Millionen, mangelndes Kostenbewusstsein, fehlende Transparenz und jede Menge Überschreitungen. (GR Paul Zimmermann: Das ist doch ein Unsinn, was Sie da sagen!) Herr GR Zimmermann, die Realität (StRin Karin Landauer: Herr Zimmermann, Sie können sich zum Wort melden!), die Realität bei Bauvorhaben ist meistens skandalös und der Schluss, den wir daraus ziehen, ist, dass Sie nicht verantwortungsvoll mit den Steuermitteln umgehen, dass Sie von der SPÖ die Steuermittel verschwenden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Begriff Prävention ist zu einem abgedroschenen Schlagwort verkommen. Und je öfter Sie es verwenden, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, desto inhaltsloser wird dieses Wort. 

Was mich traurig macht, das ist zum Beispiel das Frauengesundheitsprogramm. Es wird immer mehr zu einem leblosen Wesen. Es hat seit ewigen Zeiten keine Sitzung des ExpertInnenbeirats mehr gegeben und wahrscheinlich wird auch hier der Sparstift angesetzt werden. Ich fände das wirklich schade, denn wir haben erst einen Bruchteil von dem begonnen, was wir uns am Beginn vorgenommen haben und aus dem Budgetvoranschlag kann ich auch nicht herauslesen, welche Mittel für welche Projekte zur Verfügung stehen sollen. 

Genauso das Netzwerk gesundheitsfördernde Schule, das ist ein weiteres Beispiel für sozialistische Realitätsverweigerung. Das Netzwerk gesundheitsfördernde Schule ist eine reine Alibi-Aktion, bei der einige wenige, die zufällig vom Schicksal begünstig sind, weil sie einen Lehrer haben, der sich dafür interessiert, eine Minderheit, wird in der Schule mit dem Thema Gesundheitsvorsorge konfrontiert, die große Mehrheit der Wiener Kinder bleibt aber davon völlig unberührt. Dieses Programm kann man als alles andere denn als effiziente Gesundheitsvorsorge bezeichnen. Dieses Programm ist sozialistische Effekthascherei nach dem Motto: Wasch mir Pelz, aber mach mich nicht nass! 

Ich möchte die Kritikpunkte nochmals kurz zusammenfassen: 

Kaputtsparen des Wiener Gesundheitssystems, Beispiel: Kürzungen bei Essen auf Rädern. 

Mangelnde Qualitätssicherung, Beispiel: Akuter Personalmangel im Bereich der Krankenhaushygiene. 

Verschwendung der Geldmittel durch größenwahnsinnige und undurchsichtige Projekte, Beispiel: Küche im Wilhelminenspital. 

Uneinsichtigkeit, wenn es um lebensrettende Reformen geht, Beispiel: Sanitätergesetz. 

Gesellschaftspolitische Experimente auf Kosten vor allem unserer Kinder, Beispiel: Sozialistische Drogenpolitik, Prävention gegen Null. 

Das Fazit, meine Damen und Herren, ist: die sozialistische Gesundheitspolitik in Wien ist konkursreif. Frau StRin Pittermann ist eine Stadträtin wider Willen, die in Kenntnis des wahren Desasters dieses Amt nicht angenommen hätte. Und sie ist nicht in der Lage, die optimale Versorgung der Wiener Patienten sicherzustellen. 

Wir Freiheitliche können diesem sozialistischen Belastungsbudget auf keinen Fall zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Matzka-Dojder zum Wort gemeldet. - Bitte schön. 

Für die Gruppe Wohnbau als Zwischeninformation: Wir haben noch sechs Wortmeldungen.

GRin Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe meinen Vorrednerinnen und ‑rednern sehr genau zugehört, möchte aber auf diese Beiträge nicht näher eingehen, da ich in meinen Ausführungen sowieso eine Antwort darauf habe. 

Vielmehr möchte ich über den Voranschlag der Geschäftsgruppe Gesundheit für das Jahr 2002 sprechen, der für mich eine zukunftsorientierte Planung darstellt und an eine gute Gesundheitspolitik der vorangegangen Jahre anknüpft. (Beifall bei der SPÖ.) In diesem Voranschlag sind klare Schwerpunkte im Interesse der Wienerinnen und Wiener erkennbar und ich möchte auf einige davon eingehen, wie zum Beispiel den Bereich der Prävention, Fragen der Frauengesundheit, geriatrische Versorgung und schließlich die Probleme, die uns in der Gesundheitspolitik von Seiten der Bundesregierung bereitet werden. 

Nun kurz zum Budgetentwurf: Meine Damen und Herren, der Gesamtaufwand für das Gesundheitswesen 2002 beträgt, bitte, 28 Prozent der gesamten Aufwendungen der Stadt Wien, 28 Prozent, meine Damen und Herren! Hier zeigen wir in der Wiener Politik, dass uns die Gesundheit der Wiener und Wienerinnen wohl ein Anliegen ist und dass wir bereit sind, in diese weiter zu investieren. (Beifall bei der SPÖ.) Und das trotz der Einsparungen auf der Bundesseite, die auf uns übertragen werden. Hier zeigt sich eben, dass die Wiener Politik anders ist, als die Politik der Bundesregierung. 

Unsere Politik, meine Damen und Herren, liegt im Interesse konkreter Menschen und nicht, wie die der Bundesregierung, im Interesse eines abstrakten Nulldefizits. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu den vorgeworfenen schlechten Infrastrukturen möchte ich sagen, dass wir für 2002 1 Million EUR für die Verbesserung der Infrastrukturen eingeplant haben, und es steigen auch die Transferzahlungen um einen beträchtlichen Betrag. 

Budgetzahlen sind natürlich Zahlen, die nicht isoliert zu sehen sind, es ist auch jenes Budget einzubeziehen, das mittelbare Auswirkungen auf den Gesundheitsbereich hat, und das ist das Budget für die Pflegeheime, Geriatriezentren und den extramuralen Bereich. 

Es steigen die Ausgaben für Sozialhilfe und stationäre Pflege deutlich auf nahezu 230 Millionen EUR an, die Beträge für Heimhilfe und Hauskrankenpflege steigen auf 120 Millionen EUR, die Plätze in geriatrischen Tageszentren werden um 10 Prozent vermehrt. 

Jetzt bin ich schon in meinem ersten Themenbereich und das ist das Thema der Prävention. Ich habe auch vorangegangene Reden gelesen und ich habe nachgelesen, dass die Freiheitliche Fraktion uns vorgeworfen hat, dass unsere Betonung der Prävention ein reines Lippenbekenntnis sei. Ich werde Ihnen heute beweisen, dass es nicht so ist. Ich verweise hier konkret auf die Kampagne "Ein Herz für Wien", in deren Rahmen es unter anderem um Folgendes geht: Erhöhung der Bereitschaft für einen gesünderen Lebensstil, Reduzierung der Risikofaktoren, Schaffung gesunder Rahmenbedingungen im Alltag, Aufklärung in Bezug auf Vorsorgemöglichkeiten - hier wurde auch nachhaltige Information geschaffen und eine Homepage eingerichtet. 

Das sind aber nur einige Beispiele, eine lange Reihe weiterer Projekte lässt sich mühelos anführen: 

Vermeidung von Haltungsschäden - hier werden Lehrer geschult, um in der Schule Haltungsschäden vorbeugen zu können. 

Im Netzwerk Ernährung werden verschiedene Organisationen zu einer Enquete am 18. Dezember zusammengebracht und werden darüber reden, wie sie in ihrer Arbeit gesundheitsbezogene Informationen weitergeben und diese umsetzen können. 

Ein Unfallverhütungsprogramm, zum Beispiel in der Josefstadt, setzt das Weltgesundheitsorganisationskonzept Save Communities in die Praxis um. 

In derselben Richtung wirkt auch das Großprojekt "Gesunde Leopoldstadt". Es vernetzt hier alle sozialen und Gesundheitseinrichtungen für Präventiveinzelaktionen und führt Informationsveranstaltungen durch und integriert alle Zielgruppen in diese Arbeit ein. (Beifall bei der SPÖ.) 
Seit 1996 läuft auch ein Unfallverhütungsprojekt für Senioren, das heißt "Sicher gehen über 60", das sich vor allem auf die Verhütung von Unfällen im Haushalt und in der Freizeit konzentriert. Zahngesundheitsprojekte laufen in den Kindergärten und in den ersten vier Klassen Volksschule. Lassen Sie mich noch das Hepatitis-B-Projekt und die Männergesundheitstage erwähnen. 

Aber ein letztes Beispiel will ich anführen, das mir persönlich besonders am Herzen liegt, nämlich die Gesundheitsvorsorge der MigrantInnen. Wir Sozialdemokraten wollen in Wien, und auch gerne anderswo, gleichen Zugang zur Spitzenmedizin für alle, unabhängig von Geschlecht, Religion oder ihrer Herkunft, schaffen. Damit haben wir auch das Prinzip der Solidarität in die Praxis umgesetzt. Wir haben hier Barrieren für die MigrantInnen, die den Zugang zur Versorgung versperren könnten, beseitigt und dies in einer ganz konkreten Art und Weise. 

Zu diesem Thema hat die Frauengesundheitsbeauftragte Anfang des Jahres eine internationale Fachtagung durchgeführt, es wurden einschlägige Modelle aus ganz Europa studiert und bereits breite Studien des Boltzmann-Instituts für Frauengesundheitsforschung gemacht. 

Wir haben heute völlig neu entwickelte und zukunftsweisende Übersetzungs- und Dolmetscherdienste in sieben Wiener Spitälern und mit der Ambulanz für transkulturelle Psychiatrie wurde eine zusätzliche Betreuungsmöglichkeit geschaffen. 

Meine Damen und Herren! Das sind keine abstrakten Prinzipien und Bekenntnisse, sondern Taten und Fakten, dort wo sie nötig sind. Der Zuspruch zu diesem Angebot und der Erfolg gibt uns Recht. Das ist gelebte Integrationspolitik, meine Damen und Herren, gelebte Gesundheitspolitik und gelebte Frauenpolitik. (Beifall bei der SPÖ.) 

Damit bin ich bereits in meinen nächsten Themenkreis hinübergewechselt, in das Feld der Frauengesundheit. Wien zeichnet sich in der Frauengesundheitspolitik durch einen umfassenden systematischen, wissenschaftlich fundierten und aus der praktischen Umsetzung orientierten Ansatz aus. Es ist einmal Zeit, an dieser Stelle unserer Frau Prof Wimmer-Puchinger, der Wiener Frauengesundheitsbeauftragten, für ihr unermüdliches und erfolgreiches Engagement in aller Form zu danken. (Beifall bei der SPÖ.) 

Kernstück der Arbeitsergebnisse ist das Wiener Frauengesundheitsprogramm, das hier einstimmig beschlossen wurde und es sind vier Projekte weitgehend realisiert worden. Einige möchte ich anführen: Das Frauengesundheitszentrum FEM und FEM-Süd haben sich wirklich gut bewährt. Von ihrem Angebot an Informationen, Beratungen und Betreuung haben im Vorjahr, bitte, 11 000 Frauen Gebrauch gemacht, davon 3 700 Migrantinnen. Die Tendenz ist ebenso steigend, wie die internationale Bekanntheit und Anerkennung dieses Modells. Die Wiener Kampagne gegen Essstörungen reagiert auf ein mädchenspezifisches Problem und bietet ein Bündel von Maßnahmen an, wie zum Beispiel eine Gratishotline, die Beratung von Schülerinnen, eine Plattform für den professionellen Gedankenaustausch, Fortbildungsangebote, Fachkonferenzen et cetera. 

Das Wiener Brustkrebs-Vorsorgeprogramm konzentriert sich auf Vorsorge und Früherkennung, hier haben Frauen zwischen 50 und 70 Jahren die Möglichkeit, an den Untersuchungen teilzunehmen. Sie werden per Post hingewiesen und ein Untersuchungsscheck wird beigelegt und diese Informationen werden auch in serbischer und türkischer Sprache ausgeschickt. 

Obwohl wir uns erst in der Halbzeit des Programms befinden, haben bereits 21 Prozent der Frauen davon Gebrauch gemacht und sind mit den Schecks zu den Untersuchungen gekommen. Die Akzeptanz ist also sehr groß.

Schließlich hat ein Programm zur Prävention nachgeburtlicher Depression vor kurzem in Wiener Spitälern begonnen. Man wird hier 4 000 Schwangere erfassen, was bei einer Krankheitsanfälligkeit von 15 Prozent zeigt, welche große Bedeutung diese Initiative hat.

Meine Damen und Herren, meine Kolleginnen, wir können Resultate vorweisen, die internationale Anerkennung finden, ja weithin als Modell dienen. 

Nach mehr als 28 Jahren Berufstätigkeit im Krankenpflegelangzeitbereich, drängt es mich an dieser Stelle, bei meiner ersten Gemeinderatsrede, auch dieses Feld anzusprechen. Sie können mir glauben, dass ich meine Informationen nicht aus zweiter Hand genommen habe, da kann ich wohl aus einem reichen Erfahrungsangebot schöpfen. Und aus dieser Erfahrung weiß ich, dass die Geriatrische Versorgung in unserer Stadt im extramuralen, aber auch im stationären Bereich zu den besten in Österreich gehört, wenn auch nicht in Europa. 

Für uns bedeutet Geriatrie die ganzheitliche Erfassung und Betreuung des Menschen mit allen seinen Bedürfnissen und Problemen, Akutbetten, rehabilitative Einrichtungen, Tageskliniken, ein gerontologisches Tageszentrum. All das sind nur Stichworte und umfassen die Fürsorge, die notwendig ist. Wir achten hier besonders auf die Qualität und auf die Ausbildung unseres Personals, dem ich an dieser Stelle den Dank für seine großartigen Leistungen aussprechen will. (Beifall bei der SPÖ.) 

Auch keine Sorge, wir werden das Angebot an Pflegeplätzen nicht vermindern, sondern vermehren. Ich möchte nur kurz darauf hinweisen, dass wir am 1. März das Geriatriezentrum Floridsdorf eröffnet haben und dass nächstes Jahr das Geriatriezentrum Favoriten in Betrieb genommen wird, was damit die Zahl der Plätze insgesamt auf 6 000 steigern wird. Also, keine Rede vom Rückgang.

Eines kann allerdings in diesen Budgetziffern des Voranschlags nicht gelesen werden, sondern es ist nur zwischen den Zeilen erkennbar, nämlich die Sparpolitik der Bundesregierung, die die Rahmenbedingungen für die Gesundheitspolitik in Wien weder erleichtert noch verbessert hat. Zum Beispiel die Ambulanzgebühren, die Besteuerung von Unfallrenten, die Reduzierung von Zivildienern, zusätzliche Belastungen bei den Krankenversicherungen und die Kosten für die geplante Chipkarte. Das sind nur die Stichworte für das, was wir in Summe Sozialabbau zu Lasten des schwachen, kranken und pflegebedürftigen Menschen nennen. Und diesen Weg, meine Damen und Herren, wollen wir nicht gehen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Pflege und Betreuung im Krankheitsfall, ein sicherer Platz im Pflegeheim, eine funktionierende und flächendeckende ärztliche Versorgung waren immer eine Selbstverständlichkeit in diesem Land und aus dem sozialen Gefüge nicht mehr wegzudenken. Aber was macht diese Regierung damit? - Diese Bundesregierung greift in die Taschen kranker Menschen. Bis zu 1 000 S Selbstbehalt für die Inanspruchnahme einer Spitalsambulanz pro Jahr und Person, Erhöhung des Selbstbehalts im Spital von rund 43 Prozent, Erhöhung der Rezeptgebühr von 45 auf 56 S, Streichung der beitragsfreien Mitversicherung. Das ist ein kaltes Kürzungsprogramm auf dem Rücken der Betroffenen. Diese blau-schwarze Politik führt direkt in eine Zwei-Klassen Medizin, in der sich Ärmere die erstklassige Gesundheitsversorgung nicht mehr leisten können. Dafür können aber private Versicherungen und private Krankenanstalten an den kranken Menschen verdienen. Und dagegen sind wir ganz entschieden. (Beifall bei der SPÖ.) 
Diese Krankensteuern bringen nur Chaos, Verunsicherungen und Belastungen für kranke Menschen und der Verwaltungsaufwand frisst die Einnahmen sowieso. 

Wir gehen in Wien mit diesen Gebühren und Gesundheitsleistungen ganz anders um. Die Wiener Gesundheitspolitik ist eben anders, wie sich zeigen lässt, und diese Bundesregierung könnte sich an uns ein Beispiel nehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, wenn man jeden Tag, so wie ich, mit alten, behinderten, armen und bedürftigen Menschen zu tun hat, wenn man erlebt, wie bescheiden sie ihren Alltag gestalten, wie sie jeden Groschen zweimal umdrehen, dann muss man sagen, was ist. Die Politik der Bundesregierung greift diesen Menschen in die Taschen, betrachtet sie ganz einfach als Melkklientel und trachtet nur, einem abstrakten Steuerprinzip zum Durchbruch zu verhelfen. 

Ich sehe da große Differenzen zu unserer Gesundheitspolitik in Wien. Wir helfen den Menschen und unterstützen sie mit vielen Initiativen, großem Engagement, soliden Strukturen und natürlich viel Geld. Geld, das ist in diesem Budget richtig zugeteilt. Deshalb sollten Sie, meine Damen und Herren von der Opposition, auch diesem Budgetkapitel zustimmen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Landauer zum Wort gemeldet. 

StRin Karin Landauer: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte ganz kurz auf Frau Kollegin Jerusalem eingehen. Sie hat gemeint, wir sollen die Menschen gleich behandeln. Da gehe ich mit Ihnen völlig konform, daher hoffe ich, dass es von Ihrer Seite Unterstützung gibt, dass man endlich auch in Österreich Drogen im Straßenverkehr untersuchen kann. (Beifall bei der FPÖ.) 

Fixerstuben oder Gesundheitsräume sind für uns undenkbar. Vor allem denke ich mir, Sie sollten einmal an die 4 600 bis 4 800 Menschen denken, die bereits jetzt Ersatzdrogen bekommen und - das ist unser Kritikpunkt - eigentlich allein gelassen sind. Die würden sozialarbeiterische Betreuung brauchen, die würden Hilfe brauchen, damit sie wieder eingegliedert werden und so weiter, aber da erzähle ich Ihnen nichts. Ich denke mir, solange wir nur Alibihandlungen setzen, ist niemandem gedient und Fixerstuben sind für uns Freiheitliche der falsche Weg. (Beifall bei der FPÖ.) 
Herr Dr Mayer hat gemeint, man müsste bezüglich der Gastpatienten eine Lösung finden. Also, hier denke ich mir, haben Sie einen hervorragenden Vorreiter, das war Ihr VBgm Hans Mayr, der 1994 hier im Haus bereits ein fertiges Konzept vorgelegt hat, wie mit Gastpatienten verrechnet werden kann, und zwar nicht zu Lasten der Patienten, sondern jeweils mit den Ländern. 

Ich bin sicher, dass man diese Unterlagen erstens einmal hier im Haus findet und ich bin auch sicher, dass er Ihnen darüber Auskunft gibt, wie das zu lösen wäre. 

Frau Dr Pilz hat das Pflegeheimgesetz gefordert, wir fordern dieses schon, ich weiß nicht, seit wie vielen Jahren. Ich gebe Ihnen völlig Recht, dass das ein völlig unhaltbarer Zustand ist, aber Sie haben ja jetzt die Zusage von der Frau Stadträtin, dass es jetzt kommen wird, daher hoffe ich, dass das auch wirklich umgesetzt wird. 

Was Sie erwähnt haben, mit dem jungen Kosovo-Flüchtling, der als Behinderter in einem Pflegeheim wohnen muss. Das ist ein ganz ein wichtiges Thema, weil jeder behinderte junge Mensch, sage ich, der keine Familie hat, der nicht zu Hause betreut werden kann, wird teilweise in Pflegeheimen untergebracht. Aber es gibt in Wien wirklich sehr gute Wohngemeinschaften und eigentlich, ich muss sagen, mir selber ist es einige Male schon gelungen, hier mit Hilfe der Stadt, Menschen in so einer Wohngemeinschaft unterzubringen, wo sie einfach unter anderem wieder mit jungen Menschen zusammenleben können. Aber das ist, glaube ich, ein Thema, das wir sicherlich noch einmal thematisieren sollten, weil ich einfach glaube, dass es junge Menschen gibt, die wirklich nicht in einem Pflegeheim untergebracht werden sollten. 

Was mich irrsinnig interessieren würde, wäre: Sie haben gesagt. die Menschen werden quasi zu früh aus dem Spital entlassen - da gehe ich auch wieder völlig mit Ihnen konform - und dann werden sie von den mobilen Diensten sofort ins GZW eingewiesen. Also, den Weg hätte ich gern gewusst, wie das funktioniert, weil ich kenne bis jetzt eigentlich immer nur den Hilferuf, dass Menschen vier, sechs, acht Wochen überhaupt auf ein Pflegeheim warten. Also, hier weiß ich nicht, was ich davon halten soll, es fehlt mir einfach ein bisschen die Information. Das soweit zu meinen Vorrednerinnen und ‑rednern. 

Jetzt möchte ich ganz kurz auf das Budget eingehen. Mir ist aufgefallen, dass hier im Haus am 26.11. die Buchwoche eröffnet wird. Und da habe ich mir gedacht, eigentlich könnten wird das Budget 2002 zum Bestseller bei den Märchenbüchern machen. Und der Wirtschaftsplan des Krankenanstaltenverbunds, denke ich mir, das ist vielleicht der neue Harry Potter, weil eigentlich absolut nichts davon zu finden ist, was hier immer als ganz tolle Visionen dargestellt werden. Ich habe seit zwei Tagen einfach das Gefühl, dass Sie hier herinnen, und damit auch den Wienerinnen und Wienern, Sand in die Augen streuen. Hätten Sie ein Stammbuch, ich würde Ihnen eintragen: Lügen haben kurze Beine. 

Und genauso ist es. Seit zwei Tagen, alles was irgendwie nur geht, an allem, ist die FPÖ-ÖVP Bundesregierung schuld und da hat Herr GR Prochaska - er ist leider nicht da - einen Zwischenruf gemacht, wo ich mir gedacht habe, es stimmt eigentlich: Wer selbst nichts zu sagen hat, muss sich an anderen reiben. Das ist ganz genauso und trifft den Nagel auf den Kopf. (GR Paul Zimmermann: Wir sagen ja nichts!)

Ich möchte Ihnen gern etwas vorlesen. Und zwar gab es die "Zukunft des Gesundheitswesens", ein internationales Symposium, 21./22. Oktober 1998, also nicht jetzt, da hat Herr Dr Bode, Präsident der Pharmik, Vereinigung Pharmazeutischer Unternehmen, Folgendes gesagt: "Wir brauchen im Übrigen" - und das ist sicherlich auch ein ganz besonders wichtiger Punkt - "positive Anreizsysteme, damit sich alle Beteiligten", ich betone, alle Beteiligten am Gesundheitssystem, "System erhaltend verhalten und nicht, wie es heute der Fall ist" - ich rufe noch einmal in Erinnerung, das war 1998 -, "eigentlich eher System zerstörerisch." Vielleicht sollten Sie sich dieses Buch einmal durchlesen. 

Weiters sagt er - 1998 noch einmal -: "Heute ist die Rezeptgebühr so hoch, meine Damen und Herren, dass ein erstaunlich großer Anteil von Medikamenten, die bezogen werden, wenn der Patient sie sich selbst in der Apotheke kauft, billiger sind, als die Rezeptgebühr ausmacht." 1998, nicht erfunden von den Freiheitlichen. (GR Johann Driemer: Da ist die Erhöhung um 10 S!)

Zur SPÖ-Propaganda vor der Wahl, zum Belastungspaket nach der Wahl, hat meine Kollegin Schmalenberg eigentlich schon alles gesagt, das möchte ich nicht wiederholen. Im Juli 2001 hat Frau StRin Pittermann plötzlich Detailbereiche der Krankenanstalten und Pflegeheime besetzt, ohne öffentliche Ausschreibung, ohne irgendeine Information im Ausschuss, es wurde einfach gemacht. 

Ja, es war die absolute Mehrheit der Stadt vorhanden, da braucht man sich eigentlich nicht an die Gesetze halten. Mich erinnert dieses Vorgehen ein bisschen an die Feudalherrschaft aus früheren Zeiten. 

Ja, wenn man sich dann anschaut, den Krankenanstaltenverbund-Leistungsbericht, da schreibt der Bürgermeister drinnen, die Frau Gesundheitsstadträtin Pittermann, wie gesagt, da geht es um einen Leistungsbericht des Krankenanstaltenverbunds und da schreibt sie: "Unser hervorragendes Gesundheitssystem wird von der blau-schwarzen Regierung systematisch ausgehungert und zerstört." (GR Johann Driemer: Die Erhöhung haben doch nicht wir gemacht!)

Ich hoffe, Sie haben noch in Erinnerung, was ich Ihnen, 1998 betreffend, von keinem Freiheitlichen, sondern von einem Experten, vorgelesen habe. Ja, und dann möchte ich Ihnen gerne noch etwas vorlesen, weil es seit Jahren nicht möglich ist, in Wien einen Krankenanstaltenplan zu bekommen. Da gibt es ein Büchlein "Krankenhausbetriebslehre" aus dem Jahre 1989, dieses Büchlein hat mir 1998 Herr VBgm Hans Mayr anlässlich einer Budgetdebatte geschenkt und hat gemeint, ich solle das lesen, weil dann lerne ich was. Vielleicht sollten Sie das auch lesen, weil da steht nämlich ganz klar drinnen, dass es einen Gesetzesauftrag gibt zur Erstellung von Landeskranken-anstaltenplänen. Weiteres möchte ich Ihnen ersparen. 

Ganz kurz möchte ich noch eingehen auf den Fonds Soziales Wien. Da ist es so, dass es im AKH die Drogenambulanz gibt und die hatte bis vor kurzem zwei Sozialarbeiterinnen zur Betreuung der dort befindlichen Drogenabhängigen. Aus welchen Gründen immer, wurden die vom Herrn Geschäftsführer Peter Hacker gestrichen. Man hat jetzt schon im Ausschuss nachgefragt, warum das so sei, die Drogenambulanz hat schon etliche Briefe geschrieben, die blieben aber unbeantwortet. Vielleicht ist es möglich, dass die Frau Gesundheitsstadträtin hier heute eine Antwort gibt. 

Wir Freiheitliche glauben, dass Sozial- und Gesundheitspolitik einen Offenbarungseid leisten muss, wie viel ihr die Vollversorgung bedürftiger Menschen wert ist. Die öffentliche Politik muss soziale Dienste zunehmend als Investition in die Infrastruktur eines Landes begreifen. Sozial- und Gesundheitspolitik muss zunehmend aus einem Guss formuliert werden und überdies die Querverbindungen zum informellen Sektor weiter ausbauen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Hahn zum Wort gemeldet. - Bitte schön. (GR Günter Kenesei: Nun, jetzt ist er da!)

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Berichterstatterin! 

Gut Ding braucht Weile. Ich wollte noch einmal auf die ominösen 800 Millionen S zu sprechen kommen, die heute schon ein paar Mal im Raum gestanden sind und noch nicht erfolgreich abgeholt wurden. Es ist ja in den letzten eineinhalb Tagen schon ein paar Mal davon gesprochen worden, dass der Voranschlag so den Charakter eines Buches mit sieben Siegeln hat. Für mich hat es eher den Charakter eines Sciencefictionromans mit detektivischen Elementen. 

Aber da ich weder hobby- noch berufsmäßig eine Spürnase bin, habe ich die 800 Millionen S nicht gefunden, um die es da geht und ist ja auch nicht weiter tragisch, weil nächstes Jahr sind es nur mehr 57, nämlich EUR-Millionen, also da schaut das dann nicht mehr so tragisch aus. 

Aber ich glaube, die Sache ist wesentlich ernster, als es jetzt vielleicht klingt. Tatsache ist - und das wurde schon hinreichend klargestellt und sollte außer Streit stehen -, dass im Finanzplan und im Wirtschaftsplan des KAV von einem Fehlbetrag in der Größenordnung von knapp 800 Millionen S für das kommende Jahr die Rede ist und es findet sich auch der schlanke Satz in den Anmerkungen: "Das wird durch eine teilweise Auflösung aus den Rücklagen her bedeckt." - Da aber diese Rücklagen nicht wirklich physisch vorhanden sind, muss sozusagen irgendwo das Geld herüberwachsen und es konnte bis dato nicht geklärt werden, aus welchem Fundus, aus welchem Titel sich die 800 Millionen S aus dem Budget der Stadt Wien in Richtung KAV bewegen werden. Aber ich nehme an, dieses kleine Detail, diese Unpässlichkeit wird man lösen können. 

Was mich allerdings wesentlich mehr beschäftigt, ist doch der Umstand, dass aus diesem Wirtschaftsplan für das kommende Jahr dieser Fehlbetrag resultiert. Und wenn ich jetzt durch Recherchen festgestellt habe und was ich so in Erinnerung habe, dass zumindest rein fiktiv der KAV eine Rücklage in der Größenordnung von etwa 3,4 Milliarden S hat, so muss man davon ausgehen, dass innerhalb dieses Fünfjahresprogramms, das ja eigentlich der KAV zur Grundlage für seine Finanzierung hat - auf Grund der Zusagen der Stadt Wien -, hier diese Rücklagen, und ich diskutiere jetzt nicht noch einmal die Quellen, wie sie hin- und herwandern, aber dass diese Rücklagen, wenn alle Jahre so ein Fehlbetrag zustande kommt, schon nach vier Jahren aufgebraucht sein werden. 

Es ist zwar heute schon gesagt worden, dass im Ausschuss festgehalten wurde, dass es Aufgabe des KAV ist, in den letzten Jahren dafür zu sorgen, dass es zu keinem Fehlbetrag kommt. Nun ist allerdings der KAV kein New economy start up, der sich auf einen Börsegang vorbereitet, wo es üblicherweise Businesspläne gibt, mit großen Umsätzen und noch größeren Verlusten und man also extra poliert und sagt, in fünf Jahren wird alles so toll sein, da werden wir dann umgekehrt kleine Umsätze, aber größere Gewinne schreiben, sodass ich doch auch in Kenntnis des Wiener Gesundheitssystems davon ausgehen muss, dass der heurige Jahres- oder der kommende Jahresfehlbetrag, nicht ein unglücklicher Ausreißer nach unten ist, sondern möglicherweise eine gewisse Stabilität hat, mit möglicherweise auch einer leichten Tendenz nach oben und, Frau Stadträtin, es würde mich interessieren, was Sie als politisch Verantwortliche zu tun gedenken oder in welcher Art und Weise Sie Sorge tragen, dass dieser Auftrag an den KAV, an die Führung des KAV, nämlich dafür Sorge zu tragen, dass es in den Folgejahren zu keinen Fehlbeträgen mehr kommt, wie Sie diesem Auftrag mit Vorgaben, mit Rahmenbedingungen, gerecht werden können. 

Und ich glaube, es wird nicht damit getan sein, das nur im Wege eines Krankenanstaltenplans zu lösen, von dem wir ja wiederholt gehört haben, dass er zumindest in Form eines Beamtenentwurfs Ende des Jahres das Licht der Welt erblicken wird, sondern was hier von Nöten sein wird, ist wohl ein gesamthafter, umfassender Wiener Gesundheitsplan, der nicht nur den Bereich des KAV, sondern auch die anderen WIKRAF Spitäler, aber auch alle anderen Wiener Gesundheitseinrichtungen, insbesondere im niedergelassenen Bereich, umfasst. 

Und es ist ja schon ein paar Mal heute von Vorrednern und Vorrednerinnen angesprochen worden, es geht schlicht und einfach darum, dass wir auch in Wien das Experiment der Zusammenführung der finanziellen Mittel für den extramuralen Bereich und auch für den stationären Bereich wagen. Es gibt, oder es wird geben, in Vorarlberg jetzt das Modell einer Gesundheitsholding, wo dieser Versuch unternommen wird und es wäre in der Tat zu wünschen, dass wir auch in Wien den Mut aufbringen, einen derartigen Prozess einzuleiten. 

Und so ein Prozess wird auch von Nöten sein, wenn zum Beispiel der von den GRÜNEN und von uns unterstützte Antrag auf Erstellung eines Wiener Geburtshilfeplans nur annähernd bearbeitet, geschweige denn realisiert werden kann, weil hier genau das mit Recht eingefordert wird, was ein Teilaspekt eines umfassenden Gesundheitsplans sein kann, nämlich auf dem Sektor der Geburtshilfe die Vernetzung des niedergelassenen, des nicht stationären Bereichs mit dem stationären Bereich, der sinnvollen Ressourcensteuerung. 

Und daher appelliere ich noch einmal an Sie, Frau Gesundheitsstadträtin, dass Sie in Fortsetzung - Kollege Kowarik hat das auch schon eingemahnt - der Gesundheitsrätlichen Kommission, die eigentlich ursprünglich diesen Anspruch hatte, nämlich so einen umfassenden Gesundheitsplan zu erstellen, dass das nun in der Tat einmal umgesetzt wird, weil ich glaube, die Ergebnisse sind auch oder können sinnvolle Planungsprämissen für den KAV sein, weil so, wie sich die Dinge tatsächlich darstellen, ist in der Tat damit zu rechnen, dass wir in zwei, drei Jahren ein wirklich geringeres Budget für den Spitalsbereich haben und da muss man schlicht und einfach sicherstellen, wie man durch Umschichtungen, durch Verlagerungen, das Problem lösen kann. 

Ein Wort noch zum Antrag der GRÜNEN, betreffend Ordensspitäler: Ich glaube, es gibt hier im Haus wenige Abgeordnete, die so mit einem Thema verbunden sind, wie meine Wenigkeit mit dem Thema der Ordensspitäler, und es freut mich, dass sozusagen jetzt die GRÜNEN auch - nicht zuletzt durch diesen Antrag - zu erkennen geben, dass die Ordensspitäler ein wesentlicher Bestandteil in der Wiener Gesundheitsversorgung sind. 

Das war in der Vergangenheit nicht immer so, da war das Verhältnis, hatte ich den Eindruck, etwas ambivalent. Also, ich würde mich freuen, wenn hier jetzt sozusagen eine stabil positive, aber durchaus auch kritische Haltung zu den Ordensspitälern Platz greift. Das, was allerdings sozusagen der Wermutstropfen in diesem Antrag ist - so sehr der Antrag in seiner grundsätzlichen Facette und Dimension richtig ist -, nämlich dass hier etwa die Solvay im Auftrag des WIKRAFs, die das Budget der Ordensspitäler als angemessen gewertet hat, nämlich in einer Größenordnung von 500 Millionen S, und dass der von den Ordensspitälern im WIKRAF ausgehandelte Zuschuss von 310 Millionen S, also tatsächlich zu einer Differenz von Seiten der Ordensspitäler zu bedeckenden 190 Millionen führt. 

Diese Kritik und auch die ganze Frage der Bausubventionen ist im Prinzip richtig, nur: Was leider Gottes hier passiert ist - und ich schreibe das ein bisschen der Unerfahrenheit zu, die Sie, Frau Dr Pilz, derzeit in dieser Materie noch aufweisen -, ist, dass die bisherige Solidarität, die wir auch den Ordensspitälern abverlangt haben, mit einem Teil dieses Antrags durchbrochen wurde, weil hier dezidiert auf die Bedürfnisse der Barmherzigen Schwestern und von Speising, die nunmehr von einem einzigen Orden gemeinsam geführt werden, abgestellt wird und das von Ihnen monierte Problem eines ist, das zum Beispiel in noch höherem Ausmaß etwa die Barmherzigen Brüder betrifft, die daher über diesen Antrag alles andere als glücklich sind. 

Wir, all jene Politiker, die sich Ordensspitäler zum Anliegen gemacht haben, haben auch immer wieder bei den Ordensspitälern eingemahnt - durchaus in Kenntnis der Heterogenität dieser Ordensspitäler -, dass sie gemeinsam auftreten und mit gemeinsamer Zunge sprechen müssen, denn nur dann bringen sie die PS auf den Boden, die sie tatsächlich haben. Solche Anträge aber tragen zu einer gewissen Entsolidarisierung bei, was keineswegs im Interesse der Sache ist.

Nun noch einmal sozusagen zum Gesundheitsressort - wobei ich die Materie der Gesundheitspolitik als über das engere Ressort von Frau Dr Pittermann hinausgehend sehe, mit "Ausfransungen" zu Frau VBgm Laska und zu Herrn VBgm Rieder. Ich glaube, wir müssen die Dinge umfassender sehen. Da Finanzstadtrat Rieder hier das Bild vom "schwer manövrierbaren Tanker" gezeichnet hat, möchte ich dazu nur sagen: Das Thema der Manövrierbarkeit stellt sich für mich zurzeit nicht. Ich habe den Eindruck, er liegt vor Anker.

Ich würde mir wünschen - um bei meinem Eingangsbild vom Sciencefictionroman zu bleiben beziehungsweise damit abzuschließen -, dass sich die Verantwortlichen der Stadt Wien ein bisschen wie im Raumschiff Enterprise fühlen und den Mut, die Kraft und die Risikobereitschaft aufbringen, abzuheben, um zu neuen Ufern, zu neuen Sternen zu gelangen, und von Ihrer Immobilität aufwachen. Wir brauchen das im Gesundheitsressort. Um sicherzustellen, dass die medizinischen Leistungen auch in Zukunft bereitgestellt werden können, bedarf es der intelligenten Umschichtungen. Das ist oft genug angesprochen worden, aber das geht nur dann, wenn wir die Dinge gesamthaft betrachten und nicht sozusagen jeder sein "Kastl" bearbeitet: das "Kastl" Spital, untergliedert in die "Laden" KAV, Ordensspitäler, Privatspitäler; das "Kastl" extramuraler Bereich, auch mit den unterschiedlichen "Laden", et cetera.

Gefragt ist eine vernetzte Sicht der Dinge und wenn wir das nicht zustande bringen, dann sehe ich leider Gottes für das Wiener Gesundheitssystem schwarz. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Es folgt nun eine tatsächliche Berichtigung. - Frau Dr Pilz, bitte. Redezeit: 3 Minuten.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Kollege Hahn! 

Ich freue mich, dass wir uns in vielen Dingen sachlich durchaus finden können, auch was die Einschätzung des Krankenanstaltenverbunds betrifft.

Meine tatsächliche Berichtigung bezieht sich auf unseren Antrag bezüglich der Ordensspitäler. Ich bin jemand, der sehr gerne etwas lernt und auch gerne immer an Wissen zulegt. Im konkreten Fall jedoch muss ich dich darauf aufmerksam machen, dass die Nichterwähnung der Barmherzigen Brüder im Interesse der Barmherzigen Brüder war und sie mir ein E-Mail schicken haben lassen, in dem sie darum ersucht haben, nicht erwähnt zu werden. - Frag mich nicht, warum. - Das zeigt, dass es sozusagen intern hier auch verständliche oder nicht verständliche, für mich - da lerne ich auch noch - nicht durchsichtige und durchschaubare Rivalitäten oder Absprachen gibt. 

Letztlich unterstütze ich aber auch die Position, dass man sie hier kritisch betrachten soll, aber keinesfalls sozusagen irgendwelche nicht begründeten Bevorzugungen machen, sondern auf die Sache, auf die Inhalte und ihre Leistungen abstellen soll. - Danke.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Als Nächste ist Frau GRin Jerusalem zum Wort gemeldet. Die restliche Redezeit beträgt 7 Minuten.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

In unserer sehr interessanten Debatte hat Herr GR Pfeiffer mich etwas gefragt und das verdient natürlich auch eine Antwort. Er hat gefragt, warum wir fordern, dass Cannabis legal wird.

Darauf gibt es eine ganz klare Antwort: Wir wollen, dass die Menschen, die Konsumenten und Konsumentinnen entkriminalisiert werden. Das heißt, dass keine Anzeige von der Polizei erfolgt, dass sie nicht vor Gericht stehen und nicht das Risiko laufen, ins Gefängnis zu kommen, und dass sie nicht vorbestraft sind. Ich denke, das ist es wert, Cannabis zu legalisieren. (Zwischenruf des GR Gerhard Pfeiffer.) 

Sie haben darüber hinaus gefragt: Was heißt denn das, wenn Cannabis legal ist? Heißt das, dass dann die Menschen Cannabis legalisieren müssen? - Nein, Herr Pfeiffer, es ist wie beim Alkohol: Sie müssen nicht, aber sie dürfen! - Ich habe nämlich mittlerweile den Verdacht, dass Sie das mit dem Legalisieren ein Leben lang falsch verstanden haben (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN und Heiterkeit des GR Godwin Schuster.) und dass wir diesem kleinen Missverständnis die sensationellen Reden verdanken, in deren Genuss wir da immer kommen.

Sie haben gesagt, in der Schweiz wurden durch die Maßnahmen nur 10 Prozent der Menschen wieder sozial integriert. Das beweist, dass Sie die Studie nicht einmal aus der Entfernung angeschaut haben, denn die Kategorie "sozial integriert" kommt nämlich dort gar nicht vor. Ich bitte Sie daher, das Werk tatsächlich zu lesen, zu studieren und sinnvolle soziale Maßnahmen zu setzen. (GR Gerhard Pfeiffer: Ich tu es jetzt nicht berichtigen, aber das stimmt nicht, was Sie sagen!)

Wir GRÜNE sind davon überzeugt, dass unsere Drogenpolitik, die entkriminalisiert, die die Beschaffungskriminalität beseitigt, die die Beschaffungsprostitution beseitigt, erstens einmal Sicherheitspolitik ist, zweitens durch die Gesundheitsräume und das Heroinprogramm Gesundheitspolitik darstellt und drittens als erstrangige Maßnahme gegen Verelendung auch Sozialpolitik ist. Wir freuen uns und sind stolz darauf, mit einem Schlag Sicherheitspolitik, Gesundheitspolitik und Sozialpolitik machen zu können, und vielleicht werden Sie unseren Weg auch noch einmal beschreiten. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Der nächste Redner ist Herr GR Strache. - Bitte. Die Redezeit beträgt 20 Minuten.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Gemeinderatsvorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es hätte mich ja verwundert, wenn Frau Kollegin Jerusalem heute nicht dieses Thema angeschnitten hätte, aber ich bin a froh, dass sie ihre Einstellung zu wesentlichen Fragen und Problematiken, die wir in dieser Stadt haben, heute wieder so offen und ehrlich von sich gegeben hat.

Ich habe heute, wie ich Ihre Ausführungen hörte, den Eindruck gehabt, dass ich mich nicht bei einer Gesundheitsbudgetrede befinde, sondern dass wir hier über Krankheitsförderung in dieser Stadt reden und darüber, wie wir Menschen letztlich noch näher der Sucht zuführen können (GR Günter Kenesei: Da haben Sie nicht zugehört, Herr Kollege Strache!) - da habe ich gut zugehört! (Ruf bei den GRÜNEN: Der hört nur auf Rechts!) -, denn wenn ich all die Ansätze, die die Frau Kollegin heute von sich gegeben hat, die Sicherheitsaspekte und die sozialen Aspekte, die sie genannt hat, durchdenke, dann muss ich die Frage stellen: Ja, Herrgott noch einmal, warum lassen wir, um das Problem Bankräuber in Zukunft zu lösen, nicht gleich die Banken offen, damit die Bankräuber ungehindert dazu können? - Damit hätten wir dieses Problem auch beseitigt! - Das ist genau Ihr Denkansatz: Nicht Probleme bekämpfen, sondern erweitern! Nicht herzugehen und zu sagen: bekämpfen wir die Alkoholprobleme, die wir in der Stadt haben! - nein, sondern zu sagen: holen wir neue und weitere Probleme hinzu! - Das ist ein wirklich fataler Ansatz, den Sie haben! Da haben Sie Ihre Fratze wirklich vom Gesicht gerissen! Da sieht man jetzt wirklich, was Sie für eine drogenpolitische Fratze haben (Beifall bei der FPÖ.), und das ist gut, dass die Bürger das erkennen, was Sie hier für ein ideologisches Denken haben!

Was Sie nämlich wollen, ist mir und auch vielen Bürgern draußen in dieser Stadt und in diesem Land schon klar: Sie wollen letztlich Menschen, die nicht frei sind, Menschen, die abhängig gemacht werden, Menschen, die nicht mehr freien Geistes sind, selbst Entscheidungen zu treffen! Sie wollen Abhängigkeiten schaffen, das ist Ihr Ziel, und deshalb treten Sie auch dafür ein, dass Haschisch freigegeben werden soll - genau in dem Wissen, dass Haschisch eine Einstiegsdroge ist! Da können Sie 100 ‑mal hier herausgehen und sagen, Haschisch sei nicht gefährlich - obwohl Sie auf Grund der Studien, die vorliegen, selbst wissen müssen, dass Haschisch selbstverständlich eine Einstiegsdroge ist! Ich werde Ihnen dazu aus mehreren Studien, die es zu diesem Thema gibt, zitieren. 

Es gibt zum Beispiel Studienquellen aus der Bundesrepublik Deutschland - ich habe das hier schon einmal angeschnitten, aber ich werde es heute etwas vertiefen, damit Sie sich vielleicht auch einmal die Mühe machen, sich diese Studien zu besorgen und einmal wirklich zu studieren. Es gab drei Studien zum Thema "Gesundheitliches Risiko des Cannabis-Konsums", die von der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1998 in Auftrag gegeben worden sind, und alle drei sind zu dem Ergebnis gekommen, dass Cannabis- und Haschisch-Konsum eine akute und chronische Gefährdung, Störungen der Gedächtnisleistungen, des Fahrverhaltens, Panik- und Aggressionsreaktionen, ein toxisches Delirium und Psychosen auslösen kann und gerade für psychisch labile, psychosozial vor- und problembelastete Menschen besonders gefährlich ist.

Weiters gibt es eine Studie des amerikanischen Wissenschafters Dr Forest Tennant, der an der Universität in West Covina in Kalifornien unterrichtet und der folgende Untersuchungen an einer High School durchgeführt hat und dabei folgendes Ergebnis erzielen konnte - und das ist wirklich bedenklich, das sollten Sie sich wirklich einmal bewusst anhören! Ich zitiere: "Weniger als 1 Prozent derjenigen, die nie Haschisch geraucht haben, haben je Kokain oder Heroin genommen, doch fast drei Viertel aller Haschisch-Raucher, die Haschisch wenigstens 1 000‑mal konsumiert hatten, gingen zu Kokain und ein Drittel zu Heroin über." 

Weiters hat diese High-School-Untersuchung ergeben, "dass die Hälfte der Schüler der 12. Klasse, die überhaupt innerhalb eines Jahres zumindest einmal Haschisch rauchten, auch noch andere, härtere illegale Drogen zu sich genommen haben." 

Auf Grund dieses Ergebnisses ist also festzuhalten, dass von 100 Haschisch-Rauchern fast 50 Prozent auch andere illegale Drogen probiert und zu sich genommen haben. 

Jetzt frage ich Sie: Das wollen Sie wirklich verantworten, in dem Wissen, dass es solche Studien mit solchen wissenschaftlichen Ergebnissen gibt? - Dann sage ich: Sie handeln wider besseres Wissen und stellen eine Gesundheitsgefährdung für unsere Bürger in dieser Stadt dar und das werden wir mit Sicherheit nicht zulassen! (Beifall bei der FPÖ.)

In diesem Zusammenhang muss man sich auch das Niveau von grünen Politikern vor Augen halten, die sich ja in dieser Debatte auch zu Wort gemeldet haben, wie unter anderem Ihr Kollege Ellensohn über ein E-Mail zu einer Diskussionsveranstaltung, die in der Bezirksvertretung Penzing stattgefunden hat. Da wurde ein Plakat der Sozialistischen Jugend, das auch wirklich von Niveau nur so strotzt, behandelt, nämlich mit dem Wortlaut - ich zitiere wieder -: "Lieber bekifft ficken, als besoffen Auto fahren", was wirklich sehr geistreich ist und angesichts dessen man sich wirklich die Frage stellen muss: Brauchen diese Herrschaften wirklich irgendwelche Unterstützungsmittel, damit sie noch etwas hochbekommen? - Aber das sei dahingestellt. 

Ich meine, dass man auf so ein primitives Plakat sehr wohl auch antworten wird müssen. Es kann nicht sein, dass man das einfach so als Normalität in der politischen Auseinandersetzung hinnimmt, dass man nicht fähig ist, bei so einem wichtigen Thema wirklich sachlich zu reden, in den Inhalt hineinzuhören und den Inhalt zu betonen und endlich auch wissenschaftliche Quellen zu zitieren, anstatt einfach irgendwelche Sachen zu behaupten. 

Herr Ellensohn gibt dann noch Folgendes preis, indem er der JVP-Penzing per E-Mail schreibt - ich zitiere wieder -: "Ihr Wichser, eure Fickfantasien könnt ihr euch in den Arsch schieben!" - Dazu sage ich: Dieser Mann ist wirklich ein geistiges Nackerbatzl und er verdient es bei solch einem Niveau, das er mit dieser Aussage an den Tag gelegt hat, eigentlich nicht, in diesem Gemeinderat zu sitzen! Das ist klar und deutlich festzuhalten. (Beifall bei der FPÖ sowie des GR Gerhard Pfeiffer. - Heiterkeit des GR Mag Rüdiger Maresch sowie der GRin Dr Monika Vana.) 

Aber es ist keine Entschuldigung! Sein Niveau kann keine Entschuldigung für die Fehltritte, die er geleistet hat, sein, aber die Bürger draußen können daran ersehen, welch geistreiche Menschen hier sitzen und wie diese letztlich mit ihrem Amt und mit der Würde dieses Amtes umgehen. Das sollten Sie schon auch einmal bedenken und ein bisschen in sich gehen, gerade auch, wenn es um solch ernste Probleme geht wie jene, mit denen wir heute im Zusammenhang mit dem Thema Drogen konfrontiert sind. 

Ich darf dazu aus einem aktuellen Artikel zitieren, der in der morgigen Ausgabe beziehungsweise heute in der Abendausgabe der Zeitung "Kurier" erscheint. Überschrift: "Die Raubkriminalität in Wien explodiert. Drogenbeschaffung: Heuer schon um 55 Prozent mehr Handtaschen-Raube als 2000".

Jetzt kann man den Ansatz von Frau GRin Jerusalem vertreten und sagen: (GR Günter Kenesei: Sie begreifen überhaupt nichts, Herr Kollege!) Geben wir es frei! Geben wir den Süchtigen Geld, damit sie vielleicht auf Rezept, gegen eine Rezeptgebühr, also eine Grundgebühr, Drogen erhalten können. Sie sollen also Geld für ihren Drogenkonsum erhalten: Auf Kosten der Allgemeinheit, auf Kosten der Fleißigen und Anständigen (GRin Barbara Novak-Schild: "der Fleißigen und Anständigen"!) soll jeder, der sich seine Sucht nicht finanzieren kann, der süchtig werden will, der weiterhin in den Abgrund rutschen will, finanziert werden. Den soll die Allgemeinheit finanzieren und die Allgemeinheit soll belastet werden! - Das ist halt der Ansatz, den Frau GRin Jerusalem hat. Das ist genau der gleiche fatale Ansatz wie jener, der in den letzten 30 Jahren in der Politik der Bundesregierung vertreten wurde. Die Situation, die wir heute in Graz, in Salzburg und in Traiskirchen haben und die wir hier in Wien erleben müssen, ist das Ergebnis von 30 Jahren sozialistischer Bundesregierung! Sie haben nichts unternommen gegen diese ausufernde Szene! Sie haben sie zugelassen und Sie lassen heute noch die offene Drogenszene in Wien zu! (Zwischenruf des GR Godwin Schuster.) 

Wie sieht es denn zum Beispiel im Wiener Stadtpark im Sommer aus? - Im Wiener Stadtpark wird offen mit Drogen gedealt! Die Menschen trauen sich gar nicht mehr, den Park zu betreten, weil sie tätlich attackiert werden! Und Sie unternehmen nichts! Ich sage Ihnen etwas: Sie sollten dort wenigstens Tafeln anbringen, auf denen steht: "Das Betreten des Stadtparks kann Ihre Gesundheit gefährden!" - Zumindest das sind Sie den Bürgern schuldig, wenn Sie schon sonst nichts tun in dieser Stadt, um die Drogenproblematik zu verhindern. (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenruf des GR Günter Kenesei.) 

Eines ist klar: Sie betreiben offensichtlich - um jetzt wieder zu den GRÜNEN zurückzukommen - das ideologische Geschäft von Drogendealern und wollen, dass diese Drogendealer endlich zu legalen Geschäftsleuten werden - und das ist wirklich schäbig! Ich sage: Sie sind letztklassig, Frau GRin Jerusalem! Mit solchen Menschen, die so etwas von sich geben, wird dieser Stadt nur geschadet! (Beifall bei der FPÖ. - GR Günter Kenesei: Das ist ja unglaublich! - Weitere Zwischenrufe.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Silentium! - Als Nächster ist Herr GR Dipl Ing Margulies zum Wort gemeldet. - Bitte! (Zwischenruf des GR Dr Herbert Madejski.) 

Sehr geehrter Herr Dr Madejski! Herr GR Margulies war bis hier vorne angemeldet. - Punkt eins.

Punkt zwei: Ich habe auch schon Wortmeldungen der FPÖ auf Augenzwinkern hin zur Kenntnis genommen. - Danke schön. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Das ist ja faszinierend: Jetzt wollen Sie schon nicht mehr, dass ich rede! Glauben Sie wirklich, dass man in irgendeiner Art und Weise den Schwachsinn von Herrn Strache übertreffen kann? - Das geht nicht. Ich habe selten solch eine dumme, von Unwissenheit zeugende Rede zum Thema Drogenpolitik gehört, wie jene von Herrn Strache! (Beifall bei den GRÜNEN sowie bei Gemeinderäten der SPÖ.) 

Selbst andere FPÖ-Politiker haben bislang in dieser Debatte mehr Qualität an den Tag gelegt! - Das gibt es normalerweise nicht (GR Heike Trammer: Da redet der Richtige! - GR Heinz Christian Strache: ... geistige Nackerbatzl!), dass man vor Unwissenheit strotzend (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Dinge in den Raum stellen kann, ohne auch nur einen Hauch von Ahnung von Drogenpolitik zu haben!

Jetzt gehen wir auf ein paar Geschichten ein, die Sie tatsächlich hier vorgebracht haben. Sie zitieren einen Zeitungsausschnitt von heute oder von morgen, in dem es heißt, dass Raubkriminalität, Drogenkriminalität, Beschaffungskriminalität zugenommen haben. (GR Godwin Schuster - auf den Zeitungsartikel weisend -: Raub hat zugenommen!) - Raub wegen Beschaffung von Drogen hat zugenommen - 30 Prozent, 40 Prozent. 

Herr Strache! Sie haben sich nie mit Sucht auseinander gesetzt, mit dem, was Sucht heißt. Jemand, der tatsächlich süchtig ist, hat zwei Möglichkeiten - vielleicht auch drei; in Österreich nur zwei -: Entweder er oder sie verkauft seinen beziehungsweise ihren Körper, wenn kein Geld mehr vorhanden ist, oder er oder sie begeht irgendeine Tathandlung, um zu Geld zu kommen, um seine Sucht befriedigen zu können, wenn kein Geld vorhanden ist. (Zwischenruf bei der FPÖ. - GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Entzug?) Noch einmal: Sie verstehen nicht, was Sucht bedeutet! (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Entzug?) Aber das werden Sie wahrscheinlich nie kapieren, wenn Sie sich nicht ernsthaft damit auseinander setzen wollen. 

Wir kritisieren, so wie Sie, dass es in Wien zu wenig Therapieplätze gibt, was die Frage des Heroinkonsums betrifft. (Zwischenruf des StR Johann Herzog.) Aber Sie wissen nicht, was Sucht heißt, und solange Sie das nicht kapieren, werden Sie sich mit diesem Thema niemals auseinander setzen können. Ihnen ist lieber, ein 14‑jähriges Mädchen geht auf den Strich, als es bekommt vom Arzt oder aus der Apotheke Heroin. Das ist Ihnen lieber! Sie sind verantwortlich dafür, wenn 14-, 15‑jährige Mädchen auf der Straße sterben und das werfe ich Ihnen vor! (Beifall bei den GRÜNEN. - Zwischenruf des GR Heinz Christian Strache.) 

Sie sagen tatsächlich, wir wären die ideologischen Wegbereiter der Drogendealer! - Auch da verkennen Sie komplett, was bei einer kontrollierten Abgabe von süchtig machenden Drogen und bei einer Legalisierung von Cannabis passieren würde: Es würde genau das Dealer-Unwesen ausgehöhlt werden, weil für niemanden mehr die Notwendigkeit bestünde, wenn er süchtig ist, in irgendeiner Art und Weise zu einem Dealer zu gehen! - Aber Sie wollen es nicht verstehen - aus ideologischen Hintergründen. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wie in Holland! Wie in Holland! - Zwischenrufe des GR Mag Helmut Kowarik sowie der GRin Heike Trammer.) Sie saufen lieber bis um Mitternacht oder noch länger, lassen sich anrinnen, sind auch dann irgendwie ... (Ruf bei der FPÖ: Muss man sich das anhören?) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr GR Margulies! (Ruf bei der FPÖ: "Sie saufen"? - Haben Sie das ...?)

GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Mein Gott, dann muss ich mich fast entschuldigen, wenn Sie das jetzt persönlich auf sich bezogen haben! - "Sie" ist das Gesellschaftsbild, das Sie wollen. Für Sie ist es in Ordnung, wenn in der Gesellschaft gesoffen wird bis zum Gehtnichtmehr - man sieht das ja bei genügenden Feiern von Ihnen nahe stehenden Organisationen, an denen Sie auch eifrigst teilnehmen. - Ich hoffe, dass Sie nachher dann nicht mit dem Auto heimfahren, denn das wäre wirklich eine Gefährdung für die Umwelt, sondern dass Sie sich zumindest ein Taxi rufen, dass Sie zumindest diesen Anstand haben. (StR Johann Herzog: Was hat das mit Beschaffungskriminalität zu tun?) 

Aber eines wissen Sie ganz genau: Wissen Sie, warum es bei Alkohol keine Beschaffungskriminalität gibt? Wissen Sie das? - Weil er legal ist, weil Sie ihn in jedem Geschäft kaufen können, ohne auf einen Dealer angewiesen zu sein. Deshalb gibt es bei Alkohol keine Beschaffungskriminalität! (GR Gerhard Pfeiffer: Nein, das stimmt ja nicht! Es gibt ja Beschaffungskriminalität!) 

Aber mir ist es letztendlich nur darum gegangen, die von Unwissenheit strotzenden Aussagen des Herrn Strache nicht einfach so stehen zu lassen. (StR Johann Herzog: Das sind Glaubenssätze! Glaubenssätze sind das!) - Zu überzeugen werden Sie wahrscheinlich in den nächsten 100 Jahren nicht davon sein, dass es sinnvoll ist - und zwar sinnvoll aus gesundheitspolitischen Überlegungen, aus sozialpolitischen Überlegungen und aus sicherheitspolitischen Überlegungen. (StR Johann Herzog: Gemeingefährlich ist das!) Daher bleiben Sie bei Ihrer Haltung - denn verändern können wir sie nicht -, aber bitte geißeln Sie nicht die Umwelt mit Ihrer Unwissenheit und behalten Sie diese Haltung für sich! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nochmals zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Strache. (Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Jessas!) Ich darf feststellen: Sie haben noch eine Restredezeit von 10 Minuten.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, Frau Stadträtin, "Jessas na!" - dass Sie zum Herrgott rufen, das ist mir schon klar! (Zwischenbemerkung der amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann.) Aber zum Glück haben wir hier Redefreiheit und ich werde natürlich auch davon Gebrauch machen. (Zwischenruf des GR Dr Kurt Stürzenbecher. - Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Es freut mich sehr, dass Sie diese Redefreiheit nicht wirklich hoch schätzen (Ruf bei den GRÜNEN: Oh ja!), sonst würden solche wirklich geistreichen Meldungen, die da immer wieder von dieser Ecke, von der linkslinken Ecke kommen (Heiterkeit des GR Mag Rüdiger Maresch.), nicht fallen. 

Aber weil gerade Herr GR Margulies hier herauskommt und davon spricht, dass ich keine Ahnung habe und er der Allwissende in diesem Bereich ist, würde mich wirklich interessieren: Wie viele Menschen haben Sie eigentlich schon während ihres Entzugs begleitet? Welche Erfahrung haben Sie in diesem Bereich? - Das würde mich wirklich interessieren. Wissen Sie, ich habe Erfahrung in diesem Bereich, ich habe mehrere Menschen während ihres Entzugs begleitet, und ich sage Ihnen: Nach vielen Gesprächen bin ich draufgekommen, wer eigentlich schuld daran ist, dass sie da hineingerutscht sind: solche Menschen wie Sie, die sich hier herausstellen und so verharmlosend tätig sind, wie Sie das gemacht haben, und den Menschen einzureden versuchen, das sei harmlos und nicht gefährlich!

Das ist eigentlich diese Gefährdung, von der ich hier spreche! Ich hoffe, dass das einmal auch in Ihrem Bewusstsein etwas klarer wird und dass Sie einmal beginnen, hier zu differenzieren, und sich nicht herausstellen und sagen, das sei ungefährlich, das sei ja überhaupt kein Problem. - Das ist das Unglaubliche und genau darum geht es: einmal Ihr Hirnschmalz etwas anzuregen, damit Sie darüber nachdenken, damit Sie eben nicht solche gedankenlosen Dinge von sich geben, wie Sie das hier getan haben!

Das Beispiel, das Sie in Bezug auf die Kriminalität gebracht haben, das ist ja absurd! Was Sie hier sagen, das ist ja wirklich absurd! - Ich bringe noch einmal ein Beispiel: Wir wissen, dass viele Menschen, die sich heute mit ihrem Pkw auf der Straße bewegen - ich habe dieses Beispiel schon einmal gebracht -, leider Gottes sich nicht an die Verkehrsgeschwindigkeits-Richtlinien halten. Sollen wir jetzt bitte, weil wir das wissen, aufgeben und sagen: Jetzt lassen wir alle Geschwindigkeitsrichtlinien fallen, denn es halten sich ohnedies so viele Menschen nicht daran? - Das kann doch nicht der Ansatz sein! Wir wollen doch, bitte, Sicherheit schaffen für die Bevölkerung, und Sicherheit schaffe ich, indem ich diese Richtlinien kontrolliere, damit sie auch eingehalten werden. 

Genauso ist das auch im Bereich des Haschischkonsums: Es kann doch nicht so sein, wenn wir wissen, dass es sich hier  - Ich habe die Studien ja vorher genannt! Sie kommen leider Gottes nicht heraus, um eine Studie zu bringen, die das entkräften würde. Das ist eben das Bedauerliche und deshalb kann man mit Ihnen offenbar auch nicht inhaltlich und wissenschaftlich diskutieren. Es gibt diese Studien, die das klar und deutlich festhalten, und Sie wollen letztlich Menschen weiter zur Sucht bringen! Sie wollen all jene, die heute noch kein Haschisch nehmen, auch in diesen Bereich hineinführen, und das halte ich wirklich für mehr als bedenklich!

Es spricht aber auch für sich - und das muss man vielleicht auch hervorkehren -, dass zumindest GRin Jerusalem - von der ist es mir bekannt, da habe ich es aus den Medien erfahren - sich auch bei Protestveranstaltungen vor dem Landesgericht Wien gegen die Verurteilung mutmaßlicher nigerianischer Drogendealer zumindest mit engagiert haben soll. (GR Mag Rüdiger Maresch: Mutmaßlicher! - Weitere Rufe bei den GRÜNEN: Mutmaßlicher!) Jetzt zeigt das natürlich schon auch, welche Intention Frau GRin Jerusalem offensichtlich verfolgt - und da bin ich bei jener Interpretation, die ich heute schon einmal ausgesprochen habe und bei dieser bleibe ich auch (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) -: Sie betreiben das ideologische Geschäft der Drogendealer und das ist zu verhindern! Und das werden wir verhindern, solange wir in der Bundesregierung sind. Solange wir in der Bundesregierung sind, wird es nicht zu so einem fatalen Akt kommen, wie Sie ihn vorhaben! Wir werden das ganz entschieden bekämpfen, wir werden das zu verhindern wissen! Das kann man versprechen und garantieren. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Es folgt nun zunächst einmal eine tatsächliche Berichtigung mit einer Redezeit von 3 Minuten. 

Anschließend gelangt Herr GR Dr Madejski mit einer normalen Wortmeldung zum Wort. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Eigentlich wären es ja mittlerweile schon wieder fünf tatsächliche Berichtigungen, aber ich belasse es bei der einen, denn diese ist mir wichtig. 

Gerade weil ich Heroin für eine der gefährlichsten Drogen überhaupt halte - und es freut mich in diesem Sinne, auch wenn dem ein tragischer Anlass zugrunde liegt, dass Sie selbst Erfahrungen gesammelt haben und bislang ähnliche Erfahrungen wie ich gemacht haben; auch ich kenne in meinem Umfeld und Umkreis genügend Sozialarbeiter und drei Personen, die einen Entzug durchgemacht haben und die unter anderem von mir, nicht von mir alleine, begleitet wurden -, halte ich es für wichtig, zu unterscheiden und zu differenzieren, und gerade deshalb ist es auch wichtig, Menschen zu helfen und sie nicht zu kriminalisieren. (GR Heinz Christian Strache: Genau! Genau!) Darum geht es! Es geht darum, Heroinabhängige nicht zu kriminalisieren, sie nicht auf die Straße zu drängen, sie nicht irgendwelchen Freiern auszuliefern und sie nicht so auf die Straße zu drängen und ins Eck zu stellen, dass das Einzige, was ihnen übrig bleibt, ist, einen Handtaschendiebstahl zu begehen oder möglicherweise sogar jemanden niederzuschlagen, was extrem tragisch wäre. 

Dazu ist es aber notwendig, Mittel und Wege in Gang zu setzen, die mithelfen können, Drogensucht zu bekämpfen. Das ist nicht eine Zwangsmaßnahme, sondern es bedarf hier - und gerade wenn Sie tatsächlich Menschen auf Entzug begleitet haben und sich nicht nur hier herausstellen und das sagen, dann wissen Sie das - vor allem Überzeugungskraft. Dazu aber ist es notwendig, sich mit Sucht auseinander zu setzen und Menschen zu helfen. 

Kurz zusammengefasst: (GR Heinz Christian Strache: Vor allen Dingen: Kein Methadon-Programm!) Niemals können Sie uns als GRÜNEN unterstellen, dass wir in irgendeiner Art und Weise Heroinsucht propagieren. Unser Interesse ist es, alle Menschen, die heroinsüchtig sind, davon abzubringen. Wir glauben, dass unsere Wege und Vorschläge andere sind als die Ihren. (GR Heinz Christian Strache: Ich glaube es Ihnen nicht! Ich glaube es Ihnen nicht, Herr Kollege!) 

Bei Cannabis - und da gebe ich Ihnen insofern Recht, als Sie gesagt haben, man soll bei Drogen differenzieren -, da sehen wir das einfach anders als Sie. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Heinz Christian Strache: Ihr Ziel ist leider Gottes ein anderes!) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Frau GRin Jerusalem hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Dass Sie sagen, ich betreibe das Geschäft der Dealer, ist natürlich klagswürdig, aber ich möchte auf diesen Unfug überhaupt nicht näher eingehen.

Tatsächlich demonstriere ich an der Seite von weißen Menschen gegen Ungerechtigkeiten, und wenn da Verbrecher darunter sind, dann sind eben welche darunter. 

Genauso demonstriere ich mit schwarzen Menschen gegen Ungerechtigkeit und Rassismus. (GR Heinz Christian Strache: Mit Drogendealern aber hoffentlich nicht!) Das habe ich in der Vergangenheit getan, das mache ich jetzt und das werde ich auch in der Zukunft machen. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Heinz Christian Strache: Und wenn sie Drogen dealen, genauso!) Es handelt sich hier um genau den Rassismus, den Sie schüren! Indem Sie in einem Satz "schwarze Menschen" und "Dealer" sagen, machen Sie genau das: (GR Heinz Christian Strache: Sie schützen Kriminelle, Frau Gemeinderätin! Sie schützen Kriminelle!) Sie schaffen in den Köpfen der Menschen jenes Bild vom schwarzen Menschen, der Dealer ist! Das ist genau der Rassismus, den wir Ihnen vorwerfen! (GR Heinz Christian Strache: Sie schützen Kriminelle, Frau Gemeinderätin!)

Die nächste Demo, auf der ich gemeinsam mit schwarzen Menschen war, war die Demonstration für Omofuma - für den Fall, dass Sie sich an diesen schwarzen Menschen erinnern, der ein Opfer des Rassismus, der in Österreich herrscht und ausgeübt wurde, geworden ist, der ermordet wurde: ein Mensch, der ermordet wurde, weil er ein schwarzer Mensch war, der abgeschoben war. (GR Heinz Christian Strache: Deshalb verteidigen Sie Kriminelle!) - So schaut es nämlich in Österreich aus! 

Ich würde Sie bitten, nie mehr wieder die beiden Dinge, schwarze Menschen und Dealer, in diesem Zusammenhang anzuführen und damit in der Öffentlichkeit zu operieren und Rassismus zu schüren. (GR Heinz Christian Strache: Und deshalb verteidigen Sie Kriminelle!) Damit muss Schluss sein in diesem Land! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Heinz Christian Strache: Deshalb verteidigen Sie Drogendealer!) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Dr Madejski zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Frau Stadträtin!

An sich habe ich mich nur deshalb zum Wort gemeldet, weil von der grünen, aber auch von der sozialdemokratischen Seite immer dann, wenn es um Drogen geht, natürlich auch die Problematik des Alkohols aufgezeigt wird - die ich gar nicht verniedlichen möchte, die es selbstverständlich in unserem Land wie auch in vielen anderen oder fast allen anderen Ländern gibt. (GRin Mag Sonja Wehsely: Freibier!) - Ich komme schon aufs Freibier zu sprechen, aber auf ein anderes, als Sie denken!

Was mir in dieser Diskussion aber abgegangen ist, zum Beispiel bei Kollegin Jerusalem: Wo ist überhaupt der Ansatz zur Bekämpfung des Alkoholproblems? - Ist es damit getan, dies nur vom Jugendschutzgesetz her zu tun? Ist es damit getan, dass man vielleicht die Wirte besser kontrolliert, dass man vielleicht die Abgeber kontrolliert? Und und und. - Wo sind hier die Ansätze?

Sie beschäftigen sich mit der Freigabe, sagen aber nie im gleichen Atemzug dazu, wie man das Alkoholproblem bekämpft, und werfen uns ununterbrochen - und mit dieser Mär möchte ich jetzt endlich einmal Schluss machen - ein Freibier vor, das der RFJ irgendwann einmal im Wahlkampf gespendet und dies auf einem Plakat angekündigt hat. (GRin Ursula Lettner: "Irgendwann"? Nicht "irgendwann"!)

Ich werde Ihnen jetzt einmal sagen, wer die wahre Alkoholpartei in diesem Haus ist, Frau Kollegin! Ich werde Ihnen das sagen: Da gibt es zum Beispiel ... (Die GRe Mag Rüdiger Maresch und Dipl Ing Martin Margulies: Wer? Na, wer?) Ich sage es dann ohnedies, seien Sie nicht so ungeduldig! Sie kommen schon noch daran. - Der Ellensohn ist jetzt gerade mit seinen Unterlagen vom "Wohnen" gekommen, der hat das leider versäumt. Aber man kann es noch einmal wiederholen, was er ins Internet gestellt hat. 

Ich habe mir in den letzten 10 Minuten nur drei Sachen herausgeholt - es gibt viel mehr davon -, weil ich nicht wußte, dass ich heute hier noch einmal zum Reden provoziert werden würde.

Da hat zum Beispiel im Jahre 1996 der Wiener Tourismusverband - bekanntlich ist der Chef immer der Finanzstadtrat, und das war, soweit ich mich erinnern kann, immer ein Sozialdemokrat - ungefähr 1 Million S für eine Aktion ausgegeben, die "Wiener Küche" geheißen hat - was an sich sehr lobenswert ist. Die Hauptveranstaltung dieser Aktion, die furchtbar bejubelt worden ist, auch von Ihnen, hat damals geheißen: "Saufen und Humpieren". - Das gefällt mir sehr gut, das war eine sehr gute Veranstaltung - 1996, unter der Führerschaft eines Finanzstadtrats der Sozialdemokraten. (GR Heinz Christian Strache: Ach! So was!)

Im Jahre 1999 hat die SPÖ in Vorarlberg im Zuge des Wahlkampfs nicht nur Kugelschreiber und Feuerzeuge - das waren sehr wenige - verschenkt, sondern 28 000 Stück Rotweinflaschen - kleine, für jeden Wähler - unter dem Titel: "Geschmack am Gespräch, Geschmack am Trinken". (GR Heinz Christian Strache: Oh!) - Das wollte ich Ihnen auch mitgeben. Was war 1999? Was ist denn damit, meine Damen und Herren? 
Aber es geht noch weiter. - Meine Damen und Herren, die Berufsdemonstrierer am Donnerstag werden immer weniger. Jetzt treffen sie sich natürlich schon im Internet, denn das ist bequem, da ist einem draußen nicht kalt, das ist recht angenehm, man kann ein bisschen im Internet herumspielen. Da gibt es unter anderem etwas, das heißt "popo.at". Das hat sicher nicht der Ellensohn hineingestellt, denn dann hätte es wahrscheinlich anders geheißen, nehme ich fast an, aber immerhin: Die oberösterreichischen GRÜNEN haben das "popo.at" ins Internet gestellt und angepriesen und da kann man sich jetzt unterhalten. Da findet man jede Menge, nämlich über 200 Organisationen und Personen - Kommunisten, Chaoten, Anarchisten, GRÜNE, Gewerkschafter, Berufsdemonstranten - und da gibt es auch - auf eurer Homepage, schauen Sie es sich an! -: "Saufen gegen Studiengebühren". - Das ist auch besonders gut. Mich wundert nur, dass Sie dort nicht vielleicht "Haschen gegen Studiengebühren" hineingeschrieben haben! Das sollten Sie vielleicht ergänzen, denn das wollen Sie ja freigeben. Das wäre auch eine Idee.

Als Letztes, als Krönung: Meine Damen und Herren von der SPÖ! Ich werfe Ihnen in dieser Sache wirklich Scheinheiligkeit vor! Lassen Sie uns in Zukunft wirklich in Ruhe mit diesem blöden Freibier! (Heiterkeit des GR Mag Rüdiger Maresch.) Wissen Sie, was Sie nämlich heuer im Sommer im "Wiener Blatt" gemacht haben? - Haben Sie das alle nicht gelesen? Das ist doch Ihre Parteizeitung! - Die "1. Wiener Bier-Rallye" haben Sie veranstaltet! Wissen Sie, wer da gewonnen hat? - Derjenige, der als Erster in 23 Bezirken in je einem Wirtshaus ein Krügel Bier mit Stempel bekommt! - Das ist wie die Wandermarke auf den Hohen Tauern! (Heiterkeit der GRe Dipl Ing Martin Margulies, Kurth-Bodo Blind und Gerhard Pfeiffer.) 

Jetzt passen Sie auf: Da war ein Siegerfoto - die drei waren leicht illuminiert. Der Sieger - der war in Purkersdorf - hat nämlich darüber hinaus noch ein 24. Bier getrunken! - Das war der Sieger. - Der Zweite hat 21 Bier und der Dritte 19 getrunken. Es stand nicht drinnen, wie man wieder zum Ausgangspunkt zurückkommt - mit dem Taxi, mit dem Fahrrad, zu Fuß oder mit dem Auto. Ich weiß es nicht. 

Nur: Diese Scheinheiligkeit lassen wir uns von Ihnen nicht gefallen, wenn Sie in ganz Wien, in einer Auflage von fast 1 Million, eine Bier-Rallye anpreisen, die unter Ihrer Ägide, noch dazu von einer Bierfirma, gesponsert wird! Daher lassen Sie uns in Zukunft mit dem kleinen Bier wirklich in Ruhe! (Beifall, Heiterkeit und Bravo-Rufe bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Stadträtin hat das Schlusswort. - Bitte, Frau Stadträtin. - Frau Stadträtin, du darfst sprechen! (Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann eilt zum Rednerpult.)

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bei diesem Lärmpegel habe ich schon nichts mehr wahrgenommen. Ein paar Mal bin ich jetzt verfrüht aufgestanden. Daher auch vorhin meine Äußerung "Jessas", weil ich schon aufgestanden war - weil man an diesem Platz auch nicht übertrieben gut hört -, aber nicht, weil ich Ihnen das Wort nehmen wollte!

Bevor ich auf die Diskussion eingehe, möchte ich einiges Grundsätzliches sagen: Wien hat, wie schon Frau GRin Lakatha festgestellt hat, ein hervorragendes Gesundheitssystem mit international hohem Stellenwert. Wir nehmen die Herausforderung an, trotz der unsozialen Politik der Bundesregierung und deren Restriktionen dieses Gesundheitssystem auf dem vorhandenen Niveau zu halten und weiter auszubauen.

Das unter dem zynischen Begriff der "sozialen Treffsicherheit" verabschiedete Maßnahmenpaket der Bundesregierung trifft überproportional sozial Schwache, Arbeitslose, Alleinerzieherinnen, aber vor allem kranke Menschen. Damit haben wir den Begriff "soziale Treffsicherheit" treffend definiert. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Kürzung der Familienzuschläge beim Arbeitslosengeld, die höhere Besteuerung von Urlaubs- und Kündigungsentschädigung, der Selbstbehalt bei der Krankenversicherung, die Besteuerung der Unfallrenten und mein besonderes Thema, die Ambulanzgebühren, stellen enorme Belastungen für die Betroffenen dar. Man hat sie im wahrsten Sinne des Wortes "treffsicher abgefedert", weil wertvolle solidarische Leistungen des Staates ausgerupft wurden. 

Zum Beispiel Ambulanzgebühren: Weder ist der gewünschte Finanzierungseffekt eingetreten, noch die Verlagerung hin zu den niedergelassenen Ärzten. Sie wünschen sich, dass ich über alles einen Plan mache, und darüber bin ich sehr verwundert, Herr GR Dr Hahn, denn das ist ja eigentlich Planwirtschaft und nicht Marktwirtschaft, und ich habe noch nie gehört, dass man sich den staatlichen Gesundheitsdienst wünscht. Wenn ich in Wien für Niedergelassene und Private und alles verantwortlich wäre und da regulierend eingreifen würde, dann hätte das mit dem Markt und mit dem, was Sie sich wünschen, mit der Konkurrenz, überhaupt nichts mehr zu tun, dann hätten wir frühere sowjetische Verhältnisse! (Beifall bei der SPÖ. - Heiterkeit der GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch.) 

Die Zahlen der Wiener Gebietskrankenkasse zeigen auch, dass der Einnahmeneffekt total ausgeblieben ist, dass es aber zu einem hohen Verwaltungsaufwand bei den Spitälern, aber auch bei den Krankenkassen gekommen ist. Die Kosten dafür trägt der Steuerzahler und der Krankenversicherte. (StRin Karin Landauer: Alles trägt der Steuerzahler! Alles!) Unter diesen negativen Bedingungen setzen wir bewusst auf eine Politik, die dieser diametral entgegengesetzt ist. Aus unserem sozialdemokratischen Verständnis heraus stehen wir für eine hochwertige Sozial- und Gesundheitspolitik, die für jeden zugänglich ist und bleiben muss. (Beifall bei der SPÖ.)
Die finanzielle Situation des Einzelnen darf niemals entscheidend für den Zugang zur optimalen medizinischen Betreuung sein. Für uns Sozialdemokraten steht primär der Mensch im Vordergrund und unter dieser Prämisse sehen wir sämtliche gesundheitspolitischen Maßnahmen und budgetären Maßnahmen. Wir sind für die Qualitäts- und Leistungssicherheit, für die Optimierung von Leistungen, für langfristige, umsichtige Planung. Wir gehen verantwortungsvoll mit den Budgetmitteln um und suchen Synergien und Potenziale zur Effizienzsteigerung. Im Mittelpunkt stehen für uns immer die Patienten und die Garantie, sämtliche medizinische Leistungen inklusive Spitzenleistungen allen Bevölkerungsgruppen, allen WienerInnen zugänglich zu machen. Die Schwächsten der Gesellschaft müssen selbstverständlich diesen Zugang jederzeit kostenlos haben. Wir stehen für die klare Abkehr von der Zwei- oder Mehrklassen-Medizin. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Dotierung des Geschäftsgruppenbudgets für 2002 ist für die Leistungen ausreichend, aber ich wünsche mir natürlich - ich bin eine sehr ungeduldige Ärztin - einen noch schnelleren Ausbau dieser exzellenten Versorgung. Allein der Würgegriff der Bundesregierung und der Zugriff auf unsere Steuergelder zur Erreichung des Nulldefizits lässt mich meine Träume nicht so verwirklichen, wie ich mir dies gewünscht habe. Dieser Würgegriff und die Auswirkungen der Volkszählung sind keine idealen Vorgaben für meine Vorhaben. 

Trotzdem möchte ich aber darauf hinweisen - weil Sie so sehr die Qualität kritisiert haben -, dass Wien um Quanten vor der medizinischen Versorgung der Bundesländer liegt. Wenn am 13.12. die Strukturkommission tagen wird, wird es um Qualitätskriterien gehen. Wenn auch die Kolleginnen und Kollegen aus den Bundesländern bereit sind, sehr, sehr langen Übergangsfristen zuzustimmen: Wir brauchen keine Übergangsfristen. Diese Qualität haben wir schon längst erreicht!

Ich möchte Sie aber auch noch an Gmunden und an Freistadt erinnern, damit Sie wissen, was Unterschied in der Qualität bedeutet. Und noch eines - das ist vielleicht schon in Vergessenheit geraten -: Wenn ein ausländischer Präsident in Zams eine Divertikelperforation erleidet, wird er per Flugzeug in die Landeshauptstadt überstellt. Aber was, bitte, geschieht mit den anderen Bürgerinnen und Bürgern, die das Pech haben, mit der Divertikelperforation im Krankenhaus Zams operiert zu werden? - Das ist der Unterschied: In Wien haben Sie die optimale Versorgung! Da gibt es keine Rufbereitschaft. Da wird das Ärztegesetz eingehalten. Dass man alles noch besser ausstatten kann, das will ich gar nicht leugnen. Aber wir liegen um Quanten voran und wenn wir einmal noch mehr Geld zur Verfügung haben, dann wird noch weiter ausgebaut werden. Wir können uns als Wiener ununterbrochen für unsere Kosten verhöhnen und schelten lassen, ohne dass man jemals unsere Leistungen anerkennt!

Auf das Verhalten der Ost-Region und, wie Sie schon öfters angesprochen haben, die Zahlungen durch die anderen Länder gehe ich dann noch ein. 

Ein Meilenstein in der Entwicklung des Gesundheitswesens ist der Beschluss des Gemeinderats vom 22. November 2000. Ab 1.1.2002 stellt der Wiener Krankenanstaltenverbund eine Unternehmung gemäß § 71 der Wiener Stadtverfassung dar. Dabei ergeben sich gemäß dem gleichzeitig beschlossenen Statut der Unternehmung geänderte Rahmenbedingungen, die im Wirtschaftsplan entsprechend berücksichtigt sind - man muss ihn nur genau lesen. Er war so zu erstellen, dass die Aufwendungen langfristig durch Erträge gedeckt sind. 

Beispielhaft möchte ich als einige wesentliche Änderungen anführen: Die bisher übliche Abgangsdeckung wird, basierend auf einem internen Übereinkommen zur Finanzierung des Unternehmens KAV mit einer Laufzeit bis 2005, durch einen exakt festgelegten Betriebskostenzuschuss der Stadt Wien ersetzt. Das ist wichtig: Wenn die Budgetzahlen sich ändern, wenn der Staat noch mehr zugreift, dann haben wir das gleich bleibende Budget. Wir sind unabhängig von dem, was sich sonst im Wiener Budget abspielt, und das ist wichtig, denn die Spitäler sind ein großes Unternehmen. 

Ab 2002 wird auch das Anlagevermögen im Sinne der Handelsvorschriften aktiviert und der bisherige Bruttovoranschlag wird durch den Wirtschaftsplan ersetzt. Gemäß § 15 Abs. 2 des Statuts umfasst der Wirtschaftsplan den Erfolgsplan, den Investitionsplan, den Finanzschuldenrückzahlungsplan und den Finanzierungsplan. 

Der Investitionsplan für den KAV für das Jahr 2002 sieht eine Steigerung um 8 Prozent vor. Ich möchte hervorheben, dass wir weiter den Neubau des Geriatriezentrums Favoriten forcieren, dass es zu Investitionen im Wilhelminenspital und im Otto-Wagner-Spital sowie zu laufenden Investitionen zur Verbesserung der Bausubstanz und Neuanschaffungen von Geräten kommt. Dies stellt einen enormen Motor für die Wiener Wirtschaft dar. 

Der Leistungsplan - und das möchte ich jetzt auch noch extra erwähnen, weil Sie das ein paar Mal angesprochen haben - des KAV sieht aber auch in den Fächern Orthopädie und Gynäkologie eine sinnvolle Konzentration von Leistungen vor.

Ich möchte jetzt noch etwas auf die Geburtshilfe eingehen. Wie Sie alle wissen, nimmt die Zahl der Geburten österreichweit kontinuierlich ab: in den letzten 30 Jahren von 130 000 Geburten auf nicht einmal 80 000 Geburten. Das führt natürlich zu einer geringeren Auslastung der Geburtshilfe. 

Weiters wird im Privatbereich die Sectio finanziell wesentlich mehr gefördert als die normale Geburt. Daher haben Sie in Privatspitälern eine Sectiorate von fast 40 Prozent, im Unterschied zu den Gemeindespitälern. Auf welche Art die Frauen sich dazu entscheiden, möchte ich hier nicht näher erörtern. Ich persönlich bin nicht glücklich über diese Entwicklung, denn ich finde, gerade für eine Frau ist eine Geburt ein so großartiges Erlebnis! Natürlich soll es eine Sectio geben, wenn es keine andere Möglichkeit gibt, das Kind gesund zur Welt zu bringen, aber sie als Routineeingriff durchzuführen, damit, wie manche Gynäkologen sagen, der "love channel" unversehrt bleibt, das finde ich eigentlich sehr vermessen. Ich hätte niemals aus diesem Grund bei mir eine Sectio durchführen lassen.

Der Präsident der Wiener Ärztekammer, dem diese Entwicklung auch nicht sehr gefällt, hat bei Verhandlungen mit der Privatversicherung erreicht, dass Sectio und normale Geburt gleich hoch abgegolten werden. Ich nehme an, er bemüht sich in einem weiteren Schritt darum, dass sich das Verhältnis umkehrt, weil die normale Geburt für einen Geburtshelfer wesentlich aufwendiger an Zuwendung zur Patientin und zeitlichem Einsatz ist als eine Sectio, bei der ich sagen kann: Kommen Sie am Samstag um 10 Uhr, um 12 Uhr holen wir operativ Ihr Kind - und er weiß, um 1 Uhr ist er wieder frei, während eine Geburt sich durch Stunden hinziehen kann und viel mehr überwacht werden muss. 

Und diese privaten Geburten - die mehr kosten -, die finden dann in den öffentlichen Spitälern statt, weil die ständige Anwesenheit bei einer Gebärenden in Privatspitälern nicht immer möglich ist, sodass sich auf diesem Sektor wahrscheinlich einiges ändern wird. Noch kann man das alles nicht abschätzen, aber man sieht die Zahlen in den verschiedenen Spitälern. Dass sich die Verantwortlichen - und gerade die "Hera" gehört nicht in meinen Verantwortungsbereich - dazu entschließen, wenn nicht einmal mehr 200 Geburten pro Jahr stattfinden, zu sagen, damit können wir die Qualität nicht aufrechterhalten, wir verzichten auf die Geburtenhilfe und die Geburten sollen lieber woanders konzentriert werden, ist für mich medizinisch absolut verständlich. Wir werden sehen, wie sich die Geburtshilfe weiterentwickelt, und man wird sicher noch einige geburtshilfliche Betten sperren müssen; dann sieht man, wo die Frauen hingehen und muss Konsequenzen ziehen, damit der Standard erhalten bleibt. Eine andere Möglichkeit gibt es in meinen Augen nicht. 200 Geburten pro Jahr sind für ein Team für die Qualität eindeutig zu wenig.

Was ich schon gesagt habe und worauf auch im WIKRAF angespielt wurde, ist, dass ich ein orthopädisches Spital allein auf der grünen Wiese nicht für sinnvoll halte, wiewohl ich natürlich dafür bin, dass die orthopädische Bettenkapazität sogar ausgebaut wird. Aber gerade orthopädische Patientinnen und Patienten sind ältere Patienten, sind oft adipöse Patienten, zuckerkranke Patienten, PatientInnen mit Bluthochdruck und haben öfters schon Herzprobleme oder Schlaganfälle hinter sich. Ich würde niemals empfehlen, diese Patienten in einem Spital fernab von anderen Abteilungen zu behandeln. Ich selbst habe diese meine Klientel dann immer in das AKH oder in das SMZ-Ost überwiesen, wo ich sicher sein konnte, dass die andere Behandlung gewährleistet ist - wobei die operative Qualität in Gersthof hervorragend ist, und wenn es sonst gesunde Patienten waren, habe ich sie natürlich auch dem Krankenhaus Gersthof zugewiesen. Aber insgesamt ist es gescheiter, diese Betten an Einheiten zu verlegen, wo andere medizinische Sparten zur Verfügung stehen. Genauso ist es auch im Geburtshilfe- und Gynäkologiebereich. Auch eine Krebsoperation in einem Spital ohne andere medizinische Fachabteilungen durchzuführen, ist nach dem heutigen Standard nicht mehr zeitgemäß. 

Wir tragen aber auch weiteren Verhaltensänderungen der Patienten Rechnung sowie auch dem Trend in Richtung Tagesklinik. 

Unser Personalaufwand im Wirtschaftsplan 2002 wurde an die durchschnittlichen Ist-Werte von 2001 angeglichen, und ich kann Ihnen nur eines verraten: Es gibt kein Bundesland, keine Stadt in Österreich, die annähernd diese Personalzahlen erreicht. Und das ist der Grund, warum meine Kolleginnen und Kollegen die Strukturqualität noch lange, lange vor sich herschieben wollen: weil sie das zu teuer kommt, weil sie sich nicht in der Lage sehen, finanziell einen Personalaufwand, wie wir ihn haben, zu bedecken. Mit diesem Personalaufwand sind wir einsame Spitze! (Beifall bei der SPÖ.)  

Im Bereich der Mittel zur ärztlichen Betreuung und Gesundheitsvorsorge ist ebenfalls eine Steigerung inbegriffen. 

Ich möchte im Zusammenhang mit dem AKH noch kurz auf die von Herrn GR Kowarik angesprochene Frage der Berechnungen eingehen. Es tagt jetzt eine Arbeitsgruppe zur Berechnung des klinischen Mehraufwands - dieser ist relativ schwer herausrechenbar. Die Bundesländerpatienten, die mehr oder minder durch alle Debattenbeiträge gegangen sind, kosten natürlich sehr viel, aber natürlich sträuben sich die Bundesländer erheblich, zu zahlen, und es finden hiezu Verhandlungen auf Beamtenebene statt. Es ist ja auch zum Beispiel im ÖKAP ausgewiesen, dass das zweite Strahlengerät im SMZ-Ost von Niederösterreich finanziert werden muss, nur: Man will es noch nicht. Es finden ständige Gespräche statt, aber ich kann nicht die Patienten als Geisel gegen die Politik in Anspruch nehmen - das ist mein Problem. Sonst hätte ich das Geld schon längst! Es sind 2,7 Milliarden S, um die wir durch Niederösterreich weniger haben. 

Zum Wiener Krankenanstaltenplan: Dieser - das habe ich Ihnen versprochen - ist noch in Ausarbeitung, aber schon in der Endphase, und wird natürlich im Ausschuss vorgestellt werden. 

Ich möchte aber auch, weil ich gerne meinen ganzen Bereich oder einen Großteil meines Bereichs ansprechen möchte, zur MA 15 einige Worte sagen. Und zwar möchte ich einmal - und das wird so oft fallen gelassen oder nicht erwähnt - explizit die hervorragende Arbeit des Legistikbereichs der MA 15 ansprechen. Gerade dieser Bereich wird fast nicht beachtet. Wir könnten gar nicht unsere Gesetze so zustande bringen und all unseren Erfordernissen gerecht werden, hätten wir diesen Legistikbereich nicht. Ich möchte darauf hinweisen, dass Gesetzesvorlagen begutachtet werden; es wird begutachtet, ob Privatspitäler zugelassen werden; es werden Hygieneprüfungen in den Krankenanstalten durchgeführt; und auch für die Ausarbeitung der Gesetze ist die MA 15 verantwortlich, ob es jetzt das Krankenanstaltengesetz oder das Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz ist, wo natürlich der Bürgermeister auf meine Rückfrage, als ich ihm berichtet habe, welche Zahlungen durch die Patienten zu leisten sind, gesagt hat: Bitte mach das sofort! - Nur, wie gesagt: Ein Politiker kann nur immer das akut ansprechen, was er hört, und ich habe bis zu dem Zeitpunkt, zu dem man bezüglich der Zahlung der Betthebungen zu mir kam, das auch nicht gewusst. Aber in dem Moment, wie ich das gewusst habe, war es klar, und Kollegin Neck-Schaukowitsch hat sich diesbezüglich an alle gewendet, um den Vierparteienantrag einzubringen. Ich danke hier allen vier Parteien dafür, dass sie diesen Antrag eingebracht haben! (Beifall bei der SPÖ.)  

Kurz zu einigen wenigen Projekten der MA 15. - Hier ist zunächst das Kariesprophylaxeprogramm zu nennen, ein sehr wichtiges Programm im Hinblick auf die spätere Gesundheit der Kinder. Aber besonders wichtig ist uns Sozialdemokraten das Kinderimpfprogramm. Mir ist es ganz wichtig, dass wir eine hohe Durchimpfungsrate bei der Bevölkerung erzielen, denn nur so ist es möglich, die Infektionskrankheiten in unserem Bereich endlich zu besiegen und auszurotten. Dafür haben wir die Kampagne in zwölf Sprachen geführt. 

Ein Vorreiter in Österreich und im europäischen Raum ist das Programm mit dem Wiener Frauengesundheitsprogramm. Wir sind europaweit WHO-Modellprojekt und sind sehr erfolgreich. Es sei noch kurz das Brustkrebsprogramm angesprochen, aber Kollegin Matzka-Dojder hat Ihnen eigentlich schon alles dazu gesagt, sodass ich mir erspare, weiter darüber zu sprechen. 

Sie haben im Zusammenhang mit der MA 47 angesprochen, wie schrecklich die teure Werbung ist. Ich glaube, Sie wissen nicht, wie schwer es für Menschen ist, sich das Wissen darüber zu verschaffen, welche Möglichkeiten es gibt. Ich habe sehr lange im Spital gearbeitet und ich weiß, wie unwissend viele waren - sogar die, die im Spital gearbeitet haben und sehr viel damit zu tun gehabt haben. Ich bin sehr froh, dass wir dieses Werbeprogramm mit dem Sozialnotruf haben, denn Werbung ist in dieser Hinsicht wichtig, damit die Menschen wissen, was es gibt. 

Weil Sie "Essen auf Rädern" angesprochen haben: "Essen auf Rädern" hat einen höheren Budgetansatz, aber in all den Jahren ist die Zahl der Abonnenten für "Essen auf Rädern" zurückgegangen. Es wird zum Teil nicht mehr so angenommen wie früher, aber trotzdem stellen wir es zur Verfügung für jene, die es brauchen. 

Ein Programm ist auch die mobile Datenerfassung für die MA 47. Besonders wichtig ist mir der Kontaktbesuchsdienst, der die Menschen ab einem gewissen Alter vor Ort aufsucht und sie über die Programme unterrichtet. 

Wir leisten uns in Zeiten genereller Einsparungen und eben sozialer Kürzungen des Bundes und Ressourcenverknappung diesen hervorragenden Bereich, wir leisten uns dieses Geld für den wichtigen Sozialbereich der Pflege und Betreuung im Alter.

20 Prozent der Bevölkerung, zirka 310 000 Menschen sind über 60 Jahre alt, und wir setzen alles daran, diese Menschen so lange es nur geht mobil und eigenständig zu erhalten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie haben jetzt sehr heftig über Cannabis diskutiert und ich schätze Diskussionen, wir müssen das emotionsfreier durchführen. 

Meinen Standpunkt zu allen Drogen kennen Sie. Ich finde sämtliche Drogen, außer im medizinischen Bereich, unnötig. Das sind die illegalen Drogen ebenso wie die legalen Drogen, wobei Alkohol und Nikotin niemals als Medikament einzusetzen sind. Ich bin nicht - das sage ich gleich - für eine Freigabe, aber ich bin auch nicht für die Bestrafung der Konsumenten, denn das ist kontraproduktiv. Da stoße ich sie ins Elend. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wäre ich für die Freigabe, würde ich der Gesellschaft signalisieren, die Mittel sind harmlos, wovon ich - und das ist ein wissenschaftlicher Streitpunkt - nicht überzeugt bin. Man kann mich nicht überzeugen, dass eine Substanz, die auf das Zentralnervensystem wirkt, wirklich absolut harmlos ist. Das ist aber, wie gesagt, ein wissenschaftlicher Streit. Daher bin ich nicht dafür, dass man sagt: Nehmt das ruhig. Aber bestrafen wir Jugendliche, grenzen wir sie aus, dann besteht die besondere Gefahr der weiteren Suchtlaufbahn, und die will ich unter allen Umständen verhindern. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir können niemals vorher sagen bei einem Menschen, weder wenn er Alkohol noch wenn er Drogen konsumiert, ob er abhängig wird. Es ist nicht das Mittel allein, das abhängig macht, es liegt schon auch an dem betreffenden Menschen. Ich habe das jahrelang bei einem relativ hohen Drogeneinsatz gesehen. Ich selbst habe onkologische Patienten betreut, aber praktisch sind uns - bis auf ein, zwei Fälle, die vorher schon auffällig waren, nur haben wir das damals nicht so realisiert, weil das nicht so bekannt war - niemals Patienten süchtig geworden, niemals abhängig, obwohl sie relativ hohe Dosen bekommen haben. 

Normalerweise fühlt sich kein Mensch bei harten Drogen wohl. Ich kann das nur aus eigener Erfahrung bei operativen Eingriffen sagen, denn ich bin fast immer umgekippt, wenn mir Opiate verabreicht wurden. Ich habe nie so schreckliche Albträume und Angstzustände erlebt, wie unter "Drogen-Einwirkung". Aber der, der sagt, die Wurschtigkeitsspritze oder wie immer man das nennt, war schön, und es war so toll, so dahinzuschweben, der hat vielleicht doch die Gefährdung, abhängig zu werden, der empfindet diesen Zustand positiv.

Und darin liegen die Gefahren. Cannabis ist als Medikament in Österreich noch nicht zugelassen, kann aber natürlich jederzeit eingesetzt werden, wenn es Ärzte verschreiben. Ich rate Ihnen - am Samstag findet im Hotel Wimberger eine Schmerzenquete von Prof Kress statt und gleich der erste Tagesordnungspunkt ist: "Therapie mit Cannabis". Ich bin sicher, es steht allen frei, dort hinzugehen. Solche Veranstaltungen medizinischer Natur sind immer öffentlich, und wen es interessiert, der soll sich das wirklich anhören.

Ich würde vorschlagen, dass wir uns einmal außerhalb des Gemeinderatssaales wirklich ernstlich mit Drogen beschäftigen, wobei wir weder verharmlosen noch dämonisieren, sondern vor allem unser Prinzip "Helfen statt Strafen" immer wieder voranstellen sollten. Das ist mir das Wichtigste bei der Drogenbekämpfung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nach den Berichten vom ÖBIG zeigt sich auch eine Änderung im Konsumverhalten, nämlich weg von den Opiaten und Tranquilizern hin zu den Aufputschmitteln wie Weckamine und Ecstasy. Unser Drogenkoordinator Peter Hacker hat das auch als Spiegelbild der Gesellschaft apostrophiert. Es wurde auch in dem ÖBIG-Bericht gezeigt, dass der Drogenkonsum in Wien wesentlich geringer ansteigt, als in ländlichen Gebieten. Was auch immer die Ursache dafür ist, aber ich glaube, dass wir mit dem "Fonds Soziales Wien" sehr erfolgreich sind und dass der Weg, den wir gehen, ein guter ist, wir sollten ihn alle unterstützen und uns ernstlich damit auseinander setzen. Drogenpolitik ist ein viel zu heikles Thema, als dass sie einem Hickhack, so wie es jetzt hier stattgefunden hat, zum Opfer fallen sollte. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich habe mir viel mehr vorbereitet zum Drogenbericht und zum Fonds "Soziales Wien", nur ich möchte die Zeit nicht zu lange diesem Thema widmen. Ich wollte auch nur sagen, "Check it!" war am Anfang ein Projekt, gegen das man war. Auch Gesundheitsstaatssekretär Prof Dr Waneck hat das mit Geldmitteln gefördert, weil er auch von der Qualität dieses Projekts überzeugt war und es ist ein europaweit beachtetes Projekt geworden. Wir sollten immer wieder solche Projekte durchführen, wo wir den Menschen helfen. 

Wir dürfen nicht nur Schreckensbilder zeichnen und den erhobenen Zeigefinger verwenden. Das zieht bei der Jugend nicht mehr. Wir müssen andere Mechanismen anwenden. Sie haben sehr richtig gefragt: Was verursacht denn Alkoholkonsum? - Es sind andere Mechanismen. Man muss die Jugend stärken im Nein-Sagen, im Selbstbewusstsein, im Sich-selbst-Lieben fördern, dann wird das nicht stattfinden. Natürlich gibt es auch einen illegalen Alkoholkonsum, denn es ist verboten, an Jugendliche Alkohol auszuschenken, aber auch das geschieht noch immer.

Und nur weil Sie angesprochen haben, dass gerade Sozialisten, Marxisten und sonstige gar so für die Drogen sind: Ich weise Sie darauf hin, schon in der Anfangsgeschichte meiner Partei war die Abkehr von den Drogen eine dringende Forderung. Auf welchen Gründen das immer beruht, es mag durchaus sein, dass es auf den religiösen Strukturen mancher beruht hat. Denn wer sich mit dem Alten Testament beschäftigt, weiß, warum Berauschung verpönt ist bei manchen Kulturen und Religionen.

Ich habe Ihre Zeit jetzt lange genug in Anspruch genommen. Ich habe zwar überlegt, ob ich einmal zeigen soll, dass ich noch länger reden kann als andere, aber das will ich nicht tun. Ich möchte Sie abschließend nur noch auf die Spitzenleistungen hinweisen.
In Wien - und das ist es, was neben unseren hohen Personalkosten wirklich Kosten verursacht, weil auch die Implantate sehr teuer sind - werden 23,3 Prozent aller Hüftoperationen in Österreich durchgeführt; das entspricht fast einem Viertel. 45 Prozent der Nierentransplantationen werden in Wien durchgeführt, ein Drittel aller herzchirurgischen Operationen, und 20 der 69 österreichischen "Stroke-Unit"-Betten befinden sich ebenso in Wien. Und daher unterstützen Sie mich auch, aber Sie haben es ohnedies gesagt, bei meiner Forderung und reden Sie auch mit Ihren Parteifreunden in den umliegenden Bundesländern: voller Kostenersatz für die Nichtwiener Patientinnen und Patienten. 

Wir können dann rascher unseren Ausbau vorantreiben. Allein für die niederösterreichischen PatientInnen zahlen die Wiener Steuerzahler 182 Millionen EUR pro Jahr. 

Die Wiener Spitäler und die Arbeit in den Wiener Spitälern erfüllt mich mit großem Stolz und ich bin sehr froh, dass ich diese Geschäftsgruppe leiten darf. Ich möchte allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für ihre hervorragende Arbeit danken, die sie tagtäglich im Dienste der Patienten, der Bürgerinnen und Bürger leisten. (Beifall bei der SPÖ, bei Gemeinderäten der ÖVP sowie der StRin Karin Landauer.) 

Die Wiener Spitäler, allen voran das AKH, haben einen hohen wissenschaftlichen Output und eine hohe internationale Reputation. Das bietet auch einen großen Vorteil für die Wiener Wirtschaft, denn sie ziehen Kongresse nach Wien, und die Wirtschaft ist interessiert daran, die Kongresse in Wien zu haben. Ein Kongressteilnehmer gibt wesentlich mehr Geld aus als jeder andere Tourist. Und wenn die Menschen an der Stadt Gefallen finden, dann führt das dazu, dass sie auch privat herkommen. Insofern sollen wir auch auf die wissenschaftlichen Leistungen der Wiener Spitäler, besonders des AKH, stolz sein. Das Wiener AKH erzielt mehr Impact-Faktor-Punkte als die Universitätskliniken von Graz und Innsbruck zusammen, und das ist ein ganz, ganz hoher Wert. Und so haben wir diesen Ruf und können die Kongresse nach Wien ziehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Bei allen politischen Debatten um die Finanzierung des Gesundheitsbereichs geht es aber nicht darum: Was können wir uns noch leisten?, sondern einzig und allein darum: Was wollen wir uns leisten? Und darin unterscheiden wir von der Wiener Regierung uns von der Bundesregierung. Bei uns herrscht das Solidaritätsprinzip. Die beste Gesundheitsvorsorge, die beste Medizin für alle unsere Bürgerinnen und Bürger und nicht nur für die wohlhabenden. Ich bin stolz, dass wir die Interessen der Menschen in den Mittelpunkt unseres Wirkens stellen. Die Wienerinnen und Wiener können weiter auf hohe Versorgungsqualität und hohe und umfassende Betreuung im Alter sowie Prävention bauen. 

Noch einmal meinen Dank an alle Teile meiner Geschäftsgruppe, an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die durch ihren tagtäglichen Einsatz, auch an den Wochenenden und in der Nacht und an jedem Feiertag, diese Leistungen ermöglichen. - Herzlichsten Dank! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke, Frau Stadträtin. 

Zu einer tatsächlichen Berichtigung eines Vorredners hat sich Herr GR Schuster zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich wollte bewusst nicht den Beitrag der Frau Stadträtin stören und damit eine Debatte neu entfachen, aber Kollege Madejski hat behauptet, die SPÖ beziehungsweise das "Wiener Blatt" hätten eine Bier-Rallye beworben, und hat damit gemeint, wir stellen uns auf die gleiche Stufe wie die FPÖ, die Freibier ausschenkt, um für sich zu werben. (GR Ing Herbert RUDOLPH: Nein, nein, so war das nicht! - GR Heinz Christian Strache: Ihr stellt euch auf eine wesentlich tiefere Stufe!) 

Tatsache ist, das "Wiener Blatt" hat redaktionell über eine Aktivität eines Wirtes berichtet, der eine Bier-Rallye veranstaltet hat. (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.) Wenn das zum Lächeln führt, dann, würde ich meinen, unterstellen Sie jeder Zeitung, die über einen Autounfall berichtet, sie hätte ihn verursacht. (GR Michael Kreißl: Nein!) 

Es ist ganz einfach so: Sie, Sie alleine haben das Privileg, jugendliche Menschen zum Alkohol zu verführen. Die SPÖ macht Derartiges nicht. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zur Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen und zum Wirtschaftsplan der Unternehmung "Wiener Krankenanstaltenverbund" liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung. 

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung mit den Postnummern 5 (PrZ 530/01-GWS) und 6 (PrZ 529/01-GWS), das sind der Jahresabschluss der Unternehmung "Stadt Wien - Wiener Wohnen" für das Jahr 2000 und der Wirtschaftsplan der Unternehmung "Stadt Wien - Wiener Wohnen" für das Jahr 2002, gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Voranschlag der Bundeshauptstadt, den Jahresabschluss der Unternehmung "Stadt Wien - Wiener Wohnen" und den Wirtschaftsplan "Stadt Wien - Wiener Wohnen" jedoch getrennt vorzunehmen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich darf die Damen und Herren des Gemeinderats ersuchen, so vorzugehen. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bin ja versucht, über etwas anderes zu reden als übers Wohnen. Wir haben es heute sehr kabarettreif gehabt. Es hat schon früh angefangen, wie die ÖVP geglaubt hat, sie muss sich als Frauenpartei gebärden, als die grüne Kollegin Monika Vana gesprochen hat und der Herr Pfeiffer gemeint hat, er muss die ÖVP als Frauenpartei darstellen, die mit drei Frauen von 16 Mandataren hier vertreten ist. Gegangen ist es um jüngere Frauen, als Monika Vana geredet hat. Jetzt habe ich zwar großen Respekt vor Frauen, die über 60 sind, aber bei der ÖVP ist keine einzige Frau im Haus, die unter 60 ist. Wahrscheinlich ist es darauf zurückzuführen, dass Herr Pfeiffer gemeint hat, jüngere Frauen bleiben ohnehin gerne zu Hause, machen andere Arbeiten und sind nicht so gerne da. - So viel zur Frauenpartei.

Dann ist GR Ulm herausgekommen und hat mich wieder verwirrt. Er hat über das Ausländer-raus!-Paket, über den Ausländer-raus!-Vertrag geredet, den die Bundesregierung beschlossen hat, und hat sich als Integrationsexperte aufgeführt. Da habe ich mich wieder nicht ausgekannt. Und wahrscheinlich kommt jetzt nach mir jemand heraus und führt sich auf als Mietervertreter, Mieterinnenvertreter. Gleichzeitig sitzen die Millionäre Bartenstein und Prinzhorn in einer Koalition, die Novellen zum Wohnrecht beschließt, und zwar in erster Linie für die schwarze Klientel, Novellen, die in erster Linie die reichen Leute noch reicher machen sollen. - So viel zur Volkspartei. 

Zum Bereich Wohnen: Viele Pluspunkte nenne ich jetzt nicht. Es gibt noch drei Reden von der Sozialdemokratie nach mir, da werden viele Pluspunkte kommen, es wird so ablaufen, wie in den anderen Ressorts: Der erste Redner wird sagen, es war super, der Zweite hat es dann schon schwerer, da wird es dann superer sein, und beim Dritten wird es dann am supersten sein. Das war bei den anderen Ressorts auch so. 

Ein bisschen Lob: Die allgemeine Wohnbeihilfe ist okay, ist gut. Wir werden sie aber 2002 evaluieren müssen und eventuell die Zugangsgrenzen, die Zugangsbeschränkungen verändern müssen. 

Die Notfallswohnungen sind gut, aber aus, also zu wenig. Ansonsten reden hier die Wohnbausprecher, Wohnbaussprecherinnen regelmäßig über die gleichen Punkte. Ich habe mir die letzten Jahre angeschaut. Es geht immer darum, dass wir alle dafür sind, dass die sozialen Förderungen gerecht eingesetzt werden, wir sind dafür, dass Wohnen leistbar sein muss, und wir sind für die Ökologie. 

Die Ökologie ist uns ein echtes Anliegen, deswegen fange ich mit der Ökologisierung der Bauwirtschaft an. Da gibt es dieses große THEWOSAN-Projekt. Das ist gut, allerdings haben wir in diesem Zusammenhang auch eine Kritik. Wir haben eine Anfrage an Herr StR Faymann, betreffend Einsatz von PVC-Kabeln, gestellt, die bei der THEWOSAN-Sanierung immer noch zum Einsatz kommen, und haben eine sehr ausführliche zweiseitige Antwort bekommen, die leider so, wie sie da steht, nicht richtig ist. Da steht drinnen - ich zitiere -: "Einzeldrähte, wie sie im Wohnhausbau als Einziehdrähte Verwendung finden, werden gemäß vorliegender Information derzeit nur mit PVC-Ummantelung hergestellt." - Das ist leider oder zum Glück, muss man sagen, schlichtweg falsch. Die sind schon im Einsatz, die werden schon verwendet. Und als Nächstes kommt dann gleich: "In diesem Zusammenhang ist auch die Preisfrage zu berücksichtigen. Halogenfreie Kabel sind sechsmal teurer." - Das stimmt auch nicht. Laut Auskunft von Baufirmen, die das verwenden, kosten sie um 50 Prozent mehr, und das zum jetzigen Zeitpunkt, wo noch nicht wahnsinnig viel davon eingesetzt wird. 

Dass es die FI-Schalter nicht PVC-frei gibt, das glauben wir auch. Leider wird das noch eine Weile so sein. 

Ansonsten würde ich sagen, bei der Ökologisierung habe ich oft das Gefühl, es sagen zwar alle Ja dazu - das muss man wahrscheinlich sagen -, aber es nehmen nicht alle ernst genug und man könnte sehr viel mehr machen. 

Ökologische Qualität der Baustoffe, besser noch Chemikalienreduktion. Es gibt lösemittelfreie Kleber und Bau-Chemikalien, die nahezu das Gleiche kosten wie die, die wir heute verwenden. Und das ist jetzt nicht ein Ökologietouch von den Grünen, dass man sagt, das muss man machen, damit wir ein bisschen die Umwelt retten. Das hilft natürlich der Umwelt, aber das hilft vor allem den Menschen, das hilft jenen Menschen, die drinnen wohnen, denn diese giftigen Stoffe sind in den Wänden, in den Decken, im Estrich überall drinnen, das hilft auch den Bauarbeitern und Bauarbeiterinnen, die das natürlich noch ein bisschen stärker merken, es hilft den Leuten, die den Boden legen, die malen, die verputzen, die einen Estrich hineinlegen. 

Das Einatmen von Lösemitteldämpfen kann Nervensysteme schädigen und - laut einer Auskunft, die ich erhalten habe - zu Zittern, Reaktionsverlangsamung und Intelligenzminderung - ich werde jetzt keinen Zwischensatz sagen, dass ich diesbezüglich irgendwelche Verdachtsmomente im Haus hätte - führen. Auf diese Leute, die diese Jobs machen, mehr Rücksicht zu nehmen - das ist nicht nur Ökologie, das ist eben Schutz von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen -, das müsste eigentlich ein Anliegen sein, das nicht nur den Grünen wichtig ist, sondern zumindest auch der Sozialdemokratie. 

Die Kunststoffindustrie entsorgt immer noch Teile der Altkunststoffe in Verputze. Wenn so ein Haus abgerissen wird, dann ist das Sondermüll. Das ist nicht notwendig. Es gibt - es ist ein komisches Wort - Biokunststoffe, so heißt das mittlerweile, die aus pflanzlichen Abfällen, Stroh und Holz, gemacht werden. Deren Verwendung würde dazu führen, dass wir weniger von diesen gefährlichen, von diesen giftigen Altkunststoffen hätten. 

Eine Wasserzelle für jede Wohnung bei jedem Neubau wäre natürlich möglich, wird aber immer noch nicht gemacht. 

Grauwassertrennung wäre möglich, wird aber nicht überall gemacht. Es wird schon gemacht, aber nicht überall, es wäre öfter möglich. 

Sensorsteuerung bei Wasser und Licht.

Keine PVC-Fenster. Es gibt Holzfenster mit Alubeschichtung. 

Stromsparlampen in allen öffentlichen Gebäuden. Das wäre ganz etwas Einfaches. Wir haben das im Grünen Klub. Ich weiß nicht, ob das alle anderen auch haben, das würde auch viel sparen. 

Im Moment - da werden heute wahrscheinlich noch einige Wortmeldungen dazukommen - haben wir nicht nur im Baugewerbe einen Konjunktureinbruch. Es wäre möglich, über Contracting, das von der Stadt viel zu wenig in Anspruch genommen wird, Bauimpulse zu setzen, ohne dass man Budgetmittel aufwenden muss. Man könnte Schulen und alle Amtshäuser zumindest auf den neuesten Energiesparstand bringen. Da weigern sich viele Bezirke. Ich weiß das leider auch aus dem 15. Bezirk, wo ich vorher Bezirksrat war. Da könnte man sehr viel mehr machen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Als zweiten Punkt will ich mich mit dem Gemeindebau, mit den Gemeindebauten beschäftigen. Ein paar kleine Punkte, bevor ich zur Öffnung des Gemeindebaus komme. Also das, was mir heuer schon aufgestoßen ist, ist, dass mitten im Jahr die Betriebskostenabrechnungen kommen, und Herr StR Faymann sich dann wie ein Weihnachtsmann aufführen darf und Gelder, die vorher einbehalten wurden, zurückgibt, was bei den Presseerklärungen fast schon wie ein Geschenk abgefeiert wird. Das ist immerhin Geld, das die Leute zuerst gezahlt haben. Falls das 2002 wieder der Fall sein sollte, und die Leute sicher froh sind, wenn sie wieder Geld zurückbekommen, dann bitte nicht so gönnerhaft und groß abfeiern lassen. Das ist Geld, das jetzt abkassiert wird, indem man den Leuten heute in die Taschen greift, und das man ihnen morgen zurückgibt. No na! Das muss ein anderer Hausbesitzer auch machen.

Dann gibt es nächstes Jahr bei der Wiener Städtischen Versicherung eine Versicherungssteuerersparnis von 11 Millionen S. Das ist zwar hervorragend, aber erstens hätte man das sehr viel früher machen können, zweitens hätte man das nicht der Fraktion hier herüben (In Richtung ÖVP.) überlassen müssen, die das auch lange Jahre gefordert hat, die das heuer auch als Erfolg verkaufen konnte. Das wird es nächstes Jahr geben und das sind immerhin 11 Millionen S, die gespart werden. 

Dann gibt es noch ein paar kleine Sachen. Bei den Gemeindebauten könnten wir uns jetzt ewig aufhalten, da braucht man nicht 40 Minuten, sondern 40 Stunden, aber eine Kleinigkeit: Am Schöpfwerk - das werden alle kennen - hat es in der Betriebskostenabrechnung eine Position "Müll" gegeben und in dieser Position Müll war auch der Sperrmüll drinnen. Da haben findige Leute dort das genau angeschaut. Die Sperrmüllentfernung kostet jetzt, nachdem es nicht mehr dieselbe Firma macht wie vorher - aber nicht auf Betreiben von "Wiener Wohnen" oder vom Stadtrat, sondern auf Betreiben der Leute, die dort wohnen -, nicht mehr 1,8 Millionen S jährlich, wie es vorher war, sondern 300 000 S, also ein Sechstel von dem, was es vorher gekostet hat. Die Leute werden das natürlich nicht alle zurückbekommen, weil sich nicht alle an dem Prozess beteiligen. Also, da ist auch Geld eingesackt worden und die Leute bekommen es nicht zurück. Passiert das öfter bei den Betriebskostenabrechnungen? Die Frage ist: Könnte man nicht bei allen Gemeindebauten den Sperrmüll extra ausweisen und die Leute einmal anschauen lassen, ob sie in der Lage sind, ihre Kosten so weit zu senken, dass sie auf das Niveau vom Schöpfwerk kommen?

Vierter Punkt bei den Gemeindebauten sind die Bleirohre. Das hat uns auch geärgert in dem Jahr, denn da sind wir auch von Pontius zu Pilatus geschickt worden mit unseren Anfragen, obwohl es schon eine Studie der Stadt Wien gegeben hat. Diese wurde uns nicht zugänglich gemacht und den anderen Oppositionsparteien natürlich auch nicht. In der Studie sind mehrere Häuser angeführt, bei denen eindeutig davon ausgegangen werden muss, dass durch Bleirohre gesundheitsschädigendes Wasser in die Wohnungen fließt. 

Die Liste der betroffenen Gebäude, die sich im Besitz der Stadt Wien befinden, lese ich jetzt wirklich im Einzelnen vor. Im 2. Bezirk ist es der Mexikoplatz 26, im 8. Bezirk ist es die Albertgasse 13-17, im 11. Bezirk ist es die Landwehrstraße 5 und im 21. Bezirk ist es die Franklinstraße 20. Das sind schon einmal vier Fälle. 

Dann gibt es noch acht weitere Grundstücke, die von der Stadt Wien verwaltet werden, wo man sich ebenfalls darum kümmern könnte, dass man in der Bleirohrproblematik weiterkommt und nicht von einem Ausschuss zum anderen geschickt wird und in jedem Ausschuss mehr oder weniger die Nichtzuständigkeit erfährt. Diese acht Grundstücke sind: wieder im 2. Bezirk, Novaragasse 8, noch einmal im 2. Bezirk, Franzensbrückenstraße 24, 3. Bezirk, Hetzgasse 10, noch einmal 3. Bezirk, Hörnesgasse 13, noch einmal 3. Bezirk, Rennweg 36, und noch einmal 3. Bezirk - die Landstraße scheint ein großes Problem zu haben - in der Landstraßer Hauptstraße 92, 9. Bezirk, Harmoniegasse 10 - die Bleizufuhr dort wird nicht für viel Harmonie sorgen -, 14. Bezirk, Goldschlagstraße 177. 

Wir haben die Information lange nicht gekriegt. Okay, jetzt haben wir die Information, jetzt wissen wir es, Sie wissen es schon länger. Was wir aber immer noch nicht haben, ist ein Plan: Wann machen Sie was bei diesen Bauten, bei diesen Anlagen? Wann passiert irgendetwas? - Bis jetzt haben wir gar nichts gehört. Es war im Wohnen-Ausschuss, da sind wir nicht zuständig gewesen, es war eine Anfrage im Gesundheitsbereich, da haben wir auch nichts gehört. 

Ein weiterer Punkt ist der Verkauf der Gemeindewohnungen. Da gibt es eine Presseaussendung vom Herrn Stadtrat, in der heißt es: Wenn wir Gemeindewohnungen verkaufen - also im Wesentlichen natürlich nicht verkaufen, niemals, und sozial und so weiter, aber der Rechnungshof hat ja gesagt, dass einige Wohnungen nicht den Kriterien entsprechen und veräußert werden sollen -, werden zuerst die Mieter und Mieterinnen gefragt, bevor man irgendetwas anderes macht. 

Jetzt gibt es da so ein Objekt im 1. Bezirk in der Sonnenfelsgasse 13. Die Mieter und Mieterinnen sind interessiert, aber die hat man nicht zuerst gefragt, die haben das schon selber auf die Füße stellen müssen, damit sie nicht überfahren werden. Die haben auch ein Kaufangebot vorgelegt. Natürlich kann man es niemandem schenken, wenn man so etwas macht, das ist schon richtig, aber die Reihenfolge, die bei der Presseaussendung groß angekündigt wurde, ist nicht eingehalten worden. 

Die Mieter dort haben den Eindruck, man will sie umgehen, und da muss man sich vorstellen, was dann passiert. Das wird verkauft. Und was wird der Investor, der es kauft, machen? - Der will ja etwas verdienen, der braucht ja eine Rendite dort. Da machen wir also wieder ein Spekulationsobjekt daraus. Das wird ja keiner übernehmen und es den Leuten dort billiger überlassen. 

Also wenn man es schon verkauft, dann würde ich darum bitten, dass man diesen Vorlauf einhält, dass man die Mieter und Mieterinnen zuerst fragt. In diesem Fall gibt es ein konkretes Angebot. Es ist zwar nicht meine Aufgabe, für den Verkauf von Gemeindewohnungen zu werben, aber wenn Sie es schon vorhaben, dann fragen Sie zuerst die Mieter und Mieterinnen. Sie können ja beim Verkauf an die Mieter und Mieterinnen immer noch ein Veräußerungsverbot drauflegen, damit nicht diese selbst Spekulationsgewinne einfahren.

Der wichtigste Punkt bei den Gemeindebauten ist für mich die Öffnung der Gemeindebauten. Das ist heute schon mehrfach angesprochen worden. Heute waren in Dänemark Wahlen. Das Wahlergebnis kenne ich noch nicht, die Meinungsumfragen von vorher kenne ich schon. Traurig! Mit hoher Wahrscheinlichkeit gewinnen dort auch die weit rechts stehenden Parteien. (Ein Mitarbeiter bringt GR David Ellensohn ein Blatt Papier zum Rednerpult.) Die haben gewonnen. In Dänemark hat es einen Wahlkampf gegeben, der noch schlimmer war als das, was wir in Wien erlebt haben, oder der ungefähr das Niveau nicht von diesem Mal, aber von 1996 gehabt hat. Das war ein ausländerfeindlicher Wahlkampf, ein rassistischer Wahlkampf. Er hat leider Gottes sehr, sehr wenig Gegenwehr von den Regierenden in Dänemark gehabt, und in Dänemark haben - ich weiß nicht, ob sie weiterhin regieren werden - die Sozialdemokraten regiert. 

Die haben dort eine Innenministerin, die sich mehr oder weniger allem, was von rechts, rechts außen und rechtsextrem gekommen ist, angeschlossen hat. Dort herrscht ein Diskurs, der heißt Reintegration. "Reintegration" bedeutet dort: Hinaus mit allen, zurück und in ihrer Heimat wieder integrieren. Das heißt dort Reintegration. 

Bevor das auch bei uns noch passiert, bevor wir diese Diskussion hier auch noch haben, sollten wir einmal über mutige Schritte bei der Integrationsfrage nachdenken, und die Öffnung des Gemeindebaus ist meinetwegen ein mutiger Schritt für die Sozialdemokratie, auf jeden Fall ist es ein längst überfälliger Schritt. Er ist dringend notwendig und Sie wehren sich immer noch dagegen.

MigrantInnen haben in Wien am Wohnungsmarkt zwei Hauptprobleme. Das erste Problem ist, dass sie sich den geförderten Neubau gar nicht leisten können, weil der geförderte Neubau leider Gottes nicht so günstig ist, dass er den ökonomisch schwachen Schichten tatsächlich zugänglich ist. 

Das Zweite ist der Ausschluss von großen Segmenten des Wohnungsmarkts. Die formalen Zugangsbarrieren bedeuten in Wien, dass ein Drittel aller Wohnungen, die in Wien bestehen, für Ausländer und Ausländerinnen ganz einfach unerreichbar sind. Jede dritte Wohnung in Wien kommt nicht in Frage. Das wäre so ähnlich, als würden wir sagen, wir haben 23 Bezirke und in 15 Bezirken haben wir InländerInnen und AusländerInnen, aber in 8 Bezirken haben wir nur Österreicher und Österreicherinnen. - Ich hoffe, ich habe die FPÖ da nicht auf eine blöde Idee für den nächsten Wahlkampf gebracht.

Nach meiner Meinung sind diese Nichtöffnung des Gemeindebaus und diese langsamen Schritte eine Gerechtigkeitslücke in dieser Stadt, die ganz, ganz schnell beseitigt gehört. Dazu brauche ich keinen 100‑Stufen-Plan, dazu brauche ich etwas anderes. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Argumente, die für einen offenen Gemeindebau sprechen, haben Sie alle schon mehrere Male gehört, offensichtlich sind sie nicht überall auf fruchtbaren Boden gefallen. Die Integrationswohnungen sind okay, aber das sind viel zu wenige, das ist einfach zu wenig. Die Aktion "Notfallswohnungen" zeigt, dass der Mehrbedarf da ist. Das wissen Sie auch, da kommen wir nicht nach. 

Da muss man sich einfach andere Städte anschauen. Es ist nicht notwendig, das so zu machen wie hier, und es passiert auch in anderen Städten nicht so. In Amsterdam gibt es überhaupt keine Beschränkungen, einfach keine. Da suche ich an und welchen Pass ich habe, ist nicht interessant. In Birmingham gibt es dasselbe, in Hamburg gibt es dasselbe. Die einzige Beschränkung ist, ob man ökonomisch einen Anspruch haben soll oder nicht. Es gibt ökonomische Beschränkungen, damit nicht Gemeinderäte und Gemeinderätinnen mit ihren Bezügen einziehen, sondern ökonomisch Schwache. Es gibt nicht die Beschränkung, die es bei uns gibt - und ich nenne das rassistische Beschränkung -, nämlich den Pass. Das halte ich für ungeheuerlich.

Der wichtigste Punkt bei der Öffnung: Der soziale Wohnbau in Wien hat die Aufgabe, Wohnraum für die sozial und ökonomisch Schwächsten in der Stadt zu schaffen. Jeder einzelne Sozialdemokrat und jede einzelne Sozialdemokratin sollten sich überlegen, was das heißt, dass wir 212 000 Wohnungen haben und davon momentan nur ein paar 100 Ausländern und Ausländerinnen zugänglich machen. Aber es wird ununterbrochen darüber nachgedacht: Wie viel können wir der Bevölkerung überhaupt zumuten? Geht das? Geht das nicht? Verlieren wir eine Wahl? Gewinnen wir eine Wahl nicht? - Wenn in dieser Frage das soziale Gewissen vorginge, müsste es eindeutig dazu führen, dass sich diejenigen in der Sozialdemokratie durchsetzen - und die gibt es natürlich auch -, die der gleichen Meinung sind wie ich, die der gleichen Meinung sind wie die GRÜNEN insgesamt. Sie müssten sich für eine sofortige, schnelle, rasche Öffnung des Gemeindebaus für alle Bürger und Bürgerinnen in dieser Stadt einsetzen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Ich bringe da nochmals aufs Tapet, obwohl wir das auch bei der Rechnungsabschlussdebatte für 2000 hier diskutiert haben. Damals hat Herr Kollege Stürzenbecher von der SPÖ gesagt: Wir machen eine behutsame Öffnung der Gemeindebauten - sehr, sehr behutsam - in Übereinstimmung mit den Wünschen der Mieter und Mieterinnen im Gemeindebau. Jeden Respekt vor jedem Menschen im Gemeindebau, aber seit wann suchen sich Mieter und Mieterinnen ihre Nachbarn selber aus? - Wenn wir das spielen, dann gibt es für allein erziehende Mütter, für Wohnungsgemeinschaften, für Landhaarige, für Alkoholkranke - und ich weiß nicht, für wen alles - keine Wohnungen mehr. Dann gibt es nur noch Wohnungen, wo links und rechts und oben und unten keiner wohnen darf. Am besten noch geheizt rundherum, damit ich keine Energiekosten habe.

Ich finde, es ist schade, dass die Sozialdemokratie zuschaut, wie jemand von der ÖVP hier herausgehen kann - das ist die gleiche ÖVP, die im Bund mit den Freiheitlichen regiert, und was ich von den Freiheitlichen in der Regierung halte, das darf ich da gar nicht sagen, Immunität hin oder her -, dass also jemand von dieser ÖVP da herausgehen darf und da steht und sagt: Wir fordern die Öffnung des Gemeindebaus!, und Sie schauen alle zu, 52 Leute. Ich finde, es ist eine Schande für die SPÖ, dass sie da hinten nachhinkt. Ich finde es bedauerlich für die Stadt, dass die GRÜNEN in diesem Punkt näher bei der ÖVP sind, als bei der Sozialdemokratie. Ich finde das auch bedauerlich für uns. 

Etwas mehr Mut und nicht 100‑Stufen-Pläne vorlegen! Ich wünsche denjenigen innerhalb der Sozialdemokratie, die mit mir einer Meinung sind, die mit den GRÜNEN einer Meinung sind, viel Glück beim Argumentieren. Falls Argumentationshilfen notwendig sind - es gibt natürlich viel, viel mehr gute Gründe für die Öffnung des Gemeindebaus -, so bin ich immer bereit dazu. Meine Telefonnummer im Hause ist: 818 26. Meine Mail-Adresse sage ich auch noch, vielleicht liest jemand das Protokoll: david.ellensohn@gruene.at. Ich gebe gerne Auskunft, wenn jemand irgendetwas wissen muss, warum der Gemeindebau offen sein soll, warum es in vielen Städten auf der Welt so ist, wie weit hinten Wien in dieser Frage momentan ist und nicht irgendwo im Mittelfeld. Ein Drittel der Wohnungen in Wien ist nur für Inländer und Inländerinnen zugänglich. Für die ist natürlich der Rest auch zugänglich, aber dieses Drittel ist für Ausländer und Ausländerinnen gesperrt.

Ein Ceterum censeo - unvermeidlich, aber ich werde mich nicht lange damit aufhalten - sind die einkommensabhängigen Mieten. Wir haben ein totales Problem mit den Mieten im geförderten Neubau, während gleichzeitig in alten Gemeindebauten Leute mit gutem Einkommen auf großen Flächen wohnen. Hätte ich vor 15 Jahren eine Gemeindewohnung bekommen - ich habe nicht darum angesucht -, würde ich heute immer noch dort wohnen dürfen, obwohl ich heute ungleich mehr verdiene. Das halte ich sozialpolitisch für ein Debakel. 

Wenn wir nicht in der Lage sind, die Wohnungen anders zu verbilligen, dann müssen wir innerhalb der Wohnungen dafür sorgen, dass es zu einer Umverteilung kommt. Dann müssen wir den Leuten sagen - wir sagen das klar und deutlich; ich weiß schon, das ist auch wieder ein mutiger Schritt und es braucht ein bisserl Zeit -: Es tut uns Leid, liebe Leute, wenn ihr lange in der Gemeindewohnung gewohnt habt und jetzt viel, viel besser verdient, dann ist diese Wohnung teurer, weil andere Leute, die in derselben Situation sind, in der ihr vor 10 Jahren, 15 Jahren, 20 Jahren wart, jetzt auch einen Anspruch haben müssen. Es kann nicht sein, dass irgendjemand, der 20 Jahre in einem Gemeindebau wohnt, weniger zahlt als die Leute, die neu einziehen, womöglich im gleichen Haus. Das ist sozial unverträglich. Der soziale Wohnbau in Wien ist dann kein sozialer Wohnbau mehr. Da könnte man jetzt Zitate bringen noch und noch. 

Überlegen Sie sich das mit der Öffnung des Gemeindebaus, überlegen Sie sich das mit den einkommensabhängigen Mieten! Wir haben es oft genug gesagt. Wir stehen jederzeit für ein Gespräch zur Verfügung. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster ist Herr GR Fuchs zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Es ist schon eigenartig, was sich hier abspielt, muss ich schon sagen. (Heiterkeit des GR Kurth-Bodo Blind.) Da gibt es einen GR Ellensohn, der im Wohnbauausschuss einfach gesagt hat: Ich stimme dem eh zu, egal, was in "Wiener Wohnen" passiert, wie der Wirtschaftsplan ausschaut. Und dann geht dieser Gemeinderat her und fängt an, alles von Anfang an zu kritisieren. Ja, Herr GR Ellensohn, wohin gehören Sie jetzt? Was wollen Sie wirklich? Gilt das, was Sie im Ausschuss gesagt haben, oder gilt das, was Sie da gesagt haben? (GR David Ellensohn: Ich habe auch im Ausschuss alles gesagt!) Sie sind genauso unglaubwürdig, wie auch die Aussagen Ihrer Fraktion die ganze Zeit gewesen sind, wo Sie auf den Bund hingehaut haben in vielen Bereichen, im Wohnbau, bei der Arbeitslosigkeit. Überall haben Sie gesagt, der Bund ist schuld und so weiter. 

Aber so geht es ja nicht, bitte! Entweder will man etwas, dann muss man auch dahinter stehen, dann muss man auch den Mut haben, dagegen zu stimmen, aber nicht sagen: Bitte, mir ist es egal, wir stimmen dem Voranschlag zu, egal, wie es ausschaut, egal, welche Aktionen "Wiener Wohnen" macht!, wie Sie es gemacht haben. Das steht ja auch so im Protokoll. Also das finde ich arg und das ist auch eine Verhöhnung Ihrer Wähler, denn die wissen nicht, wie sie dran sind.

Meine Damen und Herren! Man soll wissen, wie man dran ist, und der Bürger muss auch wissen, wie er dran ist. Es geht einfach nicht an, dass man hergeht und sagt - das gilt auch für den Bereich Wohnbau, und wir haben das gestern vom Herrn Finanzstadtrat gehört -, es werden Milliarden in den Wohnbau investiert, die Arbeitsplätze werden gesichert. 

Lassen Sie mich drei Feststellungen dazu machen - leider erst einen Tag später, denn gestern ist nicht Gelegenheit dazu gewesen -: 

Erste Feststellung: Das Wohnbaubudget hat zirka 9 Milliarden S, das sind 7,2 Prozent des gesamten Budgets. 

Die zweite Feststellung: Es gibt eine Verländerung der Wohnbauförderung. Der Bund hat gesagt: Da hast du ein Geld, liebes Land Wien, du kannst es entsprechend aufteilen. Haben Sie das erste Wort gehört, das ich gesagt habe? - Das war der Bund. Von dort kommt das Geld, das in Wien aufgeteilt wird. 

Und wenn Sie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, hergehen und sagen, Wien wird ausgehungert, in Wien wird nichts investiert, und der Bund ist schuld daran, so muss ich schon sagen: Da sind 9 Milliarden S und von diesen 9 Milliarden S werden zirka 6 Milliarden S Direktzuschuss vom Bund jährlich an Wien gegeben. Die restlichen 3 Milliarden S teilen sich auf auf Zinsen, die es gibt, auf Rückflüsse von gegebenen Darlehen, die es gibt, die auch aus der Vergangenheit stammen, die eventuell Rücklagen gewesen sind, die auch vom Bund gekommen sind. - Das war die dritte Feststellung. 

Das heißt, man nimmt hier eigentlich bei Aussendungen, wenn man hergeht und sagt, Wien investiert, eine riesige Täuschung vor. Gott sei Dank haben wir diese Regierung, die gewährleistet hat, dass diese Milliarden, diese 9 Milliarden S des Bundes an Wien fließen und kein Jota davon weggekommen ist. (Beifall bei der ÖVP sowie des GR Kurth-Bodo Blind.)
Aber der Bund macht noch etwas, und das möchte ich auch noch, bevor wir in die Debatte kommen, ausdrücklich sagen. Der Bund sorgt auch auf andere Art und Weise dafür, dass die Wirtschaft in Wien blüht, und zwar indem er hergeht und Erleichterungen im Dachbodenausbau schafft. Wir haben 45 000 Dachböden, für die wir keine Infrastrukturkosten haben. (GR Heinz Hufnagl: Die nehmen Sie dann gleich aus dem Mietrecht heraus!) Da gibt es dann eine entsprechende Erleichterung und die privaten Investoren werden ermutigt, zu investieren, und das ist gut so. 

Wien hat es nicht gemacht. (GR Heinz Hufnagl: Dass man es gleich aus dem Mietrecht herausnimmt, sagen Sie das auch!) Herr Edlinger hätte ja gute Ezzes geben können, denn er war ja Wohnbaustadtrat. Wie er Finanzminister war, hätte er ja auch im Bund entsprechend agieren können. Das hat er nicht gemacht. Nein, wir haben es jetzt gemacht und das ist auch gut so. 

Und es gibt ein drittes Faktum, was der Bund macht. Meine Damen und Herren, der Bund sorgt bei der Wohnrechtsänderung 2002 auch dafür, dass die Rücklagen der Gemeinnützigen nicht fünf Jahre auf der hohen Kante bleiben, sondern er hat das so herabgesetzt, dass die Investition in drei Jahren gemacht werden muss, damit in Wien die Wirtschaft angekurbelt wird, damit in Wien die Arbeitsplätze gesichert werden. Sehen Sie, das ist die Wahrheit: Das Geld kommt vom Bund, Begleitmaßnahmen kommen vom Bund, aber Wien sagt, der Bund macht nichts. Das ist eine Täuschung der Bevölkerung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Bevor die SPÖ allein regiert hat, Herr Stadtrat, war es - das muss ich schon sagen - wesentlich besser. Da haben wir vieles gemacht. Wir haben das Bürgerwohngeld, die allgemeine Wohnbeihilfe gehabt. Kollege Ellensohn hat gesagt, es geschieht nichts, die Ausländer sind ausgeschlossen aus dem Wohnbau, aus der Förderung, sie können sich das Wohnen nicht leisten. Da müsste eigentlich ein Aufschrei von Ihnen kommen. Sie müssten doch sagen, dass wir gemeinsam etwas gemacht haben. Das Bürgerwohngeld dient doch dazu, dass sich jeder das Wohnen leisten kann. Auch ein Ausländer, der fünf Jahre in Österreich ist, bekommt hier eine Hilfe, damit er sich das Wohnen leisten kann. 

Aber seit das Jahr zu Ende ist, seitdem es diese Alleinregierung gibt, gibt es eben keine Erneuerungen mehr. Man lebt nur von den alten Dingen, die einmal geschaffen worden sind. Herr Kollege, Sie wissen, wir eröffnen den großen Gasometer. In der Zwischenzeit wissen wir, haben wir gehört, und wer die Zeitung liest, hat das gelesen, dass dort viele, viele Leute gearbeitet haben und dass es auch Schwarzarbeiter gegeben hat. Es wäre sehr interessant, das näher zu beleuchten. Ich glaube, hier müsste man zur Arbeitsplatzschaffung auch etwas beitragen. (GR Franz Ekkamp: Die Stadt Wien ist ein großer Arbeitgeber!)

Meine Damen und Herren! Ich sage, Wien hat keine Akzente gesetzt in den letzten Monaten des Jahres 2001 und Wien setzt auch keine Akzente im Jahr 2002. Betroffen davon ist ganz vehement - wir haben es schon gehört - die Bauwirtschaft. Aber daran ist nicht der Bund schuld, daran ist Wien schuld. Das ist eine hausgemachte negative Wirtschaftspolitik. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Herr Kollege, ich weiß nicht, ob Sie das Budget gelesen haben. Bei "Wiener Wohnen" zum Beispiel werden Investition zurückgehalten. Da sind von "Wiener Wohnen" um 660 Millionen S weniger in die Sanierung investiert worden, obwohl es veranschlagt gewesen ist. Aber das ist nicht alles. Es geht dann weiter. Daher wissen Sie auch - und deswegen sage ich es -, woher diese Arbeitslosigkeit kommt, die hausgemacht ist von Wien, die nicht der Bund verursacht hat, wie Sie es immer sagen. 

Die thermische Sanierung, um die wir alle gekämpft haben, dass sie gemacht wird in Wien, weil sie viele, viele Arbeitsplätze schafft, weil sie auch Jugendarbeitsplätze schafft, denn auch Jugendliche können dort beschäftigt werden, wird nicht gemacht. Für die thermische Sanierung THEWOSAN gibt es eine Unmenge von Rückstellungen, die nicht herangezogen worden sind.

Oder wo ist die Grünoffensive, die man im urbanen Raum gemacht hat? - Wohnen im Grünen, da sind wir sehr stark dran gewesen sind und da haben wir gesagt, wir müssen den Menschen die Möglichkeit geben, in der Stadt zu bleiben. Wenn Sie sich die Abwanderung von Wien ansehen, so spricht das ja eine eindeutige Sprache. Und warum wandert jemand ab? - Wenn jemand nicht den adäquaten Wohnraum findet, geht er an den Stadtrand, geht er hinaus nach Niederösterreich oder woanders hin. Da fließt Geld ab, aber arbeiten geht er wieder zurück nach Wien. Das verursacht Verkehrsprobleme, aber das Kapital fließt ab. 

Was haben Sie denn im Wohnbau unternommen, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, was haben Sie unternommen im Bereich des Wohnens im Grünen? - 45 Prozent der Abwanderer wollen zuerst ihren Wohnbedarf mit einer adäquaten Wohnung in Wien decken, aber wenn es sie nicht gibt in Wien, dann suchen sie sich das Reihenhaus draußen am Stadtrand. 

Aber es ist ja nicht so, dass wir keine Grundstücke hätten, dass wir kein Investitionsgeld hätten, dass der Fonds leer wäre, die Kassa des Fonds leer wäre. Das ist ja alles da! Die Grundstücke sind ja vorhanden. Aber der jetzige Planungsstadtrat und der Wohnbaustadtrat, die können sich anscheinend nicht finden. Da geht eben nichts weiter. Wir haben das Wohnen im Grünen betrieben, aber es wird nicht fortgesetzt. Und das ist die Tragik an der ganzen Geschichte. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und wo haben Sie, meine Damen und Herren, den Anreiz fürs private Kapital, damit der Hausbesitzer hergeht - der Bund macht jetzt etwas - und sagt: Jetzt lasse ich eine Sockelsanierung machen, jetzt schaue ich, dass der Substandard wegkommt? Wo haben Sie das verstärkt gemacht? Wo gibt es denn ein gezieltes Bezirksentwicklungsprogramm, durch das die Integration richtig stattfinden kann, die heute schon bemängelt worden ist, durch das die Barrierefreiheit geschaffen wird, damit die älteren Leute leichter wohnen können, damit sie nicht entwurzelt werden, damit sie nicht in einen anderen Bereich übersiedeln müssen, in einen anderen Bezirk, über die Donau, obwohl sie im 16. Bezirk oder im 10. Bezirk zu Hause sind? In einer neuen Wohnung sind sie verloren, seelisch verloren. - Sie haben da nichts gemacht. Auch für die Integration nichts, für die Durchmischung nichts oder viel zu wenig, obwohl die Mittel vorhanden sind.

Ich frage Sie daher ganz offen: Wann machen Sie das? - Machen Sie das in einer Zeit, wenn die Zuwanderung wieder kommt, wenn die Beitritte ehemaliger Oststaaten in die EU erfolgt sind, wenn wir wieder neu bauen müssen und viele Milliarden S in den Wohnungsneubau hineinfließen müssen? - Nein, meine Damen und Herren, jetzt ist der Zeitpunkt, und zwar nicht nur für die Arbeitsplatzschaffung, sondern natürlich auch der Zeitpunkt, dafür zu sorgen, dass die Substanz unserer Stadt erhalten bleibt. 

Daher, glaube ich, muss eine Weiterentwicklung stattfinden, und diese Weiterentwicklung haben Sie überhaupt nicht geschafft, auch nicht beim Bürokratieabbau. Es gibt Prüfungen, Prüfungen und nochmals Prüfungen. Viereinhalb Jahre braucht ein privater Hausbesitzer oft, bis ihm die Förderungsmittel zugesagt werden, bis die Zusicherung kommt, und dann pfeift er schon drauf. Geht er zur Bank ohne Förderungsmittel, dann hat er keinen gebundenen Mietzins, und dann schafft er das in zwei Jahren auch. Das ist doch kein Service, bitte, dass in unserer Stadt etwas passiert. Hier muss doch etwas geschehen, eine Veränderung herbeigeführt werden. Sie haben nicht weitergearbeitet beim Bürokratieabbau. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und was ist die Folge daraus? - Es ist nicht nur so, dass die Substanz nicht weitergekommen ist, sondern darunter leidet zum Beispiel auch die Sanierungstätigkeit. Die Produktionswerte im Sanierungsbau sind um 19,3 Prozent zurückgegangen, im Wohnungs- und Siedlungsbau um 23,3 Prozent, obwohl Tausende Leute für Wohnen im Grünen vorgemerkt sind. Fragen Sie einmal die sozialdemokratischen Genossenschaften, die Ihnen gehören, die "Sozialbau" oder egal, wen immer, alle, die in Ihrem Dunstkreis sind. Fragen Sie, wie viele Tausende Vormerkungen es gibt. Da müssten Sie doch bauen. Sie haben die falschen Häuser gebaut am falschen Ort. Bauen Sie doch das Richtige, damit die Menschen nicht abwandern aus unserer Stadt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe schon gesagt, ich würde zustimmen, wenn kein Geld da wäre, wenn kein Geld in den Fonds wäre. Aber wenn ich beim WBSF ein bisschen nachschaue, was haben wir denn da in der Bilanz 2000 gehabt? - In der Bilanz 2000 sind ungefähr 519 Millionen S drinnen. Wir haben im Jahr 2001 Zinserträge in der Höhe von 1 053 000 EUR gehabt, also nur in einem Jahr, nur die Zinserträge im 2001. Im Jahr 2002 werden wir wieder Zinserträge haben, die, hochgerechnet laut Budget, 1 350 000 EUR betragen werden. 

Das sind doch wesentliche Dinge. Da weiß man ja, wo das Geld ist. Das gehört nur investiert, nicht auf die hohe Kante gelegt. Es fließt ohnehin wieder zurück durch Rückzahlungen. Aber geben Sie es doch bitte in die Wirtschaft! Lassen Sie es doch nicht liegen! Das ist doch fatal bitte. Das ist so wie damals, als der seinerzeitige VBgm Mayr riesige Grundstücke in Aspern gekauft hat und die Stadt Wien jährlich Zinsen zugeschossen hat. Heute liegen die Grundstücke noch da auf der toten Halde. Sie sagen zwar, es kostet nichts, denn die Stadt Wien hat das dann abgedeckt, aber im Endeffekt ist es ein totes Kapital, das da liegt, und Sie haben nichts damit angefangen. 

Wenn Herr Bgm Häupl in seiner Aussendung oder bei der Pressekonferenz mit dem Wohnbaustadtrat von Kontinuität im Wohnbau und im Sanierungsbereich spricht, da frage ich mich schon: Wo ist denn diese Kontinuität, wenn die Förderungszusicherungen sehr spärlich tröpfeln das ganze Jahr und Ende des Jahres dann ein großer Schub kommt? - Natürlich verkraften das die Unternehmen nicht auf einmal. Natürlich haben Sie es dann sehr leicht, zu sagen, die Unternehmen schaffen es nicht, das in einigen Monaten zu machen. Machen Sie das kontinuierlich das ganze Jahr über, dann ist es wesentlich leichter, und Sie werden sehen, es ist auch für Sie leichter zu überblicken. 

Sie machen Zusagen, Milliardenzusagen zur Arbeitplatzsicherung für die Zukunft, wie es jetzt geschehen ist, weil die Panik ausgebrochen ist, weil der Bund sein Scherflein beigetragen hat. Da haben der Herr Bürgermeister, der Herr Wohnbaustadtrat und der Herr Finanzstadtrat gesagt, jetzt müssen wir irgendwas tun, jetzt müssen wir uns zu einer Pressekonferenz zusammenfinden, denn gemeinsam sind wir stark. Wir werden schon zusammenhalten und dann werden wir irgendein Forderungsprogramm aufstellen. Sie reden in Milliarden, aber das sind Investitionsvolumen der Leute, der privaten Hausbesitzer, der Privaten, die erneuern, die sanieren. Das sind keine Förderungsgelder. Es passiert Ihnen da sehr leicht eine Verwechslung zwischen Förderungsgeldern und privaten Investitionen. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, dass es wichtig ist, dass man sagt, das neue Budget sollte eine Ankurbelung sein für die Bauwirtschaft, nämlich im Bereich der Sanierung, also dort, wo ich meine Kritik angebracht habe. Aber das neue Budget hat noch schlechtere Werte im Bereich der Wohnhaussanierung und im Bereich der Wohnbauförderung. Milliarden hat der Bund zur Verfügung gestellt. Sie verwenden Sie einfach nicht. Weder bei "Wiener Wohnen" noch woanders setzten Sie sie richtig ein. Es ist daher Zeit, dass Sie etwas tun. Ich meine, Ihre Aufgabe sollte es sein, diese Kernstadt Wien zu erneuern: für die Wohnungssuchenden, für die Wohnsubstanz, aber auch für die Arbeitsplatzsicherung. Und dies kann durch ein entsprechendes befristetes konjunkturtreibendes Wohnbauprogramm geschehen. 

Meine Damen und Herren! Dazu gehören einige Punkte - nur ganz kurz noch -: 

Die Kontrolle muss zielorientiert sein, keine Frage, aber die Beschleunigung der Erledigung der Ansuchen muss auch gegeben sein. Wir haben doch beim WBSF 70 Beamte und wir haben bei der MA 50 80 Beamte. Wenn beide prüfen, dann muss das ja etwas schneller gehen. 

Wir wollen keine Rückstellungen bei Thewosan haben. Das wäre auch im Sinne der Energiepolitik, das wäre auch im Sinne des Klimaschutzes. 

Dieses gezielte Bezirksentwicklungsprogramm im Bereich der Sanierung mit der Barrierefreiheit muss vorangetrieben werden. 

Ein weiterer ganz wichtiger Punkt ist die Anreizschaffung für privates Kapital, für den privaten Hausbesitzer. Der braucht ja einen Anreiz, damit er investiert. Der hat ja das Kapital liegen, aber warum soll er es investieren? - Erstens einmal muss er lange warten, warum also soll er es jetzt investieren. Schaffen Sie gerade jetzt in dieser Zeit der Arbeitslosigkeit eine 2‑jährige befristete Verkürzung der 15‑jährigen ertragslosen Zeit, indem Sie sagen, er kann zumindest einen Kategorie‑C-Ertrag haben. Wenn jemand investieren kann und 50 Jahre alt ist, soll er da in ein Haus investieren und 15 Jahre ertragslose Zeit vor sich haben? Stellen Sie sich das vor! Dann ist er 65 und geht in Pension. So jemand hat doch überhaupt kein Interesse daran zu investieren. Aber wenn er jetzt investiert und Sie ihm in den nächsten zwei Jahren die Möglichkeit geben, zumindest einen Kategorie‑C-Ertrag zu erzielen, dann ist das ein Anreiz, dann ist das ein Anreiz, den Sie hier im Land Wien schaffen können. Reden Sie sich also nicht immer auf die Bundesregierung aus. (Beifall bei der ÖVP.) 

Lassen Sie mich auch sagen, dass es notwendig ist, dass die Infrastrukturmaßnahmen im Bereich Wohnbau vorgezogen werden. Die Wohnbaumittel, die der Bund an das Land Wien gibt, sind nicht mehr zweckgebunden. Der Bund hat die Zweckbindung aufgehoben, damit nicht nur für den Wohnbau, sondern auch für die Infrastruktur etwas verwendet werden kann. Aber nehmen Sie auch die anderen Mittel, die Sie haben. Bauen Sie doch im Tiefbau die Garagen, Herr Bürgermeister! Sie haben gesagt, der Tiefbau liegt ganz unten am Boden. Ja, er liegt am Boden, der Tiefbau, das ist überhaupt keine Frage, aber bauen Sie doch bitte diese Garagen, diese Volksgaragen für jeden Bezirk und, wo es notwendig ist, eine zweite Garage. Bauen Sie es doch, das ist wichtig! Die Bevölkerung wird Ihnen das sehr positiv abnehmen. (GR Mag Christoph Chorherr: Nein! Nein! Nein! - GR Rudolf Klucsarits: Oh ja!)

Auch wenn Sie jetzt Nein sagen. Mit diesem Nein sagen Sie: Ich sichere halt keine Arbeitsplätze, damit sagen Sie, dass der Arbeitsplatz für Sie keine Rolle spielt. Merken Sie sich: Der ÖVP spielt jeder Arbeitsplatz eine Rolle (Beifall bei der ÖVP.), und jeder Jugendliche, der keinen Job hat, ist uns wert, dass wir hier Investitionen einsetzen, die bei Ihnen auf der hohen Kante liegen und die Sie nicht ausgeben. (Zwischenrufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)
Lassen Sie mich noch etwas zur Verbesserung der Wettbewerbssituation im Wohnbaubereich sagen. 

Das Wiener Gewerbe oder Handwerksgewerbe. Hier gibt es Möglichkeiten für zeitliche Anreize. Sie wissen ganz genau, dass das Baugewerbe um 5 Prozent teurer ist. Ihr Gewerkschaftler, Kollege Driemer, weiß das, dass die Wiener Unternehmen um 5 Prozent teurer sind als die Niederösterreicher, ungefähr, wenn sie bauen, in dieser Richtung, manchmal sogar um mehr. Warum? - Durch die Kosten, die in Wien auflaufen, für Wasser, Müll, Lagerplatz und und und, die die Stadt Wien kassiert. Diese 5 Prozent reichen aus, dass viele Unternehmen nicht einmal bei der Stadt Wien landen können, obwohl es Wiener sind, sondern die Niederösterreicher oder die Burgenländer hereinkommen. Hören Sie sich doch die Wirtschaft an! Gehen Sie doch hinaus, bitte! Fragen Sie einmal den Kollegen Strobl, was sich da abspielt, bitte. Nicht einmal in Wien können sie landen. Glauben Sie, der Herr Präsident der Wirtschaftskammer geht her und fängt umsonst zu schreien an? Den nehmen Sie doch ernst, der Herr Bürgermeister nimmt ihn doch auch ernst. Aber tun Sie etwas in unserer Stadt gegen die Arbeitslosigkeit! (Beifall bei der ÖVP.)
Schließlich und endlich, glaube ich, muss man Ihnen schon ein bisschen eine Belehrung jetzt geben. Verzeihen Sie mir, dass ich Ihnen das sage. Wissen Sie, was das Wasser hier in Wien kostet? - 18 S. Wissen Sie, was das Wasser in Oberpullendorf kostet? - 12 S. Und wissen Sie, was die Entsorgung kostet? - Die kostet da 18,20 S und in Oberpullendorf kostet sie 9,90 S. 

Das sind natürlich viele kleine Dinge. Lagerplatzgebühr und und und. Und der Strom wird jetzt teurer durch einen Rieder-Zuschlag, durch eine Rieder-Steuer, aber wir werden in den kommenden Tagen noch darüber sprechen.

Und ziehen Sie bitte das Förderungsprogramm "Wohnen im Grünen" vor, damit nicht weiter abgewandert wird, damit das Geld hier in Wien bleibt. 

Und ich glaube, wenn Sie das alles befolgen, wenn Sie diese Rahmenbedingungen schaffen und wenn Sie Ihr Budget endlich einmal so hinbringen, dass Sie das, was Sie immer wieder der Bevölkerung verheißen, in die Wirklichkeit umsetzen, dann wäre es gut. Aber reden allein in Pressekonferenzen, wie es der Herr Wohnbaustadtrat, der Herr Bürgermeister oder auch der Herr Finanzstadtrat gemacht haben, das ist zu wenig. Das sichert weder Arbeitsplätze noch schafft es Wohnungen noch verhindert es das Abwandern. Und daher können wir auch diesem Budgetentwurf nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Herr GR Ellensohn hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Nur ganz kurz. 

Herr Fuchs hat offensichtlich beim letzten Wohnausschuss nicht sehr gut aufgepasst, weil ich habe natürlich nicht gesagt, alles super, alles hervorragend und deswegen sind wir dafür.

Herr Fuchs hat aber dort den Jahresabschluss 2000 abgelehnt, der Herr Gerstl natürlich auch. Die ÖVP hat den Jahresabschluss 2000 abgelehnt. Das ist schon witzig, weil 2000 waren Sie noch in der Koalition, wenn ich mich recht erinnere. Natürlich haben Sie es gemerkt und haben nachher anders abgestimmt im Finanzausschuss.

Im Wohnausschuss habe ich gesagt, ich anerkenne die Leistung der Beamten, die einen Wirtschaftsplan vorgelegt haben, der allen Kriterien entspricht, die rechtlich vorgesehen sind. Das war im Jahr vorher etwas anders. Ich will gar nicht lange herumkritisieren. Ich habe gesagt, ich anerkenne das und wir werden uns im Gemeinderat dazu äußern. Ich habe nicht gesagt, alles ist super. 

Abgesehen davon würde in einem Wirtschaftsplan dieses Mal nicht und ein anderes Mal nicht stehen, ob jetzt die Gemeindebauten geöffnet werden für Ausländer oder nicht. Das steht ja nicht in einem Wirtschaftsplan drinnen. Das war einer der Hauptkritikpunkte von mir. 

Dort steht auch nicht drinnen, ob man jetzt irgendwelche Stoffe verwendet, Chemikalien verwendet, die weniger giftig sind. Das schreibt man nicht in den Wirtschaftsplan hinein. Herr Fuchs hat offensichtlich dort nicht aufgepasst. 

Und zu seiner jetzigen Rede sage ich nichts, denn es war nur eine tatsächliche Berichtigung. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Josef Wagner gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir reden und beschließen heute zu drei Themen in dieser Debatte: Es geht um den Voranschlag 2002 zum Kapitel Wiener Wohnen, es geht um den Jahresabschluss 2000 Wiener Wohnen und es geht um den Wirtschaftsplan 2002 Wiener Wohnen.

Alle drei Kapiteln fügen sich sehr gut in das SPÖ-Belastungspaket ein und sie sind ein weiterer Beweis für das Märchen des Gegenmodells, des sozialistischen Gegenmodells zur neuen Bundesregierung. Sie widerlegen in Wahrheit alle Ihre Ankündigungen und Angriffe auf die Bundesregierung und Sie beweisen in Wahrheit, wie gut die Bundesregierung Politik auch für die Wienerinnen und Wiener und insbesondere auch für die Mieter macht und wie schlecht Ihre sozialistische Politik in Wien in den vergangenen Jahren war und leider Gottes auf Grund des Voranschlags auch nächstes Jahr noch sein wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie haben mit dem Belastungspaket auch zum Kapitel Wohnen massive Verteuerungen herbeigeführt. Sie machen Verteuerungen durch die Kürzung bei der Wohnbauförderung. Es sind 1,2 Milliarden S, die Sie ins allgemeine Budget transferieren und damit in Wahrheit aus dem Bereich Wohnen, Wohnbau herausnehmen. Sie verteuern die Mieten insbesondere für Jungfamilien, weil Sie hier durch die Umstellung von Einmalzuschüssen auf rückzahlbare Darlehen natürlich auch gewonnen haben. Ich weiß schon, Sie haben das auch getan, um gewisse Maastricht-Kriterien in Wien zu erfüllen. Sie belasten die Wienerinnen und Wiener bei der geplanten Erhöhung der Wasser-, Kanal- und Müllgebühren und Sie werden damit den Wienerinnen und Wienern für das nächste Jahr so im Durchschnitt 10 000 S mehr durch Ihr Belastungsbudget aus der Tasche ziehen.

Ich finde, sehr geehrte Damen und Herren, das ist keine soziale Politik, aber es mag sozialistische Politik sein, zu der wir nicht stehen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die SPÖ Wien greift auch ordentlich ins Taschl der Bürger, ins Geldbörsl der Bürger, wenn es darum geht, dass Sie 1,5 Milliarden S im Jahr aus Überschüssen aus der Wassergebühr ebenso ins allgemeine Budget überführen, und besonders dann noch, wenn man bedenkt, dass es beim Wasser- und Kanalbau in Wahrheit zu einer wesentlichen Stagnation in den Investitionen gekommen ist. Es ist nur mehr ein Drittel für nächstes Jahr an Investitionen vorgesehen im Vergleich zu 1994. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gerade in einer Zeit, wo es auch darum geht, Maßnahmen zu finanzieren, die Arbeitsplätze sichern und schaffen und Arbeit in der Bauwirtschaft aufrechterhalten, ist diese Vorgangsweise von Ihnen für uns jedenfalls nicht verständlich. (Beifall bei der FPÖ.) 

Dazu kommt, dass der Wohnungsneubau in Wahrheit zum Erliegen kommt. Der Rückgang von 24 Millionen EUR auf 9 Millionen EUR beweist dies. Bei den Sanierungen haben Sie zwar die seit vielen Jahren von den Freiheitlichen immer wieder geforderten Beschleunigungen und Verstärkungen zum Teil vorgenommen. Sie stellen dafür 13 Millionen EUR mehr Geld zur Verfügung, aber trotzdem ist es auch hier in Wahrheit insgesamt im Wohnbaubereich ein Minus an die 2 Millionen EUR. 

Wenn man sich die Ziffern, die klar aus dem von Ihnen vorgelegten Budget hervorgehen, zusammenrechnet, verstehe ich nicht, wie dann der Herr Bürgermeister und der Herr Stadtrat in Pressekonferenzen genau das Gegenteil behaupten und sagen können, Wien gibt mehr aus als der Bund in dem Bereich, Wien übertrifft erstmals den Bund und wir steigern unsere Budgetausgaben. Also es scheint, dass wir zwei unterschiedliche Budgets haben. Das ist uns zwar schon manches Mal passiert, dass wir andere Unterlagen bekommen als die SPÖ-Mitglieder in Ausschüssen und so weiter. Das verstehe ich schon. Aber wenn wir heute hier über ein Budget reden und beschließen, sollten wir doch so ehrlich sein, dass wir wenigstens die Ziffern, die in diesen Werken drinnen stehen, anerkennen und als Grundlage für unsere Debatten nehmen.

Unverständlich ist auch, dass Sie im Vorjahr - das hat Kollege Fuchs schon erwähnt - um 650 Millionen S weniger ausgegeben haben bei der Altbausanierung. Sie haben um 650 Millionen S, obwohl sie budgetiert waren, obwohl sie zur Verfügung standen, nicht wirksam ausgegeben und damit auch mögliche Arbeitsplätze gefährdet. Der Beweis liegt auch auf der Hand. Wir haben in Wien einen Verlust von zirka 10 000 Arbeitsplätzen in den letzten Jahren. 

Diese Fakten widerlegen ganz eindeutig das von Ihnen immer wieder propagierte Gegenmodell. Es bleibt ein Märchen, das Sie hier als Gegenmodell vorgestellt haben. 

Die verfehlte Wohnbaupolitik der SPÖ wird aber nicht nur im Ziffernwerk dokumentiert und geht daraus hervor, sondern sie kann sich auch an Hand von einigen statistischen Zahlen belegen lassen. Ich nenne nur einige wenige. Die Halbierung beim Wohnungsneubau seit zwei Jahren. Nur mehr 5 000 Wohnungen, in den früheren Jahren doch um die 11 000, 12 000 Wohnungen. Obwohl Sie versprochen haben, Sie werden mehr Wohnungen bauen. Die Halbierung bei der Wohnungsverbesserung seit 1991, in Ihren eigenen Broschüren "Wiener Wohnen" klar nachzulesen, von 6 488 Wohnungsverbesserungen im Jahr 1991 auf 3 455 im Vorjahr. Eine Halbierung auch bei den Wohnungsverbesserungen. 

Nachdenklich sollte Sie schon die Sache mit den Notfallswohnungen stimmen, auch die grüne Fraktion, wenn sie hier immer so schreit nach mehr Öffnung der Gemeindebauten für Ausländer, wenn sie meint, mehr Notfallswohnungen. Wobei die Notfallswohnungen schon in Ordnung und richtig sind, man muss sich nur im Detail anschauen, wer im Wesentlichen in den Notfallswohnungen drinnen ist. Wenn das gerecht verteilt wird auf Wienerinnen und Wiener, und ich weiß, sie gelten auch für Ausländerinnen und Ausländer, dann mag das schon in Ordnung sein. Ich glaube halt nur, dass wir hier der SPÖ und den GRÜNEN eine ganze große Hintertür aufgemacht haben; so wie sie schon bei den Gemeinnützigen passiert ist. Es ist ja heute von einer Stadträtin schon bestätigt worden: 20 Prozent jener, die im geförderten gemeinnützigen Wohnbau einziehen, sind bereits Ausländer, bei den Neuvergaben. StRin Brauner hat ja auch eine - wie hat sie gemeint? - schrittweise oder moderate Öffnung der Gemeindebauten für Ausländer gefordert. 

Wie schauen aber die Ziffern, wie schaut die Entwicklung bei den Vormerkungen aus? - Und, sehr geehrte Damen und Herren, das muss Sie doch nachdenklich stimmen. Auf der einen Seite haben wir in Wirklichkeit schon fast keinen quantitativen Wohnungsmangel mehr in Wien. Es gibt eine Reihe von auch geförderten Wohnungen, die leer stehen und nicht vermietet wurden. Und auf der anderen Seite steigen die Vormerkziffern. Wir haben innerhalb von einem Jahr, von September 2000 bis September 2001, bei 11 000 Vormerkungen eine Steigerung um 20 Prozent. (StRin Mag Maria Vassilakou: Wegen des Mietrechts!) Wegen unseres Mietrechts! Natürlich ist es die neue Bundesregierung! Das Mietrecht! 

Frau Stadträtin! Dieses Mietrecht, das der Grund für die Steigerungen bei den Vormerkungen sein soll, geht noch immer auf die SPÖ-ÖVP-Regierung zurück. Und wenn Sie sich ein bisschen erkundigen, würden Sie wissen, dass die Wohnrechtsnovelle 2002, die demnächst im Plenum des Nationalrats beschlossen wird, aber schon sicher ist, wie sie vorliegt und auch im Internet nachzulesen ist, auch wesentliche Verbesserungen in der Richtung bringen, dass wir hier eben auch für die Mieterinnen und Mieter, für den Wohnungsmarkt in der Bundesregierung sehr, sehr viel Positives bewegen. Vielleicht wird die Bundesregierung auch noch dazu beitragen können, dass sich hier die negative Entwicklung trotz sozialistischer Politik in Wien nicht weiter verschärft, sondern verbessert. Das hoffen wir! (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber es ist ja für mich keine Überraschung, dass grüne Abgeordnete in Gleichklang mit der SPÖ auf die Bundesregierung losgehen. Ich meine, ich habe eine Zeit lang geglaubt, nur die SPÖ ist jetzt so verunsichert und so böse und wird daher wegen jeden Satzes immer wieder der Bundesregierung die Schuld geben. Dass auch Ihnen nicht mehr dazu einfällt, verwundert mich nicht, aber es zeigt nur, wie sehr Sie hier in einer Gemeinschaft der linken Parteien in dieser Stadt, SPÖ und GRÜNE, etwas verändern wollen. Aber Sie werden sich noch anstrengen müssen, damit Sie die positiven Maßnahmen, die die Bundesregierung für ganz Österreich trifft, auch für Wien verhindern können. Das wird Ihnen nicht gelingen und das hat der Bund auch schon bewiesen. (Beifall bei der FPÖ.)

Schauen Sie, die Kritik: Es gibt ja einige positive Dinge, wo StR Faymann sehr wohl auf Forderungen der Freiheitlichen eingegangen ist. Da gibt es also die Senkung der Hausversicherungsprämien. Das wurde heute schon als positiv erwähnt. Ich sage nur dazu: 11 Millionen S im Jahr, das ist keine Kleinigkeit von 70 Millionen S insgesamt. Hätte der Herr Stadtrat auf unsere Anträge vor Jahren schon reagiert, wären die Mieter früher in den Genuss dieser Prämiensenkung gekommen. 11 Millionen S jedenfalls. 

Ich frage mich auch, bei dem guten Naheverhältnis, wo in der obersten Etage ein ehemaliger Bürgermeister sitzt und ein Bürgermeister im Vorstand der Gesellschaft - ich glaube, in der Zwischenzeit ist er aus dem Aufsichtsrat ausgeschieden, und der ehemalige Bürgermeister hat auch diesen Job übernommen -: Kann man nicht nachverhandeln? - Es gibt doch eine Versicherung, die Verständnis haben wird dafür, wenn so ein starker Partner wie Wiener Wohnen kommt und sagt, wir wollen, nachdem wir jetzt jahrelang um 11 Millionen S zu viel bezahlt haben, wenigstens einen Teil gutgeschrieben haben zu Gunsten der Mieter. Sie haben es nicht einmal versucht, Herr Stadtrat. Das werfe ich Ihnen vor, weil Sie hier die Interessen der Politik und, wenn man so will, auch einer Freunderlwirtschaft und der Parteipolitik über die Interessen der MieterInnen, der Wienerinnen und Wiener stellen. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber Sie haben positiv reagiert bei der Senkung der Auslaufmieten, Sie haben positiv reagiert bei den Wohnbeihilfen. Nur, Herr Stadtrat, auch da: Also, was Sie aus der guten Idee der Allgemeinen Wohnbeihilfe auch für den Privatbereich durch den freiheitlichen Antrag letzten Endes nach vielen Jahren Nachstoßens durch uns zustande gebracht haben, ist ja auch nur ein halber Schritt. Sie wissen ganz genau, dass diese Grenze von 8 200 S bei einer Person als Mindesteinkommen nach den Ausgleichszulagenrichtsätzen natürlich jetzt gerade wieder die sozial Schwächsten von der Allgemeinen Wohnbeihilfe ausschließt. Vielleicht hilft der Appell der grünen Fraktion etwas, dass Sie hier demnächst Bewegung zeigen und den von uns bereits eingebrachten Antrag auf wesentliche Senkung dieser Mindesteinkommensgrenzen auch positiv erledigen werden. Wir hoffen das jedenfalls. 

Wir haben aber auch Kritik zu üben, nämlich berechtigte Kritik, an Vorgangsweisen von Wiener Wohnen. Ich möchte mich angesichts der fortgeschrittenen Zeit jetzt gar nicht in Einzelheiten verbreitern. Sie wissen, Sie kennen das. Für jeden Interessierten ist es nachzulesen in Rechnungshofberichten und Berichten des Kontrollausschusses. Es wäre schön, wenn Sie das auch anerkennen würden, dass dieser berechtigten Kritik des Rechnungshofs und des Kontrollausschusses von Ihnen Rechnung getragen würde und versucht würde, darauf einzugehen und für die Mieterinnen und Mieter Verbesserungen herbeizuführen, aber nicht, dass Sie mit einem Märchenbudget kommen und immer wieder die Schuld dann auf die Bundesregierung schieben. Das wird sich nicht mehr lange halten lassen. 

Die Einsparungen für Mieter bei den Wohnungskosten auf Grund von FPÖ-Initiativen, die der Bund bereits umgesetzt hat, kann ich auch nur kurz erwähnen, weil hier immer wieder auf den Bund losgegangen wird. Senkung der Eigenkapitalverzinsung bei den Gemeinnützigen, Beseitigung des Hausbesorgergesetzes und Neuregelung für Hausbetreuer. Auch da verstehe ich die Vorgangsweise bei den Hausbesorgern und die Hilf- und Ratlosigkeit, die jetzt ein Jahr lang geherrscht hat, nicht ganz. Also die Bundesregierung hat Ihnen sozusagen gezeigt, wie es geht und auch in der Wohnrechtsnovelle die entsprechenden Möglichkeiten geboten, sodass Sie hier nicht in der Zukunft eine ganze Gruppe verunsichern müssen. 

Und ich glaube, es war gestern einer Ihrer Stadträte, der StR Schicker, der gemeint hat, Freiheitliche bringen so um Mitternacht Anträge ein, die dann kurzfristig entschieden werden müssen und womit ganze Berufsgruppen ausradiert werden: die Hausbesorger. Also das ist Ihre Diktion. Anstatt dass Sie anerkennen, dass für Mieter etwas Positives geschieht und diese ungerechtfertigte Vorgangsweise im Bereich der Verordnungen aufhört, die ja der Bürgermeister erläßt, hinsichtlich der Hausbesorger, oder erlassen hat, wo die Mieter nur mehr gestöhnt haben unter den Betriebskosten, reden Sie vom Ausradieren ganzer Berufsgruppen. Es gibt nach wie vor natürlich Leute, die als Hausbesorger tätig sind, das wissen Sie, und es sind jene, die nachbesetzt werden, als Hausbetreuer tätig. Es ist niemand ausradiert worden, es ist kein Arbeitsplatz vernichtet worden, aber es ist mehr Gerechtigkeit und mehr Rechtssicherheit für die Mieter, aber auch für Wiener Wohnen und die Hauseigentümer entstanden, und das war gut so. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich komme schon zum Schluss. (Zwischenruf des GR Volkmar Harwanegg.) Na ja, noch ein paar so Zwischenrufe und ich kann das natürlich auch verlängern, damit Sie noch Freude mit mir haben. 

Ich glaube, Wien profitiert von der guten Politik der Bundesregierung. Sie von der SPÖ sollten sich endlich aus dem Schmollwinkerl herausbewegen und zum Nutzen aller Wienerinnen und Wiener eine Kooperation auch mit dem Bund finden. Dann hat Wien wieder Zukunft und dann haben wahrscheinlich auch Budgets ein anderes Aussehen, als Sie es jetzt als Gegenmodell vorstellen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Schieder am Wort. 

GR Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich war etwas verwundert über die Ausführungen meines Vorredners, was das Budget betrifft, denn ich denke, die für das nächste Jahr im Budget vorgesehenen fast 7 Milliarden S, die für Wohnbauförderung, für Wohnhaussanierung budgetiert sind und natürlich auch ausgegeben werden im nächsten Jahr - das sind übrigens 501 Millionen EUR -, sind genau Zeugnis dafür, wie wichtig der Stadt Wien der Wohnbau ist, nachdem sehr viel Geld hier investiert wird. Es ist noch dazu gelungen, quasi über gleich bleibende Leistungen, aber durch Effizienzsteigerungen in Wahrheit das Leistungsniveau zu erhalten und Mitteleinsatz effizienter zu gestalten. Wir sind damit in der Lage, auch im nächsten Jahr 5 000 neue Wohnungen zu fördern. Dafür werden 4,6 Milliarden S oder 330 Millionen EUR ausgegeben. 

Und Sie wissen auch wohl sehr genau, Herr Wagner, dass die 10 000 Wohnungen, die gefördert wurden und auch gebaut wurden, ein Wohnbauprogramm waren, um Engpässe am Wohnungsmarkt zu bekämpfen. Und ich denke - Sie hören es zwar nicht gerne, aber es ist die Wahrheit -: Es war ein sehr erfolgreiches Wohnbauprogramm, das dazu geführt hat, dass der Wohnungsengpass in unserer Stadt beseitigt werden konnte, und was auch dazu geführt hat, dass das Mietenniveau in dieser Stadt wieder gesunken ist. Wir haben Erhebungen, dass eben genau eine Neubauleistung von 5 000 Wohnungen für die nächsten Jahre notwendig ist, um dieses Niveau, um dieses gute Niveau und um dieses günstige oder preiswerte Mietenniveau in dieser Stadt zu erhalten, und daher ist es auch sinnvoll, in den nächsten Jahren 5 000 geförderte Wohnungen zu errichten.

Gleichzeitig ist es auch wichtig, auf die Substanz der existierenden Wohnungen in der Stadt zu schauen. Daher haben wir auch im Budget 3,2 Milliarden S budgetiert für die Sanierung, was 231 Millionen EUR entspricht. 

Und weil es auch angeführt wurde, hebe ich ebenfalls die thermisch-energetische Wohnhaussanierung hervor, die mit 375 Millionen S budgetiert ist, was 27 Millionen EUR entspricht. Und weil Kollege Fuchs auch angeführt hat, dass das ein zentraler Forderungspunkt Ihrerseits und des Kollegen Nettig sei, möchte ich nur sagen: Seit März 2000, wo dieses Programm ins Leben gerufen wurde, bis Mitte dieses Jahres sind 1,2 Milliarden S in dieses Programm geflossen, was zeigt, wie erfolgreich es ist. Also ich weiß nicht, auf welche Forderung Sie hier reflektieren, denn wenn hier das Geld schon höchst erfolgreich eingesetzt wird, ist es doch wohl eine recht schwache Forderung Ihrerseits, es einzufordern, denn wir machen das schon längst.

Die thermische Wohnhaussanierung hat vor allem drei Vorteile. Es senkt die Energieausgaben der Mieter, also das heißt, es bleibt mehr Geld in den Taschen der Mieterinnen und Mieter, was gerade in Zeiten dieser Bundesregierung mit der höchsten Abgabenquote in der Geschichte dringend notwendig ist. Es fördert den Umweltschutz, es entspricht einer Ersparnis von 40 000 Pkw im Schadstoffausstoß. Und es schafft Beschäftigung. 

Wie gesagt, die 1,2 Milliarden S, die eingesetzt wurden seit Beginn dieses Programms, haben 30 000 Wohnungen zur thermisch-energetischen Sanierung gebracht. Und das Ziel ist - und auch das wissen Sie sehr wohl -, dass bis 2006 100 000 Wohnungen über die thermisch-energetische Wohnhaussanierung saniert werden sollen im thermisch-energetischen Bereich und dies schafft auch in Summe eine Beschäftigung von 5 500 Arbeitsplätzen.

Zum Punkt Bundesmittel vielleicht einmal eine kleine Anmerkung. Wir wissen ja, dass nach unserer Bundesverfassung die meisten Finanzmittel von der Bundesbehörde eingehoben werden, vom Finanzamt. Letztendlich werden sie ja vom Steuerzahler bezahlt. Die Mittel werden zwar vom Bund an die Länder über den Finanzausgleich vergeben, nur, wie sie eingesetzt werden, regelt bekanntermaßen gerade im Wohnbau das WWSFG, also sprich ein Wiener Landesgesetz. Also es ist eine Entscheidung des Landes Wien, wie diese Mittel eingesetzt werden, und es ist daher auch der Beschluss des Landes Wien, dass sie dermaßen effizient und sinnvoll eingesetzt werden. (Beifall bei der SPÖ.) 
Zu sagen, der Bund gibt, ist etwas sprachlich schwach, weil in Wahrheit - und Sie brauchen ja nur nachzulesen im dieswöchigen "profil" auf Seite 56 - der Bund nicht gibt, sondern nimmt. 

Die Wohnbauförderung ist auch ein wichtiger Investitionsauslöser. Herr Kollege Fuchs, Sie selbst, glaube ich, waren ja dabei bei der letzten Beiratssitzung des WWSF, wo alle Parteien vertreten sind, auch Wohnbauträger und alle mit dem Wohnbau Befassten in dieser Stadt. Dort hat sich ein Kollege einer Wohnbauträgervereinigung zu Wort gemeldet und hat gesagt - übrigens einer, der nicht der Sozialdemokratie nahe steht -, er ist sehr froh, dass in Wien die Wohnbauleistung erhalten bleibt, weil nämlich selbiges in anderen Bundesländern nicht so fortgesetzt wird. Wir wissen ja auch, dass zum Beispiel in Niederösterreich die Wohnbauförderungsquote drastisch zurückgeht. Da können Sie bei Ihrer Kollegin Liesl Prokop einmal nachfragen, dann werden Sie vielleicht verstehen, dass es in Wien auch diesbezüglich wesentlich besser ist als in Oberpullendorf. 

Zum Beispiel, um es auch einmal zu illustrieren beim Gasometer, ein sehr erfolgreiches Projekt, wo weltweit die Presse darüber berichtet hat. Mit 310 Millionen S ist es hier gelungen, ein Investitionsvolumen von 2,5 Milliarden S loszutreten und zum Besten dieser Stadt einzusetzen. Daraus ersieht man auch, wie sehr der Wohnbau in dieser Stadt ein Investitionsträger, ein Investitionsmotor und letztendlich auch ein Entwicklungsmotor ist. 

Zu den Arbeitsplätzen. Über die Sanierung schafft man bis zu 10 000 Arbeitsplätze. Durch die Hochbauinvestitionen, die ja nicht über den Wohnbau finanziert werden, wie Amtshäuser, Schulen, Bäder und dergleichen, mit 3,3 Milliarden S schafft man 4 000, 4 400 Arbeitsplätze. Im Neubau 7 000 Arbeitsplätze. Und wenn man alle diese Maßnahmen zusammenzählt, die letztendlich über das Wohnbauressort investiert werden, kann man sagen, es entspricht einer Beschäftigungssicherungsleistung von 40 000 Arbeitsplätzen in dieser Stadt. Und dem steht gegenüber die Problematik in der Bauwirtschaft, die um Aufträge ringt, die auch Auftragseinbrüche beklagt. 

Sie beklagt sie allerdings nicht im Wohnbau, sondern sie beklagt sie im Infrastrukturbereich. Und Sie kennen ja wohl auch den Quartalsbericht des Wirtschaftsforschungsinstituts - und dem werden Sie ja vielleicht Glauben schenken -, das kritisiert, dass es dringend notwendig wäre, bei der jetzigen Konjunkturlage und Situation in der Bauwirtschaft, Investitionsmaßnahmen endlich durchzuführen. Und Investitionsmaßnahmen heißt Infrastruktur, Schiene und all diese Bereiche. Und wie Sie wissen, ist das ja ein Bereich der Bundesregierung. Also die Probleme in der Bauwirtschaft - und auch das hat der Kollege in der Sitzung des WWFS-Beirats klar angesprochen -, die Probleme, die die Bauwirtschaft leider Gottes hat, sind dadurch entstanden, dass die Bundesregierung nicht in der Lage ist, notwendige Infrastrukturinvestitionen zu tätigen. 

Ich würde noch gerne auf etwas eingehen, weil Sie ja auch, Herr Fuchs, vom Wohnen im Grünen gesprochen haben. Sie haben die große Frage gestellt: Wo wird gebaut? - Ich kann Ihnen die Antwort geben. Wir bauen dort, wo es gelungen ist, Herrn StR Görg in der letzten Periode davon zu überzeugen, dass er es widmen soll. Weil leider Gottes war es das Problem, dass die Widmungen nicht in dem Ausmaß erfolgt sind, wie es notwendig war. Und wir wissen ja nach wie vor, wie viele Widmungsakten liegen und nicht erledigt werden. (Beifall bei der SPÖ.) 
Zum Glück ist dieser Reformstau durch den Wählerentscheid aufgehoben worden und können jetzt auch die notwendigen Widmungen durchgeführt werden. Und wenn Sie aufmerksam die nächsten Sitzungen des Gemeinderats und Planungsausschusses verfolgen, werden Sie auch mitkriegen, wie rasant in dieser Frage jetzt vorgegangen werden kann.

Das leitet mich aber schon zu meinem Abschlussthema, denn auch das ist wichtig, dass die Wohnbaupolitik nicht nur leistbare Wohnungen und ausreichenden Wohnraum zur Verfügung stellt in einer Stadt, sondern es geht auch um die Qualität im Wohnbau. Ich denke, gerade wenn man mit anderen Städten vergleicht, ist oft der Träger moderner Architektur, von neuen Entwicklungen im Bauwesen in vielen Städten Europas und der Welt, nicht der Wohnbau, sondern es sind Firmen, die sich selbst darstellen, es sind Verwaltungen, die große Paläste bauen. In Wien ist zum Glück der Träger moderner Architekturentwicklungen der soziale Wohnbau, wodurch es auch ermöglicht wird - und auch hier ist der Gasometer ein hervorragendes Beispiel und ein Meilenstein -, dass man, wenn man so sagen will, in den Rolls Royce der Architektur zu leistbaren Preisen einziehen kann, wo es sich jeder leisten kann, einzuziehen, und es nicht denen vorbehalten wird, die die dicke Brieftasche haben, sondern durchaus auch für den Mittelstand möglich ist.

Damit komme ich auch schon zu meinem Schluss. Ich denke, dass das Budget für 2002 genau diesen erfolgreichen Weg der Wiener Wohnbaupolitik fortsetzen wird. Daher ist es jedem, dem der Wohnbau in Wien am Herzen liegt, auch wichtig, hier zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Gerstl gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter!

Ich möchte für meine Argumentationen nicht das "profil" gebrauchen müssen, was notwendig ist und richtig ist, sondern ich würde mich sehr gerne auf die Gesetze und die Zahlen beschränken, die hier angeführt sind.

Ich möchte daher als erstes gleich zwei Anträge einbringen, die, glaube ich, auch im Interesse meines Vorredners sind, nämlich dass die Winterarbeitslosigkeit wirklich bekämpft wird.

Im ersten Antrag bitte ich mit den Kollegen Fuchs und Klucsarits, dass die Stadt Wien unverzüglich geeignete Maßnahmen zur Bekämpfung der Winterarbeitslosigkeit in der Baubranche setzt, insbesondere durch konjunkturbelebende Investitionsprojekte.

Im zweiten Antrag ersuchen wir umgehend um ein Wohnbau- und Wirtschaftsprogramm mit zehn Schwerpunkten.

Der Kürze halber und auf Grund der fortgeschrittenen Zeit erspare ich Ihnen, Konkretes vorzutragen. Es ist alles nachzulesen.

Meine Damen und Herren! VBgm Rieder hat gestern erklärt, es gibt kein Mogelbudget und aus diesem Grund möchte ich auch zu dieser Gruppe hier festhalten: Die Förderung der Wohnhaussanierung und die Förderung des Wohnbaus geht zurück. Es handelt sich um 120 Millionen S. Ich glaube, dass es einfach wert ist, das einmal festzuhalten, ganz wertneutral, damit hier keine falschen Ideen dazu entstehen.

Zweiter Punkt: Ich möchte mich nun auf Wiener Wohnen konzentrieren, auf Wiener Wohnen, das ja diesmal zum ersten Mal mit einem Abschlussbericht hier vorliegt, weil wir Wiener Wohnen vor einiger Zeit ausgegliedert haben und nunmehr erstmals auch einen Bericht einer Wirtschaftstreuhänderkanzlei haben, einer Wirtschaftsprüfungskanzlei haben, der Wirtschaftsprüfungskanzlei Consultatio, und das ist, glaube ich, für alle Gemeinderäte ein ganz, ganz wesentlicher Beitrag, um etwas mehr Einblick noch zu bekommen.

Das Anlagevermögen von Wiener Wohnen beträgt 124 Milliarden S. Wenn ich meinen Vorrednern zugehört habe, dann ist es für mich ganz klar, dass man mit diesem Vermögen auch etwas machen kann. Dass das nicht nur einfach daliegen muss, sondern dass man damit arbeiten kann.

Und nun komme ich schon zum Zweck dieser Unternehmung. Der Zweck der Unternehmung - und es ist wunderbar, dass das wahrscheinlich nun jedes Mal in den jeweiligen Geschäftsberichten festgeschrieben wird - ist die Bereithaltung und die Schaffung von - einem modernen Standard entsprechenden - Mietwohnungen für einkommensschwächere, wohnungsbedürftige Personen und Familien. - Ein wunderbares Ziel, eins a, perfekt, unterschreibe ich sofort. Ich glaube, das unterschreibt jeder hier im Saal, jeder von uns möchte das. 

Doch nun versuchen wir, das ein bisschen zu überprüfen. Wie schaut denn das nun wirklich aus? Gehen diese Mietwohnungen wirklich immer an einkommensschwächere, wohnungsbedürftige Personen und Familien? - Da bin ich nämlich einer Meinung, um mit der Conclusio schon zu beginnen, mit meinem Vorredner Kollegen Ellensohn. Der soziale Wohnbau in Wien ist kein sozialer Wohnbau. Warum? - Für einkommensschwächere Personen. Es gibt einige, und da zähle ich mich selber dazu, so wie Sie wahrscheinlich sich auch, wir können uns hier nicht zu den einkommensschwächeren Personen zählen. Trotzdem gibt es einige Gemeinderäte hier, die sind stolze Inhaber einer Gemeindewohnung. Okay. Erstes Ziel einmal verfehlt.

Zweiter Punkt: Es gibt viele, viele Personen, die sind irgendwann einmal einkommensschwächere Personen gewesen und sind dann nach 20 Jahren, 30 Jahren, 40 Jahren keine einkommensschwächeren Personen mehr. Sie sind noch immer im Gemeindebau. Und das sind diejenigen, wie Kollege Ellensohn auch ganz richtig gesagt hat, die heute vielleicht sogar weniger für eine Gemeindewohnung zahlen, als manche neuen Gemeindewohnungsmieter. Ist das sozial, frage ich? 

Und dann gibt es natürlich viele Personen, die vielleicht gerne eine Gemeindewohnung haben wollen, aber nicht hinein können. Auch das hat mein Vorredner Kollege Ellensohn schon angesprochen. Sie haben zwar sehr, sehr lange damit gerungen und es ist Ihnen knapp vor der letzten Wahl noch eine Möglichkeit eingefallen, doch hier in gewisser Form etwas sozial zu sein, aber eben nicht zur Gänze. Sie haben die Form der Notfallswohnungen geschaffen, wo ich nicht davon überzeugt bin, dass diese Notfallswohnungen die Not derer lindern, die wirklich in Not sind. Denn diejenigen haben sehr oft das Leid, dass ihnen eben nicht alle Wohnungen zur Verfügung stehen.

Sie haben in den vergangenen Jahren oder besser gesagt Jahrzehnten, dazu beigetragen, dass es zu Gettobildungen in dieser Stadt kommt. Und solange Sie dieses Prinzip aufrechterhalten, wird es diese Gettobildungen weiter geben. Wenn Sie wirklich für Integration auch arbeiten wollen, dann müssen Sie diese Gettobildungen aufgeben und dann müssen Sie diesen Wohnbau auch generell zugänglich machen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Sie sprachen immer davon, als die Wiener ÖVP schon seit längerem versucht hat, diese Wohnungen auch Mietern schmackhaft zu machen - und auch das hat mein Kollege Ellensohn zuvor angeschnitten -, Sie haben immer gesagt, das wäre unsozial. Was machen Sie? - Sie verkaufen ganze Wohnungen. Sie sagen, Sie haben einen Rechnungshofbericht dazu, der sagt, es wäre notwendig, manche zu verkaufen. Okay. Aber warum müssen Sie diese Wohnungen einfach in einer Ausschreibung einem X‑beliebigen anbieten? Warum ist es für die Mieter dieser Wohnungen so schwer, diese Wohnungen überhaupt selbst zu bekommen? Haben die überhaupt eine Chance? - Sie erfahren das nicht einmal, denn das wird ja nicht mit den Mietern besprochen, ob diese Wohnungen verkauft werden, sondern das wird unter der Hand sozusagen ausgemacht. Für die Stadt Wien, Wiener Wohnen, Direktion, Rechtsreferat. Für die Stadt Wien, Wiener Wohnen, Direktion. So sehen die entsprechenden Zetteln aus, wo man dann lesen kann, welche Wohnungen wieder verkauft werden. Man geht einfach in die nächsten Häuser.

Da habe ich vor einiger Zeit ein Stelleninserat entdeckt. Nunmehr habe ich einen nächsten Aktenvermerk bekommen, offenbar schickt man mir nun die Aktenvermerke, wo überall die Häuser verkauft werden, weil Sie davon überzeugt sind, dass ich der Einzige bin wahrscheinlich, der es auch immer allen sagt. 

Die nächsten Wohnungen, die verkauft werden, sind nun im 8. Bezirk. Verkauf der Althäuser 8., Schmidgasse 11, 8., Albertgasse 30, 8., Auerspergstraße 19. Wieder drei Althäuser, die verkauft werden. Ja, wann werden die Mieter davon etwas erfahren? Wann erfährt die Öffentlichkeit wieder davon, dass diese Häuser verkauft werden? 

Wir haben ja nichts gegen einen grundsätzlichen Verkauf. Aber wir wollen, dass diejenigen, die da drinnen sind, auch grundsätzlich etwas davon haben. 

Und Sie könnten einen sozialen Wohnbau wirklich betreiben, wenn Sie es ernst nehmen. Wenn Sie nämlich das Vermögen, das darinnen ist, auf der einen Seite auch den Mietern schon anbieten, indem sie dieses Vermögen auch erwerben können, dann haben Sie auf der anderen Seite wieder Geld frei, das Sie denen geben können, die keines haben. Das wäre eine soziale Wohnbaupolitik, die ich mir vor allem von einer sozialdemokratischen Alleinregierung erwarten würde. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und wie machen Sie das nun konkret mit den Wohnungen? - Das lässt sich auch so schön in dem Geschäftsbericht nachlesen. Wie gehen Sie nun um, jetzt betriebswirtschaftlich, mit Ihren Wohnungen, die Ihnen zur Verfügung stehen? 

Da gibt es zuerst die Magistratsabteilungen, die sind ja grundsätzlich einmal die Eigentümer, im übertragenen Sinn. Dann gibt es Wiener Wohnen. Diese führen die gesamten Kampagnen durch und die Bewerbungen dafür. Dann gibt es das Wiener Wohnservice. Das hat auch wieder spezielle Aufgaben für die Vermarktung von Wiener Wohnen. Dann gibt es die Außenstellen von Wiener Wohnen. Die kümmern sich natürlich auch um die entsprechenden Gemeindewohnungen. Dann gibt es die neu geschaffenen Gebietsbetreuungen. Damit wir noch mehr Service geben können. 

Aber glauben Sie, wenn jetzt ein Mieter Probleme hat in einem Gemeindebau, dass der ganz genau weiß, zu wem er jetzt geht? - Der ruft einmal an bei Wiener Wohnen, weil dort gibt es die meisten Inserate und über sie liest man immer in der Zeitung. Von dort wird er weiter verwiesen und weiter verwiesen und weiter verwiesen. Bis er landet bei der Gebietsbetreuung und die sagt ihm dann. "Dafür haben wir einen Mediator beauftragt. Rufen Sie den Mediator X an." 

Also stellen Sie sich das nur einmal vor. Alle beim Wiener Wohnen, alle Angestellten, die es dabei gibt, die kümmern sich nun nicht mehr um das konkrete Problem der betroffenen Personen im Gemeindebau, sondern die gehen dann zu einem Mediator, der extra beauftragt wurde. Aber auch interessanterweise nicht von der Gebietsbetreuung von Wiener Wohnen oder von einer Außenstelle direkt, sondern das läuft dann über Bauträger, über Architekten, die für diese Vergabe zuständig sind. Auch interessant, wie das zusammenhängt, Mediatoren mit Bauträgern. Wird schon seinen Grund haben. 

Und diese Mediatoren haben dann ungefähr 10 000 Wohnungen gleichzeitig zu betreuen. Na, glauben Sie, dass sich das so leicht machen lässt, dass die Leute im Wiener Gemeindebau wirklich die Möglichkeit haben, wenn es einen Streit gibt, wenn es Lärmentwicklungen gibt, wenn es Unzufriedenheit unter den Mietern gibt, dass sich das so schnell lösen lässt? 

Vergessen habe ich ja noch, dass es sieben Hausverwaltungen auch noch dazu gibt. Die sind auch noch beauftragt. 

Also, wer ist denn da noch aller dabei? - Ich glaube, eine Organisationsreform stünde hier wirklich an. 

Neben diesem Wiener Wohnen und den Hausverwaltungen gibt es dann noch Vereinbarungen mit der MA 24, mit der MA 32, mit der MA 23, mit der MA 40, mit der MA 54. All die besorgen so ähnliche Aufgaben wie die Hausverwalter. Wofür die ihr Geld bekommen, weiß ich nicht. 

Interessant ist nur dabei, und auch das geht aus dem Geschäftsbericht hervor, dass es nur zwei Hausverwaltungen gibt, die auch wirklich noch positiv bilanzieren mit dem Wiener Wohnen. Der Rest bilanziert negativ. Wie das geht, ist mir wirklich unerklärlich. 

Und so macht die MA 54 für die Hausbesorger Einkaufsleistungen. Hochinteressant. Steht dabei. Die führen das durch. 

Hausverwaltungen: Was machen die, wenn die MA 54 schon Einkaufsleistungen übernimmt? 

Dann liest man darin, dass für das Mietertelefon - denkt man doch, dass das eine ursprüngliche Leistung von Wiener Wohnen ist - 451 000 S unter "Leistungen an Dritte" ausgeworfen werden. Das heißt, das wird nochmals extra ausgelagert und muss nochmals extra bezahlen werden. 

Meine Damen und Herren! Das stelle ich mir nicht unter einem betriebswirtschaftlich geführten Unternehmen vor. Auch nicht, wenn ein solches betriebswirtschaftlich geführtes Unternehmen oder ein solches, wie es sein sollte, einen Vertrag in einer liberalisierten Welt mit WIENSTROM GmbH abschließt auf unbestimmte Zeit. Auf unbestimmte Zeit wird mit WIENSTROM GmbH ein Vertrag abgeschlossen! Zu jederzeitigen Marktpreisen, wie es darin heißt. Also, ich bin zwar Jurist, aber das kann ich nicht auslegen: zu jederzeitigen Marktpreisen. Ob das jeweils der Bestpreis am Markt ist? - Das hat man uns einmal versucht, in einem Ausschuss zu erklären. Aber aus dem Geschäftsbericht geht das nicht hervor. Und wenn das nicht jeweils der Bestpreis ist, dann handelt diese Unternehmung nicht betriebswirtschaftlich. 

Und so verhält es sich auch, so ähnlich auch, bei der Fernwärme. Auch dazu gibt es einen Zwang, sich anzuschließen. 

Und die Ausschreibungen, die gemacht worden sind, reduzieren sich auf laufende Zentralheizungsarbeiten, Warmwasserspeicherbauten, laufende Schlosserarbeiten, Holzbodenfußlegerarbeiten, aber zum Beispiel nicht auf Versicherungsverträge, nicht auf Hausverwaltungen. Da wird einfach dann wahrscheinlich der Generalsatz hergenommen: Es wird auf die Rahmenverträge der Stadt verwiesen. 

Das heißt, das, was die Stadt einmal gemacht hat, wird einfach übernommen und hier gelten dann keine betriebswirtschaftlichen Regeln. Das sollte meiner Meinung nach geändert werden. Hier sollten Sie auch die betriebswirtschaftlichen Regelungen wirklich einführen. Sie sollten versuchen, hier den größten Nutzen aus dem heraus zu ziehen, dass Sie eine betriebswirtschaftliche Unternehmung sind. 

Und Sie sollten dabei, und das ist, glaube ich, das Aller-, Allerwichtigste für eine Wohnbaupolitik einer sozialdemokratischen Alleinregierung, die soziale Treffsicherheit erhöhen. 

Das ist, glaube ich, der Kern, um den es geht. Sie sollen nicht nur die Dienstleistungen sehen, die rund um StR Faymann sehr, sehr positiv angeboten werden, wo er sich, glaube ich, persönlich sehr, sehr bemüht. Aber die Rahmenbedingungen, die ihm hier gegeben werden und mit denen er ja arbeitet, die sind nicht betriebswirtschaftlich und die erfüllen nicht den sozialen Zweck für die Stadt, für die Ärmsten dieser Stadt, für die wir uns gerne einsetzen wollen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin FRANK gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat!

Altstadterhaltung ist so eine Sache, denn einerseits unterliegt sie dem Ressort des Herrn Kulturstadtrats Mailath-Pokorny und andererseits durch die Stadterneuerung Herrn StR Faymann. Ich bin optimistisch genug, dass ich glaube, dass meine Anregungen nicht im Sand verlaufen, sondern dass es von beiden Stellen aufgenommen wird. 

Vorweg möchte ich noch festhalten, dass, wenn immer ich von Geldbeträgen spreche, es sich ausschließlich um Schilling und nicht um Euro handelt. Es wäre dann doch ein bisschen zu viel. 

Das Donauinselfest erzielt 20 Millionen S, das Stadtfest 10 Millionen S und das Eislaufen am Rathausplatz rund 6 Millionen S. Das heißt, dass allein diese drei Feste mit rund 36 Millionen S unterstützt werden. 

Und das ist fast genau der gleiche Betrag, dort sind es nämlich 38 Millionen S, der den Budgetmitteln 2002 entspricht, die die Stadt Wien für gemeindeeigene Bauten, die entweder dem Denkmalschutz unterstehen oder im Schutzzonenbereich sind, zur Verfügung stellt. Mehr ist ihr offensichtlich diese Art der Kultur nicht wert, und es ist traurig, wenn nicht gar beschämend, wie Sie Ihre Wertigkeiten setzen. 

Wenn Touristen für einige Tage nach Wien kommen, dann nicht in erster Linie, um an einer dieser Veranstaltungen teilzunehmen; sie kommen, um die Kapuziner-Gruft, den Stephansdom, die Ringstraßenbauten oder sanierte Grätzl-Gebiete zu besichtigen. Sie investieren in Nächtigung, Verpflegung, zahlen Eintrittsgelder, kaufen Souvenirs und so weiter, und das sind alles Dinge, die Arbeitsplätze schaffen und der Wiener Wirtschaft zugute kommen. Trotz dieser für die Wirtschaft und damit verbunden für Arbeitsplätze wichtigen Komponenten haben die Budgetverantwortlichen die Mittel für Gemeindeobjekte nicht höher bewertet als drei Stadtbelustigungen. 

Sie werden mir jetzt entgegenhalten, und das ist richtig, dass zu diesen lächerlichen 38 Millionen S für die Renovierung von Gemeindeobjekten noch einmal rund 100 Millionen S für private Bauten unter denselben Prämissen kommen. Doch lassen wir uns nicht von dieser Summe von insgesamt 138 Millionen S täuschen, denn umgesetzt werden pro Jahr maximal 100 Millionen S. Eine Warteschlange von Objekten mit über 300 Millionen S beschlossenen, aber nicht zugeteilten Mitteln wird dadurch auf Jahre hinaus zwingend und die Verfallserscheinungen an den Objekten werden demzufolge größer und die Renovierungen teurer. 

Und wenn es dann gilt, Großprojekte, wie etwa die Sofiensäle, wiederherzustellen, heißt das auch Stillstand für viele Projekte über Jahre hinweg. Und das ist kein Wunder, denn die Mittel für den Altstadterhaltungsfonds wurden um 15 Prozent oder 23 Millionen S gekürzt. 

Und da täuscht dann auch nicht, dass im Wohnbau die Erhöhung des Sanierungsbudgets gegeben ist, wenn gleichzeitig durch Kürzungen im Neubaubereich der Wohnbau insgesamt in seinen Mitteln beschnitten wurde. 

Für uns Freiheitliche ist das eine absolut verfehlte Altstadt- und Sanierungspolitik, vor allem im Hinblick auf die ständig neu geschaffenen Stadtteile ohne entsprechende Infrastruktur, die bei massiver Sanierung bestehender Altbauten bereits gegeben wäre. 

Bemerkenswert im Zusammenhang mit dem ohnehin zu niedrig angesetzten Budget ist die Vergabe dieser Mittel. Wenn Objekte unter Denkmalschutz gestellt werden oder in diesem Gebiet eine Schutzzone vorliegt, dann bedingt das auch für die Eigentümer solcher Objekte gewisse Auflagen. Die Einrichtung von Schutzzonen darf selbstverständlich nicht so weit führen, dass die Erschwernis zur Instandhaltung der Objekte oft wesentlich größer ist, als der Erfolg dieses Mittel rechtfertigt. Es gibt aber dabei auch dann die Berechnung der Wirtschaftlichkeit, ob man es hier überhaupt durchführen soll. 

Wenn dem aber so ist, dass durch Sachverständigengutachten belegt wird, Schutzzonen beziehungsweise Objekte, die unter Denkmalschutz stehen, einzurichten, dann kann es nicht im Ermessen des Eigentümers liegen, ein Objekt sanieren oder verfallen zu lassen. Vor allem dann nicht, wenn bereits von Seiten des Altstadterhaltungsfonds die Mittel genehmigt wurden und bereitstehen. Es kann sich der Altstadterhaltungsfonds nicht leisten, hier ungenutzt Millionen liegen zu lassen, während andererseits das Geld an allen Ecken und Enden zu wenig ist und Sanierungswillige drei bis vier Jahre auf die Zuteilung ihrer Mittel warten müssen. 

Haben Sie den Mut, klar und deutlich zu diesen Zonen zu stehen und mit möglichen Sanktionen auf die Erhaltung der Objekte zu drängen. Andernfalls wäre die Einrichtung des Altstadterhaltungsbeirats zum Werkzeug der Förderungswerber ohne eigene Kompetenz degradiert. 

Unverständlich ist mir, dass, wenn man mit Steuergeldern solcher Art beschriebene Bauwerke wieder instandsetzt, diese nach fünf Jahren vom Eigentümer Gewinn bringend verkauft werden können, ohne dass er die Mittel wieder zurückführen muss. Ich denke, wir sollten hier eine Frist von zehn Jahren, wie sie beim Wiener Wirtschaftsförderungsfonds besteht, einführen, damit hier nicht der Spekulation Tür und Tor geöffnet wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Ein Kuriosum bei der letzten Sitzung des Altstadterhaltungsbeirats möchte ich Ihnen nicht vorenthalten. Ein Verein, der die Prämissen der Förderungswürdigkeit erfüllt, bekommt keine Mittelzuteilung. Und das nur, weil Herr StR Mailath-Pokorny persönliche Überlegungen ins Spiel bringt. Der Verein Kuratorium zur Förderung der Wirtschaftsuniversität war davon betroffen. Ich werde doch nicht den Bund fördern, so der Herr Stadtrat. Und das nur, weil der Bund ein Eigentumsrecht auf das Grundstück dieses Vereins hat. Und jeder, auch wenn man kein Jurist ist, weiß, dass ein Vorkaufsrecht allein noch kein Eigentum begründet. Und daher wird doch noch Erklärungsbedarf herrschen, warum diese Zuteilung, die vom Bundesdenkmalamt als gerechtfertigt unterstützt wurde, abgelehnt worden ist. (Beifall bei der FPÖ.)
Immer und ewig wie tibetanische Gebetsmühlen der Regierung verfehlte Bildungspolitik vorzuwerfen, aber wenn es darum geht, selbst für die Bildung einzustehen, den Kopf in den Sand zu stecken und keinerlei Verantwortung übernehmen zu wollen, das ist mehr als scheinheilig. Wollen Sie warten, bis den Studenten die Decke auf den Kopf fällt? Wie ernst ist es Ihnen, wenn Sie von Bildung sprechen, wenn Sie sich massiv für ein Bildungsvolksbegehren einsetzen, wenn Sie bei der erstbesten Gelegenheit, wo Sie für die Bildung einen Dienst leisten können, diesen versagen? 

Die Beteiligung am Bildungsvolksbegehren sprach für sich. Die Menschen haben erkannt, dass hier keine ernsthafte Absicht zur Verbesserung der Bildungspolitik in diesem Land besteht, sondern lediglich ein Schlag gegen die Bundesregierung geführt werden sollte. Es wurde buchstäblich ein Schlag ins Wasser. 

Aber zurück zur Vergabe der Mittel für die Sanierung des Institutsgebäudes der Wiener Wirtschaftsuniversität. Es gibt klare Richtlinien zur Vergabe der Fördermittel aus dem Altstadterhaltungsfonds. Persönliche Befindlichkeiten eines Stadtrats finden darin aber keinen Niederschlag. (Beifall bei der FPÖ.)
Wenn man die absolute Mehrheit hat, ist man eher geneigt, dass man sich einfach zurücklehnt und gar nicht erst über neue Ideen nachdenkt. Es läuft ja sowieso. 

Ich meine, gerade der Altstadterhaltungsbeirat hätte gemeinsam mit dem Wohnbaureferat die Möglichkeit, innovativ zu sein, um Wohnräume nicht nur zu erhalten, sondern mitzugestalten oder vielleicht durch entsprechende Sanierungen erst zu schaffen. Wir diskutieren im Beirat, ob man zuerst ein einzelnes Haus einer erhaltenswerten Siedlungsanlage sanieren soll oder gleich die ganze Siedlung. Bei dem geringen Budget wahrscheinlich die einzige Möglichkeit, dass man so denkt. Auf lange Sicht ist es oftmals billiger, ein Gesamtkonzept, wie etwa eine Grätzl-Sanierung, eine komplette Siedlungssanierung in Angriff zu nehmen, als lediglich Stückwerk zu fördern. 

Schauen Sie sich die sanierten Fuggerbauten, die so genannte Fuggerei in Augsburg an. Oder die Kruppbauwerke in Berndorf. Die Arbeitersiedlung in Mödling. Alles Beispiele, um zu sehen, was machbar ist, wenn man es ernsthaft will. 

Es muss aber auch im Bereich der Altstadterhaltung zulässig sein, wenn es die vorhandenen Mittel entlastet, moderne Komponenten bei der Revitalisierung beziehungsweise Renovierung mit einzuplanen - immer mit Bedacht auf das erhaltungswürdige Objekt und in Bezug zum Gesamtergebnis, etwa wie bei den Gasometern, obwohl man auch hier durchaus geteilter Meinung sein kann. 

Namhafte Architekten, unter ihnen Herr Prof Wehdorn, stimmen hier überein, dass es oft billiger sein kann, neue Elemente bei der Instandsetzung von Altbauten mit zu verwenden, als gezwungenermaßen neue Teile auf alt nachzumachen. Und ich spreche hier nicht etwa davon, dass man Kunststofffenster einsetzen soll, sondern eventuell über die Verwendung von Glas, Stahl, modernen Außenanlagen, einfach neuen Gestaltungselementen. Es gibt dafür hervorragende Beispiele, wie etwa in Graz, und bei den Redoutensälen haben wir sie direkt vor der Haustür. 

Würden Sie sich nicht ewig in Selbstbemitleidung in Bezug auf die Bundesregierung ergehen, hätten Sie Ideen zur Veränderung. 

Wie ernst mir die Aussage über einen innovativen Altstadterhaltungsbeirat ist, darf ich noch an einer Idee darstellen, ähnlich den Ausführungen in der Klause Mauerbach, die manche von Ihnen, die seinerzeit dabei waren, kennen werden. Warum, Herr StR Faymann, ist nicht eine Zusammenarbeit zwischen Kultur und Wohnbau dahingehend möglich, dass in Wien Ausbildungszentren geschaffen werden - zum Beispiel hat Herr StR Rieder von einer Erweiterung der Fachhochschulen gesprochen, die eine eventuelle Alternative darstellen -, und zwar Ausbildungszentren in Form von fachspezifischen Kursen, wo Jugendliche mit einer abgeschlossenen Lehre auf dem Gebiet Maurer, Maler, Zimmermann, Schlosser und so weiter speziell auf Althaussanierung ausgebildet werden? 

In Krems gibt es etwas Ähnliches in Form einer HTL. Aber für eine HTL ist auch der Bund zuständig. 

Ein Projekt in dieser Form würde europaweit Zukunft haben, weil es ein dementsprechend großes Potenzial an denkmalgeschützten Bauten schon jetzt in der EU gibt und ein riesiges Aufgabengebiet durch die Osterweiterung zuwachsen würde. Fachkräfte sind verstärkt gefragt und es gibt eine große Marktlücke. 

Wir haben von der hohen Jugendarbeitslosigkeit in dieser Stadt gehört, von der alljährlich wiederkehrenden Winterarbeitslosigkeit, und es wäre dies ein Ansatz, um sie einzuschränken oder gar abzubauen. 

Ebenso wären hier beschäftigungslose Lehrer einsetzbar, die die Ausbildung in allgemeinen und fachspezifischen Gebieten übernehmen könnten. 

Versuchen wir gemeinsam, Altstadterhaltungsbeirat und Wohnbauausschuss, neue Wege zu finden, und sparen Sie nicht dann, wenn es darum geht, Wohn- und Lebensqualität in dieser Stadt zu schaffen und dabei neue Wege zu gehen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Vettermann am Wort. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Aber ich werde mich vor allem auch auf Wiener Wohnen konzentrieren und möchte ganz am Anfang vielleicht sagen: Das Spektakuläre bei den Berichten oder beim Rechnungsabschluss ist eigentlich das Unspektakuläre, nämlich wie ruhig und gewissenhaft die Arbeit läuft. Da möchte ich auch gleich am Anfang Frau Dr Payr und allen ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sehr herzlich danken. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das Wichtigste zuerst. Ich wollte aber doch noch auf Vorrednerinnen und Vorredner eingehen, nämlich auf Kollegen Gerstl. Also wenn er sich fragt, was in der Hausverwaltung gearbeitet wird, so ist er herzlich eingeladen, auch einmal unangekündigt vorbeizukommen. Da wird er nämlich zum Beispiel im 16. Bezirk sehen, dass alle drei Minuten fünf bis acht Personen auf ihn zukommen, und da kann er sich einmal erkundigen, was die alles am Herzen haben und wie viel dort zu tun ist. Nur um seinen eigenen Wissensstand auch ein bissel aufzubessern.

Kollegin FRANK wollte ich sagen, an sich bin ich ja selbst Mitglied im Altstadterhaltungsfonds und habe hier ressortmäßig einen persönlichen Anknüpfungspunkt. Daher mag ich das in der Ausführlichkeit nicht kommentieren, noch dazu, wo ich bei der letzten Sitzung nicht Zeitzeuge war, weil ich entschuldigt war. Aber die Förderrichtlinien sind ja mit allen Parteien, also eigentlich einstimmig, ausgemacht und beschlossen worden. Doppelförderungen sind nicht vorgesehen. Daher kann ich oder will ich zu dem heute nichts sagen, obwohl ich prinzipiell für die Diskussion aufgeschlossen und offen bin, weil das natürlich auch ein wirklich wichtiges Thema ist.

Zu den Investitionen meine ich, man kommt nicht darum herum, dass Wien einfach viel investiert und es entsprechend positive Ergebnisse zeitigt. Durch Wiener Wohnen selbst werden zum Beispiel durch die eigenen Investitionstätigkeiten um die 5,6 Milliarden S bewegt und damit 7 500 Arbeitsplätze gesichert. Gerade bei der thermischen Sanierung stehen gerade die Bauten der Fünfziger- bis Siebzigerjahre an. Das sind 73 Gemeindebauten mit 21 000 Wohnungen. Auch hier wird bewegt und geht es um ein hohes Investitionsvolumen. Und dass wir im Hochbau heuer 17,8 Milliarden S und im nächsten Jahr 18,4 Milliarden S ausgeben und dadurch 40 000 Arbeitsplätze sichern, der Bund aber auf 16,5 Milliarden sinkt und wir daher den Bund übertreffen, ist ein Faktum, das ich einfach deshalb wiederhole, weil Wiederholungen den Lernertrag sichern. Ich glaube allen anderen Wortmeldungen zum Trotz, gehört das auch festgestellt, dass Wien das macht und dass wir damit eben den Bund übertreffen und dadurch sehr wohl ein positives Beispiel geben, wie es geht. (Beifall bei der SPÖ.)
Ganz kurz auch zur Frage Öffnung der Gemeindebauten und Vormerkscheine und wie das alles zusammenhängt. Ich meine, ganz allgemein, möchte ich schon zum Kollegen Gerstl sagen, Gettos in Wien kenne ich keine, wenn das Wort "Getto" im allgemeinen Sprachgebrauch überhaupt einen Sinn haben soll.

Zu den GRÜNEN sei gesagt: Wir haben ja diese Schritte gesetzt. Es gibt die Notfallswohnungen und sie sind auch von drei Viertel der Mieter in den Gemeindebauten nach unseren Befragungen nach durchaus angenommen worden. Es war einmal eine vorsichtige Öffnung, die sich vor allem auf die konzentriert, die hier aktuell Hilfe brauchen, und zwar egal welcher Nationalität.

Wir haben aber daneben auch einiges noch weiter bewegen können. Durch die allgemeine Wohnbeihilfe ist es gelungen, hier für diesen Personenkreis, aber nicht nur für diesen Personenkreis, sondern für alle Wienerinnen und Wiener eben unabhängig von ihrer Nationalität einen wichtigen Schritt zu machen, dass nicht nur die im geförderten Wohnhaus, sondern auch die im privaten Wohnbau eine entsprechende Förderung bekommen. Und die, die da unten durch den Rost fallen, werden ja in Wien nicht über die allgemeine Wohnbeihilfe, wohl aber über die MA 12 erfasst. Also so ist das nicht, dass es hier Leute geben kann, die zu arm sind oder gar nicht mehr erfasst werden können. Immerhin ist es ... (Beifall bei der SPÖ.) Immerhin ist das einmal etwas, was 30 000 Haushalten zusätzlich eine entsprechende Verbesserung bringt. 

Beim geförderten Wohnbau als dritten Punkt, wo wir etwas für Zuwanderer und nichtösterreichische Staatsbürger machen, ist es gelungen, den ebenfalls zu öffnen. 20 Prozent der Neuvergaben sind für Zuwanderer.

In dem Sinn möchte ich zu dem einen Angriff gegen unseren Kollegen, Kurt Stürzenbecher, sagen: Er hat Recht, das ist richtig, diese Reform gemeinsam mit den Mietern behutsam und demokratisch legitimiert im Gemeindebau auch durchzuführen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dann zu den Vormerkscheinen. Also, das ist ein ständiges Auf und Ab, aber es stimmt, dass wir eine ganz kleine Anhebung haben. Nur muss man da zwei, drei andere Komponenten natürlich mit bedenken. Wenn man sagt, okay, schauen wir uns einmal zehn Jahre an, dann waren es 1991 21 000 Vormerkscheine und davon sind ungefähr 7 000 erledigt worden, also ein Drittel. Heute sind wir bei 13 000 bis 14 000 Vormerkungen, davon werden fast 12 000 erledigt, also fast 90 Prozent. Das heißt, es geht nicht nur um die absolute Zahl, sondern es geht auch darum, wie lange ich warten muss und wie schnell es umgesetzt wird. Das ist für den, der eine Wohnung sucht, eigentlich der entscheidende Wert. Man muss sagen, die 600, 700 Notfallswohnungen sind es nicht, warum ein entsprechend leichter Anstieg ist, sondern es ist die so genannte Jung-Wiener-Förderung, die es hier mit 4 000 Vormerkungen gibt und die Möglichkeit der Internet-Einreichung, wo es eben eine direkte Anmeldung gibt. Wir haben jetzt das Problem, dass daher auch die Zahl der Ablehnungen, nämlich aus formalen Gründen, steigt und wir uns eine Möglichkeit überlegen, Dokumente zu verlangen, ohne allerdings eine gleichzeitige Prüfung des Einkommens vornehmen zu können, weil das über das Internet ja nicht möglich ist, aber wir wollen diese Möglichkeit geben. Man muss sich schon anschauen, woher diese Steigerungen kommen, denn erstens sind es sehr wenig, zweitens möchte ich sie auch nicht bestreiten, aber drittens möchte ich dazu sagen, es ist schon ein entsprechendes Entgegenkommen, das über Internet möglich zu machen. Ich glaube, wir sollten hier keinen Schritt zurückgehen.

Bei den Hausbesorgern muss ich sagen, es ist natürlich eine mutige Bemerkung des Kollegen Wagner, wenn er sagt, es ist oder es wird billiger, denn im Gesetz steht ja im Moment nur, es sind angemessene Kosten. Niemand weiß es. Was sind die angemessenen Kosten? Wird es teurer? Wird es billiger? - Wir lassen uns überraschen. Ich hoffe, dass Sie in dem Sinn als Prophet Recht behalten können. Gesichert ist es auf keinen Fall. Auch sonstige Verhandlungen, wie Kollektivvertragsverhandlungen, sind noch nicht abgeschlossen. Also sind wir einmal mit derart allgemeinen Voraussagen vorsichtig.

Was die Privatisierung betrifft, muss ich sagen, Wien privatisiert die Gemeindebauten nicht. Es ist eh bekannt, dass es sich hier nur um Einzelobjekte handelt, wo eben vom Rechnungshof kritisiert wird, dass wir sie überhaupt als Gemeindewohnungen vergeben. Und weil gerade die Sonnenfelsgasse 13 auch angesprochen wurde, so muss man sagen, dass es hier so war, dass wir mit dem Mieterkonsortium immer noch in Kontakt sind und es noch gar nicht abgeschlossen ist, alle Mieter nicht nur informiert waren, sondern in dem einen Fall es sogar so war, dass die Mieter, bevor wir ihnen schreiben konnten, sie uns schon geschrieben hatten, weil sie eventuell das Haus kaufen wollten und daher der Kontakt sogar von den Mietern hergestellt wurde. Das ist also ein denkbar ungünstiges Beispiel.

Bei den anderen Beispielen stimmt es aber wohl, dass da nicht die Mieter an uns herangetreten sind, sondern wir den Kontakt mit den Mietern suchen und auch probieren, das den Mietern immer entsprechend anzubieten. Selbst wenn das dann irgendwann einmal verkauft werden sollte und ein Mieter sagt, ich hätte lieber eine Gemeindewohnung, dann bekommt er diese auch. Also er bleibt Gemeindemieter, wenn er das möchte. Das ist auf alle Fälle eine wesentlich andere Vorgangsweise, als es der Bund zum Beispiel bei der BUWOG macht, wo man ja entsprechend versucht hat, alle Wohnungen zu verscherbeln, sie zwar den Mietern angeboten hat, aber unter derartigen Bedingungen, dass sie zuerst die eigene Schätzung hätten zahlen müssen und außerdem ein Mindestausmaß erreicht werden musste, was ja nicht erreicht wurde und ich sage, auch nicht erreicht werden sollte, weil es doch darum geht, die Häuser als Ganzes an Investoren abzuverkaufen. Das ist abzulehnen und eine ganz andere Politik, als wir hier in Wien betreiben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Weil gesagt wurde, es ist sehr gut, dass der Bund die Dachgeschossinvestitionen dadurch fördert, dass er sie aus dem Mietrechtsgesetz rausnimmt und warum ist Wien da nicht dabei? - Weil wir eben eine andere inhaltliche Politik betreiben. Wir finden das nicht als inhaltlichen Fortschritt, dass bei der neuen Mietrechtsgesetznovelle Dachgeschosse, Ein- bis Zweifamilienhäuser und karitative Wohnungen rausgenommen werden, sondern sehen eher die Gefahr, dass das der erste Schritt ist, überhaupt das Mietrecht auszuhöhlen und zu unterhöhlen und sind dementsprechend natürlich eher auf der Bremse und versuchen, diesen Schritt zu verhindern. Wir werden es nicht schaffen, aber wir müssen es versuchen. Daher ist mir die Freude der ÖVP zwar inhaltlich klar, aber das zeigt eigentlich, dass wir eine andere inhaltliche Politik machen. 

Warum man sich, wenn die Gebietsbetreuung auf Mediation verweist, da so verwundert zeigt, ist mir nicht nachvollziehbar, weil es eine sehr moderne und richtige Form bei einem Teil der Konflikte ist, die es in einem Gemeindebau geben kann. Natürlich nicht bei allen. Bei rechtlichen Problemen wird man keinen Mediator nehmen können, der Menschen zusammenführt. Aber eine Mediation wäre, wenn zwei, drei streiten, ob die Kinder unten spielen sollen oder nicht. Das ist ein Konflikt zwischen den Mietern. Da vermittelnd einzuwirken, ist, finde ich, eine gute Sache, die die Gebietsbetreuung macht und da ist auch gegen Mediation nichts zu sagen. Das ist auch in dem Sinn, ehrlich gesagt, bei solchen Konflikten keine politische Frage, weil bei verschiedenen Konflikten - es gibt Ruhebedürfnisse gegen Kinder, Hundebesitzer gegen diejenigen, die Hunde nicht so gerne haben, et cetera - Mediation ein Mittel der Wahl ist und auch durchaus positiv gesehen werden sollte. 

Beim Mietertelefon muss man sagen, dass wir das in dem Sinn outgesourct haben und nur den Teil bezahlen, der auch unsere Mieter betrifft. Also etwas, was eigentlich die ÖVP - ich müsste jetzt sagen - eher freuen sollte, da sie ja sonst zumindest nicht so gegen Outsorcing ist. Daher kann ich nicht verstehen, wie dieser Vorwurf gemeint sein könnte. 

Dass wir bei WIENSTROM einen Bestpreis verhandelt haben, haben wir im letzten Ausschuss ausführlich diskutiert. Ich wiederhole es nicht. Da muss ich überhaupt sagen, dass natürlich alles in allem private Hausverwaltungen oft sehr, sehr viele Konflikte mit ihren Mietern haben, die aber Wiener Wohnen gerade nicht hat. Ganz im Gegenteil. Bei einer Zufriedenheitsfeststellung von Univ Prof Korunka und Dr Scharitzer wurden ja bei den Kundendienstzentren alle befragt, und zwar nicht diejenigen, die eine Wohnung haben wollen, wo man sagt, na gut, der will was, der redet ja immer positiv, denn diese hat man extra rausgenommen, sondern alle Beschwerdeführer und die sonst eine Beschwerde vorgebracht haben. Selbst da war die Zufriedenheit bei 90 Prozent, was für die ausgezeichnete Qualität des Wiener Wohnens und die Zufriedenheit der Mieterinnen und Mieter spricht. 

Alles in allem gibt es daher aus meiner Sicht eine schlechte und eine gute Nachricht. 

Die schlechte Nachricht ist, dass die Parteien, die dem Rechnungsabschluss von Wiener Wohnen und dem Wirtschaftsplan nicht zustimmen wollen, das den zufriedenen Mietern erklären werden müssen.

Die gute Nachricht ist: Den SozialdemokratInnen kann das nicht passieren, weil wir zustimmen werden. - Vielen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich bitte Herrn amtsf StR Faymann das Wort zu ergreifen.

Amtsf StR Werner Faymann: Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

GR Heinz Vettermann hat etwas sehr Sympathisches - finde ich - am Anfang seiner Rede gemacht, er hat den Mitarbeitern gedankt und ich möchte das noch auf jene Mitarbeiter ausweiten, die in der Debatte bei den Oppositionsrednern eigentlich nicht genannt wurden, die in der Baubehörde und in der Grundstücksbehörde tätig sind. 

Ich finde es als ein großes Kompliment, wenn die Opposition die Tätigkeit dieser Behörde nicht kritikwürdig findet und es ist ein großes Kompliment an die Mitarbeiter dort, die oft in großen Interessenkonflikten stehen, weil jemand, der uns ein Grundstück verkaufen möchte, erwartet sich ein Maximum an Preis und umgekehrt, wenn er etwas kaufen möchte, dann findet er, es gehört ja ohnehin der Stadt, das könnte umsonst sein. Und auf der anderen Seite bei den Baubehörden dass jemand, der etwas genehmigt kriegt, der hätte es ohnehin längst schon haben wollen und jemand, dem man erklären muss, dass eine Richtlinie dazu führt, dass es nicht genehmigt wird, ist natürlich wesentlich schwieriger und da ist der Dank natürlich seltener.

Ich möchte mich daher auch bei diesen Mitarbeitern besonders bedanken, weil sie in unserer Geschäftsgruppe gezeigt haben, dass sie Interessenkonflikte mit hoher Objektivität, Korrektheit und Sachlichkeit auslösen. Danke schön! 

Der Wohnbereich hat natürlich im engeren Sinne, nämlich bei der Wohnversorgung der Bevölkerung, auch für diese Debatte einen großen Vorteil. Wenn das Angebot so gut und so vielfältig ist, dass wir internationale Beachtung finden, sowohl hinsichtlich der Entwicklung unserer Wohnungspreise, also der Leistbarkeit der Wohnung, als auch in der Qualität des Neubaus, durchaus auch im Bereich der Stadterneuerung, und wir mit Zahlen aufwarten können, dass in den letzten zehn Jahren 200 000 Wohnungen entweder von Stadterneuerung oder Neubau betroffen waren und dass damit ein hoher Anteil der Wienerinnen und Wiener nicht nur hört, was alles für andere geschieht, sondern selbst von den Neubauten oder den Maßnahmen der Stadterneuerung betroffen war oder etwa bei der Wohnungssuche der Kinder oder der Enkel bemerkt hat, wie sich der Wohnungsmarkt entspannt, dann ist das natürlich ein positiver Ansatz für eine Diskussion. Das unterscheidet uns von vielen anderen Städten der Welt. 

Erlauben Sie mir nur die eine Bemerkung, weil Kollege Fuchs gesagt hat, wie schrecklich es ist, dass es jetzt eine absolute Mehrheit gibt - aber eines haben wir uns erspart: Wir müssen die Gemeindewohnungen nicht verkaufen. Der Karl-Marx-Hof bleibt so bestehen, wie er in der Geschichte dazu beigetragen hat, dass die Wohnungssituation so gut geworden ist! (Beifall bei der SPÖ. - Heiterkeit bei der ÖVP.)  
Die Bauwirtschaft, die zu Recht immer als eine Schlüsselindustrie gesehen wird, die zu Recht darauf verweisen kann, dass viele Arbeitsplätze in der Folge von ihr abhängig sind und dass, wenn man sie zerstört oder in Ansätzen zerstört, das in Bereichen zum Ansteigen der Arbeitslosigkeit führt, die nicht nur mit dem klassischen Bauarbeiter zu tun hat, ist ein Thema - und das hat ja in der Debatte auch eine große Rolle gespielt - von besonderer Bedeutung. Wenn wir uns anschauen, wer die Investitionen zurückgenommen hat (GR Georg Fuchs: Die Gemeinde Wien! Die Gemeinde Wien!), wenn wir uns im Bereich der Bauindustrie ansehen, wie es im Tiefbau bestellt ist, wenn man sieht, wer sich aller heute bei einer Ausschreibung trifft von ... (GR Georg Fuchs: Im Hochbau!) 

Herr Kollege Fuchs, selbst wenn man die Bundespolitik, wenn man hier heraußen ist, aus verständlichen Gründen ein bissel versucht wegzudrängen, dann bleibt natürlich in einer Großstadt trotzdem übrig, dass die Bauindustrie sich bei Projekten gegen kleinere und mittlere Betriebe in einem noch nie da gewesenen Konkurrenzkampf bewirbt, weil in Bereichen der Infrastruktur so gespart wurde, weil in Bereichen der Bundesbauten praktisch nichts mehr investiert wird, weil in all diesen notwendigen Schienen- und Straßenprojekten einfach nichts weitergeht. (GR Georg Fuchs: Schlecht informiert!) Wenn man das in Wien auf die Seite schiebt und sagt, man sollte in der Stadterneuerung noch was zulegen - ja wir sind auch bei dem einen Antrag dafür, der grundsätzlich sagt, man kann Investitionen immer stärken und man soll Investitionen immer stärken. Wir machen das bei der Sanierung und bei der Stadterneuerung. Aber wer die Investitionen hinuntergeschraubt hat, da bleibt Ihnen die Diskussion über die Maßnahmen dieser Bundesregierung und der betreffenden Ministerien nicht erspart, weil die leeren Auftragsbücher im Bereich der Bauindustrie sind nicht durch die Stadterneuerung entstanden, die sind auch nicht entstanden, weil Wiener Wohnen die thermische Sanierung und damit einige Investitionen über den Jahreswechsel verschoben hat, sondern die sind entstanden, weil in diesen Ministerien dafür einfach nichts mehr ausgegeben wird! (Beifall bei der SPÖ. - GR Georg Fuchs: Schlecht informiert!)  

Ich möchte aber doch auch auf zwei Punkte kurz eingehen, die in der Debatte eine Rolle gespielt haben. Das eine ist der der Vormerkrichtlinien und der sanften Öffnung der Gemeindebauten. 

Also, ich bin der Meinung, dass das Wort "sanfte Öffnung" eigentlich, auch wenn Sie, Herr Kollege Ellensohn, das so ein bisschen verhöhnend und so ein bisschen zynisch gebracht haben - wie sanft und 100 Schritte und quasi ein bisschen langweilig -, doch eine Verpflichtung und ein Respekt den Menschen gegenüber ist, die sich die Frage stellen: Welche Maßnahmen setzt eine Stadt und wie vermittelt sie die Maßnahmen der Bevölkerung? - Und da braucht man sich für Sanftheit nicht genieren. Ganz im Gegenteil. Man müsste sich genieren, wenn man überheblich darüber hinweggeht und sagt: Ob 12 000 Leute vorgemerkt sind oder 60 000, interessiert mich nicht, ob die Leute drei Jahre oder zwölf Jahre warten, interessiert mich nicht. Darüber müsste man sich genieren. Wenn man einen Weg entwickelt, der vorsichtig, der sanft und der im Einvernehmen mit der Bevölkerung ist, dann scheint mir das zumindest als sozialdemokratischer Politiker ein Ziel zu sein und da unterscheiden wir uns vielleicht. Es ist Sanftheit etwas Positives, wenn es um die Vermittlung von Maßnahmen geht, wenn es um den Respekt Menschen gegenüber geht. Da setzen wir uns dafür ein. (Beifall bei der SPÖ.)  

Ich wollte aber auch das Thema Hausbesorger nicht unwidersprochen lassen. Es betrifft immerhin derzeit 3 500 Menschen, die bei uns beschäftigt sind. Es sind natürlich nicht die Großverdiener, die manches Mal in der öffentlichen Debatte eine große Rolle spielen, sondern es sind die 90 Prozent, die um die 15 000 S brutto verdienen, oder die 50 Prozent, die sogar nur um die 10 000 S brutto verdienen. Da kann man nicht bestreiten, dass die Abschaffung des Hausbesorgergesetzes - ohne Sie mit Details zu belästigen -, diese wirtschaftliche Vergleichsrechnung, die aufgemacht wurde, dazu führt, dass jemand, der heute 7 000, 8 000 S brutto verdient und wenn man die Wohnung als Dienstwohnung noch einmal mit 2 000, 3 000 S einrechnet, in Zukunft nur mehr die Hälfte verdienen würde, weil man dem Hausbesorger - und das ist ja das Wesentliche - nicht mehr als wirtschaftliche Leistung anerkennt, dass er im Haus wohnt. Wenn man nämlich sagt, jeder Reinigungsdienst, der irgendwie telefonisch erreichbar ist, ist genauso viel wert, wie ein Beschäftigter, der dort lebt, dann war natürlich Ihre Maßnahme, dass Sie sagten, die Dienstwohnung sollen sich die Leute alle selber bezahlen - wo mich viele Hausbesorger gefragt haben: Na ja, sollen wir vielleicht noch was dazu zahlen, dass wir das machen? -, zerstörend. 

Wenn man die Dienstwohnung die Leute selbst bezahlen lässt und wenn man ihr Einkommen so rasant kürzt, weil man sie mit Reinigungskräften, die in einem gewissen Radldienst - immer andere - einfach vorbeikommen und das Haus reinigen, vergleicht, wenn man diese wirtschaftliche Vergleichsrechnung aufmacht, dann zerstört man natürlich den Hausbesorgerberuf. Damit zerstört man aber etwas, was vielen Wienerinnen und Wienern weit über den Berufsstand der Hausbesorger wichtig und wertvoll war, weil es auch ein Gefühl einer gewissen Sicherheit und sozialen Sicherheit im Haus war. Ich kann nur sagen, dass die Sorgen, die die 3 500 Beschäftigten seit Ihrer Abschaffung des Hausbesorgergesetzes haben, Menschen mit kleineren Einkommen treffen, die sehr darüber enttäuscht waren, mit welchem Handstreich und mit welcher Leichtfertigkeit Sie über die Existenzen dieser Menschen drübergefahren sind. (GR Georg Fuchs: Das ist doch nicht wahr bitte!) Das betrifft alle, die in Zukunft aufgenommen werden sollen, weil ihnen zu sagen: Bezahlt euch die Wohnung selber und dann verdient ihr noch die Hälfte - das ist keine Lösung, das ist Sarkasmus! (Beifall bei der SPÖ. - GR Georg Fuchs: Das ist doch nicht wahr!)  

Ich hoffe, Sie sind mir nicht böse, wenn ich nicht auf alle Argumente eingehe. Die beiden Redner der Sozialdemokratie haben so viele Punkte der Entwicklung in den unterschiedlichen Bereichen des Wohnens ins Treffen geführt, wofür ich mich auch bedanken möchte. Auch die Zusammenarbeit generell in unserem Ausschuss ist so konstruktiv, dass es glücklicher Weise eine noch bessere Gelegenheit gibt, als in diesem Forum zu später Stunde Details auszustreiten.

Ich möchte mich für die Diskussion bei Ihnen allen recht herzlich bedanken und Sie um Zustimmung ersuchen. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, zum Jahresabschluss der Unternehmung "Stadt Wien - Wiener Wohnen" für das Jahr 2000 und zum Wirtschaftplan der Unternehmung "Stadt Wien - Wiener Wohnen" für das Jahr 2002 liegt keine Wortmeldung mehr vor. Ich erkläre somit die Debatte für geschlossen.

Die Debatte zum Voranschlagsentwurf für das Jahr 2002 und zum Gebührenprüfungsantrag, das sind somit die Poststücke 1 und 2, Herr Berichterstatter, ich ersuche Sie um das Schlusswort. - Bitte, Herr Vizebürgermeister. (GR Mag Christoph Chorherr: Ausführlich! Bitte ausführlich!) Das Schlusswort wird ausführlich sein. (GR Mag Christoph Chorherr: Nicht unter 4 Minuten!)  

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Erfahrung, gewonnen aus der Teilnahme an einer Vielzahl von Budgetdebatten, hat mich darin bestärkt, dass auch jeder noch so tüchtige Versuch eines ausführlichen und tiefgründigen Schlussworts doch nicht die Chance gibt, dass die Oppositionspolitiker, die sich bis dahin auf ein "Nein" eingeschworen haben, es sich doch noch überlegen und dem Voranschlag zustimmen werden. (GR Johannes Prochaska: Da hätten Sie bessere Redner schicken müssen! - GR Georg Fuchs: Die Redner waren nicht gut genug!) Daher nehme ich an, dass sich der Widerspruch in Grenzen halten wird, wenn ich Ihnen versichere (GR Johannes Prochaska: Bessere Redner hätten Sie schicken müssen! - GR Günter Kenesei: Nicht zu ausführlich, bitte!), ich beschränke mich auf zwei Bemerkungen. 

Die eine Bemerkung ist die, dass ich mich persönlich bei den Mitarbeitern der Finanzverwaltung, aber nicht nur der Finanzverwaltung, sondern eigentlich aller Geschäftsgruppen, bedanken möchte, weil sie bei einer doch sehr schwierigen Ausgangslage, einer sehr begrenzten Manövriermasse und bei einer Umstellung auf ein völlig neues System, das für uns alle, auch für uns in der Politik, aber auch für die Mitarbeiter, sehr schwierig gewesen ist, es eigentlich geschafft haben, einen Voranschlag zustande zu bringen, der doch für viele Möglichkeiten die Chance bietet und keinen Sozialabbau, keine tiefen Einschnitte mit sich bringt. Dafür also den Mitarbeitern herzlichsten Dank! (Beifall bei der SPÖ und bei der ÖVP.)  

Das Zweite ist, und damit komme ich auch schon zum Schluss: Ich möchte - ich glaube fast, dass ich das im Namen aller sagen kann - den Steuerzahlern versichern, dass wir gerade eingedenk der besonders schwierigen wirtschaftlichen Situation, von der ja sehr viele Menschen betroffen sind oder betroffen sein können, umso sorgfältiger, umso mehr mit Zielgenauigkeit und Verantwortungsbewusstsein mit den zur Verfügung gestellten Steuermitteln umgehen werden. Da spielt es letztlich, meine sehr geehrten Damen und Herren, keine Rolle, ob es Mittel sind, die vom Bund hereingebracht werden, oder ob es Mittel sind, die wir durch eigene Steuern aufbringen. In diesem Sinne auch sozusagen eine Verpflichtungserklärung gegenüber dem Steuerzahler.

Ich habe die Aufgabe, noch zum Schluss formell darauf hinzuweisen - ich werde es ganz kurz machen -, dass der Voranschlag öffentlich aufgelegen ist, die Möglichkeit zur Einsichtnahme bestanden hat, die Einsichtnahme durch ein Gemeindemitglied erfolgt ist und die Stellungnahmen zum Voranschlag 2002 allerdings nicht vorgelegen sind, sodass eine diesbezügliche Antragstellung nicht erforderlich ist. 

Ich beschränke mich daher auf das Ersuchen um Zustimmung zum Voranschlag 2002.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. Ich darf nun die Sitzung bis 22.42 Uhr unterbrechen. 

(Die Sitzung wird um 22.27 Uhr unterbrochen und um 22.42 Uhr wieder aufgenommen.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, darf ich ersuchen, Platz zu nehmen. - Ich darf weiters um einen gewissen Konzentrationsprozess bitten. Es sind 49 Abstimmungsvorgänge. Es muss ein Regiefehler passiert sein, dass es nicht 50 geworden sind. 

Gut, wir kommen nun zur Abstimmung. 

Und zwar zuerst über die Postnummer 1 der Tagesordnung. Das ist der Entwurf des Voranschlags der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2002. 

Es wurde keine Gegen- oder Abänderungsanträge eingebracht. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem auf den Seiten römisch XXIV bis XXV des Voranschlagsentwurfs abgedruckten und aus 13 Punkten bestehenden Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist die Mehrheit mit der SPÖ. Alle anderen Parteien haben dagegen gestimmt. Somit ist der Voranschlag für 2002 mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nur zur Abstimmung der vorliegenden 43 Beschluss- und Resolutionsanträge. Ich werde mich bemühen, in Kurzfassung immer zu sagen, worum es geht.

Antrag Nr 1 ist von der FPÖ und von Abgeordneten der ÖVP und betrifft die Sofiensäle. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt.

Der nächste Antrag ist von den GRÜNEN und betrifft die Kostendeckung von Abschleppgebühren. Hier wird auch die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Dieser Antrag ist die absolute Minderheit, die möglich ist, ist somit abgelehnt. (Allgemeine Heiterkeit. - GR Gerhard Pfeiffer: Die GRÜNEN haben schon ein uneinheitliches Stimmverhalten!) Ja, das weiß ich, aber heute waren Sie einstimmig. Bitte, wir haben noch 40 Abstimmungen. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Vielleicht haben Sie keinen Klubzwang! - Weitere Heiterkeit.) 

Der nächste Antrag ist von den FPÖ-Gemeinderäten, betreffend finanzielle Hilfe im Rahmen der EURO-Umstellung. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag wird nur von der FPÖ unterstützt und ist somit abgelehnt.

Antrag von den GRÜNEN, betreffend Altlastensanierung in Wien. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls nicht die erforderliche Mehrheit und mit den Stimmen der GRÜNEN und der FPÖ abgelehnt. (StR Johann Herzog: Aber es werden immer mehr! - Heiterkeit bei der FPÖ und bei der ÖVP.)
Es kann ja noch passieren, dass wir einstimmig werden.

Nächster Antrag von den GRÜNEN, betreffend Müllvermeidungsbudget. Sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von den GRÜNEN unterstützt und ist somit abgelehnt. 
Antrag von der ÖVP, betreffend Aktion zum Austausch alter Gasheizungsgeräte. Hier geht es um die Zuweisung an die GRAe für Umwelt und FIWI. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Na, einstimmig! Hervorragend! (Weitere Heiterkeit.) Das ist schon beim 6. Antrag passiert, das ist nicht schwach.

Antrag von der ÖVP, betreffend Einsatz von Biodiesel beim Fuhrpark der Stadt Wien. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den GRA für Umwelt beantragt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls einstimmig so angenommen.

Antrag von der ÖVP, betreffend Durchführung einer Sperrmüllaktion für die Wiener Haushalte. Hier ist ebenfalls die Zuweisung an den Fachausschuss beantragt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls einstimmig angenommen.

Antrag von den GRÜNEN, betreffend ökologische Sanierung des Schiestlhauses. Hier geht es um die Zuweisung an den GRA für Umwelt sowie an den Herrn Bürgermeister.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls einstimmig. (GR Mag Christoph Chorherr: Jetzt geht's dahin!) Jetzt geht's dahin, ja.

Antrag von den GRÜNEN, betreffend abteilungsübergreifende Fortbildung. Hier wird die Zuweisung an den GRA für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport sowie an den GRA für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal verlangt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls einstimmig so angenommen.

Antrag von den GRÜNEN, betreffend One-Desk-One-Stop. Hier ist die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und somit abgelehnt. 

Antrag von den GRÜNEN, betreffend behindertengerechte Nachrüstung der Gasometer. Hier geht es ebenfalls um die Zuweisung an den GRA für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Antrag von den GRÜNEN, betreffend Wiener Schulbauprogramm. Sofortige Abstimmung. 

Bitte schön, wer ist dafür? - Das ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt.

Antrag von der ÖVP, betreffend Erstellung eines Qualitätssiegels als Grundlage für Förderrichtlinien im Bereich der Kindertagesbetreuung. Hier geht es um die Zuweisung an den Fachausschuss.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Antrag von der ÖVP, betreffend Einrichtung von Versuchsstandorten zur sprachlichen Integration im letzten Kindergartenjahr. Hier geht es ebenfalls um die Zuweisung.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Antrag von der ÖVP, betreffend Durchführung einer Studie im Zusammenhang mit der demografischen Entwicklung der Wiener Bevölkerung in den nächsten 20 Jahren und einer entsprechenden Bedarfsabdeckung von Schulstandorten. Hier geht es ebenfalls um die Zuweisung an den Fachausschuss. 

Wer ist dafür, bitte? - Das ist einstimmig angenommen. 

Der 17. Antrag ist von der FPÖ und betrifft die Erstellung einer Bilanz des Wiener Schulbaues der Jahre 1996 bis 2001 und hier geht es um die sofortige Abstimmung. 

Wer ist dafür? - Dieser Antrag ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Antrag von den GRÜNEN, betreffend Berücksichtigung der Wohnkosten bei der Errechnung der Elternbeiträge für Kinderkrippen, Kindergärten, Horte und Lern- und Freizeitclubs. Hier geht es um die Zuweisung an den Fachausschuss. 

Wer ist dafür? - Das ist einstimmig, nein, mehrstimmig ohne ÖVP angenommen. 

Antrag von den GRÜNEN, betreffend Hygienerichtlinien zur Wiener Tagesbetreuungsverordnung. Hier geht es um die Zuweisung an den Fachausschuss. 

Wer ist dafür? - Das ist mehrstimmig so angenommen. 

Wir sind beim Antrag Nr 20, der betrifft JungbürgerInnenveranstaltungen. Hier geht es um die Zuweisung an den zuständigen Fachausschuss. 

Wer ist dafür? - Das ist einstimmig so angenommen. 

Antrag Nr 21 betrifft die MA 47 Betreuung zu Hause/"betreute Seniorenwohnhäuser". Hier geht es um die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss. 

Wer ist dafür? - Das ist einstimmig so angenommen. 

Antrag Nr 22 betrifft die Zukunft der Vereinigten Bühnen Wien, eingebracht von der FPÖ, Zuweisung an den Fachausschuss. 

Wer ist dafür? - Das ist nicht erforderlich unterstützt und somit abgelehnt. 

Antrag Nr 23 ist ebenfalls von der FPÖ, betreffend Verdoppelung der Musikschulen in Wien. Zuweisung an den Ausschuss. 

Wer ist dafür? - Das ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Antrag von den GRÜNEN, betreffend Existenzsicherung von Public Netbase t0. Hier geht es um die Zuweisung an den GRA für Kultur und Wissenschaft sowie an den Herrn Bürgermeister. 

Wer ist dafür? - Dies ist ausreichend unterstützt und somit ohne FPÖ und ÖVP angenommen. 

Antrag von der ÖVP, betreffend Sicherungsunterbringung der städtischen Kunstsammlung (MA 7). 

Sofortige Abstimmung, bitte schön. - Das ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Antrag von der ÖVP, betreffend Sicherungsunterbringung der Wiener Stadt- und Landesbibliothek. Sofortige Abstimmung. 

Wer ist dafür? - Das ist nicht die Mehrheit und somit abgelehnt. 

Antrag von der ÖVP, betreffend gesetzliche Grundlage für Förderung von "Kunst am Bau" und "Kunst im öffentlichen Raum". Hier wird die Zuweisung verlangt. 

Wer ist dafür? - Das ist einstimmig angenommen. 

Antrag von der FPÖ, betreffend abgelehnte Subventionsansuchen, und hier wird die Zuweisung an den GRA für Kultur verlangt. 

Wer ist dafür? - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und somit abgelehnt. 

Antrag von der SPÖ eingebracht, betreffend Kürzungen von Kulturförderungen durch die Bundesregierung. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer ist dafür? - Dies ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN angenommen. (Heiterkeit bei der FPÖ und bei der ÖVP.)
Die Abstimmung war mehr rhetorisch, aber geschäftsordnungsmäßig notwendig. 

Antrag von den GRÜNEN, betreffend Aufhebung der Zweckbindung der Parkometerabgabe. Sofortige Abstimmung. 

Wer ist dafür? - Das ist ebenfalls die absolut mögliche Minderheit und somit abgelehnt. (Allgemeine Heiterkeit.) - Die kleinste Gruppe ist die absolut mögliche Minderheit. 

Wir kommen zum vorliegenden Antrag Nr 31. Zum 31. Antrag von der ÖVP, betreffend Planungsarbeit für eine neue U‑Bahn-Linie. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer ist dafür? - Das ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Antrag von den GRÜNEN, betreffend Einrichtung des Hakoah-Sportplatzes. Sofortige Abstimmung.

Wer ist dafür? - Dies ist einstimmig angenommen worden. 

Antrag von der ÖVP, betreffend Fördermaßnahmen für Geschäftsstraßen. Hier wird die Zuweisung an den zuständigen Fachausschuss beantragt. 

Wer ist dafür? - Dies ist mehrstimmig ohne den GRÜNEN angenommen.

Antrag von der ÖVP, betreffend Beifügung der Arbeitsschwerpunktberichte der Magistratsabteilungen zum Budgetausdruck. Der Antrag soll an den zuständigen Fachausschuss, in dem Fall FIWI, gehen. 

Wer ist dafür? - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und somit abgelehnt. 

Antrag von den GRÜNEN, betreffend arbeitsmarktpolitische Vorbereitung Wiens auf EU-Erweiterung. Hier wird beantragt, diesen Antrag an einige Gemeinderatsausschüsse zuzuweisen. 

Wer ist dafür? - Das ist mehrstimmig angenommen ohne den Freiheitlichen. 

Antrag von den GRÜNEN, betreffend Integrationsvertrag. Sofortige Abstimmung. 

Wer ist dafür? - Dies ist angenommen ohne ÖVP und Freiheitliche. 

Von der FPÖ eingebrachter Antrag, bezüglich Zurverfügungstellung ausreichender finanzieller Mittel für den Verein "Die Helfer Wiens". Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer ist dafür? - Das ist nicht erforderlich unterstützt und somit abgelehnt. 

Antrag von den GRÜNEN, betreffend die finanzielle Situation der Wiener Ordensspitäler. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss beantragt. 

Wer ist dafür? - Das ist einstimmig angenommen. 

Antrag von den GRÜNEN, betreffend Finanzierung des Buddy-Vereins durch die Gemeinde Wien. Hier wird die Zuweisung an den GRA für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport sowie an den GRA für Gesundheits- und Spitalswesen verlangt. 

Wer ist dafür? - Dies ist einstimmig angenommen. 

Der Antrag Nr 40 betrifft die Erstellung eines Wiener Geburtshilfeplans. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss beantragt. 

Wer ist dafür? - Dies ist einstimmig angenommen. 

Antrag von den GRÜNEN, betreffend ökologisches Auftrags- und Beschaffungswesen. Sofortige Abstimmung. 

Wer ist dafür? - Dies ist mehrstimmig ohne ÖVP angenommen.

Antrag von der ÖVP, betreffend Sofortmaßnahmen zur Stärkung der Wohnbauwirtschaft. Sofortige Abstimmung. 

Wer ist dafür? - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und somit abgelehnt. 

Antrag von der ÖVP, betreffend Stimulierungsmaßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und Anreizschaffung für privates Investitionskapital. Für diesen Antrag wurde die sofortige Abstimmung verlangt.

Dies ist einstimmig angenommen. 

Somit sind die Beschluss- und Resolutionsanträge abgestimmt. 

Wir kommen nun zur Postnummer 2 der Tagesordnung. Sie betrifft die Überprüfung von Gebühren und tarifmäßigen Entgelten durch den Gemeinderat.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mehrstimmig ohne ÖVP und FPÖ angenommen. 

Die Postnummer 3 (PrZ 198/01-GIF) der Tagesordnung betrifft die Festsetzung der Wertgrenzen für das Jahr 2002. 

Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mehrstimmig ohne ÖVP angenommen. 

Postnummer 4: Sie betrifft den Wirtschaftsplan der Unternehmung "Wiener Krankenanstaltenverbund" für 

das Jahr 2002. Die Debatte hat bereits stattgefunden. 

Ich komme zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mehrstimmig nur mit den Stimmen der SPÖ angenommen. 

Postnummer 5: Jahresabschluss der Unternehmung "Stadt Wien - Wiener Wohnen" für das Jahr 2000. 

Wer für die Annahme des Jahresabschlusses ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mehrstimmig angenommen. Ohne den Stimmen der Freiheitlichen ist dieser Antrag mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 6: Wirtschaftsplan der Unternehmung "Stadt Wien - Wiener Wohnen" für das Jahr 2002. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nur mit den Stimmen der SPÖ angenommen.

Somit darf ich feststellen, dass die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt ist. 

Ich erkläre die Sitzung für geschlossen. 

Morgen um 9 Uhr in der Früh setzen wir mit der 8. Sitzung des Wiener Gemeinderats fort. 

Eine schöne kurze Nacht!

(Schluss um 22.58 Uhr.)  

